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1 . Einleitung 

1.1 . Die globale Herausforderung: 
Umwelt und Entwicklung 

Die weltweit fortschreitende Verschlechterung des 
Zustands der Ökosphäre und die damit einherge­
hende Schädigung der Lebensgrundlagen wer­
den auf der ganzen Welt mit zunehmendem Be­
wußtsein und Besorgnis registriert. Global und 
ebenso im regionalen und lokalen Rahmen zeigen 
Entwicklungen der Ökosysteme nicht nur das Er­
reichen kritischer Belastungsgrenzen auf, sondern 
diese Grenzen werden bereits in einigen Berei­
chen überschritten. Das sind deutliche Hinweise 
dafür, daß die Entwicklung, bedingt durch tiefgrei­
fende und zum Teil unumkehrbare Veränderungen 
in der Verfügbarkeit der alles Leben ermöglichen­
den Umwelt- und Naturgüter inzwischen nicht 
mehr langfristig aufrechterhaltbar ist. 

Die künftige Geschichte der Menschheit wird aber 
wesentlich von unserer Fähigkeit bestimmt sein, 
Umwelt- und Naturgüter in einer Weise zu nutzen, 
daß auch kommenden Generationen die Lebens­
grundlage nicht entzogen wird. Da die grundle­
genden Weichenstellungen zum Überleben der 
Menschheit noch in den nächsten 10-15 Jahren 
erfolgen müssen, trägt die heutige Generation für 
alle folgenden Generationen eine besondere Ver­
antwortung, denn der erkannte Handlungsbedarf 
muß so rasch wie möglich zu konkreten Maßnah­
men und verändertem Verhalten führen. 

Der 1987 im Rahmen der Vereinten Nationen ver­
öffentlichte Bericht der "Weltkommission über 
Umwelt und Entwicklung" (Brundtland-Report) hat 
einen bedeutenden Schritt über die Prinzipien der 
ersten Weltumweltkonferenz von Stockholm vom 
Jahr 1972 hinausgetan, indem er den Schwer­
punkt seines Lösungsansatzes vom bloßen Um­
weltschutz auf die wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklungsproblematik verlagerte. Inhaltlich bedeu­
tet dies die Notwendigkeit, unser bisheriges ex­
pansiv-quantitatives Entwicklungsmodell durch 
ein zukunftsverträglich-qualitatives Entwicklungs­
modell zu ersetzen, was einen tiefgreifenden Pa­
radigmenwechsel impliziert. 

Eine Reihe internationaler Großkonferenzen - von 
Stockholm 1972 bis zur UN-Konferenz über Um­
welt und Entwicklung (UNCED) von Rio de Janeiro 
im Jahr 1992 - hat die weltweite Besorgnis auf die 
Ebene zwischenstaatl icher Verhandlungen gestellt 
und eine große Zahl von Vorschlägen, Empfehlun­
gen und Beschlüssen gefaßt. So stellt das umfas­
sende Maßnahmenprogramm der Rio-Konferenz 
"Agenda 21" in seiner Präambel u.a. fest, daß die 
Umsetzung der Maßnahmen in erster Linie in die 
Verantwortung der nationalen Regierungen fällt. 
Nationale Strategien, Pläne, Maßnahmen und 
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f'lrozesse sollten eingeleitet werden, um das Ziel 
einer globalen bestandfähigen Entwicklung der 
Erde zu gewährleisten. Internationale Zusammen­
arbeit soll die nationalen Anstrengungen unter­
stützen und ergänzen. 

Auch das Fünfte Umweltaktionsprogramm der EU 
steht ganz unter der Prämisse, das Ziel einer Aus­
gewogenheit zwischen Entwicklung, Umwelt­
schutz, Innovation und menschlicher Kreativität zu 
erreichen. Ausdrücklich wird in beiden Dokumen­
ten festgestellt, daß die Ursachen von Umweltver­
schmutzung und Erschöpfung der natürlichen 
Ressourcen beseitigt werden müssen, anstatt wie 
in der Vergangenheit zu warten, um auftauchende 
Probleme zu bekämpfen. 

Während man sich jedoch unter Experten über 
zahlreiche Ziele und Maßnahmen weitgehend ei­
nig ist, bestehen große Probleme bei deren prak­
tischer Umsetzung, zumal diese nicht ohne tief­
greifende Strukturveränderungen erreicht werden 
kann. Wenn die Menschheit die Herausforderun­
gen, die sich ihr im Bereich der Umwelt stellen, 
annehmen will, dann muß sie bemüht sein, den 
Weg einer umweltgerechten und nachhaltigen 
Entwicklung einzuschlagen. Dann ist es nötig, den 
Ursachen von zukünftiger Umweltverschmutzung 
und Erschöpfung natürlicher Ressourcen zuvor­
zukommen bzw. diese zu beseitigen, statt abzu­
warten, bis drohende oder bereits eingetretene 
Katastrophen dramatische Korrekturmaßnahmen 
erzwingen. In den meisten Fällen wäre es dann zu 
spät, bzw. würden gewaltige finanzielle Kosten er­
wachsen. Rückblickend ist festzuhalten, daß die 
bereits eingetretenen Schädigungen zumeist nicht 
beabsichtigt waren, sondern die unerwünschte 
Nebenfolge allgemein anerkannter positiver Ziel­
setzungen waren. Allerdings wurden die ökologi­
schen Nebenwirkungen in ihrer Auswirkung zu 
lange unterschätzt. 

Dieser Paradigmenwechsel wird letztlich wegen 
der vielfachen und wechselseitigen internationalen 
Verflechtungen weltweit erfolgen müssen. Verhal­
tensmuster und Gewohnheiten werden auf loka­
ler, regionaler, nationaler, kontinentaler und globa­
ler Ebene zu verändern sein, um weltweit die not­
wendige Trendwende zu ermöglichen. Alle Berei­
che der Gesellschaft, einschließlich der Regierun­
gen, regionalen und lokalen Behörden, Nicht-Re­
gierungsorganisationen (NGOs), Produzenten und 
Konsumenten und letztlich jeder einzelne Bürger 
sind betroffen und werden auch gemeinsam Ver­
antwortung tragen müssen. Im Rahmen der glo­
balen Herausforderungen ist der einzelne aber 
nicht mehr nur potentiell Betroffener von globalen 
Krisen, sondern vor allem unmittelbarer Akteur 
und Partner öffentlicher Entscheidungsträger auf 
allen Ebenen. Regierungen können letztlich nur 
Rahmenbedingungen setzen, in denen unabhän­
gig und frei entscheidende Bürger als Produzen-
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ten und KCIlsulller1ten nuf eier Grundlage geal1 -

derter Wertvorsteiluilgen ulllweltgE,rechte Verllal­
ter;sllluster erllwlckelll IlIUSSerl. 

1. 2. Der Nationale Umweltplan für Österreich 

Der erstmals fur Osterrelcll erstellte langfnstlg on­
erltlerte Nationale Umweltplan soll allen Beteiligten 
als verblr1cJlicher Orientlerungsralmll?n drenen. Dw 
vorllegemJe Nationale Uillweitplan stellt eille 
Ch,lnce dar. den eriorclerllchell Struktur,vanc1el 
lllußgebllcil uno nachllaltlg Illitzugestaltell. Oster­
reich veriLlgt aufgrund seiner geographlscllen L a­
ge 111 eiller kllnlatlsch gellläf51gten Zone ulld als 
LclrlcJ Illit elrler vielfältigen topographischen GlierJe­
rung noch uber eine relatiV intakte und vlelfalllge 
Umwelt. die eine artenreiclle Fauna und Flora so­
wie reichhaltige WasservorkOllllllerl einseIlließt. 
Durch Elgenverschll1utzung unel aufgrund VOll Elr'· 
flussen und Ellllsslollell seiner unlllittelbaren und 
ll1ittelbaren Umgebung Ist Österreich einem erheb­
Ilcllen Schadstoffell1trag ausgesetzt. Die Integntat 
der UmV/eltressourcen Osterreichs ISt. auf Dauer 
gesellen, keinesfalls geSichert. Wirksame Gegen­
maßnahmen verlangen eine. den osterreichischen 
spezlflscherl Gegebenheiteil allgepilf3te. onglnare 
AlltWOrt. 

Die Vorarbeiteil fur cJre Ersteiluilg eines nationalen 
Umweltplans wurdel1 bereits 1992 In Angrrff ge­
nommen Der Auftrag all Sieben Arbeitsgruppen 
lautete. zur Operationalislerung und Implementie­
rung des Prillzips der Nacllhaltigkelt fur ulllVveltre­
levante Politikfelder 111 Osterreich langfrrstlg und 
strategiscil ausgerichtete okolog,sclle Ziele quali­
tativer und quantitativer Natur Illcht nur durch ei­
nen medren- und sektorenüberschreitenden An­
satz zu definieren. sondern mlttel- wie langfrrstlg 
Illtegnerte Konzepte zur LJml/veltvorsorge zu ei-ar­
beiten und darüber hinaus auell in der politischen 
Offentllchkelt fest zu etablieren. 

Damit unterlllll111lt Osterreich, das bereits seit 
1984 den umfassenden Umweltschutz in der Bun­
desveriassung verankert Ilat. einen weitereil 10~JI­

scllen Seil ritt In Rlclltung auf die Durchsetzung ei­
ner Strategie nachhaltiger EntWicklung, zu eJer es 
sich auch International politisch verpflichtet hat. 
Osterreichs eriolgrelche ZWischenstaatliche Rolle 
111 der Uillweitzusaillmenarbeit läßt sch Vielfach 
dokumentlererl, sei es durch seine aktive Mitarbeit 
bel der UNCED-Konlerenz von RIO 1992 oder. un­
ter Redachtllahme auf seine geopolnsche Situati­
on, 111 der Unterstutzung verschiedenster Maßnah­
Illel1 der Intematlonalen Gemeinschaft bzw. Im bi­
lateralen Rahmen seiner Nachbarschaftspolitik, 
um eine Verbesserung der regionalen bzw. der 
globalen Uillweltsituatioll zu erreichen. Mit gutem 
Grund kal1ll Osterrelcll In Vielen Belangen fLI!' slcll 
in Anspruch nehillen. eine auch Irltematlonal clller­
kannt fortschrrttllche Umweltpolitik zu betreltJen. 

-12 -

Mit dem Nationalen Ulll'weltplan wurde fur Öster­
relcll nLillmehr elll langfristig orientiertes Konzept 
ent\;lJlckelt. '""eielies das politische BekelliltnlS zu 
elr,er Integration uillweitpolltischer Anliegen In 311e 
Ebeneil der Politik, Insbosonelere In der Illdustrre­
politik, Verkehrs- und EnerCjlepolitik, Landwirt 
schaftspolitik, Gesundheitspolitik. Fcrsehungs­
un,j Tecllnol:Jglepolltlk wie aucll BlldullgSpolltlk 
operatlonallsiert . 

Der vorlleger-de Nationale Ulllwel:plall fur Oster­
reich soll, uilter Beachtullg na:lonaler. eurOIXl 
Iseller Lind Irlternatlonaler Nmmen, MClIßllahmell 
ulld Eriahrun,~ell, langfristig orlelltlerte ZielsetzlIl1-
gell unel StalldarcJs fur OsterTeich definieren, die 
elrle umwelt~Jerechte E'ltwlcklllng ulKi elel' dazu 
erforderlicllen StruktullNandel einleiteli. III dleselll 
Sinne wUlde ein Katalog zur Reallslelung dor 
dafur notwendigeil Maßnahlllen ausgearlJelteL 
Kemelemellte des Planes Sind uillweltviissell­
schaftllcll funcllerte und langfristig orrentierte Qua­
litatszlele und Vorschläge VOll MaßnahmeIl ZUr 
SclladstoffrecJuktlon, zur schOllenden Nutzung el­
schopfbarer Flessourcen lind zur Mllllmlerung VOll 
Stoffslrömen. 

Dabei wlrcl bewußt davon ausDegangell, cJaß auf­
grund der \Nelterelltwlcklullg des gegenwartlgell 
Wissensstancles vmgescillagene Standards, In­
strumente und Maßnahme!l Im allcJemelllon 
zukunftig einer standlgell Veranderung und An­
passung all die neu esten Erkenntnisse unel die 111-
ZWischen errelcille Situation der Umwelt unter­
worien werden mLJSSell. Wenn eine dauerhafte 
und umweltgerecllte EntWicklung erreicht werden 
soll, eriordert cJleses Ziel weitSIchtige, umfasseli­
de, wirksame lind vor allem elen leweiligeil Erior­
dernlsser, angepaf3te Mal'lilahillell. Gesellschaft'l­
ches und politisches EnC]3gement und konkretes 
IndiViduelles H3ndelr, werden nötig selll, damit 
Österreich auf selnelll Weg zur Naehllaltlgkeit sei­
ner Rolle, die es als kleiner, aber Wirtschaftlich uncJ 
technologisch potenter Industnestaat elnnllll!llt. 
gerecht werden kalln. 

Daher soll auch eiie langfl-,stlge Zielsetzung des 
Nationaleil Urnweltplalls keineswegs eitle stalTe 
oder statischE? Festschreibung der uillweitpolltl­
scllen Schwerpunktsetzlillgeri und der dafLlr vor­
gesellenen Instrllilleilte und Maiß nahmen kataloge 
beinhaiteil Der vorliegende erste Natiorlale Um­
welt plan soll vlelmellr einen dYllal1llsellel1 Prozeß 
einleiten, dessen Elemellte neben eier Planung 
und ZlelbestlmlT1ung auch die Implemelltlerur1g 
der Maßnahn1ell un,j deren Evalulerllng umfas­
sen. Die Evalulerullq der Umsetzungsergebnisse , 
die in regelmäßigen Abstanden durcllzLlführen 
sein Wird, Ist aus heLnger Sicht etwa In Abstanden 
VOll zwei Jahl-ell nach Ersteiluilg des lel/leiligell 
Planes durchzufLjhren, und wird In eiller enlspro­
chelldell Reif SI on lJzvv. Weltmentwlcklung des 
Nationalen Umweltplans resultieren. Daher wlrcl 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)12 von 324

www.parlament.gv.at



der Nationale Umweltplan etwa alle vier Jahre zu 
aktualisieren sein und damit laufende Ergänzun­
gen, Korrekturen und bessere Einsichten in die 
Herbeiführung des für die Nachhaltigkeit erforder­
lichen Strukturwandels in Österreich mitbeinhal­
ten . Der Nationale Umweltplan soll damit zur 
Grundlage für die strategische umweltpolitische 
Gestaltung auf allen relevanten gesellschaftlichen 
Ebenen, wie Behörden der nationalen, föderalen 
und lokalen Ebene, der Wirtschaft , wirtschaft li­
chen und sozialen Interessenvertretungen, den 
NGOs aber auch der Universitäten und Schulen 
etc. für die kommenden Jahrzehnte in Österreich 
werden. Er schafft die Rahmenbedingungen für 
den erforderlichen gesellschaftlichen Wandel. Sein 
Erfolg oder Mißerfolg wird nicht zuletzt die Gene­
ration der Kinder und Jugendlichen von heute und 
morgen betreffen. 

1.3. Ein Sprachrohr für die Jugend: 
Der Jugendumweltplan 

Immer mehr junge Menschen zeigen sich besorgt 
über die zunehmende Zerstörung der Umwelt. 
Viele von ihnen engagieren sich bereits und arbei­
ten in Schulen, Umwelt- oder Jugendorganisatio­
nen an diversen Projekten , um einen Beitrag zur 
Sicherung ihrer Zukunft zu leisten. 

Um auch die Jugend Österreichs in die nationale 
Umweltplanung einzubeziehen, wurde als kom­
plementäre Initiative der Jugendumweltplan ins 
Leben gerufen. Der Jugendumweltplan ist das 
Bindeglied zwischen Nationalem Umweltplan, 
dem Umwelt- und Jugendministerium und den an 
Umweltfragen interessierten Schülern, Lehrlingen 
und Studierenden zwischen 15 und 25. Als Ju­
gendbeteiligungsmodell ist der Jugendumwelt­
plan eine in Europa einzigartige Initiative: erstmals 
wird versucht , junge Menschen, die teilweise noch 
nicht wahlberechtigt sind , in die Gestaltung eines 
umfassenden, auf Regierungsebene angesiedel­
ten umweltpolitischen Planungsvorhabens einzu­
beziehen. Der Jugendumweltplan bietet den Ju­
gendlichen Österreichs ein Forum, ihre Ideen und 
Vorstellungen zu den Zielen zukünftiger Umwelt­
politik als Wünsche und Forderungen an die Ge­
stalter des Nationalen Umweltplans zu richten -
verbunden mit deren Bereitschaft zum offenen 
Dialog und dem Bemühen, diese Positionen und 
Vorschläge in den Nationalen Umweltplan zu inte­
grieren. Durch den Jugendumweltplan wird der 
Dialog mit jungen Menschen in der Implementie­
rung und Fortschreibung des nationalen Umwelt­
planes weitergeführt und deren Partizipation im 
umweltpolitischen Meinungsfindungs- und Ent­
scheidungsprozeß etabliert werden. 

Im Rahmen des Jugendumweltplans werden bis­
her einerseits umweltengagierte Jugendliche ein­
geladen, an seiner Gestaltung mitzuwirken, zum 

-13 -

anderen wurden Lehrerinnen und Lehrer mit den 
Zielsetzungen des Jugendumweltplans und des 
Nationalen Umweltplans vertraut gemacht und 
Lehrbehelfe zu ausgewählten Teilbereichen zur 
Verfügung gestellt, wodurch der Jugendumwelt­
plan auch Eingang in die Schulen gefunden hat. 
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2. Herausforderung "Sustainability": 
Rahmenbedingungen, Strategien, 
Selbstverständnis 

2.1. Stellung der österreichischen 
Umweltpolitik im internationalen Kontext 

2.1.1. Die globale ökologische Problemstellung 

Das Ausmaß der ökologischen Probleme in Hin­
blick auf Umwelt und Naturressourcen beruht 
großteils auf dem in der Geschichte der Mensch­
heit bislang nicht gekannten Ausmaß an wirt­
schaftlicher und sozialer Entwicklung vor allem in 
den nördlichen Industriestaaten. 

Seit Beginn dieses Jahrhunderts hat sich weltweit 
der Verbrauch fossiler Energieträger um den Fak­
tor 30 und die industrielle Produktion um den Fak­
tor 50 erhöht; die Bevölkerungszahl hat sich mehr 
als verdreifacht; etwa 4/5 dieser verschiedenen 
Wachstumsprozesse haben allein seit dem Jahr 
1950 stattgefunden . Auch konservative Progno­
sen der Vereinten Nationen gehen davon aus, daß 
sich die Bevölkerungszahl in den nächsten 50 
Jahren zumindest verdoppeln wird und die wirt­
schaftlichen Aktivitäten sich um das fünf- bis 
zehnfache erhöhen werden, insbesondere in den 
Bereichen Energie, Verkehr, Industrie und Bauwe­
sen, Landwirtschaft und Tourismus. Es müßte 
sich weltweit ein Bewußtsein dafür durchsetzen, 
daß "Umwelt", d.h. die lebenserhaltenden Syste­
me und natürlichen Ressourcen, einen Bereich 
darstellt, der auch die Menschen miteinschließt. 
Der Begriff "Mitwelt" wäre daher die adäquatere 
Form der Beschreibung dieses Sachverhalts. 

In den nördlichen Industriestaaten, die das Phä­
nomen der Bevölkerungsexplosion bereits im 19. 
Jahrhundert erlebt haben, und wo heute dennoch 
weniger als 1/4 der Welt bevölkerung leben, sind 
die Umweltbeeinträchtigungen in erster Linie auf 
ein ständig steigendes materielles wirtschaftliches 
Wachstum zurückzuführen . Mehr als 3/4 der 
Weltbevölkerung lebt im Süden, in den Entwick­
lungsländern. Hier nimmt vor allem die armutsbe­
dingte Umweltschädigung ständig weiter zu. Al­
lerdings sind die Industriestaaten für mehr als 3/4 
der Verschmutzung der Umwelt verantwortlich. 
Beim Energieverbrauch sind es sogar 4/5. Diese 
Tendenzen gefährden die Funktionsfähigkeit der 
Ökosysteme weltweit, aber auch die Gesundheit 
der Menschen und überdies ihre zukünftige sozia­
le und politische Sicherheit. Letztlich ist die Über­
lebensfähigkeit der Menschheit selbst bedroht. 

Die internationale Staatengemeinschaft konzen­
triert sich gegenwärtig auf vier miteinander zum Teil 
eng verbundene ökologische Problembereiche: 

·19 · 

2.1.1 .1. Zunehmende atmosphärische 
Erwärmung und Klimaveränderung 

Die anthropogen bedingten Emissionen von Treib­
hausgasen wie Kohlendioxid, Methan, Lachgas, 
etc. nehmen dramatisch zu. Ungeachtet gewisser 
prognostischer Unsicherheiten besteht unter Ex­
perten Konsens darüber, daß die Änderung in der 
chemischen Zusammensetzung der Erdatmos­
phäre zu einer globalen Erwärmung und, damit 
verbunden , zu einer Reihe unerwünschter Folge­
erscheinungen, wie dem Ansteigen des Meeres­
spiegels, Klimaveränderungen , Dürre und WÜ­
stenbildung führen wird. Die negativen Auswirkun ­
gen dieser Veränderungen auf die sozioökonomi­
sche Entwicklung insgesamt können nur bedingt 
abgeschätzt werden. 

2.1.1 .2. Verdünnung der Ozonschicht 

Seit etwa Mitte der siebziger Jahre Jahre wurde 
klar, daß durch einige synthetische Chemikalien , 
insbesondere FCKWs, eine Verdünnung bzw. Zer­
störung der Ozonschicht in der Stratosphäre, die 
die Erdoberfläche vor Ultraviolett-Strahlung 
schützt, stattfindet. Innerhalb eines relativ kurzen 
Zeitraums ist es in internationalen Verhandlungs­
prozessen gelungen, internationale Strategien 
und Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen zu 
entwickeln. Es steht zu befürchten, daß sich die 
ursprünglichen Prognosen über die Effektivität der 
umweltpolitischen Reaktionen als zu optimistisch 
erwiesen haben, weil der Abbau der Ozonschicht 
über weiten Teilen der Erde rascher als bisher an­
genommen vor sich gehen dürfte. 

2.1 .1.3. Waldsterben und Entwaldung 

Die Entwaldung hat besonders in den tropischen 
und subtropischen Regenwäldern ein alarmieren­
des Ausmaß angenommen. Mehr als 17 Mill. ha 
tropischer Regenwälder gehen pro Jahr verloren. 
Aber auch im Norden ist der Waldbestand zum 
Teil durch die Deposition von Luftschadstoffen ge­
fährdet, werden Naturwälder in dramatischem 
Ausmaß gerodet. Dies kann die globale Situation 
insofern negativ beeinflussen, als Wälder als C02-
Senken und Reservate tür biologische Vielfalt eine 
unschätzbare Ressource darstellen . Zudem sind 
etwa 500 Millionen indigener Bevölkerung , die in 
diesen Waldgebieten lebt , durch die Bedrohung 
ihrer natürlichen Umwelt in ihrer Existenz gefähr­
det. Der großflächige Verlust an Waldbestand 
kann auch mittelfristig im regionalen Rahmen zu 
erheblichen Klimaveränderungen führen . 
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2.1.1.4. Die Verringerung der biologischen 
Vielfalt 

JI,lell die Z81stoltmg 11Cltllllld,EI L8UcIlsI'all1ll8 
"ll1t81110gt Cl18 1)IOlogISc:118 VI81fait weltweit 81118111 
:;t"l Z,111H1lI1lercle'l UIUCK. Von elen DeDeIW/il"­
Iig elwa 1.5 MIllioneil l)ekalliltell Arten (elilige 

18chnell Illlt H'Na ell18r zeilnfaclwil 
Mellge ~Je(Jellwartlg "xlsllelelloel Alieill gehen 
I"q!;::!l: eie 11ll'l/lelertYII, ','erloll'l1 AI)~Jesel1()ll 

VOll elen oküloqlschen KOI1::iequCll1el', kann elm 
Ve' Illst eiel c]IOIX:ilell lJlolclCjlschell Vielfalt ClllCh 
elll'i:llafte 'hlctscl-aftl elle i=olgel- 11ach Sich Z18-
he', Jle FCllllClkelt. 11(,Ue P'odl,kte Ilerzust811el1 
sillkt mit dem Verlust cUl Tler- unel Pflclilzerwilen 
lInel clallllt verlJllIldenc IIlst3bilitatfn eier Ökosy­
steme l1elll1'ell ZII. 

l\]el1ell deli 11181 (Jena'lllten vier PI'olJI81ntJ8relcl10l1 
qitJI es noch eille Reihe anelerer glolJaler und 

lillel I'rcolcille Nie u.a. 1811es der Ver­
iUCjlJarkelt elel Wasserressourcell des Verlustes 
IdllClwl~SCi1(lf:IICll nutzlJamr Bodell oder der Ge­
cirollllilg eier 1lIC1II11en Okosystenle 

2.1.2. Österreichs internationaler Beitrag 

Fe,no VlelLall1 (Ier heutt,; als drll1glrd1 81aclltetel1 
Ull1weltproblelne Ist trallsllatlOllalcr grenzuber­
Schl"i:ellclol ~dtll·'. Dill lel'lli-1f:e Losllilgen kOllllen 
c!cllmr oft nur 111 einer 11Iogllcllst weltgellenden Zu­
SLllllI11e'lClI'lx'lt ilut Intolnatlullaler l::1)elle gefulllien 
werclen. Ostenelcll bekennt slcll seit langem zum 
PnnzllJ dei Intemal1onCllel1 ZUSClllll1leilarbeit und 
zur ErClrl)()ltLJIl~l gemeillsarner Problemlosullgs­
strClt8gien. Mitl'Jestimlllenci fur diese 1-'0sill011 Ist 
auell seille geographlscll Lentraie LacJ8 Il1Illltlell 
EUI'opas. elle Osterreich als ein von cJI'enzLlber­
schreltemjf'm SChaclstofftr,:msporton besonders 
l'Jetroffer18s Limd ausweist Es .. impOI1Iel1" bel 
weitem Inel'!r an Luffscllaelstoffen. als es selbst 
"exportiert" Illtematiollale Kooperatioll Ist (Iarler 
elll vorrcUlglges Anliegeil eJer osterr'elchlschen 
Uillweitpolltik. lJles urnfClm die Kooperation Oster­
c81Chs mit sell1811 unrT1lttellJarer Nachbam erJ8nSO 
'NIP die LusallllllenariJelt aui reqlonaler. gesamt 
eUlopalscher UlllJ glolJaler Ebel1e. 

Aktivitäten Österreichs im globalen Kontext 

Osterrelcll war wesentlich an der Ausarbeitung 
der Wiellf:l KOlwentlon zum SdlUtz der Ozon­
SCl1lcht c\llS elem Jalll 1 m:\') beteiligt. elle die Re­
duktion eies Verbrallclls lind der Allwellcllll1g 
ozcmabbauelleler Sul'Jstalm'm lum Ziel hatte und 
1988 in Kraft tlat. Östermich Ilatte lJe der Ei'ar 
b81tung des Montreal-Pr()tokOlls. da~, 1989 In 
Kraft trat unel eille Halbierung eiel Weltproduktloll 
und des -verlxauchs vol1i1alogenlerter FCKW's biS 
ZUIll Jahl 2000 sowie Halldeisbeschränkungen 
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al" wesentlichste Konkl'8tlslerungell unel Ver­
eier Wlener KorlVentloll ausweist. 

CI,,11 Vmhan~llungsvorSltz Ilme. In dell Vertrags­
staatellkollfelellzen VClIl LondOI: 119901 und Ko­
ppnhagell (19921 hdt slcll Os181'1elcll Ilachelruc,,­
IICII Uill elle (lalJel \/CrCjellOmmel1ell Verschill'fun­
gell der BestllllllllJllgen eies Montreal-Protokolls 
bcr'll:ht. FWI "phase out" fur Halone ISt Ilulllllehr 
l.lerelts Illit 1::llCle ces Jahres 1 9S)~ el'folgt uno fur 
'Jul!11alogelllerie FCKv'ts IJerelts fur 1996 'Jorge 
scllen. Ebenfalls In Kopenhagen vvurde ein Stu 
fcnplan fL'lr elle Redllktloll teilhalogenl8rter 
~'CKVJ's lJllj ein Verwenclllilgsel',ele 1111 Ja!ll 2030 
lJeschlossell Osterreich 11at dazu geilleinsaill rllit 
eilligen clilceren Staat eil Einspruch "r!loben unel 
fordert wEliterl11n eine Versd1ärfung dieses 
Ausstlegsszellarros. Jurel1 Selll(~ Ilatlonale Politik 
IIll Bemlell oLonabbalieneler SubstanLen (Vorver -
leglillg von ProduktlOllS- und VerbralichsellClter­
Illinen) hat Osterrelcll sein BemLJhell um eine ra­
sche Umsetzung elel' Vereillbal'ungen nacl111altlg 
1I11terstrrchell. 

Österrelcl1 hat sich 111 den EnerQlel'Jerichten der 
üsterrelchischerl BuneJesrElglerung 1990 uneJ 
1 mn Im SlllIle des Vorsorgeprrnzlps zu einer 
2CJuigen Fleduktloll seiller CO -Ellllsslonell biS 
LUlll Jahr ~)005. beLogen auf das Jallr 1988, als 
nationales Ziel bekannt. Das österl'8ichlsche Par­
lament ha: die BUlldesreglerung 11Clchdruckllcil 
darrn bestatlgt und In "'eilrerell Entschließullgen 
aufgefordert, alles zu ullternel1ll1erl. um dieses 
Ziel zu erreichen. 

Im Rallillen eier UNCEDKonferenz unterzeichne­
te Osterreich - neben mellr als 150 allCJeren Staa~ 
ten - das Rahmen(ilJerelllkomrnen uber KllI1laan­
dwungel'. Ziel dieser KOlwentlon ISt elle StalJlllsle­
rung der Trelbhausgaskorlzentrationen In der At-
1l10Spllare, Ulll die (Iurcll lllenSCllllciles Handeln 
bedingterl negatlver1 RückwIrkungeil auf das glo­
oale Klllllasystelll i1llltanzullalten Öslerrelch hat 
elle im Marz 1994 In Kratt cJetretelle Konvention Im 
Februar 1 Cl94 als 58. Staat ratifiZiert. 

Scl,on an!alllicl1 der Unterzeichnun~l der Kllma­
konventlorl In RIO vertrat auch Osterr'elch cJre Auf­
fassung, elall elle Verpflichtungen der Vertragspar 
leien gern3ß der KOllverltlon keinesfalls angemes­
sen sind. um das zuvor genannte Ziel lU errei­
chen. Osterreich unterstutzt daher dl8 Bemuhull­
gen. Verhanellungell uber ein Protokoll zur Kllllla­
konvention aufzunehmen. Osterreicil setzt Sich In 
den internationalen Gremien massiv dafür ein, daß 
ein derartiges ProtOkoll substantielle EmlSSlonsre­
ciuktlonszlele fÜI T rellJhausgase ausweist und 
auch Mallilahmen entllaltell Wird. deren Umset­
zung eJas Erreicl1ell der Ziele gowährlelstet. 

Osterreich [Jekennt Sich zur UNCED-Formel der 
"comillOI' but dfferentlated responslbillty" 1I11d Ist 
auch Im F'ost -UNCED-Prozeß um eine aktive Rol-
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le bemuht. Osterrelcl1 war 2 Jahre MltgllecJ der 
UN-Kommlsslon flir nachl1allige EntwIcklung 
(CSD) lllKJ hat sich bei der 2. Tagung der CSD er­
folgreich dafur eingesetzt, daß im Zusammenhallg 
mit der Basler Konvention (iber die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefallrlicher 
Abfalle die Option zur EntwIcklung eines "non­
compIIClnce-Reglmes' Clufrechterllalten bleibt. 

Aktivitäten Österreichs im europäischen und 
regionalen Kontext 

Osterreich ISt nlcllt zuletzt auch aufgrullCJ seiller 
geoglClphlschell Lage Ilin eille besonders el1ge 
Zusarnillonarbeit 1111 Umwelt bereich auf gesclrnt­
europalscller Ebene bel11lJht. Es hat auch In der 
Vergallgellhelt bel der Ausarbeitung Intermtional 
verbindlicher Normen flir den Bereich der Luftver­
schmutzung In Europa eine aktive Rolle gespielt. 

Die Im Rarmen der UN-Wlrtschaftskommlsslon 
fur EUl'opa IUN-ECEI ausgearbeitete und 1979 
von 33 Staaten und der EG-Kommlsslon abge­
schlossene Konvention liber weltraumige grenz­
uberscllreltende Luftverscf1lllutzullgen WClr eille 
der erstell und Wichtigsten regionalen Umwelt· 
schutzatlkommen Europas. Sie trat 1983 In KI'aft. 
Das Ziel einer Reduktloll dei grenzübersclll'eitell­
den Luftschadstoffbelastllng Im europalscl1oll 
Rahmen wurde durcr1 eine Reihe von Protokolleil 
zur Korwentlon konkretisiert: 

Das Protokoll von HelSlnkl (1985) sah die Verrrn­
geruI1g von Schwefeldloxlelemlsslonen um minde­
stens 30 ') • lJIS 1993. bezogen auf das Jahr 1980. 
vor. Osterrelcll hat seine SO -Emissionen bisher 
um nahezu 80 °0 redUZiert, damit die Vorgaben 
des Protokolls bel weitem eriullt und liegt an 
fLlhrender Stelle aller ellropalscher Staaten. EIIle 
Revlslo'l des ausgelaufelIen Protokolls wurde als 
..2. SO-Plotokoll" 1994 III Oslo unterzeichnet 
Österreicil Ilot die ZIelvorgaben dieses 2. Proto­
kolls bereits Jetzt eriLrilt. 

Das Protokoll von Sofia (1988) hatte Blne Stabili­
sierung der StickstoffoxIdemissIonen bis Ende 
1994. auf BaSIS des Jahres 1987 zum Ziel. Ostel'­
reich rlat gemeinsam mit onderen Staaten erklart. 
seine NO-EmiSSionen spatestens biS Ende 1998 
um 30 '\, (Cluf BaSIS der EmiSSionen eines der Jah­
re ZWischen 1980 und 1985) zu reduzieren. Öster, 
reich setzt slcll auch dafur ein, daß ein umfassen­
des 2. NO-Protokoll mit wirkungsbezogenen Re­
duktlonszlelen ausgearbeitet Wird. 
Österreich ISt auch von Beginn an um eine aktive 
Mitgestaltung des "EnVironment for Europe" -Pro­
zesses belllliht. Das besondere Interesse Öster­
reichs gilt dabei der Umsetzung des Umweltak­
tionsprogramms für Zentral- und Osteuropa sowie 
der Erarbeitung des gesamteuropäischen Um­
weltberrchts. Uber seine AktiVitäten Im Rallmen 
der bilateralen finanZiellen Hilfestellung für Um-

·21 -

weltscliutzmaßnahmen hinaus Ist Osterreich Mit­
glied des Project Preparotlon Comitee (PPC) und 
auch 111 diesem Forum Uill die gemeillsame FI­
nanzlelung von prrontbrell UmweltproJekten In 
Zel1tral- und Osteuropa tJel1lliht 

Osterrelcl1 Wird schlleßllcl1 auch als neues Mitglied 
eJer Ewopaischerl UniOll bemul,t seill. In dei Ge­
meinschaft und IIlI RClhmen der gemeillscilaftil­
chen Politik der Irltem3tlon31en ZusClmmenarbeit 
die Konzeption ullei Umsetzung einei' Ildchhaltl­
gen EIltwIcklung 1111 eUlopalscl1el' U!ICJ globalen 
KOlltext Clktlv 1',ltzLJDestCllten 

Im regionalen KOlltextlst Oster reich aucl! um eine 
nacllhaltlge Entwicklung des alpinen Lell(,HlsrC1U­
mes bemüht Das Clm 6. 3. 1995 in Kraft getrete­
ne, von allen alll Alpenraul1l beteiligten Staaten 
unterzeichl1ete UlJerelnkoml1len zum Scllutz der 
Alpen !.L\lpenkonventlon) vvurde unter dem VorSitZ 
Osterreichs erarbeitet Es soll die berelcllsuber­
greifende Zusammenarbeit zWlscllen den Alpen­
staaten sowie der EU fÖrcJern. Ellle KOllkretlsie­
I'ung dieses RahmellLibereinkol1llllel1S Wird durch 
Protokolle zu den Berelcllen Velkehl. Bend- und 
Landwll'tschaft. Tourismus, Naturscl1lltz- Uild 
LClndscl,aftspflege sowie RaumplallLlllg eliolgen. 
cJle der Sicherstelllillg einer nacllilaltig umwelt­
umJ sozialverträgllcllell E'lltWICklullg ul1d Nutzung 
dieses bedeutenden europäischen Lebeilsraums 
drellen. 

2_1_3_ Nachhaltige Entwicklung als Gegenstra­
tegie 

Die ErkenlltlllS. darl SClllltz und Erhaltung der 
Umwelt lallgfnstlg nUI dureil eineil ParacJlglllell' 
\Necllsel der SOZialen ur1d OkOrlOmlSci1en EntWick­
lung gewahrleistet werelel' killlll, hat 7Ulll Konzept 
der nacllhallrgen cntv'Jlcklung gefullrt Im Jal1r 
1987 veröffentlichte eJle cJlIlch die Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen 1983 einge­
setzte "World COlllmlsslon fur EnWolllllent and 
Developlllent" Ihren Abscrllußberrcllt untel dem 
Titel "Our COlllmon Futul'C" Ellie zent'ale Aussa­
ge dieses Berrchts lautet daß nachhaltige c',t­
Wlcklun~J (Engl' "sustaillable development"i 
Grundlage des globalen VVlrtschafterls wel'(Jen 
muß. Dei Bericllt deflr1leli nClcllllaltlge [rltwlck 
IUllg als " ... development that meets the needs of 
tl1e prese'lt wlthout COlllprolllislng the atllilly of fu­
ture generations to rneet t'lelr UVJIl Ileeds' Durcll 
dieseil Bericht wurde die Veralltwortung gegell­
uber' eiell kommenderl Gelleratlonell als gruncJle­
gendes Element sektoraler Politik festqelogt. 

In Folge wurde dieser Begnff L1.a. Im Rallillen des 
Uillweitprogramills der Vereinten Nationen UNEP 
weiter kOllkretlslert und als Weg. die LelJellsqua­
Ilt~ll zu erl,öl,en, ohne dacJurcl1 die Tragfilhlgkelt 
der lebenserhaltendeil Okosysteme LU lllJer-
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schreiten, bezeichnet. Die Europäische Gemein­
schaft wiederum beschreibt nachhaltige Entwick­
lung als Notwendigkeit, die Erhaltung der Lebens­
qualität und den Zugang zu natürlichen Ressour­
cen zu garantieren, ohne langfristig ökologische 
Schäden zu riskieren. Allen Definitionen gemein­
sam ist die implizite Forderung, daß die langfristi­
ge Sicherung der Umweltqualität Maßstab für die 
globale gesellschaftliche Entwicklung und somit 
für politisches, wirtschaftliches und soziales Han­
deln ist. Nachhaltige Entwicklung versucht somit, 
ein Gleichgewicht zwischen den fundamentalen 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen der Erhal­
tung des sozialen Friedens, der Sicherung wirt­
schaftlicher Konkurrenzfähigkeit und der langfristi ­
gen Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erzielen, 

/ 

Wirtschaft 

Sicherung 
wirtschaftlicher 

Konkurrenzfähigkeit 

So~ialer I.. • Ökologie 1 
Fnede 

Erhaltung des 
sozialen Friedens 

Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen 

Abbildung 2.1.1. Gleichgewicht zwischen den ge­
seIlschaftspolitischen Zielsetzungen 

Aus ökologischer Sicht impliziert nachhaltige Ent­
wicklung insbesondere, daß durch menschliches 
Handeln die globalen Stoffkreisläufe nicht irrever­
sibel beeinflußt und lokale Tragfähigkeitsgrenzen 
nicht überschritten werden dürfen, und daß die 
Vielfalt der Spezies und des Landschaftsbildes er­
halten werden müssen. 

Die Berücksichtigung dieser Kriterien erfordert ei­
ne Weiterentwicklung des ökonomischen Sy­
stems, deren Leitlinien u.a. 

• die Ausrichtung der menschlichen Ansprüche 
und Lebensweisen auf ein naturverträgliChes 
Maß 

• die Verbindung der Rohstoffströme zwischen 
natürlichen und anthropogenen Systemen 

• die Förderung nachhaltiger Technologien, Pro­
dukte und Dienstleistungen, sowie 

• der bevorzugte Einsatz erneuerbarer Energie­
träger sind 

Nachhaltige Entwicklung stellt jedoch auch eine 
Gegenstrategie hinsichtlich der Verschärfung so­
zialer Problemstellungen dar. Die Erhaltung des 
sozialen Friedens ist insbesondere mit der langfri­
stigen Sicherung von qualitativ und quantitativ ho­
her Beschäftigung, von Vertei lungsgerechtigkeit, 
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aber auch von Lebensqualität für unsere und 
zukünftige Generationen verknüpft. Strategien ei­
ner nachhaltigen Entwicklung für Österreich sind 
daher sozial ausgewogen zu gestalten, um zu ge­
währleisten, daß die zu erwartenden Problement­
lastungen, z.B. im Bereich der externen Kosten, 
der technologischen Risken, der gesundheitlichen 
Belastung oder der regionalen Verteilung und des 
Niedergangs kleinräumiger Strukturen nicht durch 
Problemverschärfungen in anderen Bereichen 
konterkariert werden. 

Von entscheidender Bedeutung für den beim 
Übergang zu einer nachhaltigen Entwicklung not­
wendigen Strukturwandel, ist die sozial ausgewo­
gene Ökologisierung des Steuersystems durch 
verstärkte Besteuerung von Rohstoffen und Ener­
gie bei gleichzeitiger steuerlicher Entlastung des 
Faktors Arbeit. Auch international besteht bereits 
Konsens hinsichtlich der Einschätzung, daß da­
durch Ressourcenverbrauch und Umweltbela­
stung gesenkt und positive Beschäftigungseffekte 
bei gleichzeitiger Erhaltung der Wettbewerbs­
fähigkeit erzielt werden können. Potentielle Pro­
bleme hinsichtlich rohstoff- und energieintensiver 
Wirtschaftsbranchen, hinsichtlich der Einkom­
mensverteilung oder hinsichtlich regionaler Be­
nachteiligung durch Verschärfung von Mobilitäts­
problemen können entsprechend kompensiert 
werden. 

Der vorliegende Nationale Umweltplan stellt jenes 
strategisChe Konzept dar, das eine ökologisch, 
ökonomisch und sozial langfristig aufrechterhalt­
bare und somit nachhaltige Entwicklung Öster­
reichs einleiten will. 

2.1.4. Internationale Zusammenarbeit 

Durch den Bericht der Weltkommission für Um­
welt und Entwicklung (Brundtland-Report) aus 
dem Jahr 1987 ist das internationale Bewußtsein 
über die grenzüberschreitenden Natur der Um­
weltprobleme enorm gestiegen. Internationale Ko­
ordination und Kooperation, so eine der wichtig­
sten Aussagen des Berichtes, sind notwendig, 
um die Wirksamkeit umweltpolitischer Maßnah­
men im weltweiten Maßstab sicherzustellen. Die 
Ergebnisse der fünf Jahre später abgehaltenen 
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) vom Juni 1992 in Rio de Janeiro blieben 
für manche hinter den Erwartungen zurück. Den­
noch war die Konferenz ein weiterer wichtiger 
Schritt auf dem Weg zur umfassenden politischen 
Bereitschaft , zu raschem und tiefgreifendem Han­
deln vor dem Hintergrund der globalen Betroffen­
heit durch Umweltverschmutzung bzw. zu einer 
gemeinsamen globalen Verantwortung der inter­
nationalen Gemeinschaft für "global sustainability" 
zu gelangen. 
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Die PrinZipiell unel M3ßnahmen, die im Juni 1992 
111 Amvesenhelt von Ilallezu 120 Staats- und Re­
glerungschefs und eiller großen Zahl von Umwelt­
und Entwicklungsllllnistern aus derl Teilnehmer­
staaten Im Rahmen der Rio-Deklaration und der 
Agenda 21 bescillossen wurden. sollen nocll In 
ellesem Jahrzehnt Illl nationalen lind Interrlatlona­
len Rahmen konkret umgesetzt werden. 

Auf EU-Ebene hat der europalsche Rat In seiner 
Erklärung über die Notwendigkeit des Umwelt­
schutzes bereits Im Juni 1990 In Dublln die be­
sOlldere Verantwortung der Gellleillschaft und Ih­
rer MItgliedstaateil im Internationalen Rahmen 
hervorgehoben und festgestellt. daf3 .,dle Gemein­
schaft (.) ihre Steiluilg als moralische, Wirtschaft­
liche und polltlsclle Autoritat umfassend nutzen 
(muß). um internatlollale Anstrengungen und Lo­
sungen weltweiter Fragen, zur Forderung einer 
dallerhaftell und uillweitgerechton EntwIcklung 
und des schonenden Umgangs mit dem gemein­
samen natürllcllell Besitzstand voranzubrrngen." 
Die europäische Kommission hat In Ihrem Weiß­
buch über "Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit. 
Beschäftigung, Herausforderungen eier Gegen­
wart und Wege Ins 21 Jahrhundert" zum gegen­
wartigen EntwIcklungsmodell eier Gemeinschaft 
festgestellt. daß es durcl1 eine ungenugende Nut­
zung der Arbeitsressourcen und eine systema­
tisch Libermaßlge und dementsprechelld Ineffizi­
ente Nutzung IlatLJrllCher Ressourcen gekenn­
zeichnet sei. und zu einer Verschlechterung der 
Lebensqu31tät fLlhre. Die Kommission hat diesbe­
ziiglich die Notwendigkeit eines Strukturwandels 
In der Gemeinschaft betont und eine Neuorientie­
rung Im Rahmen eines umweltvertrciglichen Ent­
wicklungsmodells fiJr mehr Lebensqualität in der 
Gemeinschaft geforelert. Osterreich Wird als neues 
Mitglied bemuht sein, diese Neuorrentlerung am 
Konzept der Nachllaltlgkelt Innerhalb der EU zu 
starken, also agierend und nicht reagierend zu 
vertreten. Osterrelcll Wird auch verstarkt an der 
Ausarbeitung Internationaler Umweltabkommen 
auf der Jeweils bestmogllchen Ebene (global, re­
glollal oder subregional) mitarbelterl, in denen 
konkrete UmweltzIele, DurchfLJhrungspläne und 
eriorderllchenfalls auch Finanzierungsmechanis­
men enthalten sind. Neben den Empfehlungen 
der UNCED-Konferellz von RIO 1992 Wird das 
Funfte UlllVJeltaktlonsprogramm der EU. das die 
PrinzIpien einer dauerhaften und umweltgerech­
ten Entwicklung operatlonalisiert und die konkre­
ten ökologischen und umweltpolitischen Zielper­
spektiven der Gemeinschaft definiert, einen wich­
tigen Orientierungsrahmen fur die österreichische 
Umweltpolitik liefern. 

Gleichzeitig wird die österreichische Umweltpolitik 
sowohl der bilateralen als auch der multilateralen 
Zusammenarbeit mit den zentral- und osteuropäi­
schen Staaten weiterhin besondere Aufmerksam­
keit widmen. Künftig soll die gegenwärtig vielfach 
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noch auf unilaterale Forc!erullgsl1laßI1ahnlC;r' aus­
gerrchtete Politik der Nacilbarschaftsllilfe fur der, 
Umwcltscllutz gegemlber elen zentlaleuropal­
schon Staaten zunehl1lencl zu ~Jemeillsaillen Ak­
tionen flillren. Der durch elle Paneuropalscllen MI~ 
nlsterkcllferenzell !Dobns 1991, LlIzr:1'!l 1 S)93, So­
fia 1 9S):S1 elngeieltete Prozel3 elrler gesallltcuropal­
scllel1 Ull1weltpolltlk,:"rcl clabel eille 'Nlclltlge ROl­
le spIeleil Zudem Wird Osterreich allcll clel- reglo­
Ilaltransl1atlonalell Uillweitkooperatioll (1111 Rah-
1I1en cler Arbeitsgel1lelnscllaften ARGE:-Alp. AR­
GE-Alpen Adrla und ARGE Donaurauill. eier AI­
penkorlventlon sowie eier Zentraleuropalscheil Ini­
tiatiVe) \f,jeltern'n bescJrlclere Beelelitull(j l)eII11es­
sen. Dazu zahlt vor allern ducll el',e VOll cler oster­
reichischen Bundesreglerlll1g vertretene Initiative 
zur Scllaffung einer rlLlklearirelell zentralellropal­
scherl ZOlle. 

Im Rai'mcn eier Vereillten Natlollen lil1Cl Clnelorer 
glolJaler Forell wird sich Osterreich auch III elen 
kOllllllenelen Jahren besonders ellgaglerer1, die 
Ergebrlisse der Rlo-Konfer8llz, Insbesondere die 
Maf31lahmen der Agenda ? 1. mogllcllst konkret 
UIllZLIsetzell Lind welterzlIeI1twlckell'. 

Seit der UNCED ISt das Prllwp des .slIstalilable 
development" ein zentrales Al111egerl aller Olganl­
satlonp'l der Vereinten Natlollell geworejen. In den 
komrnenelen Jallren wlre! auf globaler EiJene elle 
Welter'~lltv,jlcklung vorl AtJ!<;ol1llnell ulCl UI,eleln­
kUllftell lIlJer die Bereiche eier Trelbhausgaspro­
bleillatik, der Ozonschicht, (Ier WalcJprolJlelllatlk, 
der WusteIlbildung, eier Arterwlelfalt lmd des ge­
fährlicllen Abfalls etiolgen. Osterrelcll Wdr In den 
Jallren 1 ~193 und 1994 gcwilhltes Mitglied der 
KOlllilliSSIOl1 fLir nacllilaltlgc EIltWlcklll11g iCom­
nllSSIOll for Sustaillable Developmellt - CSD! ulld 
ISt bestrebt. eine rasche und limfassencJe Umset­
zung eier bel der UNCED-Konferenz erZielten Er­
gebrllsse LU forCieren. 

Weilll Die Weltgesellscllaft tatsachllCll elle reailstl­
sche Chance nutzeil Will, ökologlegelecllte lIlld 
elauerllafte Lösungen fur die globale Uillweitpro­
bleillatik zu finden, ist es Ulluingangilch, ein Ilohes 
Maß an Internationaler Koopemtlon und Solida­
rität ZWischen Gesellschaften ullcl Staaten 111 Nord 
und Si,cl ebenso wie West ullcl Ost zu Sichern 1I1ld 
die kUl1ftigenweitweiteii Verte!lullgsproIJ'ellle Irl 
bezug auf krlappe natLlrllclle lind Uillweitressolll-­
cell zu entscharien. 

2.1.5. Konsequenzen für Österreich 

Das Konzept des "sustCllnable developmellt" 
(nachhaltige, aufrechterhaltbare, dauerhafte, zu­
kunftsfiihige EntwIcklung) erfordel1, auf eine welt­
weite Erltwicklung hinzuarbeiten, elle elle Bedurf­
I1ISSe Der qegenwärtlg letJenelell Generation lJe­
flledlgt. ollne daf3 die Failigkeit der kunftlgell Ge-
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Ileratlonen, Ihre Bedurfilisse zu erfullen, beeln­
tr,1chtlgt wird, Welln eille aufreclllerhaltbare, bzw. 
nachhaltige EntwickllJllg im globaleil Rahmen er­
reicht werden soll, erfordert dies weitsiclltige, um­
fassende und wirksame Maßnahmen aucll auf re­
glollaler und lokaler Ebelle, Gesellschaftliches, 
politisches und vor allem praktisches Engage­
Illent wird nötig selll, dieses Langfnstzlel zu errel­
ctlell, Es müssen eile tatsachlichc)Il Ursachen be­
seitigt werden, die Naturzerstörllno und Umwelt, 
scllcidell bedlngell, ~Iefgrelfellde Vercinclerungen 
illellschllcher Velllaltc)Ilsmuster silld Vorbedrll' 
gUllg zur Erreichullg diEJses Ziels, 

Dlos erfordert aber auch erhebllchEJ wirtschaftliche 
Vel'cinderungen, wie etwa das Schließen von Pro, 
duktlollskreislaufell I,aus Rollillatenal, Produk 
tlonspl'ozessell, Produkten, Abfallen und Emlsslo, 
Ilen), Energiespareil und Betonung von Lebens, 
t)ZW. Produktqualltcit gegellLlber Wachstum Ulld 
Quantität von Procluktlonsprozessen sowie letzt-
11ch aUCrl drastische Reduktionen bel der Nutzung 
nlchtregenerrerbarEJr Hollstoffe und r)elm Abfall­
aufkommen, Ziel mul3 es seill, die Substanzen Im 
ökonomischen KrEJlslaut flir eineil längeren Zeit­
raum zu nutzen, Da Prävention in Jedem Fall bes­
ser ist als Reparatur, Wird input -onentierten Maß­
n3hmen der Vorzug vm output-orrentierten Maß­
nahmen zu geben sein. 

2.2. Der ästerreichische Weg 

Von Umweltpolitik 1111 elgelltllchen Sinn kann 111 

Osterreich seit etwas Illellr als zwei Jahrzehnten 
gesprochen werelen. Wc1hrellCJ LU Beginn in den 
70er Jahren die L.CisLJng besonders akuter lokaler 
Probleme aufgegriffen wurde, gelangte man bald 
zur Erkenntnis, (Iarl clie Verscllillutzungen nicht lo­
kai oder national I)egrellzt Sille], sClildern daß Um­
weltverschmutzull~J auch an I,ane esgrerzen IllCht 
Ilaltrnacht. Oie regionale uneJ In :ernationa!e Zu­
scllnmenarbeit wurde IntenSiviert. Eine ganze Rei­
he WIchtiger Umvveltprobleme, wie Kllmaverände 
rung, die VerdlJl1l1Ullg eier stl3tosphcirrscllen 
OLonschlcht. die Verringerung eier biologlscllen 
Vielfalt u,a, sind als globale PrOr)lelle erkannt wm­
den, die nur durcll cJre Zusammenarbeit aller Staa­
tm unel durch tiefgreifende Veränderung mensch­
licher Verhaltenswelsm gelöst wecclen können, 

Wie bereits 111 (Im vorarrgegarrger eil Kapite,n aus, 
Defuhrt, verfolgt der Nationale IJrnwel~plan das 
71el, durch neue Ansatze, KOl1zepte une konkrete 
Mclßnahmen eineil Weg hin zu ei ler nachhaltigen 
lImJ uillweitgerechten Entwlckllliig fur Östermlcrl 
711 welsen, Um dieses Ziel LU erreichen, bedarf 
es letzten Endes eilles ellorlllEJll Umdenkprozes 
ses in allen Teilen der Gesellscrlaft und schließlich 
eines tiefgrelfender1 öko-sozialerI3trukturwandels, 
eier alle wirtschaftlichen Sektoreil uillfassen muß, 
Langfnstlg kann dllrcll den Ubergallg zu einer 
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nachllaltlgen Ent\Nlcklllng mit überWiegend pro­
blemerltlastenden Effekten gerechnet und eine 
höhere Lebensqualität SIChergestellt werden, Die­
se wlJrdell sich keineswegs auf die damit verbun­
denen ökologischen Allliegen beschränken, Es 
wurcJell lnsbesonders allcll SOZiale FOlgekosten n­
Slkorelcller Technologren, traditioneller Verkehrs­
entwIcklung sowie bestimmter agrolndustneller 
Praktiken vermieden oder entscheidend reduziert 
werden. Der für erre nachhaltige EntWicklung not­
wendige ökO-SOZiale Strukturwarrdel hatte auch 
entlastende Wirkullgell In den Bereichen Energie, 
Industne und Handel, Gesundheit und Lebens­
qU311tät uncl nicht zuletzt wurde eine Vlel7ahl qua­
litatiV Ilochwertiger Arbeitsplätze in allen Regionen 
Osterreichs geschaffm werden, Das Ziel einer 
r,acllhaltlgen Entw cklung f(ir Osterreich sollte ins­
besolldere durch marktorientierte Maßnahmen, 
cJurch den ':..insatz ökonomischer Illstrumente wie 
Besteuerung von Ressourcen, besonders Ener­
g�e bei gleichzeitiger Entlastung des Faktors Ar­
beit angestrebt werden. Dlesbezuglicll sollte 
Osterreich auch e,ne aktive Rolle In der Europal­
schen Union einnehmen. 

Das Konzept einer gemeinsamen Verantwortung, 
wie es dem Selbstverst~1ndnls des vorliegenden 
Nationalen Umweltplans entsprrcht. EJrfordert auch 
eille umfassende lind aktive Beteiligung von staat­
lichen und pnvaten Illstitutionen ebenso wie VOll 
Bürgem, die aufgrund ihrer Rolle als Verbraucher 
ganz wesentliche Partner in der langfnstigen Stra­
tegie zu eirler nacllhaltlgen EntWicklung sind. Das 
Konzept richtet slcll an den einzelnen Konsumen­
ten gleichermaßerl wie an den Unternehmer, den 
Arbeiter ebenso wie an elen LandWirt, dell Politiker 
wie den urlaubsuchenden Tounsterl. Das Potential 
f(ir umweltbewußtes Handeln würde natürlich um­
so größer, wenn es gelänge, die Erhaltung einer le­
berrswerten Mitwelt als gesellschaftspolitisches 
wie auch als persönliches Ziel zu verankem, Daß 
dies möglich ist. zeigt die Entwlcklllilg In Vielen Be­
reichen des persönlichen Konsums, 

Mit dem Nationalen Umweltplan wlllOsterreich In 
einer engverfloch'enen Welt. In der die Ertrage der 
Nutzung der Ressourcen ungleich verteilt Sind, ei­
nen angemessenen Beitrag zu einer globalen zu' 
kunftsgerechten Entwicklung leisten, In einer öko­
logisch, Wirtschaftlich und SOZial Interdependen­
ten, verflochteneil Welt mLlssen geeignete Lö­
sUllgsansatze aGf verschiedeilen Ebenen gefun­
den werden. Der Natlollale Umwelt plan stellt nicht 
mehr nur auf Beemflussung VOll politischen Rah­
menbedingungen f(Jr umwelt - tlZW. mitweltrele­
v3ntes Handeln ab, sondern ISt auch bemuht. 
darauf einzuwirken, daß der gesamte gesell­
schaftliche und indiViduelle HandlungsspIelraum 
gerlUtzt wird, Dies bedeutet. darl Im Prozeß der 
schrittweisen Implementierung der Maßnahmen 
des Nationalen Umweltplans neue Wege beschnt­
tell werden mussen, 
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Dom Manclat der BUllclcsroglerung zur Erstellung 
eies Nationaleil Uillweitplans liegt 10clocl1 Illcht Ilur 
[;1'1 komploxcs VC lstc1I':Jn s eier Z,I 1)(;vic;ltlcjPllClen 
f-'rolJlem8 LIiKI der elazlI ufordelllcllOll ProlJlellllo­
slillgskaoazlWt zugrUIl(le, sonclcill cs zelcllnet 
SICll durcll CIII SVS:OI'llsclles SellJstvers1clllcilllS 
ClUS: Die qe~clisclli1ttLcllpolltlscncll Steuel lillDS­
lillei Kontrolllllöqlicilkeitell wereicil nlcllt mellr 
Llloß hierarchiscll (top-clown) qesellell, sOlidem 
prozeß'laft Uilci i-lls geilleilisame Vercllltw:JI tlll19 
dllel' ibo1l0IlHIIJ!, Knter'llill fLJr cte ZlelelTedlllllg 
Ist 11icht mellr C1ussclllleßllch die KOlltlolle IJZW, 
eld~ Elllhaltullg VO:I 1'lell[)i-lIer Zlelgl'Ollel1. sOlidem 
eidS lallghstige uml F l'elcllHll eier 
Nncllilaltigkeit ;lls uoergeor~llletes 11el, 

Die osterrelcillsclle BUl 1cJesregieruilg gellt vom 
Vel'st~lIldlllS JUS, ,dall elel vorllegel1cle ProgramlTi­
vmscJllag eineil Sclll'rtt Clc.f oelll Weg zu 8111el' 
nacllilaltigen IlIlcJ uillweitgerecritell Erltwlcklllng 
111 üsterrelcll LIlICI ubor sell'e GrellLen 111llaus elm­
steilt, Damit 'NIII Osterrolcll nicht Ilur 1111 RJhmen 
Illtemationaier ULlereinkomlllen ullel multilateraler 
Strategien eiliell ungemesseneil Beitrag leisten, 
sonelern auch clnen eigenständiCjclI Ilatlollalen 
Prozeß des Schutzes IJzw, der Vemesseruilg SCI­
ner lebenserllaltellCJoll Systeme elilieltell. Dei Na, 
tlonale Umweltplnn rJel'lullt Sich, Ailliel'ungcn lill 
Vel'ilalten VOll eillzel,lell, GI'uppen ullei elel Ge­
sailltbevoikeruI1Cj Zll IlewlI'ken UI),I gellt (Iavon 
ZllIS, dell fur elle UlllsetzunrJ notwenellgen zentl'a­
len Akteureil, wie staatliche Instltutlollell, AI'beit­
geber une! Ar(leltilehiller ul'd scllllemcll auch le­
elel11 einzelliei' Ilelle EI1tvvl~:klullgsvvege Zli wel­
seil. Das Progri-lInrn Ist darauf abgestellt. lallgfrr­
stlge ZlelvorgdlJen fur Plnen Zeltraulll welt Illler 
clas Jahr 2C()() Illliaus Zll geoen, alJer JUCll 71ele 
fUI' eille mittlere 1I11d kurLf,re Frrst zu erstelleIl, elle 
Ilotwencirg sinei, um kOllkrete MaRIlahmen , Aktio­
lien und PrOjekte zu rHilllSleren. 

Ocr Natlcnale UI11vveltplall versteht slcll seltJst als 
elll In die Zukllnft offcner Irlnovatlver Prozeß, 111 
elesser ZUk,lllftlgc Gestaltung Illl"lel' \flieder neue 
Erkelllltilisse, Daten, VOl'stalldnls VOll Zusalllillell, 
hällgen und verrnutllch mich ein noues Velständ­
nls von umwelt- und mitweltadäquator Entwick­
lung einfließen werdell. Daller IMrd es 110lig sein, 
elell Natlollalen Umweltplan In regclmal31gen Ab­
stalllien zu eVCllllleren ullcl zu aktualiSieren. 

ULlel' elle zu erwarteneie vorbesserte Illformatiolls, 
UIKJ Datenlaqe sowie der aktuellen Elllal'boltLlllg 
vorl Ergebnissen der neuesten Umweltforscllung 
hillaus wird es rlOtwenc1rg sem das Ziel der Nacll­
haltigkeit stets vor Augen zu behalten. Vor allem 
soll der sektorale AnsatL (vgl, Kap, 3.4) 1111 HlntJllck 
auf eine verstärkte Vernetzung der Maßnalllllen 
zu einem Integralen Allsatz weiterentWickelt wel'­
den. E'lne auf Nachhaltlg"elt orrentlerte Uillweitpo 
Iltlk wird danll zum Sclleitern verurteilt sein, wenn 
sie Illcht in Zyklon von Implementatioll und E:va-

,25, 

IUlerllnq der ErcJolJnlsse immer wIeeIer IlotwendlCjo 
KcmektllrmaI31l,:n I'm;! I VCIII'llllml. Dres!.' ,,;111(1 ,lls 
!J!CII'ICje llnel IY':'::ol'cl'Cji-; !\npassul "1:'1;1 O;'P",J, 

zu \e-stel~ell, [,; '!/llcI eif;S lusallllllCIl\'JiI kl"lS ,llle:: 
gesl~l'schaftllclll'll KrdftlC. IptZt!lcll alJcr cI"s \Ckill­
CleI1E;'1 Verilaltc- I'; :ccles icr;:ellle:l I,'c' Icll f(!I'I, UI'1 
elllE' (jluI1dlegeI1c!t· Weid,; hl'lzulelte:l 

2.3, Prinzipien und übergeordnete Leitlinien 

DIe; MHllschhelt stellt ,11: (;1118111 elltsc:11UIClc'11E'11 
W()1I1 :l?illl '1 kt Illrel (~esc:illlllt(c Die \'Jelt ISt 111 t ,Icr 
Tatsi,clle kOI,'roll:lciI1 eldl) :,Cl seit ::Ie'l [iOe i uili', 

1'811:11(~ Kluft Z\NIScllCII dlill IIIKJ I'elcll Illlillel' Illel'll 
aLlScJf;weltet hat. 1I11el d,ll) die Okosystuille, VOll 
clelll~l' Ulsel' vVolllmCjeilel1 "tIJhängt, IIIIIIIUI' Illcl ' r 
III tv1 tleclenscllz,tt 1,18lClljell,1:er'oe'l. 1'1 AllOI'i<,cr 
IIUI1IJ el18sel' TatsacllWI 1,;ilJen elle Tellll('IIIIIOIst"d­
tell eh;:, "Erdglptcls" 111 nlCJ (Ie JallellO ellll? hi-;111P 
1;011 Crllwlsat7ell ,111(1 MClI"IHllller ;UI' ::lle' Lllklillt­
IIg8 ElltWlcklUllr,1 i)eSClliClssell, Oe 111 PIO ve"ll), 
scilicell'eten Dokllliiellte w(?lsen cJalC1uf 11111, elili) 
lall(]frlsliger wirtscililftllclWI lilld sozlal81' FOi'1 
Sellll:t elllLlg 1I11CI iliiell' ::llt ()KlJloglegeIT;,,~lltel' Fm­
:nel' \ Oll Eilt el'2leloa" Ist DiesE" 
GrlllLISiltze wlmJell VOll <lIIHI1 Ol'galiisaticlileil elel 
VerClllte!l Natlolle l I. ill1(lelE-?11 Illternatlolldlell Forel' 
\\ e: UC" OECD IQr(]dllIS,l:IOII im Eceilol11IC CI ,­
opc1 dtlon allo DevdCJiJlllPllt I i Illd elell IlltelllCltlO-
1131erl fCillanzlerlllllJselllllclrtlingen wie WcltlxlIlk 
lI!lel :WF (IntellliliIOIIi1lel W~llllllllgsfCJl1clSI 111 Illre; 
lewellgc Progr'i.1111lI1dt lk UIX;IIIIj"1 Illel1. 

Aucll Osterreich IJckarlllt Sich clazu. die ;lIlerkClnll 
tell C;rlilldsatze eier OkOIOljlscllen, s(1/I"lell Id'cl 
'i/li tSc:IFlftl'clle'l Ndchllaltl(jkolt 111 alle Berelc:!le (1"1' 
Gesellschafts- uml Wirtschaftspolitik lH1l1 ilile 
ELleneil eler E:lltsclloielullCjsfinclullg LU IIltegrrelf)fl. 
Ziel Ist lil langcrfrrsticler Siellt eine SIIIJStill',t'E-eII,,, 
okel:xJe, une IlIll','iCI:IJt-':ilrl):C VerallC1HIlIIlg (lei 
oste I elC::1lschen Illclustlleqesel,scllaft. Die Vel 
Illelelling zUkullftlCJel UIll\'leltscl:adel'l lilld elle BE; 
seltl~Jl.llg Liestelle'lcler Plobleme elimdelll Allel" 
l'UIIgE'11 IJel elell I-'loeluktlonsablaufcll. II11 VOI 
lJr3l1cllsverllalten, zlber ClIlCll verstcirkt8 Fm 
SClll1llgS- Lind FlltwlcklulllJsanstrengllllgC'll. Ein 
erilo!1\(js Aus:1lall ,111 ÖkoloD,eqerechtcll 111\'8Stl 
t'ollell schafft let7ellel' auel' neue Ulirl ljUalltcltlv 
hoel',wertlge BcscllilftlgullCjSlllogllchkeltell. 

Die ostelrelcillscile Ulrweltllolltlk ',,\'IICI \ur I PI""LI 
plell IIlld GI'Lmdsclt7el1 (]elellet, elle IIll Eillklcmg Illit 
den E:rgeLJlllsserl eier Rio-Konferenz, deli AII)eltell 
der CSD (COlllIllISSIOI1 fm Slistainable Develof) 
Illent! ullCi deli' FUllftell UIlWieltaktlollSiYO~;rallllll 
der EU stel',en, IIlsLlesolleJCl8 betont II!lCI Ileruck­
slcllt cJt sie die I-'rrrlZlplen eier Vorsorge. cld:i Ven II 
SaCheljJl'l11zrp, elas PI'I11ZliJ (lCI' SUbSIClilllt'lt. dei 
clem()KI'Cltlscl:ell E:lltscllelclullcJsabraufe, eJel qe 
sellscl',aftllchen VercmtwmtllllL], dei OkologlSIC­
rung eier OkonolTlle aber illlCll die Prrllzlpl811 eier 
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Internationalen Verarltwortung, der Solidarität und 
der gerechten Verteilung. 

Die osterrelchlsclle Bundesregierunc:: erachtet die 
Zukunft nur dann als weiter geslchel1, wenn Um­
welt- und Entwlcklullgsfrage'l glelchemlaßen und 
geilleirlsam bellandelt werden. Es lTussen 
menschliche Grurldbedurfnisse befriedigt. eJer Le­
bensstandard aller Menschen verbessert und 
gleichzeitig die Okosysteme wirkullgsvolier ge­
schutzt werderl. Diese Aufgabe kam weder von 
einzelnen noch von einzelnen Gruppen und aucll 
nicht vom Staat allein geleistet werden. In einer 
weltweiten Partnerschaft Ist es aber mogllcll. ge­
meinsam eine nachhaltige EntwlcklL ng Im globa­
len Rahmen sicherzustellen. Die Malnahmen der 
Agenda 21 der Rio-Konferenz spiegeln den welt­
weiten Konsens und das politische Engagement 
auf hochster polltlscller Ebene wider, was die Zu­
sammenarbeit In den Bereichen EntwIcklung und 
Umweltschutz anbelangt. Die Agenda hält Jedoch 
ausdrLlckllch fest, daß die Initiative zu einer auf­
rechterhaltbaren EntwIcklung in erster linie in der 
Verantwortung der Regierullgen liegt, die auf na­
tionaler Ebene Strateglell, Programme, Pläne und 
Verfahren ausarbeiten sollen. Die Beilluhungerl 
der einzelnen Nationen sollen dann ill internatio­
naler Zusammenarbeit durch Internationale Orga­
nlsatlollen. v.a. durch die Vereinten Nationen. ko­
ordiniert werden. Die Beteiligung einer Illöglicllst 
breiten gesellSChaftlichen Öffentlichkeit und die 
aktive Mitarbeit von NGOs urld anderen Institutio­
nen Ist dabei anzustreben. 

Der Nationale Umwelt plan vertritt das Konzept der 
gemeinsamen gesellschaftlrchen Betrofferlhelt 
und Verantwortung. In der sowohl alle an der Ge­
stalturlg des Wirtscllaftslebens Beteiligten, 
einschließlich der Behörden, der staatlichen und 
prrvaten Unternehmen und die Nlcht-Regierungs­
organisationen. als auch die Betroffenen, die 
Staatsburger. als wichtige Akteure gesehen wer­
den. Den lokalen und regionalen Gebietskörper­
schaften kommt eine besonders Wichtige Rolle In 
der praktischen Anwendung des Subsidlarrtäts­
prin71ps zu. Dies betrim Insbesondere die Berei­
che der Raumplanung. der Gesundhelts- und So­
Zialpolitik. der lokalen Wirtschaftlichen EntWick­
lung, der EntwiCklung der Infrastruktur. der Uber­
wachung der Umweltverschmutzung. der Abfall­
wIrtschaft. des Verkehrs. der Verbesserung der öf­
fentlichen Information, ErZiehung/Ausbildung, etc. 

2.4. Mittelfristige Ziele und Strategien 

Ein Ziel des Nationalen Umweltplans muß es sem. 
die Erreichung der Langfrrstziele dadurch Sicher­
zustellen, daß bereits mlttelfrrstlg ers:e Erfolge er­
zielt werden. Es ISt Wichtig, den Strukturwandel in 
den verschiedenen Bereichen durch Verfahrens­
und Produktinnovationen. Energieeinsparung, 
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schonenden Ressourceneinsatz und umweltge­
rechte Konsummuster vorarlzutreiben. 

Ein derartiger Strukturwandel muß auch In Hin­
blick auf die Position Österreichs Im Internationa­
len Wettbewerb und die aufgewendeten InvestItI­
onskosten gesehen werden. Es gilt. nicht nur eine 
erhöhte Innovationsbereitschaft für umweltfreund­
liche Produktion zu forcieren, sondern es müssen 
auch verstärkt uillweitgerechte Technologlen. 
Produkte und Dlerlstlelstungen entwickelt und an­
geboten werden. Gerade Im Bereich des betrieb­
lichen Umweltschutzes ist der Schwerpunkt auf 
die Vermeidung der Entstellung von EmiSSionen 
und Abfallen bereits während der Produktion 
durch den Einsatz entspreChender Technologlen 
sowie Roh- und Hilfsstoffen. ulld auf die EntWick­
lung uillweitgerechter Produkte zu legen. Da­
durch kann der Materraldurchsatz durcll einen re­
volutionären Sprung enorm verringert werden. 

Zudem müssen umweltfreundliche Strukturen 
bzw. "Kapazitaten", d.h. Erfolgsbedingungen öf­
fentlicher Politik, Ilicht nur Im wirtschaftlich-techni 
schen Sinn. sondern auch Im politisch-institutio­
nellen Sinn schon In mittlerer Frist weiter verbes­
sert werden. Diese tragen dazu bei. die notwendi­
gen sozloökonomischen und demokratIepolItI­
schen Grundvoraussetzungen zu liefern. die eine 
weitere Schädigung der Umwelt nachhaltig ver­
hindern. Dazu zählen eine gute WirtschaftsleI­
stung. hohe Innovationsfähigkeit im Sillne von 
Meinungs- und WIIIE?nsblldungsstrukturen, die fLir 
neue Interessen und Innovateure offen Sind, eine 
hohe gesellschaftliche Konsensfähigkeit, die Inno­
vationen frürzeltlg integriert und über flillktionle­
rende kommunikative Strukturen auf breiter Basis 
Akzeptanz für umfassenden Wandel scham. 

Wenn auch der Schwerpunkt der Maßnahlllell auf 
den raschen Vollzug der Transformation In Rich­
tung ökologiegerechter Verfall ren und Produkte 
liegen soll. werden kurz- und mittelfristig auch 
weiterhin Sanierungsmaßnahmen erfolgen müs­
sen, bzw. In einzelnen Bereichen nocll erheblich 
an Bedeutung gewinnen. Derartige Vorhaben, 
k.önnen aufgrund ihrer beschäftigungswIrksamen 
Komponenten durchaus positive Arbeitsplatzwir­
kungen beinhalten. Auch lassen sich Im öffentli­
cheil Bereich erhebliche reale Nachfrageimpulse 
nach urnweltfreundllchen ProeJukten und umwelt­
gerechten Dienstleistungen, sowohl auf lokaler als 
auch regionaler Ebene feststellen. Der Energlever­
braucll ISt ein Schlüsselfaktor für die kurz- und 
mlttelfrrstlgen Transiormationsprozesse. Vor allem 
In privaten Gebauden ISt der Nutzungsgrad der 
Energie erheblich zu verbessern. 

Ebenso mur:, neben der vorsorgenden EmISSIons­
vermeidung gemäß dem Stand der Technik die 
Erfüllullg konkreter Umweltqualitätsziele und ge­
sellschaftlicrer Wohlfahrt (zB. durch Bereltstel-
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lung mitweltgerechter Arbeltspli:\lze) als betrIeblI­
che Aufgabe verallkert werden. Eine erweiterte 
Produktverantwortlichkeit wird den Trend unter­
stützerl. auch die Dlerlstlelstungen 1110girdlSt res­
sourcensdlonel1d zu erbringen. 

Die Praventlon von Umweltbelastungen hat eben­
so eindeutig Prrorrtat gegel1uber Begrel1zung und 
Sanierung wie gesundheitsfordernde Aspekte ge­
genüber kurativen Ansatzen. Entsprechend dieser 
PriOrität kommt der Reduktion von Stoff- und Erl­
ergleströmen, der Schließung von Stoffkreisläufen 
sowie der Abkellr von fossilen Brennstoffen als 
Basis der EntWICklung entscheidende Bedeutung 
zu. Insbesondere die Verrrngerung des spezlfi­
scllen Ressourceneinsatzes vereint okologlsche 
und okonomlsche Vorteile: die Forclerung dieser 
Strategie bedari Jedocll einer erweiterten Palette 
umweltpolitischer Instrumente, um die erwLlllsch­
ten Lenkungseffekte zu erZielen. Bel der Auswahl 
der dlesbezLlgllchen Instrumente ISt daller Insbe­
sondere darauf zu achten, daß durcll gesetzliche 
Elllschrankungen bzw. Verbote nicht ökologisch 
und ökonomisch gewünschte Stoffkreislaufe bzw. 
Weiterverarbeitungsmodelle (Einsatz von Sekull­
darrohstoffen) unterbrochen bzw. verhindert wer­
den. 

Es besteht daher fur Osterreich mittelfrrstlg durch 
den Nationalen Umwelt plan die Möglichkeit. elrle 
Trendwer'de einzuleiten und Formen umwelt ge­
rechterer PI'oduktlons- und Konsummuster Im 
Weg konkreter Etappenziele zu erreichen. Dazu 
eignet sich der gegenwärtig erkennbare und aus­
bauenswerte Trend, verschiedene umweltpoliti­
sche Illstrumente In gemischter bzw. komple­
mentärer Form zu nutzen. 

2.5. Das Instrumentarium zukünftiger Umwelt­
politik 

2.5.1. Verbesserung des Informationsflusses 

Ein Schutz der Umwelt kann nur dann auf Dauer 
sichergestellt werden, wenn die hieWr relevanten 
Informationerl In ausreichendem Maß einer breiten 
Offentlichkeit zur Verfügung gestellt werden. Dies 
schließt ein grundlegendes Verständnis natürlicher 
Prozesse und das Verstandnis der Wirkungen von 
menschlichen Eingriffen In die Naturkreisläufe mit 
ein, Eine Verbesserung der Erhebung umweltrele­
vanter Daten ISt auch nötig, um Rückschlüsse auf 
die Umweltleistungen der Sektoren, der Unter­
nehmen und anderer Akteure durchfLihren zu kön­
nen. Zudem mLissen aus Gründen einer verbes­
serten Operationallsierung von Umweltzielen Sta­
tistiken, Indikatoren und andere quantitative und 
qualitative Maßgrößen entwickelt oder verbessert 
werden, 
Nicht selten kommt es vor. daß auch vorhandene 
Informationen den Beteiligten oder Betroffenen 
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(der Verwaltung, einer breiteren Offentllchkelt) gar 
nicht oder Illir In scillecht aufbereiteter Form zur 
Verillgurlg gestellt werden. Die weitere Verbesse­
rung der umweltbezogeneil Information uber die 
derzeit geltenden Bestimmungen muß Hand In 
Hand Illit climllchen EntWicklungen Im Illternatlo­
nalen Ralllllen, Insbesondere der EU. vorgenom­
men werdell. 

2.5.2. Konzeptualisierung von Instrumenten 

Die Umweltpolitik Osterreichs bediente Srdl bls­
lallg meist eines ordnungspolitischen Ansatzes. 
Die alleinige Anwerldung dieses Ansatzes Ist Je­
doch mit N8chtellen behaftet. weil sie die Kom­
plexltat cJm Problematik kaum ausreichend 
beruckslclltlgt. Sie setzt llberdles 8uch wenig All­
reize zur Stlillulation von technischem Fortschritt 
odor zur UrlterschreltLillg von Mlndestgrenzwer­
ten. Politische Interventionen In den Selbststeue­
rungsmech8nlsmus eines marktwIrtschaftlichen 
Systems sind langfristig aber dann nicht system­
störend , wenn sie die komplexe EIgendynamik 
des Systems In seiner sozl81en und naturlrdlen 
Umwelt beachten. M8ßgebilch erscllelrlt dabei die 
Ouarltlflzlerung der vom Markt blsl8ng weitgehend 
unberuckslchtlgten externen Kosten und anderer­
seits die Optlmlerun~J des Maßnallmenmix zur Er­
reichung langfristiger Umweltqualltatsziele unter 
dem Aspekt der ökonomiscllerl Effizienz, 

Umweltpolltlsclle Maßnallmerl mLlssen letztlich 
auch auf einer grundsatzllclleren Ebene eriolgen: 
auf der Ebene von Regeln und Normen, die 
marktWIrtschaftliche Prozesse fördern bzw. er­
gänzen und die die notwendigen Institutionen Iler­
vorbnrlgen, eJle ein funktionierendes Zusammenle­
ben von Merlschen mit unterschiedlichen Weltbil­
dern, Interessen umJ SOZialen Positionen ermögli­
chen. 

Um (:jegenw~)rtiges umweltbelastendes Verllalten 
n8chhaltlg zu verandern ulld die Verantwortung 
mlf die verschiedenen gesellschaftllcllen Bereiche 
effiZient und sozialverträglich zu verteilen wird eine 
breite Palette von Instrumenten eriorderlich sein. 
Diese Instrumente können in flmf grundlegende 
Kategorien eingeteilt werden: 

.Ordnungspolltische Instrumente zur Festlegung 
von ökologischen Standards, Geboten und Ver­
boten, zur Einhaltung internationaler Verpflich­
tungen und zur Sch8ffung von national gLlltigen 
Rahmenbedingungen. die auch verpflichtende 
UmweltverträglichkeitsprLlfungen für politische 
Programme und Konzepte beinhalten sollon, 

2. Marktkonforme Instrumente zur Förderung eines 
sparsamen Umgangs mit natLirllchen Ressour­
cen, zur Vermeidung von ökologischen und so­
zialen Folgekosten aufgrund einer Extemalisie-

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 27 von 324

www.parlament.gv.at



rung VOll Kosteil llild zur Vermeidung von 1:.'11IS­
SIOileil umJ Abfalleil. Dies kallrl durcll mogllchst 
weltge~lel1Cje Illtemallslerullg VOll Umweltkosten 
clurch Sctlaffung effizienter RClhmenbedingun~len 
fur fUllktlonsfaillge MClrkte. eile Scllaffung von 
Ulltemehmellsameizell zur Erweiterung von 
Ilaclll,altigen Tatlgkoltel'. otc. erfolgen. Aucll 
Ileuere Illstruillento. wie ..fI'elwllllge Vereillbal'un­
gen" kOllllen dazu beitragen. lIlllweltbezoqene 
Ziele raschel zu eITelcllel,. 

3. Finanzielle Anreize. gekoppelt mit zUllehlllellcl 
strrngenteren Verpfliciltuilgen rJemal3 bestllllillter 
Krlterren der Nacllhaltlgkelt zur uillweitgerechten 
PrOJekt - und Progralllillentwicklung auf allen 
Handlungsel)enel,. v.a. Im Infrastrukturbereich. in 
strukturschwacrlen Regrollen, aber auch fur For­
schungs- und Entwlcklun~Jsvorllabel'. 

4. Flankierende Begleltlllaßrlahn,el'. die von ver, 
waltungstechnlscllen AncJerwlgell. lTlarktkonfor 
Illen Anreizen uber verstarkte InfOlmatlon. Aus­
und Weiterbildung sowie forschungspolitische 
Maßrlatllllen biS hin zu VerancJerungen eier ge 
seilschaftspolitischeil RahlTlenbedrngungen rei­
chen. 

5. Prozeßorrentlerte InstrulTlente werden von den 
Systeillwissenschaften entwickelt. Das zentrale 
KOllZept ISt lenes der Modellbildung. d3s sich 
besollcJers fur cJre Gewinnung von Daten. Be­
scllrelbung VOll Systomelgenscllaften. fur Pro­
gllose. Monitorrllg. Kontrolle ullei Optllllierurlgs­
prozesse eignet. Die techllologlsche Ootllllle­
rung ISt Im Kapitel 3 1 welterzuverfolgen. 

2.5.3. Ökonomische Maßnahmen zur Herbei­
führung struktureller Veränderungen 

Okonomlsche Bewertungen slrld elll WIchtiges 
Signal fur alle mTl Wirtschaftlichen Geschehen Be­
teiligten. um bel IlwestltlollS- unel KonsumeIlt­
scheidungen die Uillweitvertragllcilkeit zu be ruck­
sIchtigeil 

2.5.3.1. Maßnahmen im mikroökonomischen 
Bereich 

Ellle auf umweltgerechterl Technologlen und Ver­
fahren basierellCie Wi1scrlaftsstruktur 2.ufzubau­
eil, In der Wohlstand nicht glelchzelt,g die clauer­
hafte SchcidlgWlg der Umwelt bedeutet. kann Illir 
unter Zusammerlwirken aller Akteure gelngen Es 
beejarf dazu auch einer wesentlichen Veranderung 
unseres ~leL1tlgen polltlscllell Instrumentarrums. 
soweit dieses die ineftlzlente Ressourcennutzung 
tJegunstigt. DarLlber Ilinaus muß es mO~llich sein. 
daß die Endpreise der Produkte systemCltlscll alle 
externen Kosterl elllschlleßen. die sie längelfrrstlg 
In der Umwelt und in der Gesellschaft verursa-
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eileil. Eine Schlüsselposition flir die En1'vvlcklung 
einer eierartigen mlkrookollomlscren Politik Wird 
eier ForschUllg 1111 Bereich ulilweltgerechtel' Ent­
wlcklullgsmocJelle. ell'er Neuol'lelltlerung auf eine. 
elle extemallslerten okologlschen Kostei', beruck­
s chtlgellde Volkswl11scllaftllche GesamtrechnUllCj 
'greell accountlngl. sowie der EntWICklung 
Ichst aussagekraftiger und relevanter Indik.atorell 
?ukommen. Ein we terel' Schillsseifaktor besteht 
n einer raschen Umsetzung 'Ion Grundlagenfor­
schungsergebnisseil In marktfähige Produkte ur­
ter EInbezIehung der Konsuilleilten. 

2.5.3.2. Makroökonomisches Instrumentarium 

Der Trallsformationsprozeß In Rlclltung auf eine 
umweltgerechte Wirtschaftsstruktur ImpliZiert 
aber aucll die schrittweise systematische Uber­
prufung traditioneller politischer Instrumerlte. von 
denen einige besondere und steigende Aufmerk­
samkeit erfol'dern: 

Eine Besteuerung cJer Ressourcennutzung ist In 
eier Regel ein Wirkungsvolles Mittel. um markter­
:jänzend elrzugreifen. sofern durch PrOduktion 
und KonSUIll verursachte hohe externe Kosten 
lion der Gesellschaft Insgesamt getragen werden 
Illussen. Malktprelse sollen daher die mit der Nut­
zung bestimmter Produkte verbundene Umwelt­
schcldigung ausdrLlcken (1.B. EnergIebesteue­
rung). 

Die Steuergesetzgebung kann ein Wirkungsvolles 
Instrument darstellen. um nacllhaltige Technologl­
en zu fOI'dem. 

Da. wie bereits festgestellt wurde. Umweltproble­
me auch Grenzen uberschrelten. iSt eine enge In­
ternationale Kooperation notwendig. Internationa­
ler Glelchklallg ISt anzustreben. wlrcJ aber nicht In 
Jedem Fall zielfuhrend sein. So läßt Sich zeigen. 
daß besonders Wirtschaftliche und kostengLlnstl­
ge Losungen fur Uillweitprobleille In Osterreich 
gefundell werden können. vvenn nationale Mittel 
fur die Bewältigung von Umweltproblemen II'~-, In­
tematlonalen österreichischen Umfeld verwendet 
werden. So kann durch Umweltscr,utzlnvestl­
tlollen In zentraleuropäischen Nachbarstaaten In 
einigen Bereichen eine höhere Kosten-Nutzen-Ef­
flzlenz für Osterreich erZielt werden. 

2.5.3.3. Das Instrumentarium im generellen 
Bereich 

Die Durchselzung grundlegender Verhaltensände­
rungen wird nicht allein durch die Amvendung ein­
zelner Instruillentarren möglich sein. sondern 111 
der Regel eineIl flexibel gestalteten "Instrumen­
tenmix" erfmderlicr machen. 
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Ressourcenmanagement 

Natllrlidle Ressourcell. erschöpfbare und regene­
nerbare, bilden die Grundlage des Naturraums. 
menschlichen Lebens und Wirtschaftens. Um 
kLmftig die Verfügbarkeit natLirlicher Ressourcen 
zu sichem, muß nachhaltiges Ressourcenmana­
gement darauf zielen. den Verbrauch an krlappen 
Ressourcell zu redUZieren. Emeuerbare Ressour­
cen sind In einer Art zu Ilutzen. die deren Rege­
neratlonsfahlgkelt langfnstlg erhält. bzw. Ihren Be­
stanel vermehrt. Nicllterrleuerbare Ressourcen 
mussen. unter optimaler I'\nwendung technologl­
scller Innovationen, möglichst schonend genutzt 
bzw. substitUiert wercJen. Um Interessen- und 
Nutzurlgskonfllkte zu verrl1elden, sind regionale 
uml Interregionale UI'lwe tplalle zu erstellen. Ein 
wesentllclles InstruIT1er1tailum dafür stellt eine ef­
fektive Stoffbuchhaltullg dar, die nicht nur auf na­
tlollaler und regionaler Ebene eingeführt werden 
muß, sondem auch auf betrieblicher Ebene eine 
zentrale Voraussetzung fLlr ein effektives Ressour­
cellmanagement bildet. 

Verbraucher und Konsument 

Zentrale Zielsetzung Ist eie Veranderung sowohl 
des Verbraucher- als auch des Anbleterverhal­
teilS. Verbraucher und Konsumenten müssen 
nicht nur ein erweitertes Allgebot umweltfreundll­
cller Produkte und Dienstleistungen nutzen kön­
nen, sondem mLlssen auch In einfacher und kom­
primierter Form Llber die Umweltrelevanz von Pro­
dukten IIlformlert werdell. Bestehende und künfti­
ge Deklaratlonsvorschnften müssen daher Belan­
ge des Umwelt- und Gesundlleitsschutzes in urn­
fassender und aussagekräftiger Weise berLlck· 
Sichtigen. Darüber hinaus muß der Konsument ei­
ne volkSWirtschaftlich SlllilVolle Möglichkeit erhal­
ten, auszuscheidende Produkte in akzeptabler 
Nähe zu seinem Hi1ushalt abgeben zu kÖllllen, 
um so zu eiller Slllllvollen Welterverwendung bzw. 
Verwertung oder aber zur ordnungsgemäßen Ent­
sorgung dieser Produkte beizutragen. 

2.5.3.4. Das Instrumentarium im sektoralen 
Bereich 

Neben den mlkro- und makroökonomischen Stra­
teglel1 mussen auch die Instrumente der sektora­
len Ebene stärker eingesetzt werden, um eine 
okologlegerechte Transformation der Wirtschaft 
zu erreichen. Insbesolldere muß folgenden Sekto­
ren besonderes Augenmerk zugewendet werden: 

Energie 

Die nachhaltige. am Bedarf an EnergiedIenstlei­
stungen onentlerte Versorgung mit Energie steht 

·29 -

Im Mittelpunkt einer umweltgerecllten Wlrt­
schaftsstl-uktur. Hier Wird es darauf ankommeil , 
durch UITlfilssenden Einsatz verbrauchs- wie auf­
kommel1seltlger Instrumente eine weitere eleutll­
che Erhöhung der Erlergieeffizlenz wie des EInsat­
zes emeuerbarer Energieträger zu erreicllen. 
Langfristig ist eine möglichst vollständige Umstel­
lung auf emeuerbare Energietrager unumgäng­
licll. 

Gewerbe und Industrie 

Alle Maßllahmen einer nachhaltigen Industl-Iepoll­
tlk mussen auf eine konsequente Schließung von 
stoffllcllen Kreislaufen abgestellt sem Es mLlssen 
InsbesoncJere marktwIrtschaftliche umweltpolltl­
SC'le Instrumente gellutzt werden. wie Vorschrel­
bung von MInimalstandards. aber auch freiWillige 
Vereinbarungen, Umweltgütezeichen . Haftullgsre­
gelungen, usw. Das bedeutet eine hohere EffiZienz 
der Stoffausnutzung, was die gewerbliche und In­
dustrielle Produktion betriebswirtschaftlich begLin­
stigt. 

Transport und Verkehr 

In diesem Bereich gilt es. Planung und Politik dar­
auf auszunchtell. daß die MobilltatsbedLlrfnlsse 
derart erfullt werden. daß damit In Zusammen­
hang stehende Dienstleistungen dauerhaft um­
weltverträglich erbracht werden. Dazu sllld neben 
technologischen Maßnahmen vor allem auch In­
strumente aus dem Bereich der Steuer- und Sub­
ventlonslegelung, sowie Raumordnullgs- und 
Stadtplal1llngskonzepte gefordert. 

Landwirtschaft 

Für den Bereich Landwirtschaft ISt In Zukunft ne­
bell der Hauptfunktion der Versorgung mit Nah­
rungslllittein und organischen Rohstoffen und 
Energie auch eine zusätzliche Rolle fur Ihre okolo­
glebewallrende und landscllaftspflegerlsche 
Tatlgkelt zu beruckslchtlgen. Die landwlrtscllaftll­
cre Produktion sollte zu ökologischen kreIslaufo­
rientierten Produktionsweisen ubergefuhrt wer­
dell. 

Tourismus 

Der Tounsmus ISt nicht nur ein bedeutender Wlrt­
schaftsfaktor fLlr Österreich, er Ilat auch erhebli­
che AUSWirkungen auf die Umwelt. Oft sind sensi­
ble Zonen wie Bergregionen, Seengebiete und In­
frastruktureinrichtungen insbesondere zu Zeiten 
der Hauptsaison erheblichen Belastungerl ausge­
setzt. Um das langfristige geselscllaftspolltlsche 
Ziel des Schutzes des Naturrauills zu gewahrlel-
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sten und gleichzeitig die Bedürfnisse del- Men­
schen nach Wohlbefinden und Erholung sicherzu­
stellen, müssen standortangepaßte Konzepte ei­
ner umweltorientlerte1 Tourismuswirtschaft 
durchgesetzt werden, 

2.5.4. Forschung und Entwicklung 

Das Verhalten von Akteuren, die umweltrelevante 
Tatsachen setzen, ist abhängig vom Wissen über 
Zusammenhänge, Beziehungen und Ursache­
Wirkungsverhältnissen aus dem Bereich ven WIS­
senscllaft und Forschung. Diese mussen neben 
veranderten gesellschaftspolitischen Zielparame­
tern verstärkt für das Auffinden von Optionen und 
umweltgerechten Alternativen herangezogen wer­
den. Die Entwicklung von "umweltgerechten 
Technologien" sowie Produktentwicklungen und 
Dienstleistungen ist ein Bereich, der In Zukunft an 
Bedeutung noch erheblich gewinnen wird. Es 
muß aber ausdrücklich darauf hingewiesen wer­
den, daß technische Mittel allein, ohne wesentli­
che Veränderungen be, den gesellschaftlichen 
ZIelparametern und ohne den Einsatz sozialer In­
novationen globale Tragfähigkeit nicht gewährlei­
sten können. 

2.5.4.1. Neue Indikatoren 

Eine grundlegende Frage ist die nach der Beurtei­
lung von Maßnahmen, die zu einer nachhaltigen 
Wirtschaftswelse führen. Eine bessere Kenntnis 
sowie ein tieferes Verständnis der grundlegenden 
Zusammenhänge natürlicher EntWicklungspro­
zesse und Abläufe sowie der Auswirkungen von 
anthropogenen AktiVitäten Sind unbedingt erfor­
derlicli. Unser Wissen LJber die natürlichen Pro­
zesse und über die Auswirkungen anthropogenen 
Handeins Silld noch Immer sehr beschrän-<t. so­
daß elrle Bewertung der ökologischen Auswirkun­
gen von Prozessen und Maßnahmen nur sehr un­
VOllständig vorgenommen werden kann. 

Zudem besteht ein unübersehbarer Man'::jel an 
grundlegenden Daten, Statistiken und Indikato­
ren sowie anderen Mitteln der Bewerturg von 
Umweltbedingungen. Über aussagekräftige Indi­
katoren erhobene präZise Daten betreffend die 
Auswirkungen von anthropogenen Einflüssen auf 
die Umwelt Sind notwendig, um Modellrechnun­
gen durchzuführen und optimale politische Stra­
tegien wie auch andere Individuell oder kollektiv 
zu fällende Entscheidungen treffen zu können, 
Neue Indikatoren müssen entWickelt werden, die 
unter Beachtung von Krrterren wie leichte Ver­
ständlichkeit, Klarheit. Aussagefählgke t v,a, 
Mängel beseitigen sollen, die in bezug auf die 
grundlegenden Umweltoaten noch teilweise ge­
geben Sind. Sie sollen In der Lage sein, einen 
höheren Grad der Vergleichbarkeit und Transpa-
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renz sowie wechselseitige Kompatibilität sicher­
stellen. 

Nicht zuletzt müssen ökonomische Schlusselindl­
katoten, wie IEmer des Bruttosozialprodukts, um 
umweltrelevan1e Maßzahlen erganzt bzw. verbes­
sert werden, daml1 In Zukunft der Wert na1LJrlicher 
und umwel1reiENanter Ressourcen und Ihre relati­
ve Veranderung durch Umweltzerstörung oder 
Umweltschäden mit monetären Werten in Bezie­
hung gesetzt werden können. Aufgrund der ho­
hen Komplexltcit und Problemen mit der Gewich­
tung der Monetarrslerung von Veränderungeil 111 
Ökosystemen Sind Verfahren und Methoden bis­
lang noch mit Glner Reihe von Mängeln behaftet. 

2.5.5. Aus-, Weiter- und Fortbildung 

Ein Erfolg der Bemühungen, eine aufrecl,terllaltba­
re und umwelt(:jerechte Entwicklung In die soziale 
Wirklichkeit umzusetzen, wird in hohem Ausmaß 
von Entscheidungen und vom Verhalten einer brei­
ten Öffentlichkeit abhän(:jen. Im Hinblick auf die 
notwendi(:je breite Streuung von Information und 
Wissen ist eine umfassende Strategie nötl(:j, um 
sowohl die wirtschaftlich und politisch relevanten 
Kräfte als auch eine breite Öffentlichkeit. die regio­
nalen und lokalen Behörden und die NGOs (Nlcht­
Re(:jlerun(:jsor(:janlsatlonen) über die Absichten und 
Ziele der Maßnahmen zu unterrichten. 

Zudem beweisen wlssenscl,aftllche Studien, daß 
ein hohes Aus- und Fortbildungsniveau in der Be­
völkerung mit einer erhöhten Nachfrage nach um­
weltfreundlichen Oualltätsprodukten einher(:jeht. 
Dazu kommt noch, daß Unternehmen aus diesen 
Regionen zumeist einen höheren Grad an Interna­
tionaler Wettbewerbsfähi(:jkeit aufweisen. 

Aus dieser Tatsache läßt sich erkennen, daß das 
Vorhanden sein neuer und/oder zusätzlicher 
Fähigkeiten bzw. Weiterbildungsmaßnahmen im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung, aber auch 
der Industrre und im Dienstleistungsbereich mit 
der Bereitschaft zu umweltgerechtem Verhalten 
pOSitiv korreliert 1St. Im öffentlichen Verwaltun(:js­
und Im prrvaten Unternehmensbereich Wird eine 
(:jroße Zahl zusätzlicher professioneller Fähl(:jkelten 
erf:xderllch seil" die von ManagementmeHloden 
Liber Forschun'Js- und EntwIcklungskapazItäten, 
umweltbezogenem Fachwissen bis hin zur Ver­
breitung von Informationen und umweltrelevan­
tem Wissen reicht. Dazu wird in Hinkunft in die­
sem Bereich die Notwendigkeit zu fachübergrei­
fender teambezogener Tätigkeit enorm zuneh­
men. Neue Berufsbilder Sind Im Umweltschutz Im 
Entstehen, die fachspeZIfische interdiSZiplinäre 
Ausbildung erfordern. 
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2.6. Zusammenfassung 

Die Etablierung einer ökoloQlsch tragfahlgen Ent­
wicklung erfordert erhebliche Veranderungen lm­

seres Lebensstils und unserer WIrtschaftsweise. 
Der Ubergallg zur Nachhaltigkelt erfordert eine 
grulldsätzllche Umorientlerung politischer, wirt­
schaftlicher ulld technologischer Zielsetzungen. 
Grundlegende Voraussetzungen dafür sind Um­
walzullgen 1111 Illdividuellen Bewußtsein (Werte, 
Elllstellul1gel1, Veralltwortung) ulld im gesell­
schaftlichen Kontext (rationale Programmerstel­
lung, Veranderung von S:rukturen, Partizipation). 
Wenn auch der Zusammenhang zwischen indivI­
duellem und kollektivem Bewußtsein und Verän­
derungen oer gesellschaftlichen Wirklichkeit - wie 
die Geschichte zeigt - nicht als einfach gegeben 
angenommen werden kann, so bedarf es In Zu­
kunft gerade der konkreten Umsetzung von als 
notwendig und rrchtlg erkannten Einsichten In die 
konkrete gesellschaftliche Realität. Information 
und Erziehung können derartige Transformations­
prozesse vorbereiten und unterstützen. Die Auf­
gabe der Politik ist es, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die einerseits klare Grenzen für mensch­
liches umweltrelevantes Handeln setzen und an­
dererseits HandlungsspIelräume für nachhaltiges 
anthropogenes Verhalten schaffen. 

Der vorliegende erste Nationale Umwelt plan für 
Osterreich will angesichts der weltweit konsen­
sualen Einschätzung, daß das ökologische 
Gleichgewicht unseres gesamten Planeten ernst­
haft bedroht 1St. im Rahmen Internationaler Ab­
kommen und Aktivitäten den Beitrag Österreichs 
für eine aufrechterhaltbare, nachhaltige und zu­
kunftsfahlge Entwicklung formulieren. Die Prämis­
se, daß die heute lebende Generation die Umwelt 
in einem gesunden Zustand an die nächste Gene­
ration weitergeben muß, damit auch zukünftige 
Generationen In den Genuß der lebenserhalten­
den Ressourcen der Erde gelangen können, und 
die Voraussetzungen für Frieden und Sicherheit 
auch In Zukunft gewährleistet sind, findet auch in 
der österreichischen Gesellschaft eille hohe und 
steigende Akzeptanz. Der Nationale Umweltplan 
will nicht den Eindruck erwecken, daß die Erfül­
lung der hier niedergelegten Strategien und Maß­
nahmen bereits ausreicht. das erwünschte ökolo­
gische Gleichgewicht in Österreich wiederherzu­
stellen. Es wird eine lange Zeit benötigen, um Ver­
haltensmuster zu ändern und um den Weg zu ei­
ner nachhaltigen und umweltgerechten Entwick­
lung einschlagen zu können. Aber der vorliegende 
Plan soll dazu beitragen, gegebene umweltbela­
stende Tendenzen umzukehren und eine an den 
Krrterien der Nachhaltigkeit orientierte Entwick­
lung Im Sinne eines offenen Prozesses einzuleiten. 

Osterreich hat auch schon In der Vergangenheit 
Bemühungen auf nationaler, regionaler und globa­
ler Ebene zur Bewahrung und zum Schutz der 
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menschlichen Umwelt unterstützt sowie zur För­
derung der sozlookonomlschen Entwicklung aller 
Regionen der Erde einen wesentlichen Beitrag ge­
leistet. Auch in Zukunft soll seine Umweltpolitik 
den von der Weitkommission fur Umwelt und Ent­
wicklung Im Jahr 1987 veröffentlichten Strategien 
und den Ergebnissen der UN-Konferenz für Um­
welt urld Entwicklung in Rio de Janeiro aus dem 
Jahr 1992 gerecht werden. "Sustalnable develop­
ment" in einem globalen Rahmen kann nur dann 
erreicht werden, wenn die Einsicht, daß die Not­
wendigkeit, die verschiedenen Okosysteme zu 
bewahren, Llber lokale, regionale und nationale 
EInzeimaßnahmen hinausgeht und weltweit zu ei­
nem integralen Bestandteil gesellschaftlichen und 
politischen Handeins wird. 

Aus österrelchlscher Sicht kommt der InternatiO­
nalen Zusammenarbeit In der Lösung ökologi­
scher Probleme. unter besonderer Bedachtnah­
me auf deren ökonomische und soziale und ge­
sundheitliche Interdependenzen eine wesentliche 
Bedeutung zu. Die zukunftlge österreichische 
Umweltpolitik wird auch ganz wesentlich durch 
die Integration Österreichs in die Europalsche 
Union bestimmt werden. 

In Anbetracht der wachsenden globalen Gefa.hr­
dung durch die negativen Auswirkungen der Ver­
scrlmutzung bzw. Übernutzung Vorl Ökosystemen 
tritt Österreich für eine verstarkte Internationale 
Zusammenarbeit Im Umweltbereich ein. Es unter­
stützt aktiV die Arbeit verschiedener Internationa­
ler uneJ regionaler Institutionen wie die UNEP (Unl­
ted Nations Envlronmental Program), die WHO 
(World Health Organizatlon), die UN-Wirtschafts­
kommission fUr Europa, die OECD, den Europarat 
und auch die Umweltpolitik der Europäischen Uni­
on, Vordrrnglich hat sich Osterreich den Problem­
bereichen Klimaveränderung, EnerQle, Waldster­
ben und der Alpenregion sowie dem Problem der 
Ozonschicht gewidmet. Österreich ISt Inl Zusam­
menwirken mit diesen Bereichen bemüht, eine in­
ternationale Schrrttmacherfunktion einzunehmen. 

Österreich hat das Ziel, als nationalen Beitrag zur 
Eindämmung des anthropogenen Treibhauseffek­
tes CO -Emissionen bis zum Jahr 2005 um 20So 
gegenüber dem Basisjahr 1988 zu senken. Öster­
reich hat auch an läßlich der Rio-Konferenz die 
Rahmenkonvention der Vereinten Nationen über 
Klimaänderung unterschrieben und noch 1993 ra­
tifiziert. Um den Schutz der Ozonschicht auch lang­
frrstlg zu gewährleisten, hat sich Osterreich in der 
Auseinandersetzung um die Reduzierung von 
FCKWs (Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe) und Ha­
lonen besonders engagiert und im nationalen Be­
reich Vorkehrungen getroffen, international be­
schlossene Grenzwerte frLiher zu erreichen. So hat 
Österreich die Verwendung von FCKWs biS Ellde 
1994 vollständig eingestellt. Angesichts der Bela­
stung der Böden, bedingt durch Nutzungskon-
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fllkte, ISt sich Osterreich der Bedeutung der Be­
wal1rung und Verbesserung der Böden Jnd des all­
gemein daillit verbundenen Schutzes der Natur 
bewußt und wird Maßnahmen ergreifen, die die 
LJberdLlngung und Ubersäuerung der Böden ver­
meiden, Das sind nur einige konkrete Maßnahmen 
einer breiten Palette, die Osterreicl1 im Laufe der 
kommenden Jahre durch,zuführen gedenkt. 

Der Weg der dauerhaften und umwe tgerechten 
EntwIcklung kann auch In Osterreich nicht Inner­
halb weniger Jahre gegangen werden, Indem der 
vorliegende Plan bemuht ist, Änderungen im Ver­
halten und eine Umkehr bestehender Tendenzen 
zu bewirken, versucht der vorliegende Nationale 
Umwelt plan allen umweltrelevanten Akteuren den 
Weg In die ricl1tige Richtung zu weiser. Der erste 
Nationale Umwelt plan für Osterreich versteht sich 
als Inltlalzundung einer ökologiegerechten Aus­
nchtung der zukünftigen österreichischen Ent­
wIcklung und muß dementsprechend nach einern 
Ablauf von etwa vier Jahren nach einer allgemei­
nen Neu bewertung der Situation wieder aktuali­
siert werden. Dies betrifft sowohl den Zustand der 
Umwelt. als auch die Uberprufung der i1 dem vor­
liegenden Programm vorgeschlagenen Strategien 
und Konzepte. Oie Evaluierung der nach einigen 
Jahreil dann vorliegenden Ergebnisse soll dazu 
dienen. notwendige Korrekturmaßnahmen zu set­
zen und danl1 notwendig erscheinende Kursande­
rungen vorzunehmen. 

BelrTl Versuch, Umweltprobleme 111 alle Bereiche 
der österreichischen Politikfelder einfließen zu las­
sen, befinden wir uns an einem dramatischen 
Werldepunkt. Dieses vorliegende Programm stellt 
bereits einen Aspekt dieser Wende dar. Zu seiner 
Durchführbarkeit erfordert es den grundlegenden 
politischen Willen, Rahmenbedingungen zu schaf­
fen, die eine Veränderung von Verhaltensweisen 111 
einern breiten Umfang begunstlgen, so daß eine 
aufrechterhaltbare und nachhaltige Entwicklung 
erreicht werden kann. Diese Rahmenbedingun­
gen durfen nicht nur In der notwendigen Be­
schrankung bzw. im Verbot von umweltschädI­
gendem Verhalten bestehen, sondern müssen 
HandlungsspIelräume fur die gesellschaftllcl1en 
Akteure eröffnen, in denen umweltgerechtes Ver­
halten in vielfältigen und kreativen Formen möglich 
Wird. Oie Realisierung der Im Nationalen Umwelt­
plan intendierten Nachhaltigkelt stellt eine der 
größten gesellschaftlichen, politischen und Wirt­
schaftlichen Herausforderungen. aber auch eine 
historische Chance fur Osterreich dar. Der Oster­
reichische Nationale Umweltplan soll Grundlage 
für einen vern(jnftigen, bewußten und sensibleren 
Umgang mit unserer Umwelt bzw. Mitwelt liefern. 
Oie Tatsache, daß gegenwärtiges H2ndeln die 
Qualitat der Umwelt und damit auch die Sicher­
heit. Wohlfahrt und den SOZialen Fneden von mor­
gen determiniert. ISt eine zutiefst demokratIepolItI­
sche Aufgabe fur die heute lebende Generation. 
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Zielbereiche 

3.1. Einleitung 

3.2. Ressourcenmanagement 

3.3. Verbraucher und 
Konsumenten 
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3.1. Einleitung 

Der Übergang zu nachhaltiger Entwicklung bedarf 
gezielter sektoral und horizontal orientierter Stra­
tegien. Der Nationale Umweltplan definiert daher 
Hauptzielbereiche, die für den Übergang zu einer 
nachhaltigen Entwicklung eine Schlüsselrolle ein­
nehmen. Für diese, im folgenden behandelten 
Zielbereiche, werden konkrete Umweltqualitäts­
ziele, Maßnahmenpläne und Implementierungs­
strategien vorgeschlagen. Diese Zielbereiche sind: 
ein nachhaltiges Ressourcenmanagement, der öf­
fentliche Sektor als Verbraucher und die Konsu­
menten, weiters die Sektoren Energie, Industrie, 
Verkehr und Transport, Landwirtschaft, Wald und 
Wasser sowie Tourismus/Freizeit. 

Für die Erstellung der Maßnahmenpläne und Stra­
tegien ist die Analyse des Ist-Zustandes erforder­
lich. Zusätzlich wurde eine nicht nur einzelne Ziel­
bereiche umfassende Analyse sämtlicher Materi­
al- und Güterströme durch das gesamte Wirt­
schafts- und Gesellschaftssystem Österreichs 
durchgeführt. Die hohe Intensität und vor allem 
der bisher kontinuierliche Zuwachs des Material­
durchsatzes insbesondere in Industriestaaten, 
stellt heute ein Kernproblem des Übergangs zu ei­
ner globalen nachhaltigen Entwicklung dar. Die Er­
gebnisse einer Input-Output-Analyse zeigten da­
her insbesondere neue Optionen einer präventi­
ven Umweltpolitik hinsichtlich der quantitativ und 
qualitativ problemverursachenden Stoff- und Gü­
terströme auf. 

Gleichzeitig ermöglicht die Darstellung der Ent­
wicklung des Materialdurchsatzes durch das 
österreichische Wirtschafts- und Gesellschafts­
system über die letzten Jahre eine Trendprognose 
und stellt bei künftiger Fortschreibung einen Bei­
trag für die Evaluierung der Effektivität der im Na­
tionalen Umweltplan festgeschriebenen Maßnah­
men dar. Die zentralen Indikatoren des Material­
durchsatzes (von der ersten Rohstoffentnahme 
aus der Natur bis zum Endverbrauch und der Ab­
gabe an die Natur) sind: 

• Wasser 

• Luft 

• feste Materialien 

* ) Alle Quellenangaben und Uteraturzitate zu den im Text und 
Tabellenteil sowie in den Abbildungen und Grafiken des Kapitels 
3 ausgewiesenen Sachverha~e und Datenangaben sowie er· 
gänzende Ausführungen finden sich in den Arbeitsberichten der 
für die Erstellung des Nationalen Umweltplanes eingerichteten 
Expertenarbeitsgruppen. 
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Diese Indikatoren bilden in hochaggregierter Wei­
se die Stoffflüsse eines Wirtschafts- und Gesell­
schaftssystems ab. Diese Indikatoren wurden da­
her erstmals für Österreich im zeit lichen Verlauf bi­
lanziert. 

3.1 .1 . Stoffbilanz Österreich 

Die nationale Stoffbilanz erfaßt die gesamten stoff­
lichen Durchsatzmengen des österreichischen 
Wirtschaftssystems im Zeitraum 1970 bis 1990. 
Erfaßt werden Masseströme (also Stoffgemische), 
aber keine Stoffflüsse von ausgewählten Elemen­
ten bzw. chemischen Verbindungen und deren 
Verbleib innerhalb der Systemgrenzen. Die Diffe­
renzierung und rechnerische Erfassung von Teilsy­
stemen erfolgt nach: 

- Stoffgruppen (fossile Energieträger, mineralische 
und Massenrohstoffe und biotische Stoffe); 

- funktionellen Kriterien (Primärentnahme, Verar­
beitung, Endverbrauch, "Lager"); 

- wirtschaftsräumlichen Kriterien (Import, Export). 

Die Bilanzierung des Materialdurchsatzes ge­
schieht nach folgender Methodik: Auf der Input­
seite werden inländische Materialentnahmen aus 
der Natur und Materiallieferungen von ausländi­
schen Akteuren (Importe) erfaßt. Dem stehen auf 
der Outputseite die Materialabgabe an ausländi­
sche Akteure (Export) sowie Reststoffe (Emissio­
nen, Abfälle) gegenüber, die keiner weiteren Verar­
beitung bzw. Behandlung innerhalb der System­
grenzen zugeführt werden. Für Teilsysteme inner­
halb des Gesamtsystems können zusätzlich auch 
Materiallieferungen von inländischen Akteuren auf 
der Inputseite und Materialabgaben an inländi­
sche Akteure auf der Outputseite erfaßt werden. 
Kurzfristige (binnen Jahresfrist) Lagerbestandsän­
derungen werden als Differenz (Nettosaldo) ge­
rechnet , da auch die zugrundeliegenden Daten­
quellen in der Regel keine Informationen über Net­
toein- und -ausgänge enthalten. Die verfügbaren 
Angaben über Lagersaldi enthalten nicht die Höhe 
der absoluten Lagerbewegungen. Diese absolu­
ten Lagerbewegungen gehen in der Gesamtdar­
stellung nicht verloren, da sie in den erfaßten Ma­
terialdurchsätzen stets enthalten sind. 

Der gesamte Materialfluß durch das österreichi­
sche Gesellschaftssystem ("gesellschaftlicher 
Stoffwechsel") setzt sich aus 87 % Wasser (3.830 
Mio. t), 7 % Luft (330 Mio. t) und 6 % feste Stoffe 
(239 Mio. t) zusammen. (siehe Abb. 3.1.1 .) 

Betrachtet man den Input an festen Materialien im 
Zeitraum 1970-1990, so zeigt sich, daß dieser zu 
rund drei Viertel im Inland entnommen wurde. 
Rund ein Viertel der Materialien wird importiert. Bei 
den importierten Materialien handelt es sich zum 
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WASSER 
3.830 Mio. t 

Luft 330 Mio. t 

--------------~ Materialien 239 M io . t 

~--------y-~ 

Bestände -3.200 
Mio.t 

1 ____________ 1 

Systemgrenze 

Natur 

Abb. 3.1 .1. Materialfluß durch das österreichische 
Gesellschaftssystem 1990 

überwiegenden Teil um fossile Brennstoffe, gefolgt 
von Erzen. Das Gesamtaufkommen an festen Ma­
terialien (inländische Entnahme und Import) wuchs 
in den Jahren 1970-1990 um rund 40%. 

Die folgende Darstellung faßt die Optionen künfti­
ger Entwicklung zusammen: In einem "business as 
usual"-Szenario wird der Trend der letzten zwanzig 
Jahre linear fortgeschrieben. (siehe Abb. 3.1 .2.) 
Verringerungen der stetig wachsenden Materialin­
tensität sind in diesem Szenario höchstens durch 
wirtschaftliche Einbrüche zu erwarten und nicht be­
absichtigt. Das zweite Szenario einer Stabilisierung 
des gesellschaftlichen Stoffdurchsatzes auf heuti­
gem Niveau setzt bereits den gezielten Einsatz 
wirksamer Reduktions- und Substitutionsmaßnah­
men voraus. Ein großer Beitrag zur Stabilisierung 
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auf heutigem Niveau ist dabei von Effizienzsteige­
rungen auf allen Verarbeitungsebenen (Erhöhung 
der Wirkungsgrade) zu erwarten. Von nachhaltiger 
Entwicklung kann daher erst gesprochen werden, 
wenn die absolute Höhe des gegenwärtigen Stoff­
durchsatzes der Industrieländer mittel- bis langfri­
stig deutlich verringert werden kann. Dies setzt ne­
ben technischen Effizienzssteigerungen allerdings 
auch einen Wandel unserer heutigen Bedürfnis­
strukturen (Lebensstile) voraus. 

Die gesamte Stoffbilanz Österreichs wird in vier Teil­
bilanzen für Wasser, fossile Energieträger, minerali­
sche Rohstoffe und biotische Feststoffe aufgeglie­
dert, die nachfolgend dargestellt werden. 

Wasserbilanz 1991 

Der gesamte Pro-Kopf-Wasserdurchsatz betrug 
1991 rund 1.500 Liter Wasser pro Tag. Daraus 
geht deutlich hervor, daß die oft zitierten 130 Liter 
Wasserbedarf pro Person und Tag weniger als 
10 % des vom gesamten Wirtschafts- und Produk­
tionssystem tatsächlich durchgesetzten Wassers 
darstellen. 

Ein Drittel des gesamten Wasserverbrauchs (Ent­
nahmen aus Grund- und Quellwasser und Ober­
flächenwasser) entfällt auf Industrie und Großge­
werbe (33 %) und ein weiteres Drittel auf den 
Kühlwasserbedarf der Wärmekraftwerke (38 %). 
Betrachtet man nur die Entnahme von Ober­
flächen-wasser, so entfallen gut ein Drittel auf In­
dustrie und Großgewerbe (36 %) und knapp zwei 
Drittel auf kalorische Kraftwerke (64 %). Der Was­
serverbrauch der Landwirtschaft (6 %) liegt ab­
hängig von den jährlichen klimatischen Bedingun­
gen (Niederschlag und Temperatur) in der Größe­
nordnung der Haushalte (9 %). Der Wasserver­
brauch des Kleingewerbes beträgt ungefähr die 
Hälfte des Haushaltsverbrauchs (4 % bezogen auf 
den Gesamtwasserverbrauch). 

Materialintensität (g/ÖS) 

business as usual (Va) 

Stabilisierung auf hohem Niveau (Va) 

Szenario - 10% (Va) 

Szenario - 50% (Va) 

2030 

Abb. 3.1 .2. Optionen künftiger Entwicklung des gesellschaftlichen Materialbedarfs 
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Bezogen auf clie Erltn311illen aus Grund- urlCl 
Ouellwasser sowie Oberllbchenw8sser ergrbt slcll 
folgendes Bild: knopp 40 C" eier gesamterl Ent 
Ilahmell entstillllillen dem GruneJ- und Ouellw8s­
ser loder KllOPP 600 I E.dl. 60 J = 8ntst8'l1lllell 
dem Oberllacllell\NaSSer locler 900 I E.d,. Die Llil­
produktive Entrlalmle (Wasserverluste. Fremd­
v/asser 1111 Kanalsystenl) betr3gt. bezogen auf elle 
EIIl'/lOhner T,ellr als 1:J0 I F.cl. 

Der gesamte Wasser'ourcllsat7 In der Strompro­
duktion aus Wasserkraft betrug 1991 runel 840 
Mrd. III und entspricht cJarlrlt 71emllch gen au dem 
15-fachen des lallrlichell oberirelischen Abflusses 
aus Österrelcll. Das bedeutet. daß theoretisch Je­
eier Litel' Wasser. der Ostprrelch uber die FILisse 
verlaßt. 15 Illal clurch eine Wasserkraftturbine "ab­
gearbeitet' wlrcl. Ellle kWll Stl'om aus Laufkraft­
werken eliorelert Im Durctlsdmltt knapp 40 m 
Wasser. aus Spelcherkr3ftwel'ken wegen d8r 
größeren Fallhohen dagegell nur :J.6 m . Bezogeil 
auf die gesaillte Stl omerzeuguilg aus Wasserkraft 
ergibt slcll eille durchsclmittlich erforderliche 
Wassermenge von gut 27 III IkWI1. 

Der gesamte Zulauf zu kommunalen Kläranlagen 
stammt rUllCJ zu einem Dnttel aus Industrre und 
Großgewert)e und zu 12 C', aus dem Klelngew8r­
be. Ledlglter' 8111 Viertel der Wassernlengen In der 
kommunalerl Al)wasserrelnl<:jung stammt aus dell 
Haushalten. das ISt weniger als der Anteil aus 
Fremd- und Regenwasser. der ein Drrttel aus­
macht. was ledocll als untere Grenze anzusehell 
1St. Nicht qualltlflzlert werden kann die Verteilung 
der betrrebllchell Abwasser auf betriebseigene 
Klaranlagen einerseits umi Direkteillielter anderer­
seits. 

Eine tabellarische Darstellung der Wasserbilanz 
findet slcll In Tab 3.2.1 eies Kapitel 3.2. (Siehe 
dazu auch Abb. 3.131 

Bilanz fossiler Energieträger Österreich 1990 

Der Gesamt!nput fossiler Materrallen (Kohle, Erdöl 
und Erdölprodukte, Erclgas) Im Jahr 1990 betrug 
rund 23.2 Mio. t. Davon wurden rund 18,8 Mio. t 
(80 %) Importiert, Rund 4,5 Mlo. t (20 %) wurden 
Im Inland entllommen (Inlandisclle Prrmärentnah­
'l1e). Rund 3CJ J r des Gesamtinputs entfallen auf 
Kohle. 35 auf Rohol. 15 oe auf Erdölprodukte 
und 20 auf Gase (vgl. Abb. 3.14), 

Der Gesamtoutput gliedert sich In Exporte (rund 0.4 
Mlo. Tonnen). EmiSSionen (rund 21,2 Mio. t). AbfEille 
gemäß Bundesabfallwirtschaftsplan Irund 1.4 M10. 
t) und Eingange In industrrelle Lager (rJnd :J.2 M10. 
t). Bel dieser Berechnung mußten mögliche Unsi­
cherheiten in Kauf gellommen werden, die durch 
nicht quantifiZierte Lagerbewegungen, nicht erfaßte 
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EIl1ISSI0Ilell, durcll UllterschatzlIl1CJ bel EmisSions­
faktoren , rechneriscll nicllt erfal3te EmiSSionen und 
11ICIll erlaBte Materialvetlustc begnirICl8t silld. 

Bilanz mineralischer und Massenrohstoffe 
1990 

DIE-: lJ8Samten Elltnallillen alls der N,ltu r betrugwl 
1 ~Jl)C:' ca. ~ 43 \110. t. Zl, cllesell EIltl1311111en 3,IS 
der Natur 'r'nerhailJ Osterl'8lchs "Ulllillen I'r,porte 
VUll ca 13 Mlo. t (Siehe dazu AlJlJ. 3.1.5) Oiespr 
C;e:iamtlnput gellt In elen Prodllktlurls llild Verar­
IleitlH1gsbereich (ImJustrre ulKj Gewerbe). Der 
Output dieses Bereichs kOllnte 1111 Rc1illnen dieser 
Arl;e t rloch nlcllt 11Eiller auf~Jescllllisselt \verdell. 
Ll, cJlesem ZVleck SOl' eine detalll,erte Allalyse der 
elll,'einel; Branchen el folgen Leeilgllcl', fur de'l 
me"gemnäßrg dominierendeil Bereich .. Bauen" 
wUlcle eine grobe Allftellung vOlgenommen In­
den eier Materralelllsc1tz fLlr die NutLlIngskategc­
I'!l) .Wohr'ell" zur Gal17e (jerl HausllCllten und da­
I11lt dem ErldkorlSUIll lugel'eclmet wurde. Zusam-
111 el , I11lt den Konsuillgutern. die von eJen Haus­
/10111811 konsumieri w8rdell, ergibt das eille Menge 
VOI' rund 20 Mo. t. rias elltsprrcllt 2,6 t/EW,a oder 
un~Jefähr 16 °0 eJes Outputs aus Inclustrre und Ge­
I:verbe. Der Rest cJleses Outputs setLt sich zu­
S31111rell aus Matelialeillsatz fur illClustrrel1 ge­
well)llche und Insllesonclere offelltllche Infr-astruk­
tur 12. B. Verkehrselnrrclltlillgen. off. GctJäude etc.1 
sowie fLJI Expol1e. Auerl 111l1SlchtllCIl (les Outputs 
unseres gesellscllaftllchell Systems In Form \'011 
Aofallell und Ellllss,onell SI no elle Massellstrome. 
die (Iurcllden Bel'elcll "Bauen' v81'ursacllt weroe'l 
am bedeutendsten: ca. 15 Mlo. t Bodenausllub 
sowie ca. 8 Mlo. t sonstige Baurestmassen (mlrle­
rallsclle Anteile In Bmlschutt uneJ StraBenauf­
IJruch). Dagegen 1,e11111ell Sich elle ll1inerallscllen 
Anteile Irl elen festen SledlullgsalJfallc!l i,Hauslllul1 
unel Ila~lslllullähllllclle Gewerbeal)fallo! Illit runel 
80Cl.ClOO t relativ gorrllg aus. Weitere Gruppen von 
IlllI'prallSchen Abfalleil aus dem Illclustrrell-ge­
weiblichen Berelcll fallen 111 einer Gro))enordnullg 
VOI" etvva 6 Mlo. t ZUI Deponierung all, rLilld 1 Mlo. 
t W'ld Innerhalb der Industrre dLlICl1 Metallruckge­
wlrmung und als Zuschlagstoff Dei der Zement­
herstellung wIederverwertet. Dm WiecJerverwel'­
tUllg werden weiters folgende Materralstrome zu­
gefllilrt rund 1 Mio. t Scllrott ulKI Metallabfälle, 
2.5 Mio. t mlnerallscile Baustoffe ullcl 150.000 t 
Glas. Die Exporte all .. ablotischel"· Matenallerl lie­
gen 111 oer Große von ca. 12 Mlo. t. Dei' 'llergen­
llla'3lg bedeutendste MaterralstrOIll gellt In Fort"l 
vor Zuwachs arl Gellauden. Verkeilrslrlfrastruktur 
und langlebigen Produkten mit Insgesamt ca. 118 
Mlo. t pro Jallr auf .. Lager". Das entsprrcht elnel'l 
Lagerzuwachs von rUlld 15 t EW. 
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Bilanz biotischer Feststoffe 1990 

Der gesamte biotische Stofffluß wird In Frisch­
masse (Inkl Wassergehalt) erfaßt. Fur die Weiter­
fühnmg der Arbeiten empfiehlt sich eine Umrech­
nung In Trockenmasse. BIs zur Eberle de c ersten 
Verarbeitungsstufen kann zWischen den Stoffen 
aus Forst-. Pflanzen- lind Tierproduktloll unter­
schieden werden. 

Der gesamte biotische Stoffinput im Jarlr 1990 
vVlrd auf etwa 60 Mio. t geschätzt. (v~ll. Abo. 
3.16.) Davon stammen rund 90 °0 aus Inländi­
scher Prlmarentnahme (Inländische ErnTe) und 
rund 10u ) aus dem Ausland (Importe). Rund die 
Halfte der Inländischen Pflanzenproduktion (exkl 
Forstproduktion) entfällt auf Futtermittel flir die tie­
rische Produktioll. Hinzu kommen noch Reststof­
fe alls den verschiedenen VerarbeitungssUfen biS 
zur Erldnachfrage. die ebenfalls als Futtermittel 
verwendet werden sowie Futtermittelimporte. Der 
Output biotischer Stoffe aus dem sozioökonoml­
schen System gliedert sich In Exporte, für Dünge­
zwecke wleder- bzw welterverwertetes V1aterial 
sowie Emissioneil lind Abfälle. 

Die Exporte organlscllell Materials betragen etwa 
10 Mo. t. wovon zumindest drei Viertel aue Expor­
te der Holz- und PapIerwirtschaft entfaller!. Emis­
sionen (Kohlendioxid. Methan. Ammoniak. sonsti­
ge) lind Abfälle werden auf zumindest 2T Mlo. t 
geschätzt. Ernteruckstände. WIrtschaftsdünger 
und sorlstlge organische Reststoffe der L.ilndwirt­
schafts- und Lebensrnrttelproduktion, die für Dun­
gezwecke welterverwertet werden, sind in dieser 
Summe nicht enthalten. Illre Menge Wird auf etwa 
39 Mlo. t geSChätzt. 

- 40-
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1. Einleitung 

1.1 . Notwendigkeit einer umfassenden Pla­
nung, Entwicklung und Gesamtkoordination 

Ressourcen bilden die materielle Grundlage 
menschlichen Handeins und Wirtschaftens. Die 
Art und Weise, wie Ressourcen genutzt werden, 
übt einen wesentlichen Einfluß auf die Qualität un­
serer Mitwelt aus. Aus diesem Grund muß jede 
langfristige Planung im Bereich der Umweltpolitik 
auch eine Planung des Umganges mit den zur 
Verfügung stehenden Ressourcen beinhalten. 

Gerade im Hinblick auf die langfristige Planungs­
komponente und die thematische Ausrichtung 
des Nationalen Umweltplanes, die den Übergang 
zu einer nachhaltigen Wirtschaftsform in Öster­
reich als Zielpunkt der Entwicklung definiert, muß 
der Begriff der Ressource entsprechend breit aus­
gelegt werden. Dies hat zwei wesentliche Gründe: 
Einerseits muß damit gerechnet werden, daß un­
ter den zu erwartenden geänderten Randbedin­
gungen wirtschaftlichen und politischen Han­
delns, wie sie die logische Folge langfristiger Um­
weltplanung darstellen, eine Verschiebung in der 
Ressourcenbasis zu Abdeckung der Bedürfnisse 
unserer Gesellschaft stattfindet. Andererseits ist 
jede Nutzung einer Ressource auch mit Einflüssen 
auf andere Ressourcen verbunden. 

Ausgangspunkt einer umfassenden Planung sind 
vier Prinzipien: 

Vorsorgeprinzip: 
Vorbeugen ist besser als Heilen. Das Vorsorge­
prinzip ermöglicht , Einwirkungen, die gefährlich, 
schädlich oder lästig werden können, frühzeitig zu 
begrenzen. 

Verursacherprinzip: 
Nach dem Verursacherprinzip hat der Verursacher 
die Kosten der Maßnahmen zur Verhinderung 
oder Begrenzung von Umweltbelastungen sowie 
zur Behebung von Umweltschäden selbst zu tra­
gen. 

Kooperationsprinzip: 
Mit dem Kooperationsprinzip wird eine Zusam­
menarbeit der betroffenen und interessierten Krei­
se bezweckt. 

Prinzip der ganzheitlichen Betrachtungsweise: 
Nach dem Prinzip der ganzheitlichen Betrach­
tungsweise sind die einzelnen Umwelteinwirkun­
gen nicht nur isoliert, sondern gesamthaft und in 
ihrem Zusammenwirken zu beurteilen. Das Prinzip 
kommt in seiner reinsten Ausprägung bei der 
Raumverträglichkeitsprüfung bzw. Umweltver­
träglichkeitsprüfung zum Tragen. 
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Insbesondere das letzte Prinzip der ganzheitlichen 
Betrachtungsweise ist ein neuer planeriseher Zu­
gang, der wesentlich diesem Kapitel zugrunde 
liegt. Integrale Umwelt- und Raumplanung muß 
ein flächendeckendes, integrales Planungsinstru­
ment der Umweltkontrolle und Umweltüberwa­
chung sein. 

Ausgangspunkt für eine integrale Umweltplanung 
ist die räumliche Erfassung der Naturraumres­
sourcen. 

Dabei sind im wesentlichen zu unterscheiden 

• biotische Regenerationsressource 
• biotische Ertragsressource 
• klimatische Regenerationsressource 
• Rohstoffressource 
• Wasserressource 
• Erholungsressource 
• Naturschutzressource 

Aus dieser Darstellung wird klar, daß jede Planung 
übersektoral angesetzt sein muß. 

1.2. Ressourcenhaushalt und Ressourcen­
management 

Menschliches Leben und Wirtschaften ist ohne 
die Entnahme bzw. Nutzung von Naturressourcen 
nicht möglich. 

Naturressourcen(1) (Naturraumpotentiale) sind das 
Leistungsvermögen eines Naturraumes, hinsicht­
lich der Anforderungen, die sich unter dem Ge­
sichtspunkte der Erhaltung des Gleichgewichtes 
des gesamten Ökosystems aus den unterschied­
lichen Bedürfnissen und Nutzungszielen der Ge­
sellschaft ergeben. Sie umfassen weit mehr, als 
die der Natur entnommenen Produkte, wie Nah­
rungsmittel, Holz oder fossile Brennstoffe. We­
sentliche natürliche Ressourcen, die den mensch­
lichen Lebens- und Kulturraum bestimmen, sind 
Boden, Wasser, Luft, Flora und Fauna, Energieträ­
ger und der Mensch selbst. 

Die Naturressourcen können nach den Kategorien 
- Leistungsfähigkeit - Empfindlichkeit - Belastung 
und Gefährdung differenziert und bewertet wer­
den. 

Die natürlichen Ressourcen werden in erschöpf­
bare (z.B. Erze, fossile Energieträger, usw.) und re­
generierbare (erneuerbare) Ressourcen (z.B. 
Wald, Fischbestände, usw.) unterteilt. 

(1) EU-konform wird der Begriff .Naturraumpotential" durch den 
Begriff .Naturressource" ersetzt. 
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Die nichtregenerierbaren Ressourcen sind da­
durch charakterisiert. daß ihr von der E(de "bereit­
gestellter" Gesamtbestand In dem für menschli­
che Planung relevanten Zeitraum konstant ISt. Ei­
ne in der Gegenwart abgebaute Einheit einer er­
schöpfbaren Ressource mindert den künftig ver­
fLJgbaren Bestand (Reserve) für die nac'lfolgenden 
Generationen. 

Aus rein physikalischen Gründen gehen die Men­
gen fossiler ulld milleralischer Rohstoffe in den 
Lagerstätten der Erde zurück. Da es weder mög­
Idl ist, auf die Nutzung solcher Materialien heute 
zu verzichten, noch davon ausgegangen werden 
kann. daß die zuklJllftlgen Generationen ohne sie 
auskommen werden, muß eine nachhaltige Inan­
sprucllnahme nlchtregenerlerbarer Ressourcen 
eingeleitet werden. 

Um diesbezügliche Knapphelten zu vermelden, 
muß bereits heute darauf hingearbeitet werden, 
daß der Bedarf an knappen Rohstoffen In Zukunft 
geringer ist als heute. Eine laufende Verminderung 
des Bedarfes kann deren Verfügbarkeit verlängem. 

Erneuerbare Ressourcen können Sich dagegen im 
fur die menschliche Planung relevanten Zeitraum 
regenerieren (Ressourcenbestanderneuerung) oder 
auch vermehren. Die Wachstumsrate oes Bestall­
des (z.B. Biomasse) hangt von verschiedenen EIIl­
flur3faktoren ab. Insbesondere von der Größe des 
Anfangsbestarldes. Der Zusammenhang ZWischen 
gegenwartiger Nutzung und zukunftiger Nutzun­
gungsmögllchkelt ISt bel erneuerbaren Ressourcen 
komplexer als bel erschöpfbaren. 

Die Einsicht, daß die gegenwartige Wirtschafts­
weise die Schonung der natUrlichen Ressourcen 
und den Schutz der Umwelt nicht hinreichend ge­
währleistet, mündet in der Forderung nach einer 
Wirtschaftswelse, die eine "nachhaltige Entwick­
ILmg" (sustainable development) erlaubt. 

• Es kann auch zur Erschöpfung erneuerbarer 
Ressourcen kommen, z.B. durch Übernutzung 
und Verschlechterung der Regenerationsfähig­
keit (insbesondere als Folge der Umweltver­
schmutzung) z.B. bei der Biodiversität oder 
beim Genpotential. Die Abholzung von Regen­
waldern und die Reduktion der blob;)lschen Ar­
tenvielfalt sind Beispiele dafür. 

• Eine nachhaltige Wirtschaft muß geeignet sein. 
die natürlichen Ressourcen des Lebensraumes 
so zu regenerieren, daß auch eine Evolution der 
Natur geSichert ist. 

• Die nicht erneuerbaren Reserven (Ressourcen) 
lassen Sich In dem Ausmaß erweitern. In dem 
es gelingt. die fur die Zukunft erwartete tech­
nisch-ökonomische Ausbeutungsgrenze biS zu 
genngeren Konzentrationen zu verschieben. 
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Entscheidend für die Nachhaltigkeitsbewertung 
Im Ressol.,rcenhaushalt und besonders im Res­
sourcEnmanagement sind die RaumdimensIon in 
Form der LJmweltregionen. 

Umwelt regionen sind Räume, die durch Homoge­
nität ulld funktionaler Interdependenz in der Inter­
aktion zwischen Natur und mellschlicher Gesell­
schaft bzw. Wirtschaftsnutzung der Ressourcen 
gekennzeichnet sind. 

Folgende Gründe können für eine regionale Diffe­
renzierung der Umwelt genallnt werden: 

• die AssImilationskapazität der Umwelt vaniert 
von Region zu Region: 

• die Konsumenten einer Jeden Region bewerten 
die Umwelt verschieden: 

• In el'ler Fieglon mit größerer Bevölkerungsdich­
te kann ein gegebenes Volumen an umweltver­
schmutzenden Faktoren größere Schäden an 
Menschen und Wirtschaft verursachen; 

• in el'ler f~eglon können infolge einer anders ge­
arteten Produktionsstruktur und technischen 
Ausstattungen mehr umweltverschmutzende 
Faktoren als In anderen auftreten. 

Die Naturressourcen sind im Rahmen des Res­
sourcenmanagements Je nach RaumdImensIon 
(makro-mikroskalig) und Zeitdynamik (kurz-. lang­
fnstlg) zu erfassen und zu bewerten. 

Diese Grulldlagellerfassullg diellt ill weiterer Fol­
ge fur Wirtschaftsregions- (WirtschaftsdYllamlk) 
und Umweltregionalplanungen (Umweltbelastung. 
Umweltqualität) . 

Generell sollten im Rahmen der Nachhaltigkeit die 
Ressourcen nach folgenden Kriterien bewertet 
und urlter~,ucht werdell: 

• optimale und schonende Nutzullg aller Res­
sourcell (z.B. Standorteignungsllutzung. Kas­
kadellnutzung, VOllstufennutzullg); 

• Pno'itätenbewertung der Nutzung um Interes­
sells- und Nutzungskonflikte zu vermelden (z.B. 
Priontätenplan); 

• Hierarchische Regiollsbewertung der Ressour­
cen (Ressourcenhaushalt) ulld Umwelt (Bela­
sturg urld Gefährdung) mittels Stomlüssen und 
Inte~:JraIEn Umweltleltplänen, 
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2. Raumplanung und Umweltschutz 

2.1. AufgabensteIlung und Grundsätze der 
Raumordnung 

Raumordnung und Umweltpolitik stellen eng mit­
einander verknüpfte Aufgabenfelder dar: 

• Die Umweltpolitik muß in weiten Bereichen die 
räumlichen Zusammenhänge miteinbeziehen, 
um an den Ursachen ansetzen zu können und 
über das bisher dominierende Reagieren auf 
Umweltbeeinträchtigungen zu einer aktiven Mit­
gestaltung der weiteren Entwicklung zu gelan­
gen. 

• Die Raumordnung und Regionalpolitik können 
ihren umfassenden Koordinationsauftrag nur 
dann befriedigend erfüllen, wenn sie den Erfor­
dernissen der Umwelt und Ökologie in ge­
bührender Weise Rechnung tragen, vor allem 
durch eine umweltverträgliche räumliche Vertei­
lung und Gestaltung von Funktionen und Nut­
zungen. Die Verwirklichung des umweltbezoge­
nen Vorsorgeprinzips ist eine Kernaufgabe der 
Raumordnung. 

Grundsätzlich ist das Verhältnis Raumplanung -
Umweltplanung durch folgende Punkte gekenn­
zeichnet: 

• Gegenstand der Raumplanung und des Umwelt­
schutzes ist der Lebensraum, beide sind dem 
Vorsorgeprinzip verpflichtet (siehe Abb. 3.2.1 .) 

Abb. 3.2.1, Raumplanung und Umweltschutz 

• Ziel der Vorsorge im Umweltschutz ist die Si­
cherung günstiger Lebensvoraussetzungen für 
Menschen und Naturressourcen, wann immer 
möglich verbunden mit dem Anspruch , durch 
vorsorgende Umweltkontrolle Belastungen und 
Gefährdungen des Lebensraumes zu vermei­
den. 

• Ziel der Vorsorge in der Raumplanung ist ein 
"funkt ionierender", organisierter Lebensraum 
für die menschlichen Aktivitäten bei gleichzeitig 
haushälterischem Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen sowie verbunden mit dem Schutz 
der Lebensvoraussetzungen . 

Raumplanung ist zukunfts- und raumorientiert. Ihr 
Gegenstand sind räumliche Entwicklungsprozes­
se, raumwirksame Maßnahmen. Ihr kommt dabei 
eine besondere Verantwortung für den umweltori­
entierten Strukturwandel zu . 

• Der vorsorgliche Umweltschutz fällt nicht allein 
in den Verantwortungsbereich des Umwelt­
schutzes bzw. der Raumplanung als Raumnut­
zungsplanung, sondern er ist mitzutragen von 
al len öffentlichen Aufgaben, die raumwirksame 
Maßnahmen nach sich ziehen. Eine besondere 
Verantwortung kommt deshalb der Raumord­
nung im umfassenden Sinn zu: Raumordnung 
nicht als Sektoralpolitik der Raumnutzungspla­
nung, sondern als querschnittorientierte Koordi­
nationsaufgabe, die darauf abzielt, raumwirksa­
me Maßnahmen zu koordinieren und über län­
gere Zeit zu steuern. 

RAUMPLANUNG UND UMWELTSCHUTZ 
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• ZWischen Raumplanung und Umweltschutz ist 
deshalb ein hoher Koordinationsbedarf gege­
ben, um einerseits die österreichische Raum­
planung als "ökologisch onentierte Raumpla­
nung" weiterzuentwickeln und andererseits den 
Raum- und Zeitbezug sowie die fachlJerelch­
ubergreifende, Integnerte SlCIltweise bel Maß­
nahmen des Umweltschutzes zu vertiefen, 

• Die aufgeteilte Planungstragerscllaft, dip plurali­
stische Kompetenz- und AufgabenverteIlung, 
die derzeitige ökologische Situation bzw. Hand­
lungsweise der Raumordnung macht durch­
gängige Ziele des Umweltschutzes und der 
Raumordnung auf allen Planungsebenen sowie 
Im Zusammenhang mit besonders wichtigen 
Fachplanungen notwendig, Die Ziele - meist als 
unbestimmte Rechtsbegriffe formuliert - fordern 
eine Konkretlslerung, z.B, mittels Indikatoren, 
Integnerter neuer Prufungsverfahren (Raumord­
nungsverfahren, Umweltvertragllchkeltsprüfung 
(UVP), Raumvertraglichkeltsprufung (RVP), 
durchgängiger Planungspnnzlpien (z:3 Um­
weltleltplanung, LandschaftsplanungJ oder 
auch nur durch Wahrnehmen besteherder, ge­
setzlicher und fachlicher GeSichtspunkte 

2.2. AufgabensteIlung und Grundsätze der 
Umweltplanung 

Umweltplanung Ist ein integrales PlanunSJSlnstru­
men! der Umweltkontcolle uneJ Umweltuberwa­
chung, 

Umweltplanung ist Vorsorgeplanung und Kontrol­
le (MonltonngJ der gesamten Umwelt eines 
Raumes (Standort, Region, Globalraum), seines 
Status quo und seiner IlatLlrllchen und anthropo­
genen Veränderungen durch die Wirtschaftstätig­
keit des Menschen; zum Schutze und Erhalt der 
natLjrllchen Ressourcen und der nachhaltigen 
Nutzung des ökonomischen Potenlials eines 
Raumes bzw, einer Region, 

2.3. Nachhaltigkeitsprinzip für den Fachbe­
reich "Raumnutzungsplanung" 

Der Begriff Nachhaltigkelt In der Raumplanung als 
Raumnutzungsplanung belflhaltet auch die Ziel­
setzung des flächensparenden und bodenscho­
nenden Umgangs in der Planung unter tesonde­
rer Beruckslchtigung der Vermeidung von 
Flachennutzungskonflikten In der Gegenwart und 
Zukunft, 

Unter den genannten Rahmenbedlngun~len kann 
als grundlegendes Ziel der Raumordnung unter 
Verwendung der Definition von Nachhaltigkeit for­
muliert werden: Nachhaltige Raumordnung führt 
Jene raumliche Struktur herbei, die die Bedürfnls-
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se der gegenwärtigen Generation befriedigt, ohne 
die Entwickluilgschancen der zukünftigen Gene­
ration Zll Sclll-laiern, 

Nachhaltlclkell und OkoloQle Sind ein grundlegen­
des PrinZip fur eine Integnertc, umfassende und 
koordinleite Raumordnung, fur alle Planungs­
bzw, Entscheldungsebcncn In der integnerten 
Umweltplanurrg und umfassendes Ressourcen­
management , 

2.4. Problemstellung und Defizite in der räum­
lichen Planung 

Die Zuständigkeit und Trägerschaft im Bereich der 
RaumordC1uC1(j ISt dadurch gekennzeichnet, dar3 
die Wichtigsten Raumordmillgsbefugnisse umfas 
sender Art bel den Landern Sind, wlchtlg8 
RaumordC1L1nSlsbefugnlsse partikulärer Art (einzel­
ne FachplanLngen) kompetenzmaßlg dem Bund 
zugeordnet Sind, Die Raumordnung der Gem8in­
de (örtllCIle Faumordnung) fallt In deren elgeC1en 
Wirkungsbereich, wobei die L andesreglerullg als 
Aufslchtsbehcirde tatlg 1St. Ortllche Entwlcklullgs­
programme (teilweise), Flächenwidmungspläne 
und Bebauungsplane werden demnach erst nach 
Zustimmung der Landesregierung als VerordnunD 
rechtswIrksam. Die gesamtslaatliche Ebene wird 
derzeit cJurcll das Östmreichische Raumord­
nungskonzept als umfassender Empfehlungsrall­
men der Osterreichischen Raumordnungskonfe­
renz abgedec kt. 

Trager der Raumordnung Sind daher die Gebiets­
körperschaften: Gemeinde, Land und Bund, 

Die Vorsorge für die Gestaltung des LebensrCLu 
mes der Menschen muß auf verschiedenen Stu­
fen erfolgen, wobei deren Sinnvolles Zusammen­
wirken eine Voraussetzung des Erfolges 1St. 

Die Ebenen der Raumordnung Sind: 

Gemeinde 
ReQlon (TeilreQlon) 
Bundesland 
Bundesstaat 
Internationale Raumordnung 

Technisclle, ökonomische und gesellschaftliche 
Gesichtspullkte werden gegenuber ökologischen 
Aspekten bel der Raumordnung und Umweltge­
staltung vielfach nach wie vor bevorzugt. Die In 
vielen Zielen und Programmen erwahnte gleich­
wertige oder grundlegende Berucksichtigung VOll 

ökologischen und umweltschutzrelevanten Aspek­
ten im umfassenden Sinne gegenüber den ande­
ren Nutzungo,ansprüchen ist - global betrachtet -
auch heute noch vielfach nicht über Grundsatzfor­
mullerunqen 1inausgekomillen (vgl. z,B. Bauland­
bzw. ZersledI3Iungsproblelllatlk). 
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Deutlich sichtbar und absehbar ist dabei, daß ein 
Großteil der in unserem Lebensraum festzustellen­
den Umweltprobleme auf Planungsversäumnissen 
und Planungsfehlern beruht, die in den Jahren und 
Jahrzehnten vorher verursacht worden sind, und 
daß diese Schwierigkeiten an Zahl und Intensität 
noch zunehmen werden, solange Raumordnung 
und Raumplanung im Hinblick auf Umweltschutz 
und Ökologie nicht jenen Stellenwert bekommen, 
der ihnen zusteht. Diese Versäumnisse der Pla­
nung können durch den späteren Einsatz techni­
scher und rechtlicher Mittel häufig gar nicht mehr 
oder nur mit unverhältnismäßig hohen Kosten und 
Schwierigkeiten saniert werden. 

2.5 . Leitlinien und Ziele tür die Raumordnung 
und Umweltplanung 

2.5.1. Ökologische Orientierung von Raumpla­
nung und Raumordnung 

Grundsätze 

Als Grundsatz für eine ökologisch orientierte 
Raumplanung ist die Sicherung und Entwicklung 
der Leistungen des Naturhaushaltes anzuspre­
chen . Die Umsetzung dieser grundlegenden Ziele 
erfolgt durch die Instrumente der Raumplanung. 
Wobei sich dieser Beitrag nicht alleine in einem 
sehr wichtigen Element der ökologischen Planung 
- dem Natur- und Landschaftsschutz - erschöp­
fen darf. In Österreich ist für die meisten Natur­
raumressourcen bereits eine Zuordnung oder Zu­
ständigkeit gegeben. Obwohl also Naturraumres­
sourcen bestimmten "Fachplanungen" zugeord­
net sind, ist es dennoch notwendig, sie im Rah­
men der ökologischen Orientierung der Raumpla­
nung gesondert und systematisch zu erfassen. 

Ziele 

Damit wird deutlich, daß die Identifizierung der 
Naturraumressourcen als Entscheidungsgrundla­
ge für raumrelevante Maßnahmen ein eigenes 
Raumplanungsziel darstellt. Da vielfach ökologi­
sche Gesichtspunkte nur als Vorbereitung für Ver­
träglichkeitsprüfungen, Einzelprojekte und sonsti­
ge ausgewählte Vorhaben gesehen werden, ist es 
notwendig , dieses Planungsziel gesondert im 
Rahmen der als stetige Aufgabe definierten 
Raumforschung als systematische und institutio­
nalisierte Arbeit hervorzuheben. Eine ökologische 
Ausrichtung der Raumplanung bedeutet innerhalb 
dieses Rahmens: 

• die Funktion und Nutzungen des Raumes an 
den natürlichen Eignungsressourcen auszurich­
ten und 

• die notwendige Mehrfachnutzung des Raumes 
so zu ordnen, daß die Leistungen des Natur-
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haushaltes nicht oder möglichst wenig reduziert 
werden. 

Das heißt, Belastungen von Ökosystemen, die zu 
Beeinträchtigungen von Raumnutzungen führen 
können , sind so gering wie möglich zu halten. 

Aus diesen generellen Zielen werden drei ökologi­
sche Grundprinzipien der Raumordnung abgelei­
tet: 

1. Ermittlung, Sicherung und Pflege der in Ökosy­
stemen verfügbaren natürlichen (selbständi­
gen) Regelungs- und Trägerleistungen; 

2. Ermittlung, Sicherung, Pflege und gegebenen­
falls Neuschaffung von Elementen der Land­
schaft, die Träger, Informations- und Regellei­
stungen erbringen können ; 

3. Differenzierte Bodennutzung , das heißt Anord­
nung der Nutzungssysteme im Raum unter 
Verzicht auf vollständige Entmischung und 
großflächige Einheitlichkeit. 

2.5.2. Umweltplanung und Umweltregionen 

Ausgangspunkt für eine integrale Umweltplanung 
ist die räumliche Erfassung der Naturraumres­
sourcen (vgl. Kap. Ressourcenhaushalt und -ma­
nagement). 

Im Prinzip gehören auch andere - wie Bebauungs­
und Entsorgungsressourcen - dazu, doch wären 
diese eher umgekehrt als Negativplanung, nämlich 
als Nicht-Eignungsstandort auszuweisen. In der 
integralen Umweltplanung ist die Raumdimension 
je nach Untersuchungsziel bzw. Maßnahmenkata­
log verschieden zu dimensionieren. Sie reicht von 
einem Betriebsstandort über eine Industrieregion 
bis zu globalen Immissionsräumen. 

Mit Hilfe der Umweltmonitoringsysteme und deren 
Einbindung in Umweltmodelle ist es der Umwelt­
planung möglich, eine effiziente, flächendeckende 
Umweltkontrolle und Umweltüberwachung durch­
führen, bzw. Maßnahmen für eine vorsorgende 
Planung ergreifen zu können. Letztendlich ist die 
integrale Umweltleitplanung für Standorte und Re­
gionen sowie den Umweltmonitoringnetzen als 
grundlegendes Instrument nicht nur für Ökobilan­
zen, Umweltcontrolling, ökologische Risikobewer­
tung und technische Risikoabschätzung auf Stan­
dortebene, sondern auch für RVP, UVP, UVE (Um­
weltverträglichkeitserklärung) und Vollzug des 
Umweltinformationsgesetzes des UVP-Gesetzes 
auf lokaler und regionaler Ebene notwendig. 

2.6. Maßnahmenmatrix Raumplanung und 
Umweltschutz 
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2.6.1. Maßnahmenmatrix Raumplanung und Umweltschutz 

ProbIembereich Ursache Wirkung Raumbezugl LOsungsansatz Maßnahme! Zustindigkeit Dring- Zeit- Kontrolle Vernetzulg 
Ausma8 MaBnahmenziel lichkeit horizont 

11 

Fehlende flächen- fehlende Finanz- und inhomogene sektorale r, n flächendeckendeRes- Integrale Planung für NUTS Bund, Länder sd m BMLF, Kap. 3.4.4. 
deckende Pla- Personalressourcen Planungen für einzelne sourcenerhebung (z.B. (Anm.: NUTS = .Nomenclature BMU, 
nungsgrundlagen bei Länder- und Bun- Gebiete Bodenstandorteignungs- des unites territoriales stati- ÖROK 
hinsichtlich Natur- desdienststellen und karten, Vegetationstypen) stiques· , d.i. eine Systematik (österr. 
raumressourcen unterschiedlicher im Maßstab 1 :200.000 der Gebietseinheiten für die Raumord-
(z.B. Bodenstand- Stand der Raumord- nach einheitlichen Statistik der EU-Staaten) (11 nungskon-
orteignung, Klima- nungskataster Krrterien ferenz), 
eignung) Länder 

Fehlende koordi- verschiedene Ab- inhomogene Planungsun- r, n Harmonisierung der Ab- Akkordierung der Bundeslän- Bund, Länder d m Bund, Kap. 3.4.1. 
nierte Regionalpla- grenzungskrrterien in terlagen für interregionale grenzungskriterien bzw. der untereinander bei der Er- Länder 
nungen bzw. Re- den einzelnen Bun- Konzepte und EU-Regio- Mitgliedschaften stellung eines digitalen Raum- Kap. 3.4.4. 
gionsabgrenzun- desländern bzw. in- nen und Umweltatlasses 
gen für Raum- und ternationale Mitglied-
Umweltplanung schaften z.B. ARGE 
(z.B. NUTS-Einhei- Alpen-Adria 
ten, Arge Alpen-

tTo Adria) 

"" 

Fehlende interna- sektorale traditionelle bisher nur sektorale r, n Hanmonisierung der Pla- Handbücher und Datenbanken Bund, Länder d m Bund, Kap. 3.4.1. 
tionale und natio- Planungskonzepte Planungserfahrung nungsgrundlagen und für eine integrale Planung Länder 
nale Abstimmung (z.B. Verkehrsplanung) Unterlagenkriterien Kap. 3.4.4. 
bei Planungs-
grundlagen und ih-
re Erfordernisse für 
RVP, UVP, RVE 
und Umweltinfor-
mationsgesetz 

Dringende Koordi- Raumplanung und r, n d m Bund, Kap. 3.4.1. 
nation der Grund- Raumordnung ist Länder, 
lagen für Raum- Länderkompetenz, ÖROK Kap. 3.4.4. 
ordnung, Land- unterschiedliche 
schafts- und Um- Struktur der Raum-
weltplanung ordnungskataster 

Raumbezug/Ausmaß: I. r. n, i. .... ... lokal , regional. national. international Dnnglichkeit: sd. d. n.. . .... sehr dnnglich. dnngllch. notwendig Zeithorizont: k. m. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

(1) • Ebene NUTS I: Österretch: 3 Ebenen: Ost- (Burgenland, NiederösterreICh, Wien), Süd· (Kärnten, Steiermark) und Westösterreich (Oberösterreich, Salzburg, llrol , Vorarlberg). 
- Ebene NUTS 11: Grundverwaltungselnhetten: die 9 Bundesländer 
- Ebene NUTS 111: Untertetlung der Grundverwaltungselnhetten: 35 Einheiten: davon bestehen 26 aus einem oder mehreren Politischen BeZirken, 8 Sind zusätzlich auch mittels GerichtsbezIrken abgegrenzt, Wien bleibt ungeteilt. 
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ProbIembenIIch 11 Ursache 11 Wirkung I RaumbezugI L6sungsansatz Maßnahmei ZustAndigkeit Dring- Zeit- Kontrolle \WneIzLIlg 
Ausmaß MaBnahmenziei Ilchkeit horiz:ont 

Land- und Forst- fehlende interregiona- lokale und regionale I, r siehe Kap. 3.4.4. siehe Kap. 3.4.4. Bund, Länder d m BMLF 
wirtschaft le Planungskonzepte Betriebsentwicklung und 

und Förderungsmaß- -förderung ohne regionale 
nahmen hinsichtlich Bezugsvergleiche auf 
der Land- und Forst- Tragfähigkeit und 
wirtschaft in bezug Flächennutzungseignung 
auf Tragfähigkeit und 
Förderungswürdigkeit 

Siedlung und Siedlungsdruck im Bodenpreise bestimmen I, r geordnete Bodenpolitik Verbesserte Erstellung und Länder, sd k 
Kulturlandschaft Alpenraum und die Bodenpolitik. Nachhin- und Flächennutzungseig- Überprüfung der Flächenwid- Gemeinden 

großflächige Zersie- kende Infrastrukturer- nung. Nationales For- mungspläne und örtliche 
delung in Ballungs- schließung und hohe Ver- schungsprogramm Raumordnungsprogramme der 
räumen schuldung der Gemeinden "Siedlung" ÖROK Gemeinden und Regionalkon-

zepte 

unkontrollierte Zer- Ausräumung und r, n Erhebung der noch vor- flächendeckende Satelliten- Bund, Länder, sd m Bund, 

~ störung alter Kultur- großflächige Monotonisie- handenen Kulturland- und Luftbildauswertung der Gemeinden, Länder 
landschaften und rung der Landschaft schaftstypen "Land cover" Österreichs nach ÖROK 
Ku~urlandschaftsele- internationalen Kriterien 
mente 

Fehlende integrale, lokale und standort- z. T. Übernutzung und I, r Standardisierte Planungs- Erstellung regionaler und Gemeinden, sd m Kap. 3.4.1 . 
regionale und in- gebundene Planun- Überbelastung der grundlagen und einheitli- interregionaler Planungskon- Länder 
terregionale Ver- gen Standortressourcen che kompatible Planungs- zepte, Abfassung von Hand- Kap. 3.4.4. 
und Entsorgungs- konzepte für umweltpoliti- büchern für Orts- und Regio-
planung bzw. Kon- sche Maßnahmen und nalplanungen 
zepte fWasser, Ab- Förderungsprogramme 
wasser, Abfall , 
Energie, usw.} 

Raumordnung und Überprüfung und Überbewertung der höhe- Standardisierte Planungs- ErsteIlung regionaler und inter- Bund, Länder d m 
Verkehr Neukonzeption der ren hierarchischen Syste- grundlagen und einheitli- regionaler Planungskonzepte, 

hierarchischen Ver- me gegenüber der niedri- che kompatible Planungs- Abfassung von Handbüchern 
kehrsnetze und Ver- gen Systemen unter Ein- konzepte für umweltpoliti- für Orts- und Regionalplanun-
kehrssysteme im re- beziehung umweltpoliti- sche Maßnahmen und gen 
gionalen und nationa- scher Maßnahmen Förderungsprogramme 
len Raumbezug 

Raumbezug/Ausmaß: I, r, n, i ....... Iokal, regional, national, International Dringlichkeit: sd, d , n .. .. .... sehr dringlich, dringlich , notwendig Zeit horizont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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ProbIembenIIch I[ Ursache 11 Wirkung 

Il ~ r6eungeaMatz 

Jr
aSnahnW I Zustlndlgkelt UDring- UZeit- 11 Kontrolle IlVemeIz1I1g 

MaSnahmenziel lIchkelt hOItlicnt 

Raumordnung lokale und regionale Übemutzung der Natur- I. r Standardisierte Planungs- Erstellung regionaler und inter- Bund. Länder. d m Kap. 3.4.5. 
und Tourismus Überbelastung durch ressourcen. max. Aus- grundlagen und einheitli- regionaler Planungskonzepte Gemeinden 

den Massentouris- bauförderung der Infra- ehe. kompatible Pla-
mus in der Saison struktur. Sozioökonomi- nungskonzepte für um-

sehe Belastung der einhei- weltpolitische Maßnah-
mischen Bevölkerung men und Förderungspro-

gramme 

Kulturgut Kompetenzmäßige Schwerpunktmäßiger I. r. n Erhebung der land- Harrnonisierung der Länderge- sd k Bund. 
Aufsplitterung der Schutz für Bundesdenk- schaftsbedingten Erho- setzgebung und fachliche Ab- Länder. 

~ . Identifikation. Pflege mäler. Verlust der beschei- lungseignung. Erhebung sprache mit den Bundes- Gemein---_I 

und Schutz zwi- denen Kulturgüter bzw. des Kulturgutes Öster- dienststellen den 
sehen. Bund. Län- der schützenswerten Orts- reich nach harmonisieren-
dem und Gemeinden und Stadtteile außerhalb den Methoden 

der Bundeskompetenzen 

Unkoordinierte verschiedenrangige Der einheitlichen traditio- n Hierarchisch koordinierte. Erstellung eines nationalen Bund. Länder sd k 
Ausbildungsvielfalt Institutionen führen nellen Raumplanungsaus- integrale Raum- und Um- modemen. integralen Ausbil-
in Raumordnung Umweltschutzausbil- bildung an der Universität weitschutzausbildung dungskonzeptes für Raumpla-
und Umweltschutz dung durch steht eine Vielzahl drin- nung und Umweltschutz. 

gend notwendiger Um- Handbücher für Orts- und 
weltberufe (z.B. Abfallent- Regionalplanung 
sorger) mit verschiedenen 
Ausbildungsqualitäten ge-
genüber. 

Raumbezug/Ausmaß: I. r. n. i ....... Iokal. regional. national. international Dringlichkeit: sc. d. n ........ sehr dringlich. dringlich. notwendig Zeithorizont: k. m. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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3. Ressourcenhaushalt und -management von 
mineralischen Rohstoffen und Massen­
Rohstoffen 

3.1. Mineralische Rohstoffe 

3.1 .1. Einleitung 

Mineralische Rohstoffe sind die Grundsubstanz 
für die Herstellung von metallischen und nichtme­
tallischen Werkstoffen und von Fertigprodukten 
verschiedenster Art, wie von feuerfesten Massen, 
Baustoffen, Füllstoffen, Chemikalien usw. Manche 
Rohstoffe werden nur in geringer Menge für die 
Veredelung weit größerer Mengen anderer Roh­
stoffe benötigt. Die Bedeutung einzelner Rohstof­
fe ist umso größer, je mehr nachgeordnete Verar­
beitungsstadien von ihrem ausreichenden und 
preisgünstigen Vorhandensein betroffen werden. 

Grundsätzlich sind die Vorkommen mineralischer 
Rohstoffe von Natur aus begrenzt und nicht rege­
nerierbar, sowie hinsichtlich ihrer Verbreitung und 
Qualität unregelmäßig verteilt und in ihrer Gewin­
nung standortgebunden. Das Ziel aller rohstoff­
produzierenden Betriebe muß die Erzielung einer 
möglichst hohen Verarbeitungsstufe sein. 

3.1.2. Bestand und Entwicklung 

Im Jahr 1992 produzierten in Österreich 370 
Bergbaubetriebe (1991: 298 Bergbaubetriebe) 
sowie 4 Erdöl- und Erdgasunternehmungen. Von 
den Bergbauen wurden 6% als Grubenbaue und 
90% als Tagbaue geführt. Bei den übrigen Betrie­
ben wurde sowohl grubenmäßig als auch tag­
baumäßig abgebaut. 

Der Stand der Belegschaft (im Bergbau ein­
schließlich der unter berg behördlicher Aufsicht 
stehenden Hüttenbetriebe) stieg gegenüber dem 
Vorjahr um rd. 10% auf 11.703 Beschäftigte an. 
Die Expansion sowohl bei den bergbauproduzie­
renden Betrieben als auch bei den Beschäftigten 
ist darauf zurückzuführen, daß aufgrund der Berg­
gesetznovelle 1990 eine große Anzahl von Betrie­
ben neu unter bergbehördliche Aufsicht gestellt 
wurde. In bergbehördliche Aufsicht wurden jene 
Betriebe neu übernommen, bei denen basaltische 
Gesteine (soweit sie sich zur Herstellung von Ge­
steinswolle oder zur Herstellung von Feuerfest­
produkten eignen), Kalkstein (soweit er zur Her­
stellung von Zement, Branntkalk, oder metallurgi­
schen Kalken geeignet ist) , Mergel (soweit er zur 
Herstellung von Zementen geeignet ist), Tone (so­
weit sie auch zur Herstellung von Ziegelprodukten 
oder Zement geeignet sind), Quarzrohstoffe (so­
weit sie zur Herstellung von Zement geeignet sind) 
gewonnen wird. 

·55 -

3.1 .3. Probleme 

Bei allen Betrachtungen über die Möglichkeiten ei­
ner Versorgung der österreichischen Wirtschaft 
mit mineralischen Roh- und Grundstoffen ist 
grundsätzlich davon auszugehen, daß derzeit der 
Bedarf lediglich zu einem Teil aus inländischen 
Quellen gedeckt werden kann. Der Eigenversor­
gungsanteil von rund einem Drittel des Bedarfs ist 
für europäische Verhältnisse als günstig anzuse­
hen. Die erforderlichen Importe an Roh- und 
Grundstoffen im mineralischen und biogenen Be­
reich - einschließlich der Energie - belasten er­
heblich die Zahlungsbilanz Österreichs. 

Für Importe an mineralischen Roh- und Grund­
stoffen mußten im Jahr 1991 36,2 Mrd. S, für mi­
neralische Energierohstoffe weitere 33,5 Mrd. S 
aufgewendet werden. Diesen Importen stehen 
Exporte in der Höhe von 38,3 Mrd. S für minerali­
sche Roh- und Grundstoffe und 1,4 Mrd. S für mi­
neralische Energierohstoffe gegenüber. 

Die Tatsache, daß es in Österreich eine ganze Rei­
he potentieller, noch immer nicht genügend unter­
suchter Lagerstätten gibt, legt es nahe, hier ent­
sprechend vermehrte Aktivitäten zu setzen. Bei al­
len diesen Bemühungen steht Österreich in einem 
Wettlauf mit der Zeit. Gelingt es nicht, in den 
nächsten Jahren Lagerstätten aufzufinden und 
Klarheit über die Abbauwürdigkeit der Vorkom­
men zu erhalten, wird es nicht ausbleiben, daß zu­
folge der fortschreitenden Verbauung und Zersie­
delung des Bundesgebietes eine Vielzahl von Vor­
kommen nicht mehr genutzt werden kann. 

3.1.4. Ziele und Maßnahmen 

Die Absicherung der Produktion soll in erster Linie 
aus heimischen ROhstoffquellen erfolgen , da die­
se, was die Zugriffsmöglichkeit anbelangt, die si­
chersten sind. 

Eine Sicherung der inländischen Aufbringung an 
Roh- und Grundstoffen kann durch folgende Maß­
nahmen erfolgen: 

• möglichst vollständige Erfassung der heimi­
schen Ressourcen ; 

• Intensivierung der Aufsuchung, Erschließung 
und Nutzung heimischer Lagerstätten unter Be­
dachtnahme auf langfristige Gesichtspunkte 
der Rohstoffversorgung; 

• Abgrenzung von Hoffnungsgebieten, um sie vor 
Zersiedelung und Verbauung zu schützen; 

• Optimierung der inländischen Produktion an 
Rohstoffen unter Bedachtnahme der Möglich­
keit einer längerfristigen Bedarfsdeckung aus 
inländischen Lagerstätten; 
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• Ersatz Importierter Roll~ ullcl Grulldstoffe durch 
andere aus dernlancllschen ProcluktlOll stcWl~ 
mende Roh~ uncl Grunclstoffe: 

• Nutzung von NolJenbes1311dtellerl eillzeiner 
Rohstoffe sowie die Ver\vertungJOn Nel)ellpIO~ 
dukten bel der WelterJerarbeltlll'g. 

3.1.5. Maßnahmenmatrix 
Mineralische Rohstoffe (Siehe nacllste Seite) 

3.2. Massenrohstoffe 

3.2.1. Einleitung 

Unter Massenrohstoffen welTlen IIllner-alisclle 
Rohstoffe verstanden. die von Natur aus relchllcll 
und meist oberilachermah vorkommen. gegen~ 

uber vielen anderen Rohstoffen genngwertlger 
sind. und zu einem Großteil flir das Bauwesen 
(Hoch~. Straßen. Bahn~ unel WasserlJau) In 
großen Mengen gebraUCht werden. Ihre NlItZlIllg 
brrngt aufgrulld flrer grol3ell Flacilenillall~ 

spruchnahme fllr die Massollproduktlon vle'e Pro~ 
bleme. Es handelt sich Im wesentlichen 1I111 Kles~ 
sande. BrecherprodeJkte aus Natursteillen. Bruch~ 
steine sowie Kalk~. Zement ~ une! Ziegelrorlstoffe. 

3.2.2. Probleme 

Die besonderen Probleme der Massenrohstoffe 
und ihrer Nutzung liegen 

• Irl der Bedeutung der Bauwlrtscha1 tUI' ,jle Wirt ~ 
scllaftllche ElltWICklullg ulld e!io gesellsch3tll~ 

chen Bedurinlsse 

• In der Forderuflg standlger unel kosterlgllnstlger 
Veriugbarkelt: 

• In der Konzentration Illres Bedaris Irl den Bal~ 
lungszentren: 

• in der großen Flacllenln3nsprllchnahme hauflg 
in Konkurrenz zu anderen NutLuIlgon (GrlHld~ 
wasser, Siedlungsr-aum. Natllrscllutz, Verkehl's~ 
wege und Leituilgen, Lancl~ une! Forstwlrt~ 

schaft, ErholungsraurTl): 

• In hauflg nicht sparsamer Nutzung dei' Lager~ 
statten durch Raubbau und nicht qualitatsada~ 
quater Verwendung autgrund der oben genanil~ 
ten wIrtschaftlicheil Zwange: 

• In der maßgeblichen Beeillflussung des Natur~ 
haushaltes. des LandscllaftslJllcJes ullcl der Le~ 
bensqualität der Anrainer. 

• Die Veriugbarkelt von Massenrohstoffen wur:::le 

·56· 

111 Il'rel Wirtschaftlichen Bedeutung die längste 
Zelt vemachlasslgt. Die intenSive Eriorschung 
Ihrel Vmkolllillen lind Lagerstätten unter Wirt ~ 
Scll,lftllcllcn Aspekten und Beruckslchtlgung 
l'eglonal'3r lIlld okologlscher AUSWirkungen Wird 
erst In JlIngster Zelt betrieben: 

• die Illltu'lter quer (lurch diese Rohstoffe gel'en~ 
de unterschiedliche Kompetenzlage bei den 
GerelllTllgullgs~ Lind AufslclltsbehÖrden. 

• Der tatsachliche Verbraucll von Massenrohstof~ 
fen, regronalislert, landes~ und bundesweit, ist 
zur Zelt nicllt befriedigend erfaßbar. 

Wie alle iJnderen mineralischen Rohstoffe sind 
aucll die Vorkommen von Massenrohstoffen von 
Natur aus lJegrenLt Lind nicllt regellerierbar, hln~ 

sichtlich Verbreitung und Qualität unregelmäßig 
verteilt ullc!lrl Ihrer Gewinnung standortgebunden. 
Im Gegensatz zu dell anderen mineralischen Roh~ 
stoffeil Ist Jedoch eille Verknappung der Massen~ 
I'ohstoffe I/Iel eller durch die Elllscllränkung der 
ZugriffsmöglichkeiteIl als durch die Erschopfung 
eier IlClturll:::llen Vorräte zu ervvarten. Ist ein iv1as~ 

senrollstolivorkommen elnl11al direkt oder Im UIll~ 
kreiS verbaut. so Ist eine spatere ROllstoffnutzung 
JUfgrL,Ild jes gerrngel'en Wertes und der durch 
die Gewinnung 1111 Tagt)au verursachten Emlsslo~ 
nen ullmogllcll gemacht. 

Bekennt mall Sich Ileben der Schaffung von Rah~ 
menbedingungen fllr die betrrebliche Eigenvorsor~ 
ge zu einer öffentlichen Verantwortung zur Auf­
rechterhal:ullg der Versorguilgslllöglichkeit mit 
Baurohstcffen fllr kLlnftige Generationen durch 
plallellsche RohstoffslcherLlng, so Sind fur eineil 
"billigen" F~ohstoff umfangreiche Maßnahmen mit 
gr:Jßem Forschungsaufwand und erheblichen 
Auswlrkurgen auf die Raumordnung sowie öffent ~ 
lichen und privaten Interessen notwendig. um el~ 

ne moglicllst konfliktfreie, raumverträgliche. 'um~ 

weltschonencie und langfrrstige Versorgungssl~ 

cherung zu gewallrlelsten. 

So gLt In groben Zugen das Wissen um die Ver­
breitung der Massenrohstoffvorkommen in Öster~ 
reich st, so regional und bundesländerweise un~ 
terschiedllch und le nach Bearbeiter inhomogen 
Ist dei' W,,;sensstand zur geologisch~lagerstätten~ 
kundlichel1 Abgrenzullg von konkret nutzbaren 
VorkOllllllDil im Detail, SOWOlll nach Qualität und 
Quanlität als auch unter Berucksichtlgung VOll 
raum~ un,j umweltrelevanten, insbesondere hy~ 

drogeologlscher AUSWirkungen der Gewinnung 
und Rekultivlerung. Erst aufgrund dieses Wissens 
ISt es aber möglich. Bewertungen durchzufüllren 
und ullter velschlcdenen Vorkommen die am ehe~ 
sten kOllfilktfrel gewinnbaren Lagerstättell fur die 
lallgfr stlg'3 Rohstoff sicherung auszuwählen und 
auch auf konkrete Mangel~ urld Konfllktsituatio~ 

nen ZJ reilgleren. 
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3.1.5. Maßnahmen matrix Mineralische Rohstoffe 

Problembereich Ursache Wirkung Raumbezugl Lösungsansatz Maßnahme! Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle Vernetzmg 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horizont 

Erschöpfung von Erschöpfung der hohe Importe zum Teil aus SUbstituierung durch an- Exploration neuer Lagerstätten, Bund, Länder, sd m Berg- Kap. 3.4.2. 
Erzlagerstätten nicht erneuerbaren Entwicklungsländern dere Werkstoffe, Erh. d. Recycling, Forschung für neue Betriebe behörde 

Lagerstätte Lagerstättenausbeute, Werkstoffe 
Exploration 

Unvollständige Personal- und Dotati- nur regionale bzw. sekto- n Erhöhung der Personal · Erstellung eines bundesweiten Bund, Länder d m Grundla· Kap. 3.4.2. 
systematische onsmängel der zu· rale Kenntnisse über ein- und Dotationsmittel Ressourcenplanes genforsch 
Grundlagenerfas- ständigen Stellen. zeine Ressourcenvorkom- ungs- Kap. 3.4.4. 
sung heimischer Fehlende Ressour- men koopera-
Rohstoffressour- cenkataster tion,BMU, 
cen BMWF, 

BMwA 

Verhinderung von fortschreitende Ver- zahlreiche wertvolle Res- I, r integrale, ganzheitliche integrale, ganzheitliche Raum- Bund, Länder, sd k, m Planungs- Kap. 3.4.4. 
Ressourcenabbau bauung sourcen können nicht Raum- und Umweltpla- und Umweltplanung Regionen organe 
durch unkoordi- mehr genutz1 werden nung von Bund, 
nierte Raum- und Ländern, 

<n Umweltplanung Regionen ...... 

Fehlende Rohstoff- fehlende koordinierte unkoordinierte Er- I, r integrale, ganzheitliche integrale, ganzheitliche Raum- Bund, Länder, sd k,m Planungs- Kap. 3.4.4. 
bilanzen und Be- Gesamtressourcen- schließung und Abbau von Raum- und Umweltpla- und Umwelt planung Regionen organe 
darfsdeckungser- planung Ressourcenstandorten nung von Bund, 
hebungen nach Ländern, 
Regionen in Öster- Regionen 
reich 

Unvollständiger Konkurrenz durch bil- Aufgabe von bereits er- langfristige Vorsorgepla- langfristiges Bedarfs- und Kri- Bund, Länder d Planungs- Kap. 3.4.2. 
und nicht optima- lige, importierte Roh- schlossenen Ressourcen- nung senmanagement organe 
ler Abbau und stoffe zum Teil aus standorten von Bund, Kap. 3.4.4. 
Nutzung von Res- Entwicklungsländern Ländern, 
sourcenstandorten Regionen 

Fehlende Nutzung fehlende Nutzungs- Importe von Nebenbe- langfristige Vorsorgepla- langfristiges Bedarfs- und Bund, Länder d Planungs- Kap. 3.4.2. 
von Nebenbe- und Bedarfs- standteilen z.T. aus Ent- nung Krisenmanagement organe 
standteilen einzeI- deckungskonzepte wicklungsländern von Bund, Kap. 3.4.4. 
ner Rohsstoffe so- Ländern, 
wie die Weiterver- Regionen 
arbeitung von Ne-
benprodukten 

Raumbezug/Ausmaß: I, r, n, 1 ........ lokal, regional, national, International Dringlichkeit: sd, d, n ......... sehr dnnglich, dringlich, notwendig ZeithorIzont: k, m, I ......... kurz- (0·5 J), mittel (5· 10 J), langfristig (> 10 J) 
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3.2.3. Abbaue, Produktion, Verbrauch 

Die tat sachliche Zahl der Abbaue von Massemoh­
stoffen In Österreich, Ihre Produktionsmengen 
und genehmigten Vorrate Sind IllCht ausreichend 
bekannt, 

Aus den im Zuge der Rohstofforschung der letz­
ten 15 Jahre erarbeiteten Daten läßt sich die 
durchschnittlichen Jahresproduktion ar' KIessand 
auf mindestens 60-65 Mo, Tonnen und die von 
Natursteillen fur Brecherprodukte auf mindestens 
25-30 Mlo. Tonnen schätzen, Es ISt zu beacllten, 
daß die Erfassung der Produktionsziffern unter­
sclliedllch aktuell unel jedenfalls unvollstandlg ISt 
da nicht alle Betriebe zu einer freiwilligen Bekannt­
gabe der Daten bereit sind, Dazu kommen laut 
Morlt,m-Handbuch 1992 ca, 6 Mio, Tonnen Tone 
und Mergel und teilweise mit obigen Ziffern uber­
schneidend ca, 5 MIO, Tonnen Dolomit. ca, 2 MIO, 
Tonnen Ouarzsand sowie ca, 15 MIO, Tonnen 
Kalkstein und Marmor, 

Da die heimiscrle GewInnungsmenge von Mas­
semohstoffen nicht exakt bekannt ISt, kann auch 
aus der gut dokumentierten, aber in andere Kate­
gOrien als die Produktion gegliederte Außenhan­
delsstatistik nicht auf den tatsachlichen Verbrauch 
und schon gar nicllt auf die Verteilung auf die ver­
schiedenen Bausparten Hoch- und Tiefbau, Ver­
kehrswege- und Wasserbau geschlossen werden, 
Nach den Angaben Im Montarl-Handbuch halten 
einander Eln- und Ausfuhren bai den Massemoh­
stoffen insgesamt etwa die Waage. Nach eigenen 
Erhebungen und internationalen Vergleichen muß 
mit einem durchschnittlichen Verbrauch von ca, 
11 Tonnell I.W Massemohstoffe pro Einwohner 
und Jahr gerechnet werden, 

Die angegebenen Werte können In etwa die Be­
deutung der Massemohstoffe fLir Gesellschaft und 
Wirtschaft umreißen, tatsächlich liegt die Proble­
matik der Massemohstoffversorgung infolge der 
regional durchaus unterschiedlichen natLlrlichen 
und WIrtschaftsräumlichen Voraussetzungen und 
gesellschafts- und kulturpolitischen Vorstellungen 
im Detail, in der konkreten Erfassung von nutzba­
ren Vorkommen, von Mangel-, Problem- und Kon­
fllktgebleten und In der Balance ZWISC:len der Auf­
rechterhaltung lokaler biS regionaler Eigenversor­
gung und der Konzentration in überregionalen Ab­
bauzentren sowie In der adaquaten Nutzung der 
verschiedenen Oualltaten, Überregionale Versor­
gungszentren haben den Vorteil besserer Mög­
lichkeiten für die Abbau- und Rekultlvierungspla­
nung, vergrößern ledoch die Transportwege (und 
erzeugen dadurch Wieder Rohstoffbedarf), be­
nachteiligen meist Orlllehln stark strapazierte Re­
gionen, wo Widerstände gegen Umweltbelastun­
gen wachsen, 

·58 -

3.2.4. Maßnahmen und Ziele 

In Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeutung der 
tv1assenrohstoffe, der Ortsgebundenheit der nicht 
erneuertlaren Vorkommen, der gewünschten Ge­
winnung in Verbrauchernahe und der zunehmen­
den Schwierrgkelten beim Zugriff auf oberflächen­
nahe La\jerstätten ist vorausschauende Rohstoff­
slcherullCj eille notwendige Maßnahme zur Auf­
rechterhalturg der künftigen Versorgung nachfol­
gender Generationen. Daneben werden Konzepte 
zur Vernrlgerung des Verbrauches von Rohstoffen 
zu entWickeln sem Mögllchkeiterl dazu Sind inte­
Wlerte Nutzung komplexer Vorkommen, Uberpru­
fung der Oualltätsanforderungen, der Eignung 
und qualitätsgerechten Verwertung, Recycling 
von Baustoffen und Sinnvolle Substitution, 

Notwendige V1aßnahmen sind: 

• Konsequente Anerkennung der raumordnerr­
schen Verpflichtung In Hinblick auf die langfrrstl­
ge Versorgungssicherung mit Massemohstoffen 

• Verbesserung der Informationsbasis Lagerstät­
ten und Vorkommen durch Prospektion mit 
möglichst vollstimdlger und vergleichbarer Er­
fassung des Vorratspotentials nach Verbreitung, 
Ausdehnung und möglichst einheitlichen Oua­
litatskr terien 

• Förderung der Untersuchung und Abgrenzung 
der Grundwasservorkommen , um Konfllktberei­
nlgungen Grundwasser kontra KIesnutzung zu 
ermög ichen 

• Erarbeltung von einheitlichen und einsichtigen 
Kriterien zur Bewertung von alternativen Ab­
baumöglichkeiten und Ihrer Raum- und Um­
weitverträglichkeit 

• Förderung der Bewertung und Dokumentation 
der Ergebnisse der Rohstofferkundung auf der 
BaSIS der OROK-Empfehlungen für die Natur­
ressourcenerfassung als Grundlage zur Lösung 
von ZIelkonflikten in der Raumordnung und Um­
weltplanung 

• Ausarbeitung langfrrstlger regionaler, überregio­
naler, landes- und bundesweiter Versorgungs­
konzepte 

• Erstellung von mlttel- bis langfnstlgell Abbau­
und Sanierungskonzepten für die Abbau­
schwerpunkte und Abstimmung der Rekultlvle­
rungspläne auf landschaftsgerechte Raumver­
träglichkeit 

• Prüfung von Folgenutzungen auf ihre Umwelt­
verträglichkeit 
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• VerbesserUllg der statistischen DatenbasIs zur 
Rohstoff-Förderung, der Versorgungsströme 
und Austauscllvorgange und zum tatsachlichen 
Bedarf nach Verwendungsbereichen 

• BerücksIchtigung von Abbaustandorten und Ih­
rer kunftlgen Entwicklung In der FlächenwId­
mung 

• Berücksichtigung von Hoffnungsgebieten durch 
entsprechende Festlegungen in regionalen 
Raumordnungskonzepten 

• Aktivieren der Aufnahme der Verantwortung 
hinSichtlich der Umweltproblematik durch die 
Betrrebs- und Standortvertretungen 

• Verbesserung der InformationsbasIs bel unter­
schiedlichen Kompetenzlagen und unter betrof­
fenen Planungsbereichen 

• Abstimmung der betroffenen Gesetzesmaterren 

• aktive Förderung von Forschung und Maßnah­
men In den Bereichen Verringerung der Nachfra­
ge durch sparsame Nutzung der Massenrohstof­
fe, Recycling und Substitutionsmöglichkeiten 

• Förderung eines Interdisziplinären Forschungs­
vorhabens zur Untersuchung der Bedeutung 
der Begrrffe und Möglichkeiten der Anwendung 
von Prrnzplen "Nachhaltigkelt" und "Kreislauf­
wirtschaft" fLir die Primärrohstoffe Im allgemei­
nen und Massenrohstoffe im besonderen 

3.2.5. Maßnahmenmatrix 
Massenrohstoffe (Siehe nachste Seite) 

- 59· 
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3.2.5. Maßnahmenmatrix Massenrohstoffe 

Problembereich Ursache Wirl<ung Raumbezugl Lösungsansatz Maßnahme! Zuständigkeit Dring- ZeIt- Kontrolle lAernaIzu1g 
Ausmaß Maßnahmenziel Hchkeit hcrizDnt 

Große Flächen- fehlende langfristige Nutzungskonflikte zwi- I.r Erstellung eines koordinierte integrale Bund. Länder d m Planungs- Kap. 3.4.4. 
inanspruchnahme integrale Raum- und schen den verschiedenen bundesweiten Raum- und Umweltplanung. organe. 
durch Massenroh- Umweltplanung. feh- landnutzungsarten Landnutzungskatasters Nutzungskonfliktmanagement Bund. 
stoffstandorte und lende bundesweite Länder 
Konkurrenz zu Rohstoffkataster 
anderen landnut -
zungsarten 

Konzentration von konzentrierte vollständige Ausbeutung I. r Erstellung regionaler Erstellung interregionaler Bund. Länder d m Planungs- Kap. 3.4.4. 
Abbau- und Be- Bautätigkeit in den der Lagerressourcen und Stoffflußbilanzen und Abbaupläne und -konzepte organe. 
darfsdeckung in zentralen Siedlungs· nicht qualitätsadäquate integrale Planungskon- Bund. 
den wirtschaftli- räumen Verwendung der zepte Länder. 
chen Zentralräu- Ressourcen Berg-
men behörden 

Fehlende Ver- fehlende Bedarfspla- Billigimporte von Rohstof- I. r Erstellung regionaler Erstellung regionaler und Bund. Länder d m Planungs- Kap. 3.4.4. 
brauchsbilanzen nung und -progno- fen aus anderen Regio- Stoffflußbilanzen und interregionaler Verbraucher- organe. 
und Stoffflußbilan- sen auf dem Bausek- nen. verbunden mit Ver- integraler Planungskon- und Bedarfskonzepte Bund. 
zen von Massen- tor kehrsbelastungen zepte Länder. 

0> rohstoffen auf Re- Berg-e 

gions-. landes- behörden 
und Bundesebene 

Fehlende Akkor- verschiedene Kom- verschiedene Prioritäten- I. r ganzheitliche Verfahren Harmonisierung der Bund. Länder d m Planungs- Kap. 3.4.4. 
dierung und Har- petenzbereiche bei reihungen und Einstufun- aller betroffenen Gesetzeslage organe. 
monisierung der Bundes- und lan- gen bewirken verzögerte Institutionen Bund. 
Mineral- und Mas- desbehörden Entscheidungsfindungen Länder. 
senrohstoffe betr. Berg-
Gesetzesmaterie behörden 

Fehlende For- unbeschränkte Vor- Übernutzung von Massen- I. r koordinierte Forschung Förderung und Finanzierung Bund. Länder d m Planungs- Kap. 3.4.4. 
schungsgrundla- kommen von Mas- rohstofflagerstätten von angewandten organe. 
gen hinsichtlich senrohstoffen und Forschungsprojekten Bund. 
Reduktion; Recyc- ihre Nutzungsmög- Länder. 
ling und Substituti- lichkeiten Berg-
on von Massen- behörden 
rohstoffen 

Umweltschäden bundesweite und re- regionale Schäden an I. r. n Bestandsaufnahme und Förderung von Forschungs- Bund. Länder d m BMU. Kap. 3.4.4. 
an Hochbauten gionale Immissions- Hochbauten und histori- finanzielle Bewertung der projekten und Erstellung eines BMWF. 
und histor. Denk- belastungen schen Denkmälern Schäden Bauschadenskatasters BMwA 
mälern durch Im-
missionen 

Raumbezug/Ausmaß: I. r. n. i ........ lokal. regional . national. international Dringlichkeit: sd. d. n..... . sehr dringlich. dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Abb. 3.2.2. Wasserbilanz für das österreich ische Bundesgebiet 1961 - 1990 

Zufluß aus dem 
Ausland - 340 mm 

Entnahme 
Industrie 
-20mm 

Niederschlag -1.170 mm Gesamte Verdunstung -
516mm 

Verdunstung der Oberflächengewässer - 8 mm 
Unproduktive Verdunstung -102 mm 

Produktive Verdunstung -400 mm 

Verdunstung/Landwirtschaft und 
Wasserverbrauch -6 mm 

Haushalt Abwasser -6 mm 

Industrie Abwasser - 18 mm 

Unterirdischer Abfluß. Ins. Ausland . - 30. mm 

Tabelle. 3.2.1. Wasserinput 1991 , Wasserdurchsatz durch das sozio-ökonomisc he System Österreichs 1991 

gesamt gesamt gesamt GQW davonOFW OFW sonsIIge 
Mio. m· Mio. m"1E,a Mio. m"1E,d I/E,d Mlo.m" I/E,d Mb. In' 

Landwirtschaft 269 34 94 269 94 
Haushalte 373 47 130 369 129 4 
Kleingewerbe 179 23 62 177 62 2 
Industrie/ 
Großgewerbe 1.444 184 503 510 178 934 326 
Kühlwasser 1.642 209 572 1.642 572 
Verluste 99 13 35 99 35 
Eigenverb. \/'NU 20 3 7 20 7 
s.onstige 14 2 5 14 5 
Fremdwasser 197 25 69 197 69 
Regenwasser 81 10 28 81 
LW Futter 12 2 4 12 

Summe 4.330 551 1.509 1.655 577 2.582 900 93 

Triebwasser 840.000 106.870 292.795 840.000 292.795 
(Wasserkraft) 

Abkürzungen: GQW ... Grund- und Quellwasser, OPN ... Oberflächenwasser, \/'NU ... Wasserversorgungsunternehmen 
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I/E,d 

28 
4 

32 
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4. Wasserhaushalt und -management 

4.1. Wasservorkommen 

Entscheidend für die Nutzungsmöglichkeit und 
Art der Wasserressourcen ist die räumliche Pla­
nungsebene (Standort, Region, Globalraum) und 
der dynamische Zeitfaktor. 

4.2. Wasserbilanz 

Die erstmals 1965 vorgestellte, nun für den Zeit­
abschnitt 1961 -90 aktualisierte Wasserbi lanz für 
das österreichische Bundesgebiet (siehe Abb. 
3.2.2.) gibt einen Gesamtüberblick über Dargebot 
und Verbrauch des Wassers in Österreich. Auf der 
Einnahmeseite stehen der Niederschlag auf das 
Bundesgebiet mit einer jährlichen Höhe von im 
Mittel 1170 mm/a und der Zufluß aus dem Aus­
land in Höhe von 340 mm/a. Die Ausgabenseite 
setzt sich aus dem Gesamtabfluß aus Österreich 
von rund 1000 mm/a - dem entspricht ein durch­
schnittlicher Abfluß von 654 mm/a, der in Öster­
reich entsteht - und der Verdunstung in Höhe von 
516 mm/a zusammen. Diesen Hauptkomponen­
ten des Wasserhaushaltes stehen die Bedarfs­
größen mit Beiträgen von rund 8 mm/a für die 
Haushalte, 10 mm/a für die Industrie und 2 mm/a 
für die Landwirtschaft gegenüber. Vergleicht man 
den Gesamtbedarf in Höhe von 30 mm/a mit dem 
Niederschlag, so zeigt sich der Wasserreichtum 
Österreichs. 

Bei einer Beurteilung der Situation ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß die Wasserhaushaltsglieder 
regional sehr stark variieren. Die Karstwasservor­
kommen sind besonders schützenswert . Etwa ein 
Sechstel des österreich ischen Bundesgebietes -
vorwiegend der Nördlichen Kalkalpen - ist verkar­
stetes Gebiet, auf das infolge der Steigungsregen 
am Alpennordrand ein Viertel aller Niederschläge 
entfällt. 

Knapp 50% der österreichischen Bevölkerung be­
zieht heute ihr Trinkwasser aus Karstgebieten. Die 
Probleme und Ressourcenschutzmaßnahmen 
sind in der angeschlossenen Matrixtabelle zusam­
mengefaßt (siehe 4.4. Maßnahmen). 

4.3. Wasserfluß durch das sozio-ökonomische 
System Österreichs 1991 *) 

Aus dem natürlichen Wasserhaushalt werden fol­
gende Wassermengen entnommen: 

Grundwasser und Quellwasser 1.655 Mio m
3
/a 

und Oberflächengewässer 2.582 Mio m
3
/a 
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Hinsichtlich der einzelnen Sektoren oder Verursa­
cher geben sich für den Wasserinput 1991 fol­
gende Mengen (in Mio m

3
/a) , die in der an­

schließenden Tabelle 3.2.1. auch gegliedert nach 
Grund- und Quellwasser sowie Oberflächenwas­
ser dargestellt sind. Zusätzlich wurden die einzel­
nen Größen auf die Einwohnerzahl (in die m

3
/E,a 

bzw. I/E,d) bezogen. 

Aus der Zusammenschau der Ergebnisse geht 
deutlich hervor, daß die 130 Liter Wasserbedarf 
pro Person und Tag weniger als 10% des vom ge­
samten Wirtschafts- und Produktionssystem 
tatsächlich benötigten Wassers darstellen. 

4.4. Maßnahmen (Siehe folgende Seiten) 

4.4.1. Maßnahmenmatrix Wasser und Klima 
4.4.2. Maßnahmenmatrix Karstwasser 

.) Siehe dazu auch Abb. 3.1.3. (Kap. 3.1.) 
Wasserfluß durch das sozioökonomische System Österreichs 
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4.4.1. Maßnahmenmatrix Wasser und Klima 

Iri Fl['-- IF- l~r=.I~ II KontroIIe II~ 

Fehlende Bundes- keine bundesweite keine bundesweite und n, r Auswertung der Klimada- Erstellung von Klimastandort- Bund, Länder, sd m Behörden Kap. 3.4.4. 
weite Klimastand- kartografische Aufar- regionale Übersicht über ten zwischen 1961 und eignungskarten für Land- und Regionen nach dem 
orteignungskarten beitung der Klimada- Klimaveränderungen 1990 und Erstellung bun- Forstwirtschaft, Gewerbe, WRG 
für Land- und Forst- ten nach angewand- desweiter, angewandter Industrie und Siedlungen, 
wirtschaft, Gewer- ten Verwendungskri- Klimakarten Klima- und Hydrologischer 
be, Industrie und terien Atlas für Österreich 
Siedlungen 

Nutzung von Tiefen- steigender regionaler Nutzung von zum Teil I, r generelles Entnahmever- Nutzungsverbot durch Bund, Länder d k Wasser- Kap. 3 .4.4. 
wässer und lokaler H,o-Be- mineralisierten nicht bot für TW, Nutzung nur Wasserrechtsgesetz (WRG) rechts-

darf durch zuneh- erneuerbaren fossilen für Notwasserversorgung behörde 

~ ::;1 
mende Verschmut- Wässer 
zung der ober-
flächennahen GW 

Übernutzung Heil- rasch steigender RÜCkgang der Erforschung der Regene- Fixierung einer Länder, Ge- d k, m jährlich Kap. 3.4.4. 
und Mineralwasser- Verbrauch Fördermenge, rationsmenge und -zeit Entnahmequote meinden Mengen-
vorkommen Qualitätsminderung und La-

durch Mischung mit gerstät-
Meteorwässer tenkon-

trolle 

Unzureichende Österreichweites hohe Risken bei Bohrung Kaskadennutzung, regionale Energiepläne und Bund, Länder, d k, m Energie- Kap. 3.4.4. 
Geotherrnienutzung Explorationsdefizit und Dauerbetrieb der gezielte Forschungs- und Nutzungskonzepte Gemeinden pläne von 

der lagerstätten- Anlagen Förderungsprogramme Bund und 
qualitäten Ländern 

RaumbezuglAusmaß: I. r. n. I ...... .lokal. regional. national. international Dringlichkeit: sd. d. n .... .. .. sehr dringlich. dnnglich. notwendig Zeithonzont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J) . mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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4.4.2. Maßnahmenmatrix Karstwasser 

ProbIembeIwIch 11 Uruche JI WIItcung II~ II~ j~ ItZustlncfigkat II~~ ~ II~ 'tIernIIm1g 

Fehlende Pla- Fehlende Karstver- Gefährdung der Karst- I. r. n Ausarbeiten und Zuwei- Flächendeckende ÖK 50 Bund. Länder d m Behörden Kap. 3.4.4. 
nungsgrundlagen breitungskarten und grundwässer durch Fehl- sen von Karsttypen ; Karstverbreitungskarte Öster- nach dem 

fehlende Karstver- entscheidungen in der reichs; WRG 
träglichkeitsprüfung Planung Bedachtnahme auf den 

bedeckten Karst; Karstgefährdungskarten; 

Kompilieren von vorhan- Vulnerability-Karte 
denem Material 

Karstverträglichkeitsprüfung 

Unzureichender Keine befriedigenden Unzulänglicher SChutz der I. r Erstellen einer Vulnerabill - Karstadäquate Regelungen für Bund. Länder d m Behörden Kap. 3.4.4. 
Schutz von Karst- Richtlinien zur Karstwasserqualität; ty-Karte aufgrund geolo- Schutz- und Schongebiete; nach dem 
wasservorkommen Schutz- und Schon- gischer und bodenkundli- WRG 

gebietsabgrenzung; cher Karten; 

Mangelnde Kenntnis Unrealistische Umset- Bewertung der Grund- Großräumige Unterschutzstel-
von Karstgrundwas- zungsforderungen für wasservorkommen nach lung großer Karstgebiete 

~ servorkommen. Ein- Schutz- und Schongebiete der Bedeutung bzw. 
zugsgebietsgrenzen aufgrund der bestehenden Wichtigkeit; 
und von regionalen Richtlinien; 
Wasserbilanzen 

Gefährdung von Trinkwas- Erstellen einer Schutz- Einheitliche gesetzliche Grund-
serressourcen maßnahmenmatrix lagen für Schutzmaßnahmen 

Lokale Übernut- Weitgehend fehlende Unzureichende Dotation I. r Verstärkte Ressourcener- Umfassende Überprüfung der Bund. Länder. d m BMU. Kap. 3.4.4. 
zung von Karst- bundesweite For- von Karstgrundwasservor- hebung der Karstgrund- Sinnhaftigkeit und der Entnah- Regionen. BMWF. 
grundwasserge- schungsprojekte der kommen wässer memengen für Fernwasserver- BMLF Behörden 
bieten Karstwasserressour- sorgungen nach dem 

cen; WRG 

Zunehmender Was- Änderung der Karstquell- SystematiSChe Erhebung 
serbedarf auf regio- und Gebirgsbachdynamik. durch sektorale For-
naler und interregio- unzureichende Restwas- schung in bezug auf 
naler Ebene (Fern- serdotation von Gebirgs- Grundwasserneubil-
wasserversorgungen) bächen - folglich Störung dungsrate und regionale 

des ökologischen Gleich- Wasserbilanzen 
gewiChts 

Raumbezug/Ausmaß: I. r. n. i ...... .lokal. regional. national. international Dringlichkeit: sd. d. n ........ sehr dringlich. dringlich. notwendig Zelthorizont: k. m. I ......... kurz- (0·5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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ProbIembereIch Ursache 11 ~~Ung Raumbezugl l.6aungaanaatz Maßnahme! Zuständigkeit Dring- I ~Zeit- Kontrolle VemeIzu'1g 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horIzont 

Schutz der Karst- Schadstoffeintrag aus Kurzfristige bis langfristige I, r, n, l Untersuchungen über Sanierung belasteter Wälder Bund, Länder sd, d m Behörden Kap, 3.4.4. 
wasserquaJität Luft und Nieder- Verunreinigungen; Wechselwirkungen Luft- und Böden; nach dem 

schlag; Niederschlag-Vegetation- WRG 
Boden-Wasser; 

Radioaktivität (als Gefährdung der Trinkwas- Wasserhaushaltsuntersu- Reduktion der Luftschadstoff-
Folge von Störtällen) sernutzung und ökolo- chungen, Notversor- belastung; 

gisch wertvoller alpiner gungskonzepte; 
Gewässer 

Lokale und regionale Bela- Spezielle Karstwaldbe- Sicherung der Wasserqualität 
Verletzung der Bo- stung und Gefährdung wirtschaftung 
dendeckschicht von Karstgrundwasserge-

bieten Bundesweite Erhebung Erstellung eines Karstgefähr-
von Nutzungskonfliktzo- dungskatasters 
nen in Karstgebieten 

8l 
, nach einheitlichen =. Kriterien 

.Wilde" Deponien Entwickeln von karstspe- Sanierung der bestehenden Bund, Länder, sd, d k,m Behörden Kap, 3.4.4, 
und Altstandorte zifischen Bewertungskri- Deponien und Altlasten Gemeinden nach dem 

terien zur Ermittlung der WRG 
Sanierungspriorität; 

Genehmigungskriterien 
neu definieren 

Mangelnder Übererschließung Zerstörung der geomor- I, r, n Keine weiteren touristi- Leit - und Richtlinien für die Bund, Länder d m BMU, Kap, 3.4.4, 
Schutz von Karst- durch Tourismus, phologischen Karstober- schen Erschließungen Raum- und Landesplanung; Behörden 
landschaften (inkl. : Verkehr, Gewerbe; fläche und von Höhlenräu- oberhalb der Baumgrenze nach dem 
.Höhlen" = Geo- men WRG 
topschutz) 

Keine Leit - und Verschlechterung der Offenlegung von Gutach- Modernisierung, Adaptierung 
Richtlinien zum Karstentwässerung und ten zur besseren und Vereinheitlichung der gel-
Schutz der Karst- der Karstqualität Kontrolle tenden gesetzlichen 
landschaft Grundlagen 

Raumbezug/Ausmaß: I, r, n, i """,lokal, regional, nallonal, international Dnnglichkeit: sd, d, n sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m, I '" kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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5. Ressourcenmanagement 
Rohstoff/Abfall 

5.1 . Problemstellung 

Abfälle und Rohstoffe sind miteinander über die 
Produktions- und Konsumationsprozesse ver­
knüpft . Sie können deshalb nicht isoliert vonein­
ander betrachtet werden; Abfall - und Ressour­
cenprobleme müssen gemeinsam gelöst werden. 

Die abfallwirtschaftlichen Grundsätze stehen den­
jenigen der Volkswirtschaft diametral gegenüber. 
Im österreichischen Abfallwirtschaftsgesetz wird 
der Vermeidung die höchste Priorität zuerkannt; 
Hauptziel der Wirtschaft ist nach wie vor das 
Wachstum der Produktion und der Verteilung von 
Gütern und Produkten zur Mehrung des Wohl­
standes. Eine ökologisch und ökonomisch sinn­
volle Verknüpfung von Abfallwirtschaft, Betriebs­
wirtschaft und Volkswirtschaft wird erst dann ge­
lingen, wenn auch die Zielsetzungen der drei 
Fachbereiche aufeinander abgestimmt sind. 

Folgende Problemstellungen ergeben sich für die 
Zukunft: Wie kann die Bewirtschaftung von Abfäl­
len ergänzt bzw. abgelöst werden durch eine all­
gemeine Steuerung von Güter- und Stoffflüssen 
nach den Kriterien der langfristigen Umweltver­
träglichkeit und der optimalen Rohstoffnutzung? 
Welche spezifischen Aufgaben der Verwertung 
und Entsorgung verbleiben der Abfallwirtschaft 
am "hinteren Ende" des Systems der Stoffnut­
zung? Welche dieser Aufgaben sind noch nicht 
gelöst, d.h. welche Ziele des Abfallwirtschaftsge­
setzes sind noch nicht erreicht , und mit welchen 
Maßnahmen und Prioritäten sind sie zu erfüllen? 

5.2. Ziele und Grundsätze 

Die Ziele und Grundsätze, wie sie im österreichi­
schen Abfallwirtschaftsgesetz (AWG) formuliert 
sind , stellen eine hervorragende Grundlage dar für 
die heutige und zukünftige Abfallwirtschaft. Fol­
gende Ziele wurden im AWG, in Anlehnung an die 
Gesetzgebung weiterer deutschsprachiger Län­
der, definiert: der Schutz des Menschen und sei­
ner Umwelt, die optimale Schonung von Energie, 
Rohstoffen und Landschaft (in Form von Deponie­
volumen) und die nachsorgefreie Deponie. Beim 
Verfolgen dieser Ziele sind die Grundsätze Ver­
meiden, Verwerten und Entsorgen in hierarchi­
scher Reihenfolge zu beachten . Im übrigen gelten 
das Verursacherprinzip, das Subsidiaritätsprinzip 
und weitere, im AWG und im Leitbild für die Öster­
reichische Abfallwirtschaft enthaltene Grundsätze. 
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5.3. Maßnahmen 

5.3.1. Stoffbuchhaltung 

Rohstoffe, im Gebrauch befindliche Konsum- und 
Investitionsgüter und Abfälle müssen im Rahmen 
einer umfassenden Stoffflußsteuerung gemein­
sam bewirtschaftet werden. Dies ist nur aufgrund 
einer Stoffbuchhaltung möglich . 

Begründung: Die Wirtschaft ist nicht nur ein Netz­
werk ökonomisch handelnder Einheiten, sondern 
stellt auch ein vernetztes System von Stoffflüssen 
dar. Diese Stoffflußwirtschaft umfaßt alle Ressour­
cenflüsse in das Wirtschaftssystem hinein und al­
le Abfallströme sowie Emissionen aus dem Sy­
stem heraus. Die Art und Weise, wie Stoffe ge­
braucht werden, d.h. die Stoffbewirtschaftung, ist 
daher wesentlich verantwortlich für Ressourcen­
abbau und Abfallproduktion. 

Die Stoffflußwirtschaft stellt ein ganzheitliches Sy­
stem dar. Es ist unmöglich, Probleme von Teilbe­
reichen zu lösen ohne wesentliche Veränderungen 
des Gesamtsystemes zu bewirken. Aus diesem 
Grund können sowohl Ressourcen wie auch Ab­
fälle nur im Wege von umfassenden Konzepten ei ­
ner Stoffflußwirtschaft effizient, d.h . mit kleinst­
möglichem ökonomischem Aufwand bewirtschaf­
tet werden. 

Werden die Ziele der Abfallwirtschaft (siehe Punkt 
2) verfolgt, ohne die Stoffflußwirtschaft mit zu be­
rücksichtigen, so entstehen in der Regel unwirt­
schaftliche, suboptimale Lösungen, die "reaktive 
Filter" am hinteren Ende des Systems und nicht 
aktive, beim Verursacher einsetzende Lösungen 
darstellen. In Zukunft müssen die quantitativen 
und qualitativen Probleme der Abfallwirtschaft 
und der Rohstoffwirtschaft gemeinsam behandelt 
und gelöst werden. 

Die heutigen Kenntnisse über Stoffströme sind 
ungenügend. Sie reichen nicht aus, um Stoffflüs­
se so zu steuern, daß sie langfristig umweltver­
träglich sind, und daß ihr Ressourcenpotential op­
timal genutzt werden kann. Die Resultate der Ar­
beitsgruppe haben gezeigt, daß nur für wenige 
Branchen eine ausgeglichene Güterbilanz vorhan­
den ist; bei den meisten Branchen ist der Input 
wesentlich größer als der Output, d.h. es werden 
vor allem große Stoffmengen in der Anthropos­
phäre akkumuliert . Österreichweit übertreffen die 
Mengen an eingesetzten Stoffen die Abfälle um 
rund eine Größenordnung. Über die Zusammen­
setzung der Lager (Gebäude, Infrastruktur, für 
Kommunikation, Transport , Dienstleistung, usw.) 
ist nichts bekannt. 

Wirkung: Die Stoffbuchhaltung ermöglicht die 
Früherkennung von Rohstoffpotentialen und Um­
weltbelastungen, sie erlaubt Prioritäten zu setzen 
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für Maßnahmen des Umweltschutzes, der Res­
sourcenplanung und der Abfallwirtschaft, und sie 
Ist eine Grundlage für UVP, Ökobilanz und die Pro­
duktegestaltung nach ökologischen Gesichts­
punkten. 

Organisation und Zeitplan: 

1. Bund unterstützt Forschung "Stoffbuchhal­
tung" (1996) 

2. Bund inkludiert die Stoffbuchhaltung in die Fort­
schreibung des NUP (1998) und des Bundes­
abfallwIrtschaftsplanes BAWP (1995, 1998) 

3. Statistische Zentralamt und Umweltbundesamt 
beginnen Daten so zu sammeln, daß die Stoff­
buchhaltung für einzelne Stoffe möglich wird 
(ab 1996) 

4. Länder (z.B. in den Landesabfallwirtschafts­
plänen) und größere Branchen, insbesondere 
Entsorgungsbranche, liefern Daten für die 
Stoffbuch haltung. 

5.3.2, Bessere Verwertung und Entsorgung 

Begründung: Die Ziele und Grundsätze der Abfall­
wirtschaft. wie sie im österreichischen Abfallwirt­
schaftsgesetz enthalten sind, stellen eine hervor­
ragende Grundlage fLJr eine moderne Abfallwirt­
schaft dar. Die heutige Abfallwirtschaft in Öster­
reich erfüllt noch nicht alle Ziele. In erster linie be­
stehen Defizite bei den Forderungen nach Scho­
nung des Deponieraumes und nach der nachsor­
gefreien Deponie (Endlager). Um diese beiden Zie­
le zu erfüllen, sind wesentlich mehr Behandlungs­
anlagen fUr Abfälle erforderlich. Auch die Forde­
rung der optimalen Schonung von Rohstoffen und 
Energie ist noch nicht erfüllt. Hier fehlen insbeson­
dere Konzepte, wie im Rahmen der gesamten 
Stoff- und Energiewirtschaft die Abfälle zielkon­
form verwertet und entsorgt werden sollen. Bei 
den Grundsätzen hat sich vor allem der Vermei­
dungsgrundsatz als wohl oft zitiert, aber in der 
Praxis schwer umsetzbar erwiesen. Das Vermei­
dungspotential muß besser nadl verschiedenen, 
objektiv meßbaren Kriterien untersucht werden. 

Die Abfallwirtschaft ist in erster linie nach stoffli­
chen Kriterien aUSZUrichten. Von den vier Zielen 
des Abfallwirtschaftsgesetzes betreffen drei stoff­
liche Gesichtspunkte: Der Schutz des Menschen 
und der Umwelt bedeutet die Begrenzung der 
Einwirkung von Schadstoffen. Die Schonung von 
Rohstoffen und Energie bezieht sich wiederum auf 
Stoffe wie Eisen, Aluminium, Polyethylen, etc. Die 
Forderung nach nachsorgefreier Deponie bedeu­
tet Im Kontext des Umweltschutzes ebenfalls die 
Begrenzung von Stoffkonzentrationen im Depo-
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niegas und Sickerwasser. In Zukunft sind alle 
(technischen und logistischen) Verfahren und Sy­
steme der Abfallwirtschaft daraufhin zu untersu­
chen und zu vergleichen, wie sie Stoffströme ver­
ändern. Als Beispiel für den Stand des Wissens 
können die vorhandenen Kenntnisse über die 
Transferfunktionen von Stoffen bel der Müllver­
brennung dienen. Für die Planung der zukunftlgen 
Abfallwirtschaft sind diese Kenntnisse unabding­
bar. 

Folgende Maßnahmen werden vorgeschlagen: 

1. Separate Erfassung der größten MaterIalströ­
me, das sind Baurestmassen, Biomasseabfälle 
und PapIerabfälle, zur gezielten Aufbereitung 
und Wiederverwertung (private und öffentliche 
Wirtschaft bis 2000); dabei Sind Maßnahmen 
an der Quelle zu bevorzugen (selektiver Rück­
bau von Gebäuden anstelle von Sortieranla­
gen, separate Erfassung und Behandlung ein­
heitlicher Stoffgruppen, keine Vermischung von 
Abfällen) 

2. Einführung der Erfolgs- und Qualitätskontrolle 
in der AbfallwIrtschaft bis 2000 (Vergleich von 
Kosten, Massen- und Volumenflüssen an Gü­
tern, Stoffen und Energie, der Umweltverträg­
lichkeit, der Rohstoffnutzung u.a. für Verfahren 
und Systeme der AbfallwIrtschaft). Dabei sollen 
für alle Anlagen, in denen Abfälle behandelt 
werden, ähnlich hohe Qualitätsmaßstäbe ent­
wickelt werden, wie sie heute schon für um­
weitverträgliche Anlagen gelten. Dies gilt auch 
bei Anlagen der stofflichen Wiederverwertung. 

3. Neue Deponieverordnung (Bund voraussicht­
lich 1995); diese soll konsequent auf die Ziele 
jes AWG ausgerichtet sein. Die Ausnahmere­
gelung bezüglich der Ablagerung von Abfällen 
mit einem erhöhten Kohlenstoffgehalt soll des­
halb gestrichen werden. 

4. Mehr thermische und physikalisch-chemische 
Behandlungsanlagen, damit die Ziele des AWG 
und der kommenden Deponieverordnung er­
füllt werden können (Privatwirtschaft, Kommu­
nen und Länder biS 2005); 

5. Forschung/Entwicklung über und die Planung 
und Erstellung von Endlagern (Bund, Länder 
bis 2005). Der Begnff "Endlagerqualität" muß 
operationeIl definiert werden, d.h. er muß nach 
chemisch-physikalischen, mineralogischen 
und geotechnlschen Kriterien festgelegt wer­
den; Prüfmethoden für Endlagerqualität müs­
sen entwickelt werden; konstruktive Eigenhei­
ten eines Endlagers sind zu untersuchen; die 
Standorteignung für Endlager ist zu definieren 
und Endlagerstätten müssen gesucht werden. 
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5.3.3. Gestaltung von Produkten, Verfahren 
und Systemen unter Einbeziehung von Krite­
rien des regionalen Stoffhaushaltes, der opti­
malen Rohstoffnutzung und der langfristigen 
Umweltverträglichkeit. 

Begründung: Das wirkungsvollste Mittel zur Ab­
fallvermeidung ist die Gestaltung von Produkten 
und Verfahren unter Einbeziehung von Kriterien 
der (multiplen) Wiederverwertung und der Entsor­
gung. Da diese Maßnahme für kurzlebige Güter 
relativ schnell (Jahre), für langlebige Güter jedoch 
erst nach Jahrzehnten wirkt, kann die Abfallver­
meidung durch Produktgestaltung erst mittel- bis 
langfristig die Abfallwirtschaft maßgebend entla­
sten. Die Entsorgung wird deshalb für die näch­
sten Jahre bis Jahrzehnte eine wichtige Basis der 
Abfallwirtschaft bleiben. 

In Zukunft sollen Produktionsverfahren so gestal­
tet werden, daß die anfallenden Abfälle minimiert 
werden. Beispiele aus der Praxis zeigen, daß dies 
in vielen Fällen möglich und teilweise bereits ge­
schehen ist. Die Verkaufsprodukte, die das Ziel 
der Produktion darstellen und nicht vermieden 
werden können, gewinnen damit für die Abfallwirt­
schaft zukünftig an Bedeutung; in der urbanen 
Dienstleistungsgesellschaft werden die Endkon­
sumenten, d.h. die privaten und öffentlichen 
Haushaltungen die Hauptproduzenten von Abfäl­
len sein. 

Erste Untersuchungen des Stoffwechsels moder­
ner Städte zeigen, daß der urbane Stoffhaushalt 
bezüglich Ressourcennutzung und langfristiger 
Umweltverträglichkeit noch nicht optimiert ist. Die 
Lager in den Städten wachsen ständig , und bei 
zunehmenden Inputströmen ist damit zu rechnen , 
daß langfristig auch die Outputströme zunehmen 
werden. Zentrale Bedeutung für die Größe des 
Stoffwechsels hat die Struktur der Siedlungen 
(d.h. das Zusammenwirken von Arbeiten, Woh­
nen, sich Ernähren, Einkaufen, Verkehr, Freizeit 
usw.). Vorhandene wissenschaftliche Resultate 
zeigen, daß strukturelle Maßnahmen die größte 
Wirkung bezüglich eines nachhaltigen Umgangs 
mit den natürlichen Ressourcen Energie, Rohstof­
fe und Raum haben. Raumplanerische Instrumen­
te könnten den Metabolismus einer Stadt wesent­
lich effizienter in Richtung Nachhaltigkeit verän­
dern als abfallwirtschaftliche Maßnahmen. Zur Zeit 
werden auf abfallwirtschaftlicher Ebene sehr viele 
Regelungen und Steuerungsmaßnahmen hin­
sichtlich eines umweltverträglichen Stoffhaushal­
tes ergriffen, respektive vorbereitet. In struktureller 
Hinsicht jedoch verläuft die wirtschaftliche Ent­
wicklung immer noch in eine andere Richtung, wie 
das Beispiel der ständig zunehmenden Distanz 
zwischen Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und Frei­
zeit zeigt. 
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Folgende Maßnahmen auf der Ebene der Produk­
te, der Produktionsprozesse und der Regionen 
werden daher vorgeschlagen: 

1. Förderung der Forschung und Entwicklung 
über ökologische Produktgestaltung und ab­
fal larme Verfahren (Bund und Wirtschaft 
während der nächsten 10 Jahre) 

2. Neue Einkaufs- und Förderungsstrategie für 
Güter und Dienstleistungen von Bund, Län­
dern und Kommunen (kurz- bis mittelfristig) 

3. Einbeziehung von Kriterien des regionalen 
Stoffhaushaltes in die Umwelt- und Raumpla­
nung bzw. generell die Wahrnehmung der 
Umweltinteressen auch in nicht primär abfall­
wirtschaftlich ausgerichteten, aber stofffluß­
relevanten öffentlichen Planungsbereichen 
(Wirtschaftsentwicklung , Arbeitsraum , Pla­
nung zukünftiger Siedlungsstrukturen, Ver­
kehrs- und Energieplanung) durch Bund, Län­
der, Kommunen und Privatwirtschaft als Dau­
eraufgabe für die nächsten Jahrzehnte. 

5.4 Maßnahmen 

5.4.1. Maßnahmen matrix Rohstoff/Abfall 

6. Biodiversität, Natur- und Landschaftsschutz 

6.1. PrOblemstellung 

Biodiversität ist ein Wesensmerkmal der belebten 
Welt , der Biosphäre und eine vom Menschen in 
mannigfacher Weise genutzte und beanspruchte 
Ressource. Entsprechend der hierarchischen 
Struktur der lebenden Welt sind zu unterscheiden: 
genetische Diversität innerhalb von Populationen, 
Artendiversität, Diversität an Biotopen, Biotop­
komplexen (= landschaftliche Diversität). 

Die ökonomische Bedeutung der heimischen Bio­
diversität läßt sich in etwa wie folgt gliedern: 

6.1.1. Direkte Nutzungen (direkte Preisbildung 
möglich) 

a) Haustierrassen, Kulturpflanzen , Zierpflanzen 

b) Wildarten (z.B. Holzarten, Wiesen- und Wei­
denpflanzen, Heilkräuter, jagdbares Wild , Fi­
sche) 

c) Biotope (alpine Rasen, Wiesen, Weiden für 
Viehhaltung, Moore durch Abtorfen, Wälder 
durch Holznutzung , elektrizitätswirtschaftliche 
Nutzung von Bächen, Flüssen etc.) 

d) Landschaften (Siedlungen , Verkehrsflächen, 
Entsorgungen, Schitourismus und andere 
Sportflächen etc.) 
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5.4.1 . Maßnahmenmatrix Rohstoff/Abfall 

Ziel Maßnahmen Raum Zuständigkeit Zeit-
bezug horizont 

Umfassende Einrichtung und Förderung einer Stoffbuchhaltung als r, n Bund/ÖSTAT/Länder k 
Stoffbewirtschaftung Grundlage einer umfassenden Stoffbewirtschaftung 

Bessere Verwertung Separate Erfassung der größten Materialströme I, r Privatwirtschaft! k, m 
(Baurestmassen, Biomassse und Papier) Öffentliche Hand 

Erfolgs- und Qualitätskontrolle in der Abfallwirtschaft n Bund/Länder m 

Erneuerung der Deponieverordnung und Ausrichtung n Bund k 
auf das Abfallwirtschaftsgesetz (AWG) 

Errichtung weiterer thermischer und physikalisch- I, r Privatwirtschaft, m 
chemischer Behandlungsanlagen Länder/ Gemeinden 

Forschung und Entwicklung sowie Planung und r, n Bund/Länder m 
Erstellung von Endlagern 

Langfristige Umwelt- Förderung der Forschung und Entwicklung auf dem n, i Bund/Privatwirtschaft m,1 
verträglichkeit von Gebiete der ökologischen Produktgestaltung 
Produkten 

Neue Einkaufs- und Förderstrategien für Güter und I, r, n Bund/Länder/ k,m 

I, r. n, i 

Dienstleistungen im öffentlichen Bereich Gemeinden 

Einbeziehung von Kriterien des regionalen Stoffhaus- I, r Bund/Länder/ rn, I 
haltes in die Raum- und Umweltplanung 

...... .lokal, regional, national, International Zei!horizont : k, m, I .. 

6.1.2 Indirekte Nutzungen (nur externe Preis­
bildung möglich) 

a) WOhlfahrtswirkungen 

• biologische Regulation (Beutegreifer als 
"Gesundheitspolizei" , biologische Schäd­
lingsbekämpfung, biologische und abioti­
sche Regulation durch Landschaftselemen­
te wie Hecken, Ökowertflächen etc., Zerset­
zung organischer Abfälle , Selbstreinigung 
von Gewässern etc.) 

• Luftreinigung, C02-Sinks, klimatischer Aus­
gleich 

b) Schutzwirkungen (Hangstabilisierung, 
Wasserrückhalt etc.) 

c) Erholungswirkungen, Bildung 

• Naturerlebnis (Tierbeobachtung, Sammeln, 
Natur als Hobby etc.), Landschaftserlebnis 

• Objekt wissenschaftlicher Forschung , Be­
reitstellung von Lehrobjekten etc. 

Diese grobe Auflistung zeigt, daß Biodiversität di­
rekt oder indirekt eine umfassende Bedeutung be­
sitzt. Auch der natürliche Pool wird mehr genutzt 
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Gemeinden! 
Privatwirtschaft 

...... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

und gebraucht (auch für nichtökonomische 
Zwecke) als es im ersten Moment scheinen mag. 

Eine nachhaltige Sicherungs- und Nutzungsstra­
tegie dieser Ressource zu entwickeln, muß ein 
langfristigeres und prioritäres Ziel der Umweltpoli­
tik sein. Viele Vorschläge, die in den Arbeitskreisen 
aufbereitet wurden , können als Bausteine dienen, 
dieses ehrgeizige Ziel einer positiven , aber scho­
nenden Nutzungsstrategie der Lebewelt - im Ge­
gensatz zur bislang üblichen und fast ausschließ­
lich dominierenden Verbrauchs- und Abnutzungs­
strategie auf der einen bzw. SChutzstrategie auf 
der anderen Seite - zu erreichen. 

Ungeachtet dessen, kann auf Naturschutzaspek­
te im engeren Sinn nicht verzichtet werden , da im­
mer wieder Maßnahmen gesetzt werden müssen, 
die Natur und Landschaft irreversibel verbrau­
chen, Übergangslösungen aus der realen Situa­
tion heraus nach der Strategie der "kleinen Schrit­
te" erzwungen werden bzw. die allgemeine Siche­
rung der Lebensgrundlagen (Ressourcen, Kondi­
tionen) für die organische Mitwelt ein permanen­
tes Anliegen darstellt. Naturschutz enthält somit: 

Biotischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt das gesamte Spektrum des Arten- und 
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Biotopenschutzes und die Maßnahmen, die direkt 
auf Lebensgemeinschaften und Lebensräume ge­
richtet sind. Hierher gehören auch Maßnahmen 
zur Erhaltung und Förderung von Organismen ho­
her funktioneller Bedeutung (z.B. Bodenfauna). 

Abiotischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt alle Maßnahmen, die geeignet sind, auf 
direktem oder indirektem Wege die unbelebten 
Kompartimente der Ökosysteme oder Ökosy­
stemkomplexe zu erhalten. Maßnahmen des tech­
nischen Umweltschutzes dienen auch dieser, nicht 
nur menschenzentrierten, Ökosystemsicherung. 

Ästhetischen Ressourcenschutz 
Er umfaßt den Schutz regionaltypischer, in vielen 
Fällen auch ästhetisch befriedigender Land­
schaftsbilder im bebauten und unbebauten Be­
reich. 

6.2. Istzustand 

Der Istzustand der Biodiversität setzt sich aus 
dem alten natürlichen Grundstock (ca. bis zur 
neolithischen Revolution). spontanen Neuansied­
lern, alten synanthropen Arten (alte Haustierras­
sen, Sorten, alte Unkräuter etc.) , neuen synan­
thropen Arten (neue Rassen , Sorten, Agrio­
phyten), natürlichen, ruralen und urbanen Biotop­
typen und Landschaften zusammen. Unter "neu" 
ist die Zeit nach der industriellen Revolution zu 
verstehen (ca. 200 Jahre). 

Eine systematische Erfassung der Biodiversität 
des Landes fehlt, da im Gegensatz zu Bevölke­
rungszahl, Getreideproduktionen, Bestand an 
Traktoren und vielem anderem die Biodiversität 
nicht zum Themenkreis des statischen Erfas­
sungswesens zählte. Relativ gut bekannt ist nur 
die Zahl der höheren Pflanzen (2.873 Blütenpflan­
zen und Farne) und Tiere (88 bodenständige Säu­
ger, 239 Brutvogelarten, 75 Fischarten, 34 Arten 
an Reptilien), sowie die Zahl der alten Haustierras­
sen, begrenzt auch jene der Obst,- Gemüse- und 
Getreidesorten. Sehr schlecht bekannt ist die Di­
versität und deren Bedeutung bei funktionell wich­
tigen Gruppen wie zersetzende Pilze und Mikroor­
ganismen, Gliedertieren, "Würmern" etc. 

Aus Sicht der autochthonen Flora und Fauna ist 
Österreich im mitteleuropäischen Vergleich eines 
der artenreichsten und landschaftlich vielfältigsten 
Länder, bei den Blütenpflanzen und den Flechten 
überhaupt - und möglicherweise auch bei anderen 
Formenkreisen - das artenreichste. Die Artenzahl 
an Blütenpflanzen und Farnen von 2.873 steht bei­
spielsweise neben 2.420 für die Schweiz, 2.476 
für Deutschland-West, 1.842 für Deutschland-Ost, 
ca. 2.500 für die Slowakei. Gesamteuropäisch 
sind nur die Mittelmeerländer artenreicher. 
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Von den Farn- und Blütenpflanzenarten sind 2% 
ausgestorben, weitere 5% akut vom Aussterben 
bedroht, 10% stark bedroht, insgesamt 37,6 % in 
irgend einer Form gefährdet. Bei den Vögeln sind 
24 (10%) der autochthonen Brutvogelarten nach 
1800 ausgerottet worden bzw. verschollen, 24 Ar­
ten (10%) sind vom Aussterben bedroht, 11 Arten 
(5%) stark gefährdet, insgesamt 135 Arten 
(56,5%) müssen in irgendeiner Form als gefährdet 
angesehen werden. Ebenfalls ziemlich genau die 
Hälfte der 88 Säugetierarten in Österreich zählt zu 
den gefährdeten Arten . 

Gefährdet ist vor allem der kulturabhängige Arten­
und Biotopbestand (Wiesen-, Ackerwildkräuter, 
synanthrope Arten, Magerwiesen, Feuchtwiesen, 
Niederwälder, Almen etc.) durch Aufgabe, Intensi­
vierung, Änderung der Bewirtschaftungstechnik. 
In Wäldern sind manche Tier- und Pflanzengrup­
pen (lignobionte bzw. epiphytische Arten) stark, 
andere (z.B. Kräuter des Waldbodens) weniger 
gefährdet. Im hochalpinen Lebensraum ist das 
Gefährdungsmoment eher gering. Veränderungen 
des Artengutes und der Biotopvielfalt sind nach 
wie vor primär ein Resultat direkter Eingriffe und 
Störungen. Sieht man von eutrophierten bzw. 
kontaminierten Seen, Bächen und Flüssen ab, ha­
ben umwelthygienische Effekte wie atmosphäri­
scher Schadstoffeintrag, die Ozonproblematik 
oder der Treibhauseffekt zwar zu Schwächungen 
von Waldökosystemen oder zum Höhersteigen 
der Alpinvegetation geführt, wissenschaftlich 
exakt nachgewiesene, österreichweite Artenverlu­
ste wurden bislang nicht bekannt, können aber 
langfristig und besonders lokal nicht ausgeschlos­
sen werden. 

Österreich kann zweifelsfrei auf gute Erfolge im 
Natur- und Landschaftsschutz hinweisen , in vielen 
Gebieten wird naturnaher Waldbau als Ziel dekla­
riert, die Landwirtschaft erfolgt zumindest teilwei­
se naturnah. Trotzdem sind große Konflikte noch 
nicht überwunden (z.B. Untere Donau), es fehlt 
an Harmonisierungen in der Verwaltung und ag­
rar- bzw. forstfachlicher Entwicklung. Als eines der 
größten Hemmnisse in der Querschnittsmaterie 
Natur- und Landschaftsschutz hat sich immer 
wieder die zu strenge Orientierung an formalrecht­
lichen Abgrenzungen (z.B. bei der Finanzierung 
von Aufgaben, die Agenden mit Bundeskompe­
tenzen bzw. umgekehrt) erwiesen. Unbefriedigend 
ist sicher auch der Bildungsstand. Naturkenntnis 
wurde durch die Lehrpläne der vergangenen Jahr­
zehnte in die Unterstufe abgedrängt bzw. über­
haupt als "altmodisch" entfernt. Nicht nur der 
"Normalverbraucher" steht in der Regel ziemlich 
hilflos der natürlichen Vielfalt gegenüber. 
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6.3. Grundsätze 

Nutzungen der Ressource "Biodiversltät" sollen 
nachhaltig erfolgen, Ressourcenschutz vor allem 
dort ansetzen, wo Nutzung nicht so nachhaltig er­
folgen kann, ohne daß der Charakter des ObJek­
tes irreversibel verändert würde. Im Wirtschaftssy­
stem verankerte und nachhaltige Naturnutzung 
sollte Naturschutz eigentlich überflüssig machen 
bzw. sich auf biotischen Ressourcenschutz Im en­
geren Sinne beschränken dürfen. In diesem Sinne 
wäre methodisch wie folgt anzusetzen: 

6.3.1. Nutzungen, bei denen Diversität im Zen­
trum des Nutzungsinteresse steht 

SIchtung und Förderung von Möglichkeiten, wie 
spezifische Aspekte der Diversität verbessert, 
nachhaltig bzw. schonender "vermarktet" werden 
können. Gedacht wird hier etwa an die Wiederbe­
lebung alter Haustierrassen, Obstkulturen, Beach­
tung der genetischen Diversltät in Schutzwäldern, 
geeignete Vermarktung von Naturparks und Na­
tionalparks, Aufbau diversltätsbeachtender Wirt­
schaftsweisen mit entsprechender Produktver­
marktung (zB. nach dem "Pro Landschaft" - Kon­
zept), Direktproduktion von Landschaft etc.; Auf­
bereitung der Problematik neuer Züchtungen und 
damit verbundener Anbau- und Haltungstechni­
ken. gentechnologische Probleme, das Einbrin­
gen neuer Arten etc. 

6.3.2. Nutzungen, bei denen Diversität nicht 
zwingend notwendig, aber von Vorteil ist 

Entwicklung wenig intensiver Nutzungsformen in 
der Land- und Forstwirtschaft bzw. Adaptierung 
alter und traditioneller Naturnutzungen mit Nach­
haltigkeltscharakter, insbesonders für das Wie­
sen- und Weideland. Hier sind auch Begründun­
gen standortsgerechter, d.h. natürlicher Wälder zu 
nennen bzw. diverse forstwlrtschaftliche Betriebs­
formen. Beachtung der Dlversität ist sicher auch 
ein zentrales Element bel allen landschaftsgestal­
tenden Maßnahmen etc, 

6.3.3. Nutzungen, die Diversität verbrauchen 

Solche Nutzungen sind zu bewerten und Strate­
gien der Eingriffsminimierung zu entwickeln (ener­
giewirtschaftliche Nutzungsformen; Raumplanung 
im Freiland; Natureinräumung etc.) und gegebe­
nenfalls Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen. 

Bei der Entwicklung angepaßter Nutzungsformen 
bzw. bei der Adaptierung bestehender Nutzungs­
weisen ISt als ZIelgröße vom potentiell natürlichen 
Zustand (Sollzustand, "visionärer Zustand") aus­
zugehen und dieser soweit wie möglich anzustre-
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ben. Der Istzustand und die Rahmenbedingungen 
bestimmen das Realisierbare, das aber möglichst 
nahe beim Sollzustand liegen soll. 

6.4. Ziel 

Anzustreben ist: 

1. keine "Verschlechterung des Zustandes der 
natürlichen Ressourcen" und 

2, eine "schonende Nutzung der erschöpfbaren 
Ressourcen" 

Im folgenden ist taxatlv aufgelistet. was hinsichtlich 
Biodlversltät dazu im Detail zu beachten wäre: 

Die nachhaltige Nutzung der Biodiversltät. die 
letztlich deren Erhalt und EntwIcklungsmöglichkeI­
ten (Evolution) gewährleistet, schließt dynamische 
Aspekte nicht aus, sondern fördert sie und baut 
sie ein, Dies muß sich aber im Rahmen dessen 
bewegen, was für den Naturraum als tYPisch und 
natürlich angesehen werden kann und aus die­
sem ableitbar ISt. 

6.5. Maßnahmen 

Die Im folgenden vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind einerseits dem biotischen Ressourcenschutz 
Im engeren Sinne einzuordnen, andererseits sind 
es Vorschlage zur Verbesserung der Rahmenbe­
dingungen für Schutzmaßnahmen, aber audl für 
die Entwicklung nachhaltiger Nutzungsformen, Die 
als Ziel angesprochene Entwicklung nachhaltiger 
Nutzungsformen ist teilweise in den Maßnahmen 
zu anderen Fachbereichen enthalten (Land-, Forst­
und Wasserwirtschaft, Tounsmus, Abfallwirtschaft, 
etc,). Grundsätzlich ISt die ökologische, agrar- und 
forstwissenschaftliche Forschung bzw. die Land­
schaftsforschung im weiteren Sinne aufzurufen. 
nachhaltige Naturnutzungsstrategien unter Ausnüt­
zung der gegebenen Biodiversität zu entwickeln. 

6.5.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen 

a) Kompetenzbereinlgungen, die sowohl auf Bun­
des- als auch auf Länderebene erlauben, Na­
tur- und Landschaftsschutz als Querschnltts­
matenen zu behandeln 

b) Prüfung - und gegebenenfalls Änderung - des 
Förderungswesens auch Im Land- und Forst­
wirtschaftsbereich auf Biodiversltät 

c) Schaffung institutioneller Rahmenbedingungen 
zur EInbindung des Natur- und Landschafts­
schutzes In Entscheidungsprozesse (z.B, öko­
soziale Partnerschaft) 
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d) UtJerprufung und gegebenenfalls Änderung na­
turbeelnflussender GesetzesmaterIen in Ihrer 
Wirkung auf die Blodlversltat und Forderung 
clerselben 

6.5.2. Forschung, Bildung und Information 

a) Schaffung einer Bundesanstalt für Naturschutz 
rnlt den Aufgabenbereichen angewandte Na­
turschutzforschung. naturverträgliche Nut­
zungsformen. Inforrnatlon 

IJ) Schaffung von Lalldes- bzw. regionaleil Akade­
mien fljr Naturschutz als Bildungs- und Infor­
matlonsstatten 

C) Stärkung des Blologieunterrrciltes an allen 
Schultypen zugunsten von NaturschutzInhal­
ten. nachhaltigen Naturnutzungen. etc. 

d) Starkullg des Geographleullterrichtes an allen 
Schultypen zugunsten von LandschaftsInhalten 
(physische Geographie. Erdgeschichte) 

e) Elnrrchtung einer Studlenrrchtung "NaturschutZ" 
an der Universität Wien bzw. ein interdisziplinä­
res Studium. an dem sich mehrere Unlversita­
ten beteiligen 

6.5.3. Biotischer Ressourcenschutz 

a) Erstellung von NaturentwIcklungskonzepten. Ar­
tenschutzkonzepterl, Landschafts(rahrnen) pla­
nen auf BaSIS von geeigneten Inventarlslerungen 
(Gemeinden. Länder, nationale Konzepte) 

t)) Darauf aufbauellde Schaffung von Flachen zur 
Förderung und Erhaltung der biologischen DIver­
sItat (Inkl allfälliger Pflege bzw nachhaltrger Nut­
zung) Ilach fachokologischen Kriterien unter Eln­
beZiehung der Betroffenen sowohl In den IElI1d­
Wirtschaftlichen Gunstlagen (z.B. Ökowert -
flachenprogramme. Ausgleichsflachen etc.) als 
auch In den Alpen (zB. Naturschutzgebiete, Na­
tionalparks. Naturvvaldreservate). Diese Flächen 
sind das Arten- urld NaturreservoIr zur Siche­
rung eies Artengutes und dessen evolutiver Ent­
wicklung 

cl Beachtung Internationaler Normen und Abkom­
men, ins()esondere die Erfüllurlg der IUCN-Krrte­
rren (Illternational Union (or Conservation o( Na­
ture and Natural Resources) In allen osterreIchI­
schen Nationalparks 

d) Umsetzung des Uberelnkommens uber blologl­
sclle Vielfalt (Unltecl Nations Conference on En­
vironment and Devolopment - UNCED 1992) 
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e) Einrichtung von Schutzgebieten Inkl. Entwick­
lung von schutzkonformen Nutzungsformen In 
den Ramsar-Gebleten 

f) Z(jgige Umsetzung natur- und landschafts­
Scllutzrelevanter Verordnungen und Richtlinien 
der EU (Vogelschutzrrchtllnlen. Flora-Fauna-Ha­
bitat-Richtlinle, Verordnung für umweltgerechte 
und den Ilaturllchen Lebensraum schLitzende 
landWirtschaftliche Produktionsverfahren) 

gi Ausreichende Dotierung von Schutzinitiativen. 
Landschaftspflegetätigkeiten. Entwicklung na­
turschonender Techniken 

6.6. Maßnahmen 

6.6.1. Maßnahmen matrix Biodiversität 
(Siehe nächste Seite) 
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6.6.1. Maßnahmen matrix Biodiversität 

Ziel Maßnahmen Raum Zuständigkeit Zeit-
bezug horizont 

Verbesserung der Kompetenzbereinigung im Sinne der Betrachtung r, n Bund/ Länder m 
Rahmenbedingungen des Natur- und Landschaftsschutzes als Quer-

schnittsmaterien 

Prüfung und Anpassung des Förderungswesens r, n Bund/Länder m 
(auch im Bereich der Land- und Forstwirtschaft) mit 
Rücksicht auf Erfordernisse der Biodiversität 

Schaffung institutioneller Rahmenbedingungen zur r, n Bund/Länder/ m 
Einbindung des Natur- und Landschaftsschutzes in Gemeinden 
Entscheidungsprozesse 

Überprüfung und Anpassung naturbeeinflussender n Bund/Länder m, 1 
Gesetzesmaterien in Hinblick auf ihre Wirkung auf die 
Förderung der Biodiversität 

Intensivierung der Schaffung einer Bundesanstalt für Naturschutz n Bund m 
Forschung, Bildung 
und Information über Schaffung von Landes- und Regionalakademien für Bund/ Länder m, 1 
Natur- und Land- Naturschutz als Bildungs- und Informationsstätten 
schaftsschutz 

Stärkung des Biologieunterrichtes zugunsten des n 
Naturschutzes Bund k 

Einrichtung einer Studienrichtung Naturschutz n Bund k 

Biotischer Ressourcen- Erstellung von Natur- und Entwicklungskonzepten I, r BundlLänder/ k, m 
schutz und Landschaftsrahmenplänen Gemeinden 

Schaffung von Flächen zur Förderung und Erhaltung I, r Bund/Länder/ k, m 
der Biodiversität Gemeinden 

Erfüllung der IUCN-Kriterien in österreichischen I, r Länder k, m 
Nationalparks 

Umsetzung des Übereinkommens zum Schutz der n Bund, Länder m 
Artenvielfalt (UNCED 1992) 

Einrichtung von SChutzgebieten in den Ramsarge- r, n Bund, Länder m 
bieten 

Zügige Umsetzung natur- und landschaftsrelevanter n Bund/Länder k 
Verordnung 

Ausreichende Dotierung von Schutzinitiativen, Land- I, r, n Bund/Länder/ k, m 
schaftspflegetätigkeiten und Entwicklungen natur- Gemeinden 
schonender Techniken 

I, r, n. i. ...... Iokal, regional, national, international Zeit horizont: k, m, I ... ....... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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1. Problemstellung 

Ein komplex vernetztes System wie es unsere Ge­
sellschafts- und Wirtschaftsform darstellt, bedarf 
der Wahl geeigneter Eingriffspunkte, wenn es be­
einflußt und verändert werden soll. Umweltpoli­
tisch bieten sich die drei Bereiche Politik, Wirt­
schaft und Konsument zur Änderung des Ge­
samtsystems in Richtung Nachhaltigkeit an. Da 
die Konsumenten die Zielgruppe von Politik und 
Wirtschaft darstellen, erscheint bei ihr der beste 
Eingriffspunkt zur Realisierung von "sustainability" 
im Gesamtsystem zu sein. Verbrauchen von Gü­
tern, Waren und Dienstleistungen im Sinne von 
Konsumieren heißt "zum unmittelbaren Genuß 
verwenden", was ökonomisch die endgültige 
Marktentnahme bedeutet. Die Änderung des 
Konsumentenverhaltens ist eines der wichtigsten 
Instrumente zur Umsetzung umweltrelevanter 
Maßnahmen und daher einer der zentralen An­
satzpunkte. Werden die seit ca. 15 Jahren erar­
beiteten demoskopischen Ergebnisse zum The­
ma Umwelt zusammengefaßt, ergeben sich nach­
folgende Aussagen: 

a) Reiht man die "Sorgen der Nation", so ist der­
zeit das Problem Arbeitslosigkeit vor Umwelt­
schutz anzutreffen. Die Bevölkerung wurde in 
den 80er Jahren immer umweltbewußter, die 
Sorge um den Arbeitsplatz blieb im sei ben 
Zeitraum konstant. Weiters liegt eine Korrelati­
on zwischen Wirtschaftslage und Sorge um 
den Arbeitsplatz bzw. um den Umweltschutz 
vor. 

b) Rund 60% der Bevölkerung bekennen sich 
zum Umweltschutz (verbale Bekennung), nur 
etwa die Hälfte davon - also 30% der Bevölke­
rung - praktizieren umwelt bewußtes Verhalten 
(Kerngruppe). Außerdem beeinflußt der Grad 
der Bildung das Bekenntnis bzw. das Praktizie­
ren des Umweltschutzes. 

c) Öffentlichkeitswirksame Gruppierungen aus 
den Bereichen Politik- und Wirtschaft betrach­
ten umweltrelevante Fragen grundsätzlich in­
teressensorientiert, jedoch zunehmend ganz­
heitlich als Vernetzung aus Ökonomie, Ökolo­
gie und soziokulturellen Aspekten. 

d) Die Ära, in der umweltrelevante Fragen und ih­
re Lösungen parteipolitisch bezogen auf die 
Lösungskompetenz einer Partei zugeordnet 
werden konnten oder sollten, ist nicht mehr ge­
geben, da in allen österreichischen demokrati­
schen Parteien umweltinteressierte Mitglieder 
positioniert sind. 

- 77 -

Bei Analyse dieser hier nur taxativ aufgezählten 
Fakten muß dazu festgestellt werden: 

• Fehlende Informationen und fehlendes Wissen 
über die Zusammenhänge Ökonomie-Ökologie 
sowie zu wenig Anreize für umweltbewußtes 
Verhalten sind die bestimmenden Hemmnisse 
für den "Durchbruch" zu umweltkonformem 
Verhalten. 

• Die Abgeltung des Aufwandes für den Umwelt­
schutz (insbesondere auch der Sanierung von 
Altlasten) kann häufig nicht einem Verursacher 
zugerechnet werden und wurde in der Vergan­
genheit durch Aufwendungen aus Mitteln des 
Bundesbudgets und der Wirtschaft (40% It. 
Österreichischem Statistischen Zentral amt) ge­
tragen. 

Diese zunächst klare Zuordnung relativiert sich 
und wird entsprechend komplexer, wenn man die 
Position des Konsumenten näher betrachtet und 
daher feststellt , daß er in mehrfachen "Funktio­
nen" agiert und somit in einem komplexen Netz­
werk von Wirtschaft und Politik mit unterschied­
lichster Rollenvertei lung eingebunden ist. Wird ei­
nem solchen System noch zugeordnet, daß irra­
tionale und rationale Verhaltensmuster wirksam 
sind, muß erkannt werden, daß die Beeinflussung 
des Konsumentenverhaltens in Richtung einer 
Verbesserung der Umweltsituation kaum durch 
singuläre und partielle Maßnahmen bewirkt wer­
den kann. 

2. Ist-Zustand und Trends 

Für viele heute am Markt befindlichen Produkte 
sind noch keine bzw. nur geringe Informationen 
über deren Langzeitauswirkungen auf die Umwelt 
und den Menschen bekannt. Als Beispiel sei die in 
den 80er Jahren aufgetretene ASbestproblematik 
mit all ihren gesundheitlichen und technischen 
Folgewirkungen angeführt. 

Zur Sanierung von bestehenden und zur Vermei­
dung von künftigen Umweltschäden erscheinen 
Änderungen der derzeitigen Wirtschaftsregeln 
und Änderungen im Konsumverhalten des Ver­
brauchers zwingend erforderlich, wobei die bei­
den Faktoren Wirtschaft und Konsument best­
möglich aufeinander abgestimmt werden sollen . 
Diese Modifizierungen sind auf Basis der heute 
praktizierten Wirtschaftsformen aufzubauen. 
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2.1.1. FAKT 1 

Der Bürger tritt in einer Mehrfachrolle auf 
(Abb. 3.3.1) 

• in der Rolle als Konsument 
• in der Rolle als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber 
• in der Rolle als "Politiker" 

Je nach gerade wahrgenommenem Rollenbild, 
liegen unterschiedliche Interessen und damit un­
terschiedliche Einstellungen zu Themen der Um­
welt vor. 

Politik 

Instrumente 

Organe 

Wirtschaft 

Interessensvertretung 

Arbeitsplatzgeber 

Konsument 

Einzelinteressen 

Wähler 

Abbildung 3.3.1. Vernetzung: 
Konsument - Wirtschaft - Politik 

2.1 .2. FAKT 2 

Im Wechselspiel zwischen Wirtschaft und Konsu­
ment können unterschiedliche Dominanzen auf­
treten. (Abb. 3.3.2.) 

Im realen und idealen Zustand könnte der Konsu­
ment durch umweltbewußtes Handeln die Wirt­
schaft zur Entwicklung umweltkonformer Produk­
te und Verfahren "zwingen". Wie demoskopische 
Analysen der letzten Jahre zeigen, erfolgen die 
Kaufentscheidungen (Konsumverhalten) im we­
sentlichen spontan (im Unterbewußtsein). Indu­
strie, Gewerbe und Handel verfügen in Form von 
Marketingkonzepten und Werbemaßnahmen über 
Methoden, um Marktdominanz nach ihrem Ver­
ständnis zu erreichen. 

Bereits heute kann ein gut informierter Konsument, 
unabhängig vom Bildungsniveau, durch seine Kauf­
entscheidungen die Wirtschaft beeinflussen, ver­
mehrt umweltkonforme Produkte herzustellen bzw. 
umweltkomforme Dienstleistungen zu erbringen. 
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~---KONSUMENT~--~ 

Produktanforderungen: 

hohe 
Kaufkraft - ........... 

Abbildung 3.3.2. 

• sofort verfügbar 

• billig 
• exklusiv 

• wartungsfrei 

• neuartig 
• hoher Komfort 

• etc. 

INDUSTRIE 
GEWERBE 
HANDEL 

Wechselbeziehung Konsument - Industrie 

2.1 .3. FAKT 3 

großes 
Angebot 

Die Wechselbeziehung zwischen Politiker/Par­
teien und Konsumenten (Wähler) wird in einem 
demokratischen Staatssystem häufig durch die 
Bemühungen um Wiederwahl beeinflußt. 

Eine zukunftsorientierte Strategie muß die als not­
wendig erkannten langfristigen Maßnahmen im 
Umweltbereich für alle politischen Kräfte außer 
Streit stellen. 

gesicherter 
Wohlstand 

POLITIK 

• Sicherheit 
• Arbeitsplatz­

sicherung 
• Gesundheit 
• Schutz des 

Eigentums 
• wenig 

-..,..-_. Steuern 

• Wohlstand 
• Wachstum 
• etc. 

Wieder­
wahl 

L----I~ KONSUMENTt-----' 

Abbildung 3.3.3. 
Wechselbeziehung Konsument - Politik 
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2.1 .4. FAKT 4 

Ein Kennzeichen der Wechselbeziehung zwischen 
Wirtschaft und Politik ist , daß LObbystrukturen be­
währte Abläufe im Sinne einer Kontinuität sichern 
(Abb. 3.3.4.) 

Umweltwirksame Programme müssen so geplant 
werden, daß sie im eng verflochtenen Netzwerk 
positive Synergien mit sozial verträglichen Effek­
ten auslösen. 

gute Rah­
menbedin­
gungen tür 

POLITIK 

• gesetzliche 
Vorteile 

• Förderungen 
• Monopol­

markt 
• wenig 

Lohnkosten betriebli­
chen Erfolg 

• wenig 
- .... -_. Steuern 

• etc. 

WIRTSCHAFT 
'----I~ INDUSTRIE 

Abbildung 3.3.4. 
Wechselbeziehung Wirtschaft - Politik 

Steuern, 
Ertrags­

kraft 

3. Grundsätzliche Überlegungen und Ziele 

3.1. Grundsätzliche Überlegungen 

Die nachfolgenden Überlegungen sollen die 
Wechselbeziehung zwischen Ökologie und Öko­
nomie exemplarisch darstellen. Die nachfolgen­
den Ziele sind auf Basis dieses Zusammenhanges 
zu verstehen. 

Unter dem Leitziel der Nachhaltigkeit, ist die 
Schaffung entsprechender Rahmenbedingungen 
zur Änderung des Konsumverhaltens anzustre­
ben. Dies gilt gleichermaßen für produzierende In­
dustrie und Gewerbe inkl. Dienstleistungsbereich 
wie auch für den privaten Konsumenten. Eine ein­
heitliche Gesetzgebung mit transparenten Durch­
führungsbestimmungen ist eine notwendige Vor­
aussetzung , um für alle Beteiligten - auf nationa­
ler und internationaler Ebene - gleiche Wettbe­
werbsbedingungen herzustellen. Für derartig um­
fassende, langfristig zu konzipierende notwendige 
Änderungen muß nicht nur ein entsprechender 
Zeit horizont vorgesehen werden, sondern es muß 
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auch die Tatsache akzeptiert werden, daß die der­
zeit weltweit vorliegenden Umweltschäden weiter­
hin progressiv zunehmen, wenn keine entspre­
chende Festsetzung eines neuen Gesamtkurses 
erfolgt. Somit muß postuliert werden, daß der 
Zeitrahmen für tiefgreifende Maßnahmen im Um­
weltbereich von der Schadenszunahme in der 
Umwelt und den damit verbundenen Folgeschä­
den festgelegt wird . Es kann daher nicht aussch­
ließlich die Bereitschaft zur Änderung des Konsu­
mentenverhaltens erwartet und damit eine 
schleppende Umsetzung riskiert werden. 

Wird dieser Zeitdruck (Diktat der Zeitvorgaben aus 
Sicht der Umwelt) akzeptiert , muß ebenfalls ak­
zeptiert werden, daß der bereits vorhandene Lö­
sungsansatz der Verknüpfung aus Marktwirt­
schaft und politisch definierten, vorgeschriebenen 
Rahmenbedingungen weiter ausgebaut wird . 

Die Akzeptanz von umweltrelevanten Maßnahmen 
bei der Wirtschaft und beim Konsumenten wird 
stark davon abhängig sein, inwieweit zu den der­
zeitigen Geboten und Verboten der Umweltpolitik 
neue politische Rahmenbedingungen hinzukom­
men. Als eine der wichtigen von diesen kann hier 
die Internalisierung von Umweltkosten genannt 
werden . Die Selbstregulierung in Form von freiwi l­
ligen Vereinbarungen kann bei opt imaler Gestal­
tung des Systems sowohl wirtschaftliche als auch 
ökologische Vorteile liefern. Freiwillige Vereinba­
rungen tendieren langfristig in der Praxis zum 
Handelsbrauch, der zivilrechtlich einklagbar wer­
den kann. Sowohl staatliche Lenkungsmaßnah­
men als auch freiwillige Vereinbarungen sind re­
gelmäßig auf ihre ökologische Effektivität zu prü­
fen . 

Die heute gültigen Regeln der Wirtschaftlichkeits­
bewertung von Investitionsvorhaben können be­
züglich der oft schwer quantifizierbaren umweltre­
levanten Kostenanteile den Wegfall jener innovati­
ven Tangente, die in Richtung Nachhaltigkeit zielt, 
ergeben. 

Zieht man den Anspruch aus dem Ressourcen­
Management heran, wonach die Stoffströme zum 
Erreichen einer Nachhaltigkeit raschest möglich 
signifikant reduziert werden sollen, müssen inno­
vative Vorhaben in Zukunft auf neuen und langfri­
stigen Finanzierungsmodellen basieren. Dazu 
kann eine Neudefinit ion der Begriffe Wachstum 
und Wohlstand erforderl ich sein. 

Die Umweltverträglichkeit von Produkten und Ver­
fahren muß den gleichen Stellenwert wie der Be­
griff "Qualität" bekommen. Verschiedene Unter­
nehmen haben gezeigt, daß es bei Einführung von 
"Total-Quality-Management", wo Qualitätsanfor­
derungen an das Produkt bereits in der Entwick­
lungsphase festgelegt werden, möglich ist , 
schlußendlich qualitativ höherwertige Produkte zu 
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niedrigen Kosten herzustellen. Ähnliche Wirkun­
gen im Umwelt bereich zeigen sich durch erste 
Anwendungen von Öko-Design von Produkten 
(d.i . die umweltgerechte Produktgestaltung unter 
Berücksichtigung des gesamten Lebenszyklus). 

Die konsequente Anwendung dieser Wissensdis­
ziplin auf neue Produkte läßt umweltschonende 
Lösungen erwarten. Besonders wichtig ist es hier 
festzuhalten , daß in vielen Fällen Umweltprobleme 
globale Probleme darstellen , ebenso aber regional 
gegeben sein können. Dies bedeutet, daß im in­
ternationalen Bereich globale Rahmenbedingun­
gen festzulegen sind , die jedoch einer entspre­
chenden regionalen Differenzierung bzw. Gewich­
tung sowie einer regionenbezogenen Detailfestle­
gung bedürfen. Die umweltwirksame Umsetzung 
von ökologisch orientierten Maßnahmen sollte 
primär im internationalen Gleichschritt und Ein­
klang erfolgen. Dies schließt die Umsetzung auf 
regionaler Ebene nicht aus. 

Um Nachhaltigkeit im Wirtschafts-, Dienstlei­
stungs- und Konsumprozeß zu erreichen, ist die 
Methode der kleinen Schritte anzuwenden. Hier­
bei ist nicht die Größe des durchgeführten Schrit­
tes entscheidend, sondern seine Orientierung in 
Richtung Nachhaltigkeit. Insbesondere muß dar­
auf Bedacht genommen werden, daß mit der Ein­
führung der Nachhaltigkeit auch Strukturen geän­
dert werden müssen, die bezüglich ihrer Starrheit 
und Beeinflußbarkeit oft den Zeitraum einer 
ganzen Generation zur Änderung bedürfen. 

Gesamtheitlich betrachtet sollte daher die derzei­
tige Umweltentwicklung nicht als Bedrohung auf­
gefaßt werden , sondern als Chance, mit Hilfe 
neuer Technologien und neuer Produkte die Öko­
effizienz zu erhöhen und damit Nachhaltigkeit zu 
erzielen. Ein damit verbundener ökonomischer 
Prozeß ist nicht mehr ausschließlich auf Wachs­
tum orientiert , sondern vielmehr in Richtung Res­
sourcenschonung, Mehrfachnutzung und Er­
höhung der immateriellen Lebensqualitität ausge­
richtet. Folglich könnte sowohl qualitativ als auch 
quantitativ die Frage nach materiellen Standards 
im Sinne einer Intensivierung von Dienstleistungen 
in bestimmten Konsumbereichen neu gestellt 
werden, wodurch sich neue Betätigungsfelder für 
die Wirtschaft ergäben . 

3.2. Ziele 

Ohne Weiterentwicklung des Systems, bestehend 
aus Wirtschaft, Konsument und Verbraucher kann 
die Mehrzahl der angeführten Thesen nicht oder 
nur unvollständig aus heutiger Sicht verwirklicht 
werden . Weiters wird postuliert , daß die Gesamt­
entwicklung im internationalen Gleichschritt erfol­
gen muß, wobei insbesondere Verschiebungen 
der Wettbewerbsfähigkeit durch unterschiedliches 
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Konsumverhalten und unterschiedliche Standards 
der Umweltgesetzgebung berücksichtigt werden. 

Ziel 1: 
Durch eine weitere Änderung des Anbieter­
und Verbraucherverhaltens soll Nachhaltigkeit 
im Umwelt bereich erreicht werden. 

Damit der Konsument im Sinne der Nachhaltigkeit 
handeln kann, braucht er Informationen über die 
Optionen und Konsequenzen seines Handeins, 
und es muß ein entsprechendes Angebot an um­
weltkonformen Produkten bestehen, deren Her­
stellung, Distribution, Gebrauch, Verwertung und 
Entsorgung minimale Umweltbelastungen nach 
sich ziehen. Der Änderung der Konsumgewohn­
heiten muß daher eine entsprechende Umstellung 
auf Seiten der Unternehmen sowohl im Bereich 
der Produktentwicklung, Konstruktion und Pro­
duktion als auch im Dienstleistungsbereich ge­
genüberstehen. 

Dies kann im einzelnen bedeuten: 

• Erhöhung der Nutzungsdauer von Produkten 

• Wiedereinführung bzw. verstärkte Inan­
spruchnahme des Dienstleistungsangebotes 
von Service, Reparatur und Austausch mit dem 
Ziel einer Dematerialisierung 

• Erhöhung der Wiederverwendbarkeit von Pro­
dukten bzw. deren Bestandteilen 

• Rückführung der Abfälle in verschiedene Stufen 
des Recyclings, letztlich jedoch in wiederver­
wendbare Sekundärrohstoffe 

• Anpassung der Konsumentengewohnheiten an 
die Forderungen des Ressourcenmanagements 

Tritt der Dienstleistungssektor als Konsument auf, 
sind die oben angeführten Forderungen ebenfalls 
gültig. 

Die hier dargelegten punktuellen Forderungen 
führen zur Entwicklung neuer Produkte, Technolo­
gien und Verfahren. Verbunden damit ist auch ei­
ne andere Form des Einsatzes von Produkten so­
wie neuer bzw. bekannter Technologien. Diese 
Entwicklung ist gekoppelt mit dem Entstehen 
neuer Berufsbilder und neuer Branchen, deren 
Etablierung durch bildungspolitische Maßnahmen 
eingeleitet werden muß. 
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Ziel 2: 
Im Rahmen der Integration von EU-Richtlinien 
und -verordnungen sowie von branchen- und 
produktspezifischen Aspekten kann davon 
ausgegangen werden, daß der Konsument bei 
bestimmten Produkten und Leistungen in vie­
len Fällen auch umweltrelevante Kostenanteile 
betreffend Herstellung, Gebrauch und Entsor­
gung - im Kaufpreis integriert - bezahlen soll. 

1 . Bei der Entscheidungsfindung des Konsumen­
ten über den Kauf oder Nicht-Kauf eines Pro­
duktes - bei sonst gleichem Eigenschaftsprofil -
ist häufig die Höhe des Preises wichtigster Fak­
tor für den Kaufentscheid. 

2. Ökokonforme Kostenrechnungen (Berücksichti­
gung aller umweltrelevanten Kosten in den Be­
reichen Herstellung, Nutzung und Entsorgung) 
führen dazu, daß umweltkonforme Produkte 
kostengünstiger als nicht umweltkonforme sind. 

Ziel 3: 
Der Konsument muß eine volkwirtschaftlich 
sinnvolle Möglichkeit erhalten, auszuschei­
dende Produkte und Stoffe in akzeptabler 
Nähe zu seinem Haushalt abgeben zu können. 
Dies erfordert die Weiterentwicklung sowohl 
der kommunalen als auch der industriell-ge­
werblichen Sammel- und Verwertungsinfra­
struktur, nach Möglichkeit mit dezentralem 
Charakter. Die Einbeziehung des Konsumen­
ten ist hier speziell dadurch erforderlich, daß 
eine kostenminimierte Trennung von ausge­
schiedenen Produkten und Stoffen - wenn 
möglich - an der Stelle des Anfalles erfolgen 
sollte. Entscheidend für die diesbezügliche 
Umsetzung ist entsprechende Information und 
Wissensvermittlung an den Konsumenten. 

Der Hersteliprozeß von Produkten, die Nutzung 
und ihre Wartung sind heute in den meisten Fällen 
durch Normung, Betriebsvorschriften und Nutzer­
empfehlungen genau festgelegt. Ab dem Zeit­
punkt der letztmaligen Nutzung liegen jedoch 
großteils nur Richtlinien und Empfehlungen vor. 
Um Wiederverwendung, Verwertung bzw. Entsor­
gung zu optimieren , muß der Konsument in die 
getrennte Sammlung von Altstoffen und Abfällen 
eingebunden werden. Nur wenn, wo möglich an 
der Stelle des Anfalles bzw. in räumlicher Nähe 
des Konsumenten die Trennung ausgeschiedener 
Produkte und Stoffe erfolgt, kann ein Höchstmaß 
an Wirtschaftlichkeit bzw. Kosteneinsparung für 
den Entsorgungsbereich garantiert werden. Vor­
aussetzung hierfür sind entsprechende (gesetzli­
che) Rahmenbedingungen. 

Das äußerst unterschiedlich anfallende Mengen­
gerüst beim Konsumenten muß zu einer wirt­
schaftl ich verwertbaren, definierten Mengenstruk-
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tur zusammengeführt werden. Sammel- und Ent­
sorgungsstrukturen sind daher in der Nähe des 
Konsumenten aufzubauen, wodurch die Aufgabe 
des Sammelns, der weiteren stofflichen Trennung, 
der Zwischenlagerung, der weiteren Demontage 
etc. garantiert wären . Erst durch diese Zwi­
schenschritte können für die Industrie, welche die 
Ausgangs- oder Erstprodukte produziert, Bauteil­
gruppen, Bauteile und Werkstoffe in einem ent­
sprechendem Mengengerüst, gekoppelt mit ho­
her Transporteffizienz, bereitgestellt werden. Dies 
schließt die Bildung regionaler Recyclingstruktu­
ren für bestimmte Werkstoffgruppen nicht aus. 

Bei selektiver Stofftrennung gibt es für unter­
schiedliche Werkstoffe eine Fülle von Verfahren, 
welche die Gewinnung von Sekundärrohstoffen 
ermöglichen. Um quantifizierbare Vergleiche für 
Primär- und Sekundärrohstoffe anstellen zu kön­
nen, sind Stoff- und Energiebilanzen bei gesamt­
heitlicher, genormter Betrachtung des Lebenszy­
klus zu erarbeiten. Primärrohstoffe sind nach 
Maßgabe ihrer Knappheit zu schonen , deren 
Berücksichtigung in der Bewertung des Lebens­
zyklus Niederschlag findet. 

Bei den meisten technischen Gütern und Produk­
ten ist am Ende der Gebrauchsdauer nur ein ge­
ringer Anteil an Funktionselementen tatsächlich 
nicht mehr gebrauchsfähig . Daraus könnte unter 
Bedachtnahme auf den Fortschritt der Technik ei­
ne Fülle von Reparaturtechniken entwickelt wer­
den, die vielfach zu Tauschteilen führen, die Neu­
teilen gleichwertig sind. Damit kommt es zu einer 
Verlängerung der Lebensdauer von Produkten 
und Produktelementen sowie zu einer Reduzie­
rung der Mengen von Primärrohstoffen. 

Ferner könnte eine (vom Konsumenten) sorgfältig 
durchgeführte Abfalltrennung zur Reduktion der 
Behandlungskosten und Entsorgungskosten füh­
ren . Angesichts der steigenden Kosten für die 
Entsorgung und Behandlung unsortierten Abfalls 
stellt dies einen Anreiz für den Konsumenten dar. 

Ziel 4: 
Die Verwertungs- und Entsorgungskosten, de­
nen keine Erlöse gegenüberstehen und die im 
Rahmen des Lebenszyklus eines Produktes 
am Ende der Nutzung anfallen, müssen an ge­
eigneter Stelle, möglicherweise beim Kauf des 
Produktes, quantifizierbar zugerechnet wer­
den. 

Ist für jedes Produkt die Transparenz von Herstel­
lung, Entsorgung und Logistik gegeben, muß mit 
dieser Kostenzurechnung bei/nach Vorliegen von 
gesetzlichen Rahmenbedingungen ein nicht um­
weltkonformes Produkt teurer werden, als ein um­
weltfreundliches Produkt; dieses ist kostenseitig 
deshalb im Vorteil, weil bei seiner Herstellung von 
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der Rohstoffgewinnung bis zum "Fertigprodukt", 
seiner "Betriebslebensdauer" bis zur Entsorgung 
inklusive der gesamten Logistik weniger Umwelt­
belastung und Rohstoffverbrauch entsteht, als bei 
einem vergleichbaren nicht umweltkonformen 
Produkt. 

Dem Konzept , daß Kosten dieser Art dem Konsu­
menten und der Wirtschaft nicht zumutbar wären, 
muß widersprochen werden. Sie sind einerseits 
bereits heute in den allgemeinen Steuersätzen 
eingebettet (mitverursacht durch Sanierungsmaß­
nahmen im Umweltbereich) oder "aufgeschobe­
ne" Kosten, die durch später erforderliche Sanie­
rungsprozeßmaßnahmen fällig werden. 

Ziel 5: 
Insbesondere bei langlebigen Produkten mit 
hoher Entsorgungskomplexität ist eine Ver­
knüpfung der Abwicklungen von "Ersatzkauf" 
und "Entsorgung des alten Produktes" wün­
schenswert. Damit sollen geordnete Entsor­
gungsverhältnisse und letztendlich Entsor­
gungssicherheit erreicht werden. Ökologisch 
innovative Produkte sollen dabei aber nicht 
durch die Belastung mit Entsorgungskosten 
des alten Produktes ökonomisch unattraktiv 
gemacht werden. 

Die gegenwärtige Umweltgesetzgebung schließt -
sofern keine Übergangsbestimmungen gegeben 
sind - auch Produkte ein, die bereits bis zu 15 Jah­
re und mehr in Gebrauch und Nutzung stehen. Die­
se nach heutigem Wissensstand zum Teil schwer 
umweltkonform und kostengünstig entsorgbaren 
Produkte müssen ebenfalls nach dem gegenwärti­
gen Stand der Technik behandelt/entsorgt werden, 
damit Spätfolgen durch Schaffung "neuer" Altla­
sten vermieden werden. Sie können keineswegs 
deponiert werden, da damit weder Deponievolu­
men noch die Ressourcen geschont werden. 

Ziel 6: 
Es ist dafür zu sorgen, daß die regelmäßige 
Anpassung des Preises entsprechend der um­
weltorientierten, produktspezifischen Mehrko­
sten aus dem produktspezifischen Fortschritt 
der Technik für Konstruktion, Fertigung, Ge­
brauch, Verwertung und Entsorgung sowie der 
Verbesserung des Standes der Technik, der 
gegenwärtig eingesetzten Technologien zur 
Behandlung (Entsorgung) gleicher, ähnlicher 
oder artverwandter Produkte resultiert. 

Als Produkte der ersten Generation werden jene 
Produkte bezeichnet, die heute bzw. in 5-10 Jah­
ren zur Behandlung/Entsorgung anstehen. Sie 
sind in der Regel weder demontagegerecht noch 
reparaturgerecht konstruiert. Unter Produkten der 
zweiten Generation werden jene Produkte ver-
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standen, die auf Basis der gegenwärtigen Um­
weltgesetzgebung bestimmte umweltkritische 
Stoffgruppen und Merkmale nicht mehr aufwei­
sen. Unter Produkten der dritten Generation wer­
den jene Produkte verstanden , die nach den Prin­
zipien des Öko-Designs entwickelt, konstruiert , 
hergestellt, genutzt, verwertet und entsorgt wer­
den können. 

Die in den Zielen 2 und 4 geforderte Kostenwahr­
heit für Produkte, die den gesamten Lebenszyklus 
berücksichtigt , verlangt Preisanpassungen ent­
sprechend den verschiedenen Entwicklungsstadi­
en (Generationen) der Produkte. Nur für Produkte 
der 3. Generation ist eine weitgehend exakte Zu­
rechnung der Kosten über den gesamten Le­
benszyklus möglich. 

Ziel 7: 
Ist der Kreislauf eines speziellen Produktes 
zum Hersteller des Produktes schließbar, dann 
kann eine Pfandregelung ein brauchbares In­
strument darstellen. 

Das Pfandsystem motiviert den Konsumenten 
nach Nutzung des zugeordneten Produktes (oder 
des Produktes selbst) zusätzlich zur getrennten 
Sortierung und der allfälligen Rückgabe des Pro­
duktes. 

Durch das Pfandsystem wird sichergestellt , daß 
Abfall nach dem Stand der Technik 
behandelt/entsorgt wird und nicht in einen ökolo­
gisch schädlichen Entsorgungskreislauf eintritt 
(z.B. Problemwerkstoffgruppen, etc.). Ebenso 
kann erreicht werden , daß Produkte oder Pro­
duktteile einer sinnvollen Wiederverwendung zu­
geführt werden. Die Höhe des Pfandbetrages bie­
tet überdies eine Möglichkeit , den Anreiz zur 
Rückgabe zu erhöhen. 

ZielS: 
Bei Produktgruppen/Dienstleistungen, die Ge­
fährdungspotentiale für Menschen und/oder 
Umwelt aufweisen, haben bestehende und 
künftige Deklarationsvorschriften Belange des 
Gesundheits- und Umweltschutzes in umfas­
sender und aussagekräftiger Weise zu berück­
sichtigen. Bei der Ausweitung von Deklarati­
onspflichten im Rahmen der EU ist eine aktive 
Rolle Österreichs anzustreben. Für die Umset­
zung müssen die Verbraucher- und Umweltor­
ganisationen in die Lage versetzt werden, Auf­
klärungsarbeit in Form von korrekter Interpre­
tation durchzuführen. 

Insbesondere der umweltbewußte Konsument, 
dessen Konsumverhalten durch seine Einstellung 
intensiv beeinflußt und gelenkt wird , ist an umfas­
senden Informationen über die Umweltauswirkun-

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)82 von 324

www.parlament.gv.at



gen des von ihm gekauften Produktes (oder der 
Dienstleistung) interessiert. Dasselbe gilt für die 
oben erwähnten Organisationen, denen als Multi­
plikatoren die Sorge um den Informationstransfer 
zur weniger umweltbewußten Öffentlichkeit ob­
liegt. 

Die Berücksichtigung von gesundheits- und um­
welt relevanten Aspekten bei bestehenden und 
künftigen Deklarationsvorschriften hat zum Ziel, 
dem Konsumenten jene Informationen zur Verfü­
gung zu stellen, die es ihm im Kaufprozeß ermög­
lichen, als "mündiger Konsument" zu entschei­
den. Verbraucher- und Umweltorganisationen 
können als Informationsmittler auftreten, um das 
qualitäts- und umweltrelevante Szenario zu den 
deklarierten Werten bzw. Inhaltsstoffen zu vermit­
teln . Neben den Informationen via Deklaration von 
Inhaltsstoffen und/oder Leistungen sollen Kenn­
zeichnungen (z.B. Umweltzeichen, Umweltgüte­
siegel) existieren, die für den Konsumenten dar­
überhinaus eine einfache und prägnante Ent­
scheidungshilfe am POS (Point of Sale) darstellen 
und die ökologische Elite von Produkten innerhalb 
einer Produktgruppe auszeichnen. 

Ziel 9: 
Die Kennzeichnung von Produkten über die ge­
setzliche Verpflichtung hinaus soll in einfacher 
und komprimierter Form (z.B. das österreichi­
sche Umweltzeichen und das europäische Eco­
Label) erfolgen und laufend auf ihre ökologische 
und ökonomische Effizienz überprüft werden. 

Der Konsument trifft eine Kaufentscheidung fast 
ausschließlich aufgrund des Kaufpreises, seltener 
angesichts umweltrelevanter Überlegungen. Be­
sonders weniger umweltbewußte Konsumenten 
könnten durch Umweltzeichen oder ähnliche ein­
fache und transparente komprimierte Auszeich­
nungen motiviert werden, umweltfreundliche Pro­
dukte zu bevorzugen, wodurch im Umweltbereich 
innovativen Unternehmungen Wettbewerbsvortei­
le erwachsen. 

Aufgrund der zu erwartenden Ergebnisse aus 
dem Bereich der Umweltforschung wird der 
Stand der Technik dynamisch weiterentwickelt. 
Dies erfordert eine laufende Adaptierung der Pro­
duktdeklarationen an die wissenschaftlichen Er­
kenntnisse. Um diese dynamische Weiterentwick­
lung stetig zu berücksichtigen, ist eine Überprü­
fung allfälliger branchen spezifischer freiwilliger 
Vereinbarungen in bestimmten Zeitabständen vor­
zunehmen. Stellt sich dabei heraus, daß freiwillige 
Vereinbarungen bei der Umsetzung der Nachhal­
tigkeit im Sinne des Umweltschutzes nicht die er­
wartete Effizienz zeigen, sollten diese durch staat­
liche Lenkungsmaßnahmen ersetzt werden. 
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Ziel 10: 
Der Staat muß mit den ihm zur Verfügung ste­
henden Lenkungsinstrumentarien einen Bei­
trag leisten, damit sich umweltentlastende 
Maßnahmen für den Konsumenten und die 
Wirtschaft in absehbaren Zeiträumen rechnen. 
Hierbei soll allerdings eine Gesamtkosten­
rechnung unter Einbeziehung allfällig umwelt­
relevanter Folgekosten vorgenommen werden. 

Beispielsweise können sinnvoll und aufkommens­
neutral eingeführte Öko-Steuern neben einer Ver­
besserung der Umweltqualität sowohl wirtschaftli­
che als auch beschäftigungspolitische Impulse 
bewirken. Die beispielsweise durch eine Besteue­
rung der Energie hervorgerufenen relativen 
Preisänderungen können mittelfristig für den Kon­
sumenten zu höherer Lebensqualität (weniger 
Emissionen, geringere Lärmbelästigungen , etc.) 
und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze führen , oh­
ne dabei gravierende Verzichte an Mobilität und 
Behaglichkeit in Kauf nehmen zu müssen. 

Eine andere Auswirkung von Öko-Steuern ist die 
möglichst verursacherorientierte Zurechnung ex­
terner Kosten ohne die zusätzliche Belastung ein­
zelner Branchen in Hinblick auf ihre internationale 
Wettbewerbsfähigkeit. Ziel solcher Steuern sollte 
es sein , umweltfreundliche Innovationen auf Sei­
ten der Industrie und Wirtschaft hervorzurufen, 
und damit längerfristig sowohl Wettbewerbsvor­
teile als auch Kosteneinsparungen zugunsten des 
Konsumenten zu erreichen. 

4. Rahmenbedingungen und 
Maßnahmen 

4.1. Rahmenbedingungen 

Aus den oben beschriebenen zehn Thesen erge­
ben sich folgende Bedingungen für eine konsu­
menten- bzw. produkt orientierte Umweltpolitik: 

4.1.1. Das Konsumverhalten 

Ohne entscheidende Änderung des Konsumenten­
verhaltens läßt sich eine Nachhaltigkeit im Umwelt­
bereich nicht realisieren. Umweltorientiertes Kon­
sumverhalten muß daher zunehmend für den Kon­
sumenten selbst positiverfahrbar und vorteilhaft 
werden. Der erste Zugang zur Änderung des Kon­
sumverhaltens ist der Kaufpreis eines Produktes. 
Hier sind bei Umgestaltung zur Umwelt konformität 
kurzfristig höhere Preise (z. B. durch Kostenwahr­
heit beim Transport, Einrechnung der Entsorgungs­
kosten) zu erwarten. Mittel- bis langfristig gesehen 
muß jedoch bei Vorliegen einer Kostenwahrheit (so­
wohl betriebs- als auch volkswirtschaftlich) das um-

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 83 von 324

www.parlament.gv.at



weitkonforIlle Prcdukt kostE:ngunstlcjer seill. Daller 
ISt es elltsclleiclend. oal) elle KOllsull:ellten durch 
1I1I'e KauferltscJleloungell C:l'l verbessertes und er­
wf;ltertes Angebot an umweltkollforlllCrl Produk­
ten InduZlerell und auf ellese WelS8 den UI~ge­
st,II'llngsplozeR unterstutz8ll. Da elelzelt jedoch 
elle KostellVJallrllelt lTIelst mir eillgeschrankt ge­
geheil Ist, Ist die uillweitori8ntlel'te Information 
lIneJ Beratuilg des Konsuillenten ein grund legen­
eies Instrllinellt zur AndGrung des KonsulTIverhal­
teilS. 

[111 weiterer Zugang zur Anderuilg eies Konsulll' 
verhaltens liegt Im Berelcll eier aligellleillen Um­
weltlnfolillatlon. -bildung und -erzlellLlng sO\Nie IIll 
Bereich dGr Ausbildung. Dieser Zugc\llg wirkt vor 
allem mittel- bis lallgfrrsticj durch Allderurlg VOll 
W8rt - ullCJ Verhaltensmustern ullei llluR daher 
möglichst fruhzeltig - also hereits In eier Phase der 
Scllulausblldung - gewöllit werdell. 

4.1.2. Öko-Design 

ule Gestaltullg und Entwicklung uillweitkonfor­
mer Proclukte IOko-Deslglll stellt den SClllüssel 
fLlr die Minimierung der Uillweitauswirkungen VOrl 
Produkten lmd deren Nutzung ülJer den gesam­
ten LelJerlszyklus dar. Die Realisierung von Öko­
ueslgn ertorriert teilwelS8 neue Formerl VOll Pro­
eJukten. 11RIIe Formen der Nutzung. InSbesondere 
alJer aucll den Einsatz neuer rechnolO~jlen und ISt 
untel' ErrlsCltz eies gesamten InstrUlTIelltenmlxes 
zu unterstutzen. Diesem Ziel ellent die Umsetzung 
der EU-Oko-Audlt-Verorclnung sowohl In den Er­
zeugungs als auch In den Verwerullgsbetlleben. 
Durch Sekundärrohstoffgewlnillmg sowie die 
Wiederverwendung Vorl Bauteileil Lind Bauteil­
rjrupperl samt Aufbau entsprechender Märkte 
könllte eine Reduktloll des derzeitigen Deponie­
volumerlS erreicht werden. Der Grad der Abnah­
me des erforderlichen DeponlevolLimerlS Wird Im 
v'Jesentllchen durch Anzalll Lind Menge der ge­
nutzten Produkte unel den damit verbundenen 
nicht mehr verwertbareil Reststottantellen wie sie 
z.B. durch Ermüdung oder Alterung gekennzeich­
net sIllei. bestimmt. Im Sinne des Fortschrittes der 
Technik werden Deponien IIllmer mellr zu Mono­
depoiliell lJzw. Wertstottdepots umzuwandelll 
sein, die eine allfällig spater stattflndencle stoffliche 
Aufbereitung ermöglichen sollten. Für diese Stra­
tegie Ist eine optimale stottliche Trennung nacll 
dem j8werllgen Stanel der Technik erforderlich. 

4.1.3. Nachhaltigkeit 

Nachllaltlgkelt Im Sinlle "Befrredlgung der gegen­
wärtigeil Bed(jrfnlsse ohne die EntwIcklungschan­
cen zukunftiger Generationen zu scllmalern" kann 
erst dann annähernd erreicht werden. wenn die 
oben dargestellten Krrterren fLlr ein umweltorren-
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tlertes Konsumverrl,llten und cJie Anforderungen 
JIl eille uillweitkol1forrne Prodllktgestaltung Lmel 
-eiltwIcklung v'leltgeilellCl erililit wird. In einer 
Ubergangszelt von 10 biS 20 Jallren stellt diese 
Nacllilaltigkeit die generelle Zieleleflnltlon elar. es 
mussen aber fur einen Uberg,mgszeitraum IJe­
stimmte TeriaspeKte mit ander8r Gewichtung be­
achtet werden. 

4.1.4. Die Übergangsphase zur Nachhaltigkeit 

Es Ist Im Sinne der Nachllaltlgkelt 111 jedem Fall 
notwendig. sich mit Strateglell zu befassen, die 
eine Verschiebung bestimmter Konsurngewohn­
helten In Richtun~J Dierlstieistuilgsbereich zum Ziel 
hElben. wodurch der Wirtschaft Ileue Betatlgungs­
felder erschlossen werden. Als Vorbild kÖrlIlen die 
ökologischen Prozesse der Natur herangezogen 
werden InputstoffE-3 werden 111 einem Reaktlons­
prozeß In Produkte umgewandelt. welche POSitiV. 
aber auch negativ belegt sein können. Der Okolo­
gle ISt es bislang Immer nocll gelungen, elle "rle­
gativen Produkte" einem weiteren (wertschöpfen­
den) ProzeR als Input zur Verfllgung zu stellen. 

Oll' Ziele 4, 5, 6 und 7 befassen Sich insbesomJe­
re I1llt dem Ingangsetzen eines umweltkonformen 
Behafidelns/EntsorcJens fLir jene Produkte. die 
derzeit zur Verwertung anfallen. Je nach Produkt 
art handelt es Sich hierbei um zurückrelcllende 
Zeitraume von biS ZLi ca, 2D Jahren. 

Hierzu muß festgestellt werden. daß Ileute fur die 
meisten, auch alten Produkte umweltkonforme 
Behandlullgs-/Entsorgungsstrateglen und -tecll­
nologien zur Verfügung stellen. Bezogen auf die 
WlederverwertullcJS- und Nutzungsmöglichkeiten, 
z. B. von Sekundärrohstoffen ist allerdings flur in 
welligen Fällen Wirtschaftlichkeit gegeben. Die 
Iller vorliegende Kostendifferenz muß In Relation 
zu Jenen Kosten gesehen werden. die dadurch 
entstehen, daR zu einem späteren Zeitpunkt Altla­
sten saniert werden mussen. die dadurch ellt­
standen Sind, claf3 heute bzw. In eier Vergallgerl­
helt Produkte nicht umweltkonform - d.h. ohne 
Bedachtnahme auf Nachrlaltigkeit - entsorgt wur­
den. 

Oie Iller dargestellten Ziele fuhren zu einer Recluktl­
on des Prrmärrohstoff-Verbrauches, zu einer wei­
testgehenden Krelslauffuhrung Vieler Stoffe und 
auch zu einer emderen. beZiehungsweise weiteren 
Form Ihrer Nutzung. Damit kann In Terlberelchen 
der Forderung nach Nacllhaltlgkeit entsprochen 
werden, Hoher Stellenwert kommt der Verrneldung 
beziehungsweise der Minimierung des Anteiles an 
cJissipatlven (irreversiblen) Prozessen zu. Nachhal­
tigkeit eriordert eine andere. ökologisch bewußte 
Form des Konsums. was In Einzelfällen sogar Kon­
sumverzicht bedeuten karn Bel allen kunftlg zu 
setzenden MaRnahmen Ist eier gesamte Lebenszy-
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klus eines Produktes zu beacillcn une] 7,11 Be\Ner 
IUllg heral1zllLlellEcll. Nlelf so kann IClnCJfrr~tlg elle Ge 
fahl ller PrODlclll':ellagel'ung \enllleclell wudel'. 

4.2. Maßnahmen 

Die NlIl1lerr(~I'LlI1C] pl3Judiziert keine Relhulll] Ilacl1 
(ler BecleutLlllC) eier elnzew,erl MallllClhlllCl1. 

Cli l'lleUI,HlOII des Um\'/eltscilLltlCJer:l~lllke!ls rll 
elle i'lust 111, ILd1~1 eille Bilduilgsotellsive Ist 
nlclll 11111 1'11 tertiaren Bereich sO!ldem 3ucll 
Im PfllclltSr:lllll- und SekunclarLlereleh gefor­
dert. Ull8lClrl,ellur1g der bestcllenclen Re­
gelleillplalle 11IIt Blick au: die GesClllltokolo­
gre L,ml OkOI10ill e SOliile der Ve,aI1kerllng, 
darl UlmveltsdlutZ. Tec '1111k Ulld KOI1Slllll­
verlldllE"1 IIIC lll entkoppelbar sllllL Dies be­
(lad l,lllt)S ilusgewogenen Illforlllall­
onsll'Clllsfers durcll die LeI1rend()Il, eile einen 
lJedeulellCIQll Mulliplikatiollsfnktor im ge­
samtell ßileJullgswesell darstellen, vCltJlIn­
dell Illlt Cillet objektiven UIKI okonollliscl' 
fllncllt)l,en Aufklar"lrlg Llbel' die LUS,lIl1!lWI'-
11an~le NJIScllell Wirtschaft \lllel KClIlSUIll­
verllaltell 111 Hlciltung "sustaillable Ilte-style" 
I~ IlaClllultlClel L.ebensstil). 

[li lieue 8wufsbllcler. IrsbesoncJwe 1'1 HI11IJllck 
auf cilt, /ullellilleilcle Beoell'lII1~J dei klelll~ 

ullei 'l'lltelhRtrleIJIICilol' Uillemellilleilsstnlk­
tUI a,s v'ieselltllciler BestallcJtel1 Oiller Ilacl" 
Il(lltlgOll WII'tscl1aftspolitik Iladl reCjlollalem 
BecJclli. DClClulcl1 kann eille geordllete Ver~ 
Ulld Elltsorglillgsstruklur ZUI' SicJ1pruilg der 
NahvelsrJlC)llIll) gel/J3ilrleis!ot wernell. 

Neue Gel ufslJllcjpr ullterstlitzt dlilch reglo­
rlal aqlerrJrlCie Kleill- uild Mlttoilx:tllebe 
! KMB' s i. ullei elrle abgestllllllltel:3llr1urlgs~ 

politik tlaqcI1 zur Erllohurlg der IllIlovutlOl1S­
S)esclwJlllcllgkclt VOll ökoIO~)ISCll rclevarltell 
Produkteli. DIel1stleistungen UIKI VE:rfdlll'ell 
IJel. Dies Ist B,lSIS fur eilleil Stl'ukluiW,1I1Ciei 
1111 Sl'llle eier Naclll'altlgkelt. 

F'olclel'ullg rlel Reparaturdlel,stlelstullq bel­
splelswelS(e (lurch steuerliclie 8CglHlSli~ 

CJung: positive Arbeltsplatzeffektc ete, 

CI Stärkullg elel Inslltulionen flJr KOllslllllell­
tellillforillatiolleil Illit der definierten Aufgabe 
81rler objektiveil, ggl. Ilorilliertell ProcJuktbe­
wertung 111 allel I produktrelevanlon GeSichts­
punkten (Roilsloffelnsatz, Funkllonserlllllullg, 
Prels-! Leistuilgsverilalln is, LebellseJauer, 
ete) 80lclle Institutionen sollten ZUSjallq zu 
uillfassellcleil Produkllnformatlollell Ilaben 
lmd dlesp ILII' dell KCllsulllenlel1 "koilsuillell­
tenfreUllcillcll" 111 komprimierter FOlm ,1ufl)e~ 

rOltell (Wareiltest. Ökotes1. Etiliktest, ete) 
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d) Umlass(~!llClp PI'·/XJu",tlll'OIl1li1tlclIleI1 IJe, Pro­

elukt~J' "PI1l.'11 DlellSllc)lstu'KlHl IJOlllllalle"1 
unter' ailCi,?IUIII' II,forlllUtIOlll'll LIIler ro,e\cll­
te EIl' ISSrCI1C/IIILillll'r, AI),l,f,. l'Ill'Adsserj, En­
erg lever 1)1 ilUdl, l:lltsurcJulleJswPlj, Reparc­
lillil-elllljllcllkl'lt Ul1cJ Lrsiltltcllerlli\ltllCIlkeit. 

ei Entv'!IC:klllm] uml Förller ',1111] 8111PI ljenerel­
ler'" r'lClscl'l'lt'nlcsbclIC'l KEil' L7 elclll l unqs-
pflicht fu' Wukstoffc ILJIHI 'i.'e·lere 

'I AuftlC1U eilles UllIwelts1C\11(iZlids ljellla,) der 
Lebells/vkills R8wertUl1Cj VOll Produkten: 
We,terE'lt eies 111st' cll ' lellts der 
Okobllalt~ rillt clelll ZI(,I Pil'C~' EU :/erten 
NOnllIP",II'C] 

g) Lallgfrlstlcj F U WI'!ltE NOIIllll11CJ elel' Kenn­
zelcllllLlllU fUI PI'odukte lilie! SallllllPisyste­
me IIll Bell'ICl1 der VertJrmlellsgllter: unter 
Unlstblldell kClIlll Osterl'8icil Sclllllll11dciler­
fUIlOctrOll (';IIIIIPI1I1l8'1. 

I'i VerstCllktp 111;PI rS11181'Ullg \011 DICllstlelstLJIl­
gen 1'1 IJE,,;l.llllilltPll KOIlSlII111"c,rOlcI181'r, 'so­
durch srel! Iielle BetatlgLlIllJsfelcler fUI' die 
'v'\'lrtscilaft 111lt Ilollerer [ffl/IPIlZ uild U1l1-
we!tko'lfollllltrll "'!(JeIJoll 

Die Iliallsl~' uc:llllillll1l8 \ 01' DEIlstiorsLI11ger 
statT elOI II'chiciliHiler1 AllscllZlf~lIl1C) von Pro­
dukten '/cllc'\llqen 111 vIeleil F,lllen aufgrumJ 
des el'i1ölllclil AIll'811GS 7111 vellJosserten 
Wartunc] h/W, lLW Repilliltlll elle L8bens­
dauer VOll Prorlrlktell IIml L111tel stellzt eille 
georcln8te lntr;r,rgllll<] Millktwlltscl1aftliche 
ElgeI1c1\11allllk "rlll cLIr'ci' Ok,JIIClllllsclle An­
reize 1IIlie'stulc't i/GI'cJell eile rl's!lesolldwe 
du:cr' e IJe Stcueliefolill ge­
scilaffell 'Nolrlell sollten. 

I1 Vorgc1l1P \'1]11 Illi11Ic:ilenspC.'lilsc:l!e'1 Rlciltll­
I1lel' fur eilE' lJllill1tlfollO!Ullli (Ips IElltsor­
gUI~g;;-i ><:'e,03: ,?11 ,'11 1,(;1 ('S Ullr: ,'Xl(:lllel Effekte 
ITI UIll'//P"Il)('1 elell cliP lJILJIICIsilt711cn auf 
lllarktvvll'tS(;II:lttllcllC,1l1 AllsatL. vOlwlegelld 
durch IcHlfeml ilUI illm okologiscllc; EffiZienz 
zu UberprllrPl1Clp lrelWllllWJ VercI11LJanillgen 
baSIereIl solieil. ;iufelll siE.; 111Cl1t ~lf?ger; eie­
mental'e Aspekte eiOI' SOZial Slcllelllelts-, 
BI dungs. OlcilLlI1CJ03pollt,k (,tc. velstollell. 

]I Forclefull~l ,vellprer Illarktwrr1scI1aftllcl',er Ef­
fekte durcll (lU/leite RuckgalJEilillCIZe, Fol­
gO:AtIWdil(lluIKJ eies Pf:lIlclsystciIls In 
RIChtLlllg FiucklI'ÜJOanreILllt:ltr:1CJ, um den 
KonsLllllPrl:Pll cU 111011\'1(11011, Srcl1 georelne­
ter RLlckgatJesystellle zu becllellE';r) 

k) Zur S13rkuIllj eier Nachlr,lCjl; Ilacll LllTlwelt­
konformem PlodLiktell soll dUlel1 eillE) Il1for-
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Illatlolls-offenslve zlelgruppenspezlflscrl8 
Aclfklarllngs- une Beratullcjsarbelt betref­
fcnd die Urmveltaspekte VOll Procluktell er 
folger1 Die UnterstlitzuI1Cj dieser Informatl­
onstatlgkelt soll von elIlei' unabhan~Jlgerl 

Einrichtung als zentrale Illformatlonsstcllo 
(erfolgerl. 

ElllfllhruncJ u'ld verstärkte Forclt,rung ener­
(jlesparoncler Maßnahrnel1 111 allen konsum· 
relevanten Bereichen (Geratc. Heizungen. 
Isolierungen. Programnie Lur Umsetzlln~j 

von aktivei' und passiver Solarnutzung. for­
Cierter l::insatz von Verfarlrell. Dienstieistull­
gerl und Geräten mit Iloherom Wlrkungs­
(~raei, etel zur ErrelcrllKlg eicr Zielstellung el­
Iles 11 C'elgen ElnS[XlrullgS[YJt8ntlals. 

111) Weiterer branchenspezIfischer Aufbau vorl 
Sekundärrohstoff- und Dcrnontagezentrell. 

n) Auftiau von proeiuktqruppell- und bran­
cllellspezlfischen Demontage- sowie Ver­
wertungszentren mit vor zlIcJswelse cJezen­
tralem Charakter. z,B Automobile, Geräte 
elel' i]launen,welßen Ware, Elektronikgerate 
etc. 

0) Umstellen der Transportlogistik auf kombl­
rllertes Ver- und Entsorgell. 

Pi Zur Vermeidung langer Trdnsportwege mUr)­
ten dezentrale VcrwertunCjss:rukturen erlt­
wickelt. bzw, iM Sinne cJer Schlleßullg klei­
ner, regionaler KreislälJfe cI"zerllrale Produk­
tlorisstätten eingerichtet werden, Dies hat 
unter Berücksichtigung cJer Transport- uml 
St(jckkostenwahrhelt zu crfolcJen. 

q) Vorgabe von gesetzlichen Rahmenbeclill­
DUllgen, gekoppelt Illit freiWilligen Vereinba­
rungen (unter lautender Prufungen Cluf Ihre 
okologlsche EffektlvItat) Dies muß Insbe­
sondere nach folgellcJerl GeSichtspunkten 
at)gestlillmt sen 

Sinnvolle Informat!onspolltlk Im Dienste 
des Marktes unter Gewahrleistung der 
freien Entscheidung des Konsument811 
(z,B. umweltorrentierte Beratung, Ullter 
stützung der olJJcktlven Intormatloll 
durch die Werbewirtschatt u.ä.). 

grundsätzliclle PrätermlZ marktkon­
former Ansätze Ir1 Hlrlbllck auf Wett­
bewerbs- und Preispolitik. 

r) Abschluß von freiWilligen Verelnbarungerl. 
cjle wettbewerbsrechtllcrl einklagbar werderl 
konnen, Bel Nichtgreifen cJer freiWilligen Ver­
einbarungen sollten staatliche Lenkurlgs­
maßnahmen uberlegt wercJen. 

- 86-

s) Anpassullcj der österreich Ischen an cJle In­
ternationale/ EU -weite Ulllweltgesetzge­
bung bzw. osterreichische Vorscrlläge als 
Scllnttmacher fur künftlCj8 EU- Richtlinien 
und -gesetzgebung 

t) Instaillenmg eines Urnweltmanagements Irl 
Produktlollsstcittell. 

u) Bel der Erweiterung Lirlei Stärkung der zivIl­
reciltlichen Mogllchkelten (Jer Konsumenten 
In cJen Bereichen Umwoltllattung und Ge­
währleistung ISt eille aktive Rolle Oster­
reichs III eier EU anzustreben. 

4.3. Maßnahmenmatrix Verbraucher 
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4.3. Maßnahmen matrix Verbraucher 

Ziel Maßnahmen Dring- Zuständigkeit Zeit-
lichkeit horizont 

Änderung des Konsu- Integration des Umweltschutzgedankens in die sd Bund, Länder m,1 
mentenverhaltens Ausbildung; eine Bildungsoffensive ist nicht nur im 

tertiären Bereich, sondern auch im Pflichtschul-
und Sekundärbereich gefordert. 

Stärkung der Institutionen für Konsumenteninfor- sd Bund, Wirtschaft k,m 
mationen mit der definierten Aufgabe einer objek-
tiven, ggf. normierten Produkt bewertung in allen 
produktrelevanten Gesichtspunkten. 

Zur Stärkung der Nachfrage nach umweltkon- sd Bund, Länder, k,m 
formen Produkten soll durch eine Informationsof- Konsumenten- und 
fensive zielgruppenspezifische Aufklärungs- und Umwelt organisationen 
Beratungsarbeit betreffend die Umweltaspekte 
von Produkten erfolgen. Die Unterstützung dieser 
Informationstätigkeit soll von einer unabhängigen 
Einrichtung als zentrale Informationsstelle erfolgen. 

Einführung und verstärkte Forcierung energiespa- sd Bund, Länder, k,m 
render Maßnahmen in allen konsumrelevanten Gemeinden, Wirtschaft 
Bereichen. 

Anpassung der österreichischen an die internatio- sd Bund k,m 
nale/EU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für 
künftige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Änderung des Anbieter- Entwicklung neuer Berufsbilder, unterstützt durch d Wirtschaft ständig 
verhaltens regional agierende KMU's, und eine abgestimmte 

Bildungspolitik tragen zur Erhöhung der Innovati-
onsgeschwindigkeit von ökologisch relevanten 
Produkten, Dienstleistungen und Verfahren bei. 

Umfassende Produktinformationen bei Produkt- sd Bund, Wirtschaft k,m 
gruppen/Dienstleistungen beeinhalten unter 
anderem: Informationen über relevante Emis-
sionen, Energieverbrauch, Entsorgungsweg, 
Reparaturfreundlichkeit und Ersatzteilerhältlichkeit. 

Entwicklung und Förderung einer generellen, d Bund, Wissenschaft, 
maschinenlesbaren Kennzeichnungspflicht für Wirtschaft 
Werkstoffe eines Produktes. 

Aufbau eines Umweltstandards gemäß der Life- d Bund, Wirtschaft m,1 
cycle-Bewertung von Produkten und Weiterent-
wicklung des Instruments der Ökobilanz. 

Verstärkte Intensivierung von Dienstleistungen in d Bund, Wirtschaft ständig 
bestimmten Konsumbereichen, wodurch sich 
neue Betätigungsfelder für die Wirtschaft mit 
höherer Effizienz und Umweltkonformität ergeben. 

Einführung und verstärkte Forcierung energiespa- sd Bund, Länder, k,m 
render Maßnahmen in allen konsumrelevanten Gemeinden, Wirtschaft 
Bereichen. 

Umstellen der Transportlogistik auf kombiniertes sd Wirtschaft k,m 
Ver- und Entsorgen. 

Vorgabe von gesetzlichen Rahmenbedingungen, sd Bund, Länder, Wirt- ständig 
gekoppelt mit freiwilligen Vereinbarungen (unter schaft 
laufender Prüfung auf ihre ökologische Effektivität). 

Dringlichkeit: sd , d, n, ......... sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m , I .. kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfrist ig (> 10 J) 
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Ziel Maßnahmen Dring- Zuständigkeit Zeit-
lichkeit horizont 

Abschluß von freiwilligen Vereinbarungen, die sd Bund, Länder, ständig 
wettbewerbsrechtlich einklagbar werden können. Wirtschaft 
Bei Nichtgreifen der freiwilligen Vereinbarungen 
sollten staatliche Lenkungsmaßnahmen überlegt 
werden. 

Anpassung der österreichischen an die intematio- sd Bund k,m 
nale/EU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für künf-
tige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Installierung eines Umweltmanagements in Pro- sd Wirtschaft k,m 
duktionsstätten 

Bei der Erweiterung und Stärkung der zivilrechtli- sd Bund k,m 
ehen Möglichkeiten der Konsumenten in den 
Bereichen Umwelt haftung und Gewährleistung ist 
eine aktive Rolle Österreichs in der EU anzu-
streben. 

Schließung von Stoff- Langfristig EU-weite Normung der Kennzeich- d Bund, Wirtschaft m,1 
kreisläufen nung für Produkte und Sammelsysteme im 

Bereich der Verbrauchsgüter. 

Vorgabe von branchenspezifischen Richtlinien für d Bund m,1 
die Quantifizierung des (Entsorgungs-) Kostenan-
teiles und externer Effekte durch gezielte Rückga-
beanreize. 

Forcierung weiterer marktwirtschaftlicher Effekte sd Bund, Wirtschaft k,m 
durch gezielte Rückgabeanreize. 

Weiterer branchenspezifischer Aufbau von Sekun- sd Bund, Länder, Wirt- k,m 
därrohstoff- und Demontagezentren. schaft 

Aufbau von produktgruppen- und branchenspezi- sd Wirtschaft k,m 
fischen Demontage- sowie Verwertungszentren 
mit vorzugsweise dezentralem Charakter. 

Zur Vermeidung langer Transportwege müßten sd Bund, Länder, k,m 
dezentrale Verwertungsstrukturen entwickelt, Gemeinden, Wirtschaft 
bzw. im Sinne der Schließung kleiner, regionaler 
Kreisläufe dezentrale Produktionsstätten einge-
richtet werden. Dies hat unter Berücksichtigung 
der Transport- und Stückkostenwahrheit zu 
erfolgen. 

Anpassung der österreichischen an die internatio- sd Bund k,m 
nale/EU-weite Umweltgesetzgebung bzw. öster-
reichische Vorschläge als Schrittmacher für künf-
tige EU-Richtlinien und -gesetzgebung. 

Dringlichkeit: sd, d, n, ..... , .... sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k. m, I ......... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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1 . Aufgaben und Aktivitäten 

1.1. AufgabensteIlung 

Im Rahmen der Zielsetzung des Nationalen Um­
weltplans, einen nachhaltigen Wirtschaftsstil für 
Österreich umsetzbar zu machen, ist es von zen­
traler Bedeutung, die mit diesem Ziel kompatiblen 
Strukturen und Strategien für das österreichische 
Energiesystem darzustellen. 

Für die Umsetzung des Konzeptes der Nachhal­
tigkeit im Bereich Energie gibt es sowohl in der 
Forschung als auch in der politischen Diskussion 
international einen weitgehenden Konsens. Die 
fundamentalen Komponenten eines nachhaltigen 
Energiesystems beinhalten: 

1. Die Orientierung an Energie-Dienstleistungen 
statt an Energie-Flüssen als wohlstandsrele­
vante Zielsetzung 

Diese Energie-Dienstleistungen sind mechani­
scher, thermischer, chemischer und elektrizi­
tätsspezifischer Art . Redundante Energie­
Dienstleistungen, z.B. im Transport, sind zu 
vermeiden. 

Dementsprechend war eine Abschätzung des 
künftigen Bedarfs an Energie-Dienstleistungen 
durchzuführen. 

2. Bestimmte Energie-Dienstleistungen können 
mit unterschiedlichsten Technologien bei der 
Transformation von Primärenergie, bei der An­
wendung von Endenergie und beim Einsatz 
von Nutzenergie erreicht werden. 

Die Wahl der Energietechnologie impliziert 
auch die Wahl des Primärenergieträgers. Wei­
ters entscheidet diese Wahl der Energietech­
nologie über die Effizienz des Energiesystems, 
die Versorgungssicherheit und die Folgewir­
kungen , die bis zu den Entwicklungschancen 
zukünftiger Generationen reichen können. 

3. Für die Wahl der Energietechnologien sind Be­
wertungs kriterien erforderlich. 

Als Bewertungskriterium sind nicht allein die 
aktuellen Preise geeignet, die sich vorwiegend 
an kurzfristigen Entscheidungskriterien orien­
tieren. Grundsätzlich ist bei allen wirtschaftli­
chen Bewertungen der gesamte Lebenszyklus 
der involvierten Produkte zu beachten. 

Zusätzlich sind für die im Energiebereich domi­
nierenden langfristigen Entscheidungen vor al­
lem der technische Wandel, die energiepoliti­
schen Zielsetzungen und die sozialen Aspekte 

· 93 · 

zu berücksichtigen. Als zusätzliche Bewertungs­
kriterien sind beispielsweise heranzuziehen: 

- Masse-Effizienz (mengenmäßige 
Wirkungsgrade) 

- Energie-Effizienz (thermodynamische 
Wirkungsgrade) 

- Anteil von erschöpfbaren Energieträgern, 
- Emissionsintensität 
- Versorgungssicherheit sowie 
- Umsetzungschancen und soziale 

Verträglichkeit 

4. Im letzten Schritt war schließlich zu untersu­
chen, mit welchen energierelevanten institutio­
nellen Voraussetzungen diese gewünschten 
Energiestrukturen erreicht werden sollen . 

Zu klären war dabei, welche Rolle dem Preis­
system zukommen soll , welche inhaltlichen 
und organisatorischen Veränderungen bei den 
bestehenden Unternehmungen des Energie­
sektors anzustreben sind, welche Koordina­
tionsfunktion dem öffentlichen Sektor zukom­
men soll und welche zusätzlichen Anreizme­
chanismen zur Erreichung der gewünschten 
Strukturen verfügbar sind. 

1 .2. Organisation der Aktivitäten 

1. Aus der AufgabensteIlung ergeben sich drei 
Schwerpunkte für die Feststellung des Um­
strukturierungsbedarfs des österreichischen 
Energiesystems: 

- Energieverwendung 
- Energiebereitstellung und 
- Institutionelle Rahmenbedingungen 

2. Als gemeinsamer Raster für die Aufbereitung 
dieser Schwerpunkte wurden folgende Arbeits­
schritte gewählt: 

- Analyse des Ist-Zustandes 
- Analyse der technologischen Optionen und 
- Analyse der institutionellen Optionen 

3. Für die folgenden Zielsetzungen wurde die 
Festlegung der zeitlichen Abläufe angestrebt: 

- Mengenziele beim Energieeinsatz 
- Emissionsziele 
- Erneuerungsbedarf und -strategien 

4. Als Instrument für diese durchzuführenden 
Tätigkeiten wurde ein Computer-Simulations­
modell für das österreich ische Energiesystem 
entwickelt. 

Die verfügbare Datenbasis für den österreichi­
schen Energiesektor wurde dabei mit den aktuel-
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len und den abschätzbaren Energietechnologien 
verknüpft, um Aussagen über die Handlungsspiel­
räume für eine am Nachhaltigkeitsziel orientierte 
Energiepolitik zu gewinnen. 

2. Auf dem Weg zu einem nachhaltigen 
Energiesystem 

2.1. Szenario-Analysen mit dem NUP-Energie­
modell 

Abschätzungen über die künftige Entwicklung ei­
nes Energiesystems folgen grundsätzlich zwei An­
sätzen . Top-down-Modelle orientieren sich am 
Verbrauch von Endenergie oder Primärenergie 
und versuchen aus den Verläufen der Vergangen­
heit Extrapolationen für die zukünftige Entwick­
lung zu erhalten. Dem stehen die neuen Bottom­
up-Modelle gegenüber, die zuerst die Frage nach 
den benötigten Energie-Dienstleistungen stellen 
und dann nach sorgfältiger Abwägung aller tech­
nologischer Optionen bei der Anwendung und der 
Transformation von Energie Aussagen über die 
Energie-Flüsse machen. 

Das NUP-Energiemodell, das als Instrument für 
die Analyse von künftigen Energiestrukturen ent­
wickelt wurde, folgt - wie aus Grafik 3.4.1.1. er­
sichtlich - einem solchen Bottom-up-Ansatz. 
Wichtigster Input für das Modell sind Abschätzun­
gen für die benötigten Energie-Dienstleistungen. 
Die Parameter für die technischen Systeme zur 
Bereitstellung der Energie-Dienstleistungen aus 
der Nutzenergie, der Anwendungstechnologien 

Abb. 3.4.1.1. Struktur des NUP-Energiemodells 

Transformations­
system 

Anwendungs­
system 

für die Endenergie und die Transformationstech­
nologien für die Primärenergie bestimmen dann 
die für die gewünschten Energie-Dienstleistungen 
resultierenden Energie-Flüsse. Nutzenergie-Pro­
duktivitäten, Wirkungsgrade bei der Anwendung 
von Endenergie und der Transformation von 
Primärenergie sind dabei die wichtigsten techni ­
schen Einflußgrößen. 

In der ersten Analysephase wurde der Zeithorizont 
für die mit dem Modell zu entwickelnden Szenari­
en mit dem Jahr 2005 festgelegt. Diese zeitliche 
Markierung ist durch das von Österreich ange­
strebte Toronto-Ziel für die Reduktion von COz­
Emissionen um 20% unter das Niveau von 1988 
vorgegeben. Es sollte mit den Modellsimulationen 
abgeschätzt werden, mit welchem Aufwand die­
ses Emissionsziel erreichbar wäre und welche 
Strategien für diesen Zeithorizont im österreichi­
schen Energiesystem im Hinblick auf Nachhaltig­
keitsstrukturen erforderlich wäre. 

In einer zweiten Analysephase wurde der Horizont 
der Modellsimulationen für die Szenarien bis zum 
Jahr 2025 ausgeweitet. Es stellte sich im Laufe 
der Diskussionen nämlich heraus, daß für eine ak­
tive Technologiepolitik im Bereich der Energiewirt­
schaft aufgrund der langen Zeitspanne vom Be­
ginn der Forschung und Entwicklung bis zur 
Marktdurchdringung einer Technologie diese lan­
ge Perspektive für zielorientiertes politisches Han­
deln erforderlich ist. 

Die nachfolgend vorgestellten Szenarien unter­
scheiden sich hinsichtlich der Abschätzung des 
Bedarfs an Energie-Dienstleistungen und hinsicht-

Dienstleistungs­
system Kapital 

Primärenergie Energie-End- Nutzenergie Energie-Dienst-
Arbeit verbraucher leistungen 

100 73 43 (?) 

Kohle Kohlepro- Niedertemperatur 

Öl dukte - Wärme 
Therm. EDL 

Gas Ölprodukte Hochtemperatur 
Mechan. EDL 

Wasser Gas - Wärme 
Elektr. EDL 

Biomasse Elektrizität Mechan. Arbeit 
ehem. EDL 

Uran Wärme Elektriz. -Spez. 
Energ. 

EDL = Energiedienstleitungen 
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Ilch der ArmahrTlen uber einige sensitive technl­
sclle Parameter des Energlesysteills. Vier SzellCl­
rrell wurdell entwickelt: 

Referenz-Szenario 

DIesern Szenario liegen gror3zLlgige Anncülrnen 
uber die EntwIcklung des Bedarfs all EnergIe­
DIenstleistungen unel Abschätzungen über die 
Entwlcklunq der Anwendungs- und Transforrnatl­
onstecllllologien irn Energlesystern zugrunele. 
wobei solche technologische Optionen gewahlt 
werden. elle rnlt vertretbal'Clll Aufwand erreichbar 
unel Illlplementierbar sind. 

Raumwärme-Szenario 

GegenulJer elem Referenz-Szenarro werden die 
technischen Parameter IJezüglich der therrni­
scllen Gebaudequalltat erllöht. weil aus den SI­
lTlulatlor,sergebnlssen sichtbar wird. daß in die­
sem Beredl besonders kostengClnstige Verbes­
sei ungerl (Jer energetischen EffiZienz erreichbar 
SlncJ. 

Industrie-Szenario 

Statt einer Reduktion der Produktion der Grund­
stofflndustrre. wie sie das Referenz-Szenario un­
terstellt. wurde in diesern Szenario das Produk­
tlonsvolurnen dieser Industrrebranclle auf dern Ni­
veau von 1990 fortgeschrreben. 

Solar-Szenario 

Dieses Szenario strebt einen verstärkten Uber­
gang auf erneuerbare Energieträger an. der von 
einern zusätzlichen EffiZIenzgewInn bei der kaska­
dlschen Energienutzung unterstützt Wird. 

2.2. Das Referenz-Szenario 

2.2.1. Der Bedarf an Energie-Dienstleistungen 

Fur elre Abschätzung des Bedarfs all EnergIe­
DIenstleistungen wurden sehr großzügige Annah­
Illen getroffen. da keine wohlstandsreduzIerenden 
Beschränkungen unterstellt werden sollten. Die 
folgenden Indikatoren für Energie-Dienstleistun­
gen wurden für die Sektoren Industrie. Verkehr 
uneJ Kleinverbrauch verwendet: 

Verkehr: 

Industrie: 

Personerl-km / Kopf 
Tonnen-km 

Produktion Grundstoff­
industrie 

·95 -

Produktioll Elektrocllemle 
Produktion Finalilldustrie 

Kleinverbrauch: Wollnflache Kopf 
BevölkerunCjsentwlcklung 
Gewerbliche Pro(Juktlon 

In mellreren Scllrrtten wurden AbschätzUilgen 
über die Entwicklung des Bedarfs an den an~Je­
fljllrten Energleclienstlelstungen vor~lenoillmen. 

auf Ihre Plauslbrlltat geprlJft und entsprechend re­
vlcliert. 

Das ErgebniS der Abschatzungen ISt aus cJer Ta­
belle 3.4.1.1. und der Abb. 3.4.1.2. zu ersehell. 

Demnacrl wurde fur das Referellzszenarlo bei­
spielsweise angenommen. cJaß zwischen 1990 
und 2005 elle Bevölkerung um 15°" steigt. eile 
Wollnflaclle pro Kopf um 10o () und die pro Person 
in Arsprucll genommenen Kilometer an Mobilitat 
um 44°0. BIS 2025 würden die FInalguterproduk­
tion und die gewerbliche Produktion um 72':0 zu­
nehmen. die Grulldstoffinclustrle dagegen Ihr Pro­
duktlonsvolurnen um 30°0 reciuzleren. 

2.2.2. Über die Energie-Dienstleistungstech­
nologien zur Nutzenergie 

Irn ersten SImulationsschrItt soll festgestellt wer­
den. welclle Nutzenmglearten unel Nutzenergle­
lTlengen zur Deckung der projektierten Energle­
Diellstlelslullgen benotigl werden. Dazu war es 
rlotwendlg, die technologischen Optionen bel der 
Umsetzurlg von Nutzenergie In die verschiedellen 
Energledrenstlelstlmgen eingehend zu analysle­
rell. Der dafllr relevante technologische Parame­
ter ist die Nutzenergie-Produktlvltät. ein Mali. wei­
ches zeigt. wIevIel Energle-Dlenstlelstungselnhel­
tell pro Nutzenergieeinheit erreichlJar Sind. Bei­
spielsweise wird die Nutlenergie-Proouktivltät für 
die Rauillwarme durch das Benutlerverhalterl 
unel die thermische Gebaudequalltat rJestimmt. 
die vom Kapitalaufwand abhängig ist. 

Wlederulll wurde In einem mehrstufigen Dlskus­
slonsprozer3 das Potential fllr die Verbesserung 
der Nutzenergle-Produktivltaten tJis zum Jahr 
200tJ und dann weiter bis zum Jahr 2025 ab~Je­
Sdlätzt. Die Ergebrlisse dieser detaillierten Analy­
serl Sind der Tabelle 3.4.1.2. zu entnehmen. 

Besonders senSitiv für das Gesamtergebnis Ist die 
für die Nledertemperaturwärrne unterstellte Ver­
besserung der Nutzenergle-Produktlvität. Im Re­
ferenz-Szenario Wird angerlornmen. daß bis zum 
Jahre 2005 eine Verbesserung dieses Wertes fLIl 
den österreich ischen GebäudebestancJ urn 25°" 
erreichbar 1St, biS zum Jahr 2025 um insgesamt 
75%. Dazu ISt anzumerken. daß bereits jet7t die 
Verbesserungen dieses technischen Parameters 
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Tabelle 3.4.1.1 . Abschätzung des Bedarfs an Energie-Dienstleistungen (Index 1990 = 100) 

1990 1995 2000 2005 

VERKEHR 
Personen-km I Kopf 100,0 112,9 127,5 144,0 
Tonnen-km 100,0 113,4 128,7 146,0 

INDUSTRIE 
Grundstoffe 100,0 92,1 84,7 78,0 
Elektrochemie 100,0 10,0 10,0 10,0 
Finalgüter 100,0 111,1 123,4 137,0 

KLEINVERBRAUCH 
Wohnfläche I Kopf 100,0 103,2 106,6 110,0 
Bevölkerung 100,0 104,8 109,8 115,0 
Gewerb!. Produktion 100,0 109,7 120,3 132,0 

Abb. 3.4.1.2. Energie-Dienstleistungen im Referenz-Szenario (Index 1990 = 100) 
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Tabelle 3.4.1.2. Nutzenergie-Produktivitäten (Index 1990 = 1) 

1995 2000 2005 

Niedertemperatur 1,00 1,08 1,16 1,25 
Hochtemperatur 1,00 1,03 1,07 1,10 
Industrieöfen 1,00 1,06 1,13 1,20 
Stationäre Motoren 1,00 1,06 1,13 1,20 
Fahrzeug-Motoren 1,00 1,13 1,28 1,45 
Beleuchtung, EDV 1,00 1,12 1,25 1,40 
Elektrochemie 1,00 1,06 1,13 1,20 
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2015 

151 ,5 
153,5 

74,0 
10,0 

154,5 

117,5 
122,5 
152,0 

Grundstoffe 

Elektrochemie 

Finalgüter 

2025 

159,0 
161,0 

70,0 
10,0 

172,0 

125,0 
130,0 
172,0 

Wohnfläche I Kopf 

Bevölkerung 

Gewerbliche Produktion 

Personen-km I Kopf 

Tonnen-km 

2015 2025 

1,50 1,75 
1,15 1,20 
1,30 1,40 
1,20 1,20 
1,68 1,90 
1,80 2,20 
1,25 1,30 
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bel Neubauten mellr <1ls 100% gerJenüber dem 
Bestandsdurcllscllnltt 3usmachen. 

Aus den Abscl13tzungen uber die Fnergie-Dienst­
leistungen und die Nutzenergie-ProduktlVltäten 
ergibt sich der In Tabelle 3.4.1.3. ausgewiesene 
Nutzenergiebedari. Zusammen mit den In Tabelle 
3A.1.4. erslchtllcllen prozentuellen Aufteilungen 
auf die Sektoreil. Energiearten und Ellergietrager 
INerden eine Reille VOll aufschlußrelcllen Informa­
tlonerl slchtbm: 

Rund 41 "" des aktuellen Nutzellergiebedaris 
entfallt auf Nledel1emperaturwarme. 
Im Nutzenergieangebot beträgt der Anteil der 
Warme - jenes Energieträgers. der aufgrund 
seiller therrnodynamlschen Wertigkeit dafur am 
elltsprechendsten Ist Ilur 5co. 

Insgesamt ist erkennlJar, daß unter den getrof­
feilen Annahmen ülJer Energie-Dienstleistungen 
lind Nutzenergle-Produktlvitaten der Nutzener­
glebedari bis 2005 Wieder auf das Niveau von 
1990 zurückgeht und bis 2025 sogar deutlich 
cJarunter abslnkt. 

Sehr unterschiedlich verläuft jedoch die ermit­
telte sektorelle Entwicklung beim Nutzenergie­
bedari. Die Industrie könnte bis zum Jahr 2025 
mit einer um fast 30"" reduzierten NutzenergIe­
menge auskommen. Dem stehen Zuwächse Im 
Kleinverbrauch um rund 1090 und Im Verkehr 
von 20(;0 gegenuber. 

Im Einklang mit dern thermodynamischen Effi­
zlenzkrrterium Wird eille Modifikation beim Ener­
gletragermlx angestrebt. die eine Ausweitung 
der Warme biS zum Jahr 2005 um das EInein­
halbfache uneJ biS zum Jahr 2025 um das Drel­
eirlhalbfache gegenüber dem Volumen von 
1990 vorsieht. Diese Warme Wird weitgehend 
aus der vermehrten Nutzung von kombinierten 
Wärme-Kraft -Technologlen der Energletrager 
01, Gas und Biomasse gewonnen 

Siehe dazu auch 

1al)elle 3.4,1,3. Nutzenergie (Petajoule) 

Tabelle 3.4.1.4. Nutzenergie (Prozentanteile der 
Sektoren, Energiearten und Energietrager) 

Abb. 3.4,1,3. Nutzenergie nach Sektoren 
(Petajoule) 

Abb. 3.4.1.4, Nutzenergie nach Energietragern 
(Petajoule) 
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2.2.3. Über Energie-Anwendungstechnologien 
zur Endenergie 

Der 7Vvelte SImulationsschritt umfaßt den Uber­
gang von der Nut7energle zur Endenergie in eJen 
diversen Energle-Anwendungssystemen. Der fLir 
eine bestimmte Nutzenergiemenge eriorderliche 
Bedari an Endenergie wlrel bestimmt durch dlo 
Techllologle des Jeweiligen Anwendullgssystoms. 
charakteriSiert elurell den Elldenergle-Wirkungs 
grad ulld das Nlitzungsverhaltens. Dieses Mcü3 
eriaßt. wIevIel Nutzenergieeinheiten pro Elnlleit 
Endenergie veriugbar Sind. 

Fur die einzelnen Nutzenel'glearten und die el3bel 
zum Einsatz komITlenden Energletrager wurdell 
selll sorgfältige Abschat7ungen uber die Potentia­
le fllr die VertJesserung dieser EllClenergle-Wir­
kungsgrade durchgefLJhrt. Oie Tabelle 3.4.1.5. 
lmd die Abb. 3.4.1.5. 7eigerl die unter den An­
nahmen 'ür das Referenz-Szenario ermittelten 
Werte. Für das gesamte Anwendurlgssystem do­
mlilierend slnel elle Wirkungsgrade bel der Raum­
warme und den Fahrzeug-Motoren. Beispielswei­
se wurden bel eJer Raumwarme ausgehend vom 
Jahr 1990 VerlJesserungspotentlale bel den Illit 
Olprodukten betnebenen Anlagen UITl 14 Prozent­
punkte biS zum Jahr 2005 und um weitere 6 Pro­
zelltpunkte biS 2025 lokalisiert. Im Bereich der 
Fahrzeug-Motoren geht das ReforellL-Szenano 
von Wlrkungsgraderh6hungen biS zum Jahr 2005 
um 4 Prozentpunkte und biS zum Jallr 202~) um 
weitere 2 Prozentpunkte aus, 

Der im ersten Simulationsscilritt ernlittolte Bedarf 
an Nutzenergie lmd die vorgestellten E:ndenergie­
Wirkungsgrade errn6gllcllell nun, 1111 zweiten SI­
ITlUlatlonSschl'ltt den daraus resultierendeil BecJari 
an Endenel-gle zu erlllitteln, der In den T3tJelien 
3.4.1.6. und 3.4.1.7. sowie In dell Abbilduilgen 
3.4.1.6. und 3.4.1.7. ausgewiesen ist. Oie so fur 
die Annahmen des Referenz-Szenarros erh31tonen 
Ergebnisse Silld recht aufschlußreiCh: 

Gegenüber dem Jahr 1990 ISt unter den ge­
wahlten Technologieoptionen biS zum Jahr 2005 
bel eier Endellorclle eine Reduktion um 12"·, und 
biS zum Jahr 2025 um 25°0 zu enNarten. 

Fur den Sektor Verkehr ist biS zur Jahrtausend­
wende beim Ellderlergieverbraucil mit Oll10m 
Anstieg um rund 7°0 zu rechnen; danach sollten 
auch in diesem Berelcfl die Effizierlzerhohullgen 
zu einer Reduktion bel der Endellergle flJhren. 

Unter den Annahmen des Referenz-Szellarios 
sollte für die Industrie bis zum Jahr 2005 der Be­
darf an Endenergie um 28% Sinken, bis zum 
Jahr 2025 um 35°0. Oie erwarteten Verbrauchs­
reduktionen machen beim Kleinverbrauch biS 
zum Jahr 2005 12% und biS zum Jahr 2025 24 
(Jü aus. 
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Tabelle 3.4.1.3. Nutzenergie (Petajoule) 

1995 2015 

Nutzenergie insgesamt 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 
Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 
Kleinverbrauch 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 186,1 201,1 201,3 201,8 191,3 184,6 
Hochtemperatur 50,2 48,2 46,2 44,7 44,2 43,8 
Industrieöfen 90,4 82,7 77,2 72,6 69,7 67,1 
Stationäre Motoren 60,2 60,5 59,1 58,2 62,9 67,6 
Fahrzeug-Motoren 60,0 69,1 71,0 73,0 69,9 67,9 
Beleuchtung & EDV 1,2 1,8 1,7 1,7 1,6 1,5 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 42,1 37,7 33,3 29,4 24,4 20,0 
Ölprodukte 125,8 124,2 113,1 102,5 82,2 64,3 
Gas 89,2 85,9 81,4 77,5 63,9 51,9 
Elektrizität 105,7 106,3 103,8 102,0 105,1 108,9 
Wärme 22,7 34,5 44,6 54,8 79,7 103,8 
Biogene Energie 65,7 75,8 81,3 86,6 85,1 84,4 

Tabelle 3.4.1.4. Nutzenergie (Prozentanteile der Sektoren, Energiearten und Energieträger) 

2015 2025 

Nutzenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 14,5 16,3 17,1 17,9 17,7 17,6 
Industrie 39,0 34,2 32,1 30,1 29,6 28,9 
Kleinverbrauch 46,6 49,5 50,9 52,0 52,7 53,5 

Niedertemperatur 41,2 43,3 44,0 44,6 43,4 42,6 
Hochtemperatur 11,1 10,4 10,1 9,9 10,0 10,1 
Industrieöfen 20,0 17,8 16,9 16,0 15,8 15,5 
Stationäre Motoren 13,3 13,0 12,9 12,9 14,3 15,6 
Fahrzeug-Motoren 13,3 14,9 15,5 16,1 15,9 15,7 
Beleuchtung & EDV 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 
Elektrochemie 0,7 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Kohle 9,3 8,1 7,3 6,5 5,5 4,6 
Ölprodukte 27,9 26,7 24,7 22,6 18,7 14,8 
Gas 19,8 18,5 17,8 17,1 14,5 12,0 
Elektrizität 23,4 22,9 22,7 22,5 23,9 25,1 
Wärme 5,0 7,4 9,8 12,1 18,1 23,9 
Biogene Energie 14,6 16,3 17,8 19,1 19,3 19,5 

·98· 
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Abb. 3.4.1 .3. Nutzenergie nach Sektoren (Petajoule) 
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Abb. 3.4.1.4. Nutzenergie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Tabelle 3.4.1.5. Endenergie-Wirkungsgrade 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Niedertemperatur 
Kohle 0,40 0,42 0,45 0,47 0,51 0,54 
Ölprodukte 0,50 0,54 0,59 0,64 0,67 0,70 
Gas 0,60 0,63 0,67 0,70 0,73 0,75 
Elektrizität 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Wärme 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Biogene Energie 0,45 0,49 0,54 0,59 0,62 0,65 

Hochtemperatur 
Kohle 0,75 0,76 0,76 0,77 0,77 0,77 
Ölprodukte 0,80 0,81 0,81 0,82 0,83 0,84 
Gas 0,80 0,81 0,81 0,82 0,84 0,85 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,78 0,79 0,81 0,82 0,82 0,82 

Industri8Öfen 
Kohle 0,71 0,72 0,72 0,73 0,73 0,73 
Ölprodukte 0,74 0,75 0,75 0,76 0,77 0,78 
Gas 0,76 0,77 0,77 0,78 0,80 0,81 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,71 0,73 0,75 0,77 0,77 0,77 

Stationäre Motoren 
Ölprodukte 0,35 0,36 0,36 0,37 0,37 0,37 
Gas 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 
Elektrizität 0,80 0,81 0,82 0,83 0,83 0,83 

Fahrzeug-Motoren 
Ölprodukte 0,27 0,28 0,30 0,31 0,32 0,33 
Elektrizität 0,85 0,86 0,86 0,87 0,87 0,87 

Beleuchtung, EDV 
Elektrizität 0,05 0,10 0,15 0,20 0,28 0,35 

Elektrochemie 
Elektrizität 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 

Abb. 3.4.1.5. Endenergie-Wirkungsgrade 
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Nacil dem Helercl1! SLell,\I"IC solieIl tJlS ZIII11 

Jahr 2005 21", uncl IJIS 7UIll Jalll 2025 49 
eies Beelalis cUl Nlec1ertelllpel~11urvjalmc: dUS 
der kOlnlJlnler1en Warille Krdtt-Nut7l1I1~J stam­

mel'. 

DIC Direkte VelVleilclllllD VOll lJIOlje1leii :::l1ergle­

tl'age"ll 1111 el1ergetlscl1 en LrlCivertJrdllefl sollte 
Vllcclel rl,CKlclllllg sen oa e1 1c::;01 EI1elgietrager 
genarlsc Vlle Gas unel Olploelukte lJevOIzuDt In 
dei KI'C\ft','!wl1'e-Kopplllng eiligeset7t welTlell 
soil. 

2,2.4. Über die Technologien des Transforma­
tionssystems zur Brutto-Energie 

Der atJscillrel3ellde clll:te SI:'lulatlollsScllllll zur' 
E'lltVllcklun~J eies Refelen7-Szel,allos lIlllfaßl eire 
E,noeZleI1llrl;j elel TI'c\l'sfolmallollslccllllologlell 
7UI- ErllllttlUI'g eies Bedclris an Brutto- Eller~Jle fur 
das osterrelciliscile Energlesysteill. 

Die folgenden TrcHlsfo1lr,atioilspiozesse WlIrl1ell 

dabei beachtet 

\Nasserkratt 'LII' die ElekTrllltatserzecl~!lrrllj 
Tl1elmlsclle Prozesse ZIII' FrzellCjun~J VOll 
Elektnzlteit und Warme 
Raff,r'erlel'. Gas- und KOKspro7esse SOWIC 
SolartechnoloCjlel' tUI' Elektnzltat uild WClIl1lC 

Die WlrklJngsgrade der Trallsforrllatlollsprozessc 

leflektlererl die ~Jewaillte TrclilsfOlmatlonstechllo 
logle lind bestimmeil damit eile Hohe eier Verluste 

des Tt'ans!orlllatlollssyslel11s. Die folDenclcll All 
nahmen wur,dell oabel !UI das Referellz-Szellarro 
getroffen: 

Entsprec[lemJ (Jer KOlwellt'on c1el' WIFO-Ener­
giebilanz wlrc1 der LJrnlNallcllungswlrkllllgsgrad 
von Elektrrzltat 8US Wasserkraft mit 0,8 fiXiert, 

EIltsprechend dell KOlwelltlollell eier Irllematlo­

nalen Encrgleagentur (IEAI werdell cJre Um­
wandlungsgl'ade aus der SonnenelnstrC111lung 
fur Elektrrzltat Illit 0,1 Ullel lLir Warme mit 0,4 

ubemomlren, Diese niedrrgen WirkullgsgracJe 
fLlhren dazu, d8rl bel vermchrter NutZLJllg elleser 
Technologiell scheinbar der cJesamte UmwC1lld­
IUllgswlrkungsgrad von Brutto-Ellergio LlI End­
energie abnimmt und eine vermehrte Nutzung 
der SOllrleneinslrahlullg elen Brutto-Energloeln, 
satz stark ansteigen leißt. 

Der Transformationswirkullgsgrael der thermi­

schen Prozesse reflektiert, wieweit kombirllerte 
Wärme-Kraft- Technologlen samt WärmepulTl­
pen zum Einsatz kommen. Ol,ne Weirmepumpe 

111 'I J - TeICJJoulA 
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SlllCI Vvur1c? 111" /11 (l,'b ("IE'lellllet:. 1!ll Wdrr1l8-
Pll111pC l)e::I)(jell dU! ein eil PI illl,IIPllecr'lletlClCjel 
l,lx'l 1 1111 R~terell/-SS!l'lldIIU 'i,lIllll': ,I,esci 
WllKlInCJSCjldCI I,IS !iHli ,J~1I11 ;'OU-, 11'11 flillf PIO-
7elltpu'lkt c? 1,l:cl hiS :)0;):-, lII11f:C'ltCIC :F, Pru­

IPlqJlillktc? l'I!1'1111. eid IlIlt(;lstcl11 1111c. clilG 
ddl'll 1ll.1SSII elllcil 1111 KIP:I'vel'IJlill,cll \:Vdl1llt! 
Klilft- /',1111 EIIISi!l7' kOinnc?11 sullpl' 

elee; 11ICI,: 011C'10()t,s::11P:I V(;lt:IJlICIIS 111\ fCIICJt'll­
(iell f 111Isscnskufff:;'Plllt"I', ICI seile: I 

,)', tJ t CU 
iRr! - CD 
~)~(II CU 

" t CD 

T,J 1, Koille 
i'J OII'I(llllll,tc: 
I J iTc?I,ll:)lllp, Go,,; 

I,J iCrOljelle FllelCJle 
ld-li Ailfililpl 

Dle:;e F mlsslol1skoC'ffillH liell C",tSPI "CIWII '11-;11 
clol/CII 'I', Uste l '1"1':11 1I11d IOI! elel IlltellldtlUlldll':l1 

Em';llJlh lcJC:lltld VC"I-iUI1clHell WGI1C'1. 11:.1C11 elellPll 

t)e'Slllpls'M?ISe rll(' E'IIC'C:'IlIIIIJ elcs TC'IJ'lto Ell'hS'­
UllS/IRls IrlJC:IPllI't VIIICI, Es soll te'stC]l;lld,t(;r1 Vitel­

df'll. e I Cl 1-', ellese LI11"";IOI'skopftI7IC'111e'1 Ur;:1 litel, el­
tl(~CI' Stilllci ,NI I (Jlsc,il',IIIIJ 'Rflt,ktICIT'll. 

L'11C L,tlelSlcllt LlI)"r ellc II11 rjp!PIf3IV Sc'('l1iIlIU IR­

sLilt ICI CllcJf!I" 1:')I'ut,o Lllcr q,efilisse Cill::t I dlJollp 
:_U.1.d 

ALil).C;.4 1.~) Blut:o-blnr(Jle' 1IIId Vprlusto [)I;I 

Tlal1sfollltcltlU'1 1111(1 AllwellciLlll~J 

2,25, Die Aussagen des Referenzszenarios 

Insgesclillt ielqt 1;n[If!lle :1.,1 1.8, ddr!, 1IIIIeillaib 

der AtlilCillmCll eies IlptelenzsLc"llitllOS eh; (1e 
Wlilischten LIll:lljiHCIIHllstlclStlll1gl)ll 1111 Jilill 21111Ci 
I1lit ell18111 Clrllllo Ellel'cJierx:clilri (;!'fulilldl WilrCI1, 

elel' IIIll rLIlKI 1 t '" 1IIItet elen Wertull clf!:; Jal110s 
1 ~)SlCl Ileejl. lJll, ciililei elltstchollCI(;11 CObTllsSIO 
11811 wltrelell I11lt dH11i 101011tO LICI lÜJerHlllstl1ll 
Illon. 1rotL c!m IIllter'stclltull ljluf)Llll,llqen weitereil 
EXPililSIOll der EllerCjlec!lellstlolstlHlljCll 11100 7um 
Jahr 2CJ25 weirc eldlill rlHt l:kutto[llcrqlelJPc1aI1 

um rum] 1 h"" ulltel elelT' Niveilli VOll 1 DDCl, wolJei 
111 eilesolll Weli scllon eirl SlIlJstcliltloller AlltG11 VOll 
SOllllellClllstrClillunD ontlli1ltcll ist, 

Die till- c1IC ElgelJlIlsse eies Hcfmellz-S7cnZlricxi 
WIchtigsteil tCChlllScllPrl lind strukturellHll Anelu 
rungell IIll Energlcsyslelll betmfien somit: 

Die rljckl~lllflCje ~)rocJukllclrlSelltwlckluIKl iln Be­

reich der GrundstofflllClusttiH: 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 101 von 324

www.parlament.gv.at



Tabelle 3.4.1.6. Endenergie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie insgesamt 833,6 822,0 771 ,1 730,7 674,1 634,6 

Verkehr 216,1 236,1 231 ,1 226,9 206,8 191 ,3 
Industrie 241 ,9 210,9 191 ,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37 ,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121,1 111 ,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biogene Energie 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118, 1 

Niedertemperatur 332,8 329,9 305,0 284,2 250,5 227,2 
Hochtemperatur 63,1 60,0 56,9 54,4 53,4 52,4 
Industrieöfen 120,5 109,2 100,9 93,8 89,1 85,2 
Stationäre Motoren 80,2 80,2 77,7 75,9 81,8 87,7 
Fahrzeug-Motoren 203,6 222,1 216,6 21 1,6 191,4 175,6 
Beleuchtung, EDV 24,6 18,1 11,7 8,4 5,6 4,2 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle 3.4.1.7. Endenergie (Prozentanteile der Sektoren, Energieträger und Energiearten) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 25,9 28,7 30,0 31,1 30,7 30,1 
Industrie 29,0 25,7 24,8 23,9 24,4 24,6 
Kleinverbrauch 45,1 45,6 45,3 45,0 45,0 45,3 

Kohle 8,8 7,8 7,2 6,5 5,6 4,7 
Ölprodukte 39,0 38,9 37,4 35,8 32,6 29,2 
Gas 15,4 14,7 14,5 14,2 12,3 10,3 
Elektrizität 18,5 17,3 17,1 17,2 18,4 19,6 
Wärme 3,0 4,6 6,3 8, 1 12,7 17,6 
Biogene Energie 15,4 16,6 17,5 18,3 18,4 18,6 

Niedertemperatur 39,9 40,1 39,5 38,9 37,2 35,8 
Hochtemperatur 7,6 7,3 7,4 7,4 7,9 8,3 
Industrieöfen 14,5 13,3 13, 1 12,8 13,2 13,4 
Stationäre Motoren 9,6 9,8 10,1 10,4 12,1 13,8 
Fahrzeug-Motoren 24,4 27,0 28,1 29,0 28,4 27,7 
Beleuchtung, EDV 3,0 2,2 1,5 1,2 0,8 0,7 
Elektrochemie 1,1 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 
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Abb. 3.4.1.6. Endenergie nach Sektoren (Petajoule) 
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Abb. 3.4.1.7. Endenergie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Tabelle 3.4.1.8. Zusammenfassung des Referenz-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451,0 465,2 522,4 583,4 
Netto-Importe 723,7 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 78,7 59,8 
Ölprodukte 441,1 428,5 387,5 352,7 307,7 270,5 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 154,7 130,1 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692,3 697,9 716,3 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141,2 136,2 134,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 277,6 244,0 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577,7 555,7 544,3 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 88,4 101,0 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 273,7 240,6 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32, 1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 321,2 306,4 293,5 256,2 226,6 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 142,2 172,1 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131 ,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

CO. -Emission (Mio. t) 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
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Abb. 3.4.1 .8. Brutto-Energie nach Energieträgern (Petajoule) 
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Abb. 3.4.1.9. Brutto-Energie und Verluste bei Transformation und Anwendung 
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Erflolll d':,JPIl ues NutzeilerCI8 PI'oelu"tlvltatell, 
wobei elII" Schlw;selrolle dei Rauillwarme zu­
kOI'11111: 

[rhohurlq (Jer EllClellergle-WllkLlllgsgrClcle 'wo­
bei wleclplum elle HelzsysterllfC II1 Illrer Gesamt 
WI rklJll~J (lomilliorell: 

Verbessel'ullgol'l bel de'l Tr'ClI1Sforl1;3tI0Ils-Wlr­
kUllgsCjrCldel1 fur elle ErzeuCjuI1Cj von ElektrlzltClt 
und WZlrme SOVVIC 

VerClncJOI'llllgell 1111 BrellllsloffllllX IJbI elell lher­
mlscllerl TrClllsfonnatiollsprozessell zugunsten 
der blogpnen Energietrager, 

2.3. Das Industrie-Szenario 

Um deli EIIlfluß (jPI 1111 Refel'e:1z-Szencll'lO unter­
stellterl sdlrUlllllfellclerl Grundstoffilleiustne auf 
die Ergebrlisse cJes Referenz-Sze'lJlios auszulo­
tell, wurde 111 elllel11 Industnc-Szel13l1o elas Pro­
cluktnrlsvolumerl eier Gwnclstoff-lrlClustlle auf 
denl Nlveall 1990 stabilisiert, Dabei Ist zu eliIl­
llern , (1313 elle Stellung eier österreichischen 
GrllllClsto'illlClustrrc In etllcllel~ Bereicheil - wie 
Stahl. P3pler. Zellstoff lmd Zell1ell1 - Clufgrund der 
laufendCil Illtegmtionsvorgärige längerfristig Ileu 
zu posltlorllerell selll Wird, ulliltJhärlglg von den 
erlergetlschen Aspekten, 

Unter clleser Anrl~\llme wLlrcle (jer Bnltto-Energie­
verbrauch st3;1 Uill 11 c nl.l' lIlll 7 ' 1111 Jallre 2005 
zuruckg8l1ell, 1111 Jahr 2025 wal'E' cler entsprechen­
de RLJckq31lg rlur 12°0 statt 1 liDO. Das Toronto­
Emissions71el bel CO würdp gecJerlLllJer dem Rete­
renz-S7erl,mo um ;; MIO, t ulJersch'ltter 1 werelen. 

Siehe cldzlI TalJellp 3A 1,9 Lusamlllenf3ssung 
eJes IneJlIstlle-Szenanos (Petajoule! 

2.4. Das Raumwärme-Szenario 

Wegen der 1'lOnen Sensltlvltat elel Aussagen des 
Referenz-Szenarros bezugllcll dei' Annahmerl 
Llber elle re31lsler1erl Verbpsserun::jspoterltlale bei 
eier RalllllwJrme wurde 11' elnOl11 Rdumwarn,e­
Szenarro angenommen, dar] clle Nutzcnergle-Pro­
cluktivl1c\t 1111 Nleciertemperaturbereicl1 statt Uill 
25 c o - WI(; 1111 RefErenz-Szellillio arlgerlommen -
um 35'" hiS ZlIlll Janr 2005 verbessel wel'cJpll 
kann. AllfgruncJ detaillierter Analyserl der tecllill 
scilell llllCI wirtscllaftllcllen Potentl31e der therml 
schell GHb3uciequaiitat Ist eille solci18 Verbesse­
rung Illit elllel1l ciltsprechenciell S3nlenmgspro­
graillm durchaus orrelchbJr, FLlr den Zeitraulll biS 
2025 wurde, wugell dei' alJsehb31P11 Erneue­
rllncsraten eies B3ubestamles, elnp weitel'e Ver­
IJeS~erullCJ um 85 Prozel1tpllllkte urlter'stellt 

BIS zum J31lr 2005 würde slcll IJel derl CO -Enlls-
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slorerl elr~e zusatzllche ReeLlkt orl vori ~.2 Mlo. t 
ergeberl. Der Ruckgang des Brutto-Ellerglebe 
eJarfs gegellliber cJelll ,Jahr 1 S)90 wurcie 13"0 statt 
11 "e - Vile 1111 Referellz-Szer~ano - Clusrnachen. 

BIS zum Jallr 2025 wLnde bel derl CO -EmiSSIO­
nen durch die allgcnommene Verbesserurlg der 
tiler'lllsc!lerl GeLJäuciequalltät ein zlIsCltzllcher 
RucKgang von 1,9 MIO, t zu verzelcllnerl selll Dei 
Brutto-ErlergieverLJli1ucll ware Uill 21 "" statt urn 
16c o gerrriger als 111, Referenz-Sze'larro, bezogeil 
auf das Jahr 1990. 

Siehe dazu: Tabelle 3/\,1,10, 7usammeilfassuilg 
des Rauillwarme-Szeriarlos (PetaJOulel 

2.5. Das Solar-Szenario 

Mit dem Solar-SzenClrlo Wird ein Paket von ener­
giepolitiscilen MaRnahmen slilluliert, das beson­
eiere Prrorlt,it sowohl fur die ollleuerrJJren Ener­
~Jletrager als aucll fLir derl forcluten Eilisatz von 
hochefflzlPlllen Transformatlonstecilrloloqlerl vor­
Sieht Dieses solarorientierte energiepolitische Pa­
ket kommt annallmegemaß el'st l~aCl (Iem Jalll' 
2005 zum Einsatz und ulllfal'lt IIll einzelnen fol­
gende AktlvItaten: 

In den therl11lScllen TransformatloilSlJrOzessen 
steigt der Anteil eier Blolll3sse VOll biS dahlll 
26°0 auf 56" Im gleicheil AUSl11clR Wird dei' 
Einsatz von fOSSilen EllerCjlctli1gern mclllzler1. 

Der gesamte Tl3nsformC1tlclilswirkullgsgrad in 
den thermischerl Prozessen nilllilit aufgrund 
des illtprlslven Einsatzes von W<:\rnle-Kraft­
Technologlen verbunden Illit WarmepullIpeil 
von 55"" auf 90')0 zu, 

BIS zum JClllr 2025 Wird Ele"trrzltat clllS Photo­
voltaik Im Ausmaß von 12 P,J umi Wärme Im 
Ausmal) von 48 PJ erwartet. 

Im Bereich des Ver'kehrs steigt eier Arctell der 
elektnschen Arllrrebe zwischorl 2005 und 202:'> 
von 15 J

" auf 31", 

Dieses Szenallo geneliert im Jahr 2()25 CO­
EmiSSionen IIll Ausmaß von 21).9 Mio t, das sind 
um 4A Mlo t vl/enlger als Im Referenz-Szenarro, 
Elrl Vergleich eier Brutto-E'lerg,everhrclL1che ISt 
wegen eier InterlSlverl Verwendung vorl Sonnen­
einstrahlung unei cien unterstellten geliligen Trans­
forlllallonswlrkunqsgrClden m.r becllrlgt sinllvoll 
Aufschlul)relCll ISt Jedoch, (ial3 unter derl Teclillo-
10gieanrlClllilleii des Solarslen3rios Im Jahr 2025 
rlur mehr 41 IJ O des Im Jallr 1990 benötigten Ver­
brauchs all fOSSIlpr Energie erfmderllcll ware. 

Siehe dazu Tabelle 3A,1 ,11, Zusamillenfassung 
des Solar-Szenanos (PetaJOulel 
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2.6. Vergleich der Szenarien 

Die nilcllfoiCjendell Tallellen und Grafiken filssen 
die ,n den einzelnei; Slellanen erllaltenell FrgelJ­
Illsse zusammen. E,Ile Reihe VOll aufscl1lußrel­
cllen AussacJen werden cJabel sicl1ttJar: 

Einige \,'lelllge Tecllllologieelltscheidungen slrld 
entselleldend flir das gesamte Desigll des 
Energiesystems: der Bereicll Raulllwärme, der 
Bereich Vorkellr. die Intensltat eies Einsatzes 
von Warllle-Kraft-Tecllilologlen sowie cJie Ver­
\,vemJung von emeueroaren Enel'gleträgem. 

SOVlOhl elle Wasserkraft als auch elle Biomasse 
stoßer1 111 elen Szenc1rlen vom Beelarl Iler auf 
obere Greillen. eile scllon In werligen Jallien er­
reicht werden, wenn die in den Szenarrell unter­
stellten Efflz,enliJotentlale bel der Energlever­
wencillnrJ wirksam werelen. 

Solange 1111 Verkel11- im bisherigen Ausmaß 01-
proeillkte zum Einsatz kommen. fallen im Raffi­
neneorozeß mittlere und scllwere Ölprodukte 
an. eile Slllllvolierweise 111 Wbrme- Kraft -1 echno­
loglell verwenelet werden sollen und desl1alb 
den Eillsatz von IJlogener Energre Im Warmebe­
relcll 11I11ltleren. 

Ein claru[Jer h,nC1lls gehendes Potential fLlr die 
bioger1en Energietrbger entsteht erst dann. 
wenn damit auell Treibstoffe zur Verlügllrlg ge­
steilt wercien 111 sellsltiven Regionen. wo bei­
spielsweise ein besollderer Bodenschutz erlor 
derlich 1St. sind solche Technologlen schon In 
den Ilachsten Jahreil zu empfehlen 

Durch die Kraft-Warme-Technologlen fällt SOViel 
Elektrizltat an. ciar3 damit zunehmend über die 
ubllche Vel'wellclung Im Endverbraucll hinaus 
Warmepllmpen I)etrreben werden können, die 
dell Wlrklillgsgrad des gesamten EnergIesy­
stems entscheidend verbessem. 

Siehe dazu folgende Tabellen ulld Abblldun~jen: 

Tabelle :i4.1.12. Vergleich der Szellanen 
(Petajoule) 

Tabelle :)4.1.13. EllCiellergie 111 (ien Szenarren 
(Petajoule) 

Tabelle 3.4.1 14. Brutto-Energie in den SZCllarren 
(Petajoule) 

Abb. 3.4 1 10. Nutzenergie In den Szenarien 

Abb. 3.4. 1 11 Endellergie in den Szenarren 

Abb. 3.4.1.12. Brutto-Energie in dell Szenarien 

Abb. 3.4.1 13. CO -EmiSSionen in den Szenarren 
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Tabelle 3.4.1 .9. Zuasmmenfassung des Industrie-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 439,0 456,6 474,6 535,4 600,1 
Netto-Importe 723,7 674,2 607,1 552,8 461,8 387,1 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.113,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 

Kohle 173,1 152,8 130,8 112,5 88,9 69,1 
Ölprodukte 441,1 431,1 391,2 356,4 310,4 272,1 
Gas 219,2 214,7 206,2 201,6 171,8 146,9 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 159,5 169,2 179,4 186,0 196,6 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 785,6 745,2 716,9 721,4 738,4 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 176,1 162,8 157,4 152,2 150,6 
Raffinerie 383,5 376,8 347,1 320,7 279,2 244,6 
Gas & Koks Proz. 84,8 77,5 69,0 61,3 49,9 40,7 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 655,6 621,1 594,6 573,1 561,9 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 90,8 86,7 86,4 98,8 112,8 
Raffinerie 378,4 371,6 342,2 316,2 275,3 241,2 
Gas & Koks Proz. 78,8 71,3 63,5 56,4 46,0 37,4 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 327,6 318,5 310,4 275,8 248,8 

Verluste Transformat. 133,8 130,0 124,1 122,4 148,3 176,5 

Verluste Vert. & Eig . 70,8 69,7 66,9 64,9 62,4 61,1 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236, 1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie 241,9 223,7 213,9 205,4 197,9 192,4 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671,0 

Kohle 73,2 66,8 59,4 52,7 42,7 34,6 
Ölprodukte 324,9 321,6 291,1 264,1 221,6 186,1 
Gas 28,2 125,3 119,3 113,8 93,5 76,3 
Elektrizität 154,0 145,4 137,2 132,4 131,9 133,6 
Wärme 25,2 38,1 48,9 59,6 86,5 112,6 
Biog. & Abfall 128,0 137,5 138,1 138,8 131,6 127,7 

NUTZENERGIE 451,2 474,1 475,2 477, 1 467,3 462,6 

e02-Emission (Mio. t) 56,4 53,6 48,0 43,5 36,2 30,1 
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Tabelle 3.4.1 .10. Zuasmmenfassung des Raumwärme-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 433,7 444,8 455,5 501,6 554,6 
Netto-Importe 723,7 651,5 568,5 503,5 404,1 332,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887,1 

Kohle 173,1 145,0 117,9 96,7 71,5 53,5 
Ölprodukte 441,1 426,3 384,2 349,4 302,9 266,3 
Gas 219,2 204,6 187,4 175,1 139,0 113,7 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 154,2 157,5 160,3 152,2 151,1 
Wasserkraft 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 768,1 714,4 675,9 665,8 676,2 

Wasserkraftwerke 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 165,3 142,6 128,7 109,3 98,4 
Raffinerie 383,5 373,7 342,4 315,9 274,7 242,2 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,0 63,1 53,8 41,8 33,1 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 643,7 600,3 567,2 533,3 513,4 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 85,3 75,9 70,7 70,9 73,7 
Raffinerie 378,4 368,4 337,6 311,5 270,9 238,8 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,1 58,1 49,5 38,5 30,4 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 21,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 317,1 298,9 283,0 239,9 210,9 

Verluste Transformat. 133,8 124,4 114,1 108,8 132,5 162,7 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 67,9 63,5 60,3 56,1 53,7 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,0 230,9 226,5 206,1 190,4 
Industrie 241,9 210,4 190,1 173,6 162,4 154,1 
Kleinverbrauch 375,5 367,9 336,0 311,1 269,9 247,4 

ENDENERGIE 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591,9 

Kohle 73,2 63,8 54,3 46,1 35,6 27,9 
Ölprodukte 324,9 318,4 286,4 259,2 217,0 183,7 
Gas 128,2 119,8 109,4 100,5 78,5 62,3 
Elektrizität 154,0 141 ,7 130,5 123,4 120,7 121,5 
Wärme 25,2 37,0 46,3 54,9 73,4 90,6 
Biog. & Abfall 128,0 133,6 130,2 127,1 113,1 106,0 

NUTZENERGIE 451,2 459,6 448,2 439,0 413,1 398,6 

C02-Emission (Mio t) 56,4 51,9 45,3 40,0 32,2 26,4 
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Tabelle 3.4.1.11 . Zuasmmenfassung des Solar-Szenarios (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451 ,0 465,2 573,1 682,6 
Netto-Importe 723,7 658,7 581 ,3 520,5 401 ,3 311,4 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 72,1 50,8 
Ölprodukte 441 ,1 428,5 387,5 352,7 297,0 250,8 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 141 ,6 110,7 
Elektrizität -1 ,7 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 170,0 171 ,6 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692,3 719,1 769,0 

Wasserkraftwerke 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141,2 112,0 95,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 269,2 228,2 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577,7 551 ,1 535,8 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 81 ,1 86,2 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 265,5 225,0 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32,1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3,5 32,0 60,5 

Untransformierte En. 315,5 321,2 306,4 293,5 255,4 225,0 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 168,0 233,2 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 201,4 181,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261 ,6 211,4 169,4 
Gas 128,2 121 ,1 111 ,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 127,0 130,7 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio t) 56,4 52,5 46,2 41 ,2 32,0 24,9 
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Tabelle 3.4.1.12. Vergleich der Szenarien (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

BRUnO-ENERGIE 

Referenz -Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 
Industrie-Szenario 1.116,6 1.1 13,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 
Raumwärme-Szenario 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887, 1 
Solar-Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

ENDENERGIE 

Referenz -Szenario 833,6 822,0 771 ,1 730,7 674,1 634,6 
Industrie-Szenario 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671 ,0 
Raumwärme-Szenario 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591 ,9 
Solar-Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

NUTZENERGIE 

Referenz -Szenario 451 ,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 
Industrie-Szenario 451,2 474,1 475,2 477,1 467,3 462,6 
Raumwärme-Szenario 451,2 459,6 448,2 439,0 413, 1 398,6 
Solar-Szenario 451,2 464,3 457 ,5 452,9 440,4 433,3 

CO2-Emission (Mio t) 

Referenz -Szenario 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
Industrie-Szenario 56,4 53,6 48,0 43,5 36,2 30,1 
Raumwärme-Szenario 56,4 51 ,9 45,3 40,0 32 ,2 26,4 
Solar-Szenario 56,4 52,5 46,2 41 ,2 32,0 24,9 

Abb. 3.4.1 .10. Nutzenergie in den Szenarien 
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Abb. 3.4.1 .11. Endenergie in den Szenarien 

Endenergie 

850 

800 

N 
750 

Cf) 
Q) N I 

'5 Cf) 
Q) 
'C 

0 I 
tl '(ij' N 

C ::J - 700 ~ Q) '0 
a.. Q) E -Q) 

a: 
650 

600 

550 
1990 2005 2025 

Abb. 3.4.1.12. Brutto-Energie in den Szenarien 
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Tabelle 3.4.1 .13. Endenergie in den Szenarien (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

ENDENERGIE 

Referenz-Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 
Industrie-Szenario 833,6 834,8 794,0 761,4 707,8 671,0 
Raumwärme-Szenario 833,6 814,3 757,0 711,2 638,4 591,9 
Solar-Szenario 833,6 822,0 771,1 730,7 668,7 624,5 

Fossile Energie 

Referenz -Szenario 526,4 505,6 455,9 412,8 340,3 280,4 
Industrie-Szenario 526,4 513,8 469,9 430,6 357,8 297,0 
Raumwärme-Szenario 526,4 502,0 450,1 405,8 331,1 273,9 
Solar-Szenario 526,4 505,6 455,9 412,8 331,7 264,2 

Elektrizität 

Referenz-Szenario 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Industrie-Szenario 154,0 145,4 137,2 132,4 131,9 133,6 
Raumwärme-Szenario 154,0 141,7 130,5 123,4 120,7 121,5 
Solar-Szenario 154,0 142,4 131,9 125,4 127,0 130,7 

Wärme 

Referenz-Szenario 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Industrie-Szenario 25,2 38,1 48,9 59,6 86,5 112,6 
Raumwärme-Szenario 25,2 37,0 46,3 54,9 73,4 90,6 
Solar-Szenario 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 

Biogene Energie & Abfall 

Referenz -Szenario 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 
Industrie-Szenario 128,0 137,5 138,1 138,8 131,6 127,7 
Raumwärme-Szenario 128,0 133,6 130,2 127,1 113,1 106,0 
Solar-Szenario 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Verkehr 

Referenz -Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Industrie-Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191,3 
Raumwärme-Szenario 216,1 236,0 230,9 226,5 206,1 190,4 
Solar-Szenario 216,1 236,1 231,1 226,9 201,4 181,3 

Industrie 

Referenz -Szenario 241,9 210,9 191 ,0 174,7 164,2 156,1 
Industrie-Szenario 241,9 223,7 213,9 205,4 197,9 192,4 
Raumwärme-Szenario 241,9 210,4 190,1 173,6 162,4 154,1 
Solar-Szenario 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 

Kleinverbrauch 

Referenz -Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 
Industrie-Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 
Raumwärme-Szenario 375,5 367,9 336,0 311,1 269,9 247,4 
Solar-Szenario 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

-113 -

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 113 von 324

www.parlament.gv.at



Tabelle 3.4.1.14. Brutto-Energie in den Szenarien (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

BRUnO-ENERGIE 

Referenz -Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 
Industrie-Szenario 1.116,6 1.113,2 1.063,7 1.027,4 997,2 987,2 
Raumwärme-Szenario 1.116,6 1.085,3 1.013,3 959,0 905,7 887,1 
Solar-Szenario 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 974,4 994,0 

Fossile Energie 

Referenz -Szenario 722,8 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Industrie-Szenario 722,8 674,2 607,1 552,8 461,8 387,1 
Raumwärme-Szenario 722,8 651,5 568,5 503,5 404,1 332,5 
Solar-Szenario 765,9 682,1 601,4 537,2 416,3 320,4 

Biogene Energie & Abfall 

Referenz-Szenario 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Industrie-Szenario 138,4 159,5 169,2 179,4 186,0 196,6 
Raumwärme-Szenario 138,4 154,2 157,5 160,3 152,2 151,1 
Solar-Szenario 138,4 157,1 163,6 170,0 170,0 171,6 

Wasserkraft 

Referenz-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Industrie-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Raumwärme-Szenario 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar-Szenario 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 

Solare Energie 

Referenz -Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Industrie-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Raumwärme-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 
Solar-Szenario 0,0 4,2 8,3 12,5 128,8 245,0 

Abb. 3.4.1.13. C02-Emissionen in den Szenarien 
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3. Identifikation von Technologieschwerpunkten 

3.1. Technologieschwerpunkt 1 : 
Raumwärme und Warmwasserbereitung 

3.1.1. Der Ist-Zustand 

Wegen der im Referenz-Szenario sichtbar gewor­
denen dominierenden Rolle des Niedertempera­
turbedarfs wird dieser Bereich einer genaueren 
Analyse unterzogen. Daraus folgt eine Reihe von 
Vorschlägen für Reduktionsmaßnahmen. 

Der Endenergiebedarf für Raumheizung und 
Warmwasser betrug im Jahr 1990 in Österreich 
333 Petajoule. Für Raumwärme und Warmwasser 
werden somit rund 40 % des österreichischen 
Endenergieeinsatzes benötigt. Fast die Hälfte der 
Endenergie geht bei der Umwandlung zu Nutz­
energie verloren. Gerade in diesem Bereich beste­
hen jedoch besonders hohe Potentiale zur Ver­
besserung der Nutzenergie-Produktivität, dem 
Übergang von der Nutzenergie zu den Energie­
Dienstleistungen für Niedertemperaturwärme. 

3.1 .2. Handlungsschwerpunkte 

Einerseits ist durch die steigende Bevölkerungs­
zahl, durch steigenden Wohnraumbedarf pro Kopf 
sowie durch steigendes Komfortbedürfnis (Um­
stieg von Einzelofenheizungen auf Zentralheizun­
gen mit höherem Benutzungsfaktor) mit einer Zu­
nahme der Energie-Dienstleistungen für Nieder­
temperaturwärme zu rechnen. 
Andererseits bieten sich insbesondere am Sektor 
Raumheizung auch bei den derzeitigen Preisen 
äußerst wirtschaftliche Möglichkeiten zur Effizienz­
steigerung der Anwendungssysteme (Senkung 
der Umwandlungsverluste) sowie zur Minimierung 
des Nutzenergiebedarfes (Erhöhung der Nutzen­
ergieproduktivität durch Verbesserung der Ge­
bäudehüllen, etc.). 

Aus diesem Grund beinhaltet der Bereich Raum­
wärme nicht nur dringenden energiepolitischen 
Handlungsbedarf, sondern bietet darüber hinaus 
die politische Chance, einerseits die Umwelt zu 
entlasten und andererseits dem Bedürfnis der Be­
völkerung nach Komfort um weniger Energieko­
sten zu entsprechen. 

3.1.3. Ein Beispiel: Großvolumiger Wohnbau 

Die Baukosten im großvolumigen Wohnbau betra­
gen derzeit ca. 14.000.- öS/m2

. Um vom derzeiti­
gen Neubaustandard (Endenergiebedarf für 
Raumheizung ca. 90 kWh/m2

, a) auf 60 kWh/m2
, 

zu kommen, steigen die Baukosten um rund 1 %. 
Für eine 80-Quadratmeter-Wohnung bedeutet 

·1 15 -

das zusätzliche Baukosten von ÖS 11 .200.-. Die 
Energieeinsparung würde 2.400 kWh pro Jahr be­
tragen , wodurch die zusätzlichen Baukosten 
leicht gedeckt werden. 

Das bedeutet, daß sich der höhere Wohnbaustan­
dard (ohne Berücksichtigung der Verzinsung des 
höheren Finanzaufwandes) in deutlich weniger als 
10 Jahren amortisieren würde. Da Gebäude eine 
wesentlich höhere Nutzungsdauer als 10 Jahre 
aufweisen, und mittel- bis langfristig mit steigen­
den Energiepreisen zu rechnen ist (was die Amor­
tisationszeiträume für verbesserten energetischen 
Wohnbaustandard verkürzt), beinhaltet die Verfü­
gung verbesserter Wohnbaustandards ein politi­
sches Nullrisiko. 

3.1.4. Bauordnung 

Die Bauordnung stellt eine Mindestnorm dar, die 
für die Errichtung aller Neubauten zwingend ist. 
Die in Wien ab 1.10.1993 gültige Bauordnungsno­
velle entspricht für den großvolumigen Wohnbau 
einer Energiekennzahl von 60 kWh/m2 pro Jahr. Im 
durchschnittlichen Wohnbau der letzten Jahre wur­
den in Wien durch freiwilliges Unterschreiten der 
alten Bauordnung Energiekennzahlen von rund 70 
kWh/m2 pro Jahr erreicht. Die Baukostensteige­
rung durch die novellierte Wiener Bauordnung ist 
minimal und rechnet sich in weit weniger als der 
halben Lebensdauer der technischen Systeme. 

Es ist festzuhalten , daß die Einführung einer Ener­
giekennzahl Raumwärme in die Bauordnung eine 
notwendige Voraussetzung für eine intelligente 
energieeffiziente Gebäudeplanung ist. Ausrich­
tung der Gebäude, passive SOlarnutzung und 
sinnvolle thermische Zonierung lassen sich auch 
durch die strengsten k-Werte (W/m2K) nicht errei ­
chen. Normierte Energiekennzahlen und k-Werte 
schließen einander nicht aus, sondern können ei­
ne sinnvolle Ergänzung darstellen. Die Vorgabe 
von k-Werten hat auch weiterhin, insbesondere in 
den Bauordnungen ihre Berechtigung, da sie 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit gewährlei­
sten. Sie dienen weiters als Orientierungsinstru­
ment und zur Schaffung allgemeiner (hinsichtlich 
einer Art. 15a B-VG-Vereinbarung) und spezieller 
(z.B. hygienischer) Standards. 

3.1 .5. Gebäudesanierung 

Es ist evident, daß der Niedrigenergieneubau 
Energieverbrauchszuwächse nur dämpfen kann. 
Eine Reduktion des Energieverbrauchs ist nur 
durch die Sanierung bestehender Gebäude und 
Heizsysteme sowie durch Energieträgersubstitu­
tion möglich. 

Im Ballungszentrum Wien beträgt bei einer durch­
schnittlichen Wohnungsgröße von 65 m2 der spezi-
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fische lner(Jiebeelart fCn die Raurnhelzullg, qCllllt­
telt ubcr eicil IJesalll!url Gcstal,cl all l_irl- une! Me,hl­
famlllellhi'llls8rn, Illllri 1 GO kl/'Jlllll PI::1 ,JJI1', Ilut­
gruIlcl (jel Tiltsacl1e, rJal3 sich 111 \:\11811 ca, DS, eiel 
Wohnunqen 111 MellrtJllllllenhausem 1)8tillclen, Ileqt 

diese' Wer1 untu dem osterre!CI11sch8n SCllllltt. 
Der GelJaucl8Salllt" Uilg muß Cjll1l1clsatzllcil Vor­
rang qeCj81luIJel (;lllur VerbeSSerlli1Cj des HC;ILSY­
stems eiflCjel8ul1lt werden, DleS81 Umstclllci ISt 
daml b8Cjllll1clet. d,l') durch die 1I1ermlsche SanIe­
Iunq ::118 Heizlast mcluzlert \lvliel ulKI clamlt elll klei­
ner ell1ll81lSIOlliel·tes Heizsystem tur clle BellcI7ul1g 
ausrelclll 

Die fll13nziellen Mittel, elle Zur' elwr<:jetlscilen Sa­
nlerunCj VOll GelXluclen zur VerfU<:jllll<:j steileil, slrlcJ 
begrenLt. Darum Ist es notwelldl<:j, diese so ein­

zusetzell, daß mit qegebenelll Aufwand einer in­
vestierten Summe ein maxImalm Umweltentla­
stunCjsetfekt errelcn Wird. Dies fOlclert auell eile 
AkzeGtclill IrlilerhalrJ eier Bevolkel'lllKj 

Um eile bellrenztell fll1i-lIlzlellen Mittel efflLlerlt eln-
7usetzfn Ist es die vorqeschlaqer1en Mal)­
nahmeil 1111 Sinne BIliei' Least -Cost -Stratct:jlc um­
zusetzel L Dal)81 werden Lunacllst IClle Mal-\Ilah­
men realiSiert diR ErlergleeinsparungCll [JlW, CO -
RecJuktlelilen mit elell geringsten KOStCll aufvvclsell, 

3.2. Technologieschwerpunkt 2: 
Cogeneration Technologien in der Industrie 

3.2.1. Vorteile industrieller Wärme-Kratt-Anla­
gen 

Die verstarkte kombinierte Er7811glillg VOll Strom 
und VVarme rn Illeiustrreilen Wiilll1e-Kraft-Anlagell 
(WKj UI1CJ eile Eilispeisung 111 das offentllche Netz 
Ist eille volkswlrtscllaftllch und okologlsch SlllilVOI­
le Maßllahme, elle vorllarldene Energie sll1llVoller 
zu nutze:1 und elle UmweltbelastunD zu verrrncJern 
Zugleich Ist es eille Möglichkeit, elle Stromer7eu­
gUllg in Osterreicll auszuweiten, ohne da[lel mit 
den Akzeptal1zprolJlemen in der Offel1tllchkelt, die 
bei GroßkraftwerksprOjekten Clllf~reten, konfron­
tiert zu sen 

Auch ,HIS betrl8hswirtschaftllcher Perspektive 
Sind IllClustrrelle Kratt -Warme-Kopplungs-Anlaqell 
(KWK) Anlagen CJarlJberhlnaus cJcelqnet die [ner­
gle- bLW Ilisbesondere die Strornkosten fur die 
Unternehmen LU verringern, tlel einer Umfraqe 
der Industrrellenvemlnlgunq im Mal 1993 bei 169 
Industrrcbetrrebcrl cJaben 45",. eier BetrrelJe an, 
daß Ihrc Strom kosten wesentlich ilöher liegen als 
bel Ihren direkten Konkurrenten 111 Westeuropa, 
was Sich selbstverstandllch n8<:j,ltlv auf die Wett­

bewerbsfahlgkelt aUSWirkt. 
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3.2.2. Das Potential tür industrielle WK-Anlagen 

Derzcll werdell ruml 24 eies Strombedarfs 111 

el8r IIlCIusil18 CJLrcr1 WKElgellillllclqen selbst CI­
zeugt An eier Spitze liegt diR elsell- und stalllcr­
leugellcle IIKiustr!e II1lt 62"; Elgellerzeugullq, qc­
folgt VOll der Paplel- unel PappelncJlistrre Illlt 53' 

Nenllellswel1e Anteile ,HI der EI<:jerlerLeuqunq mit 
Illehr als 20% tlat 110cll elle crlelTlISche Industrie 
ulKI elie Nahrungsnlittellnelustl-Ie. Die Elgenanla­
<:jell Zllr Stromer LeuCJlInCJ Sind IlilTI uberwieqel1-
elell TRII so ausgelcC]t. elall sie Ilell elen Elgellrle­
clart dpckerl, Unter andelem I-uslrltlert daraus eier 
derzeit sehr niedrige Anteil eier Stromeinspelslillg 
In das offentllche Netz von nur runeil ,5", elw FI­

~lener leuquI1C], 

GrO[le Abschätzungen spmchen von einem wel 
terell ausbaufähigen WK-Potential der Industrre il1 
der Grol3ellordnunC] VOll 1.000 MWei, Die vorlle­
qenclen Abscnatzunqell Sln(1 :eclocll flicht qe8lq­
flet. ZWischen einerseits teclllllSch machbarem 
und andererseits WlrtscllClftllCh 1I1Tlsetzbarem Po 
telltial LU unterschelclml: ebenso liegen der Lelt 
keille Angaben utk)1 illogllclie Umsetzullqs­
zeitraume vor, In eierl hetroffellerl Ineiustrreuntcr­
nehmen Wird das Potfmtlal als hoch elngeschatzl. 
Bel eier bereits zitierten LJrnfrClge der Industriellerl­
vereilll(Jullq gab rumJ elle Half te der befraC]tcn Be­

trrebe al" prinZIpiell Interesse clll der Inb81rrebnclil­
lIle eiller WK-Anlage LU haben, wobei fur 21", eJer 
Betrlelle (jafur eine VcrbGSSerllll<:j eier Rahmenl,e­
rJlrlgullcJGll notwencllC] Wilre. 

Auch der Dialog mit den Kommunen uber eine 
mögliche VersorgunC) privater Kleinabnehmer mit 
IIldllstrlGller Abwarme fllr die Raumwärmeer Leu 
gUrlCJ gestaltet Sich schwierrq. Problematlscll f)r 
weist Sich In diesem Zllsammellhang die r'lclst 
nicht syncllrone NutLIIII~j eier erzeugten Warme 
durcll den Konsumenten uIKJ somit die uber­
scrlllssl<:je Warmc IIll Sommer, [I)enso mur' eJer 
Industrrebetrreb Vorsorcje fLlr eine ErsatzlleferllllcJ 
trefferl, um bel Ausfbllen der KWK-Anla<:jf) die 
KlelrlVerbraucher weiter mit Warme versorgen LU 
konnen. Diese erschwerenden Reclingungen las­
sen elle 111(lustrielle Arlwarnle 711r Raumwarnl(;QI'­

zeuCJunCj - unabhauC]lg VOll Iflrer ökologischen 
Slllllhaftlgkeit - CJeqenuber konkurrierenden 
Breililstoffen bellTI privaten Klelrlabnehmer Ins 
Hintertreffen geraten, 

Daraus resultien auch der Ilur gerrnqe Beitrag der 
Incillstriellen Abwarille VOll 8"" zur gesClmtfm 
FelllwarmeerzeugurlCj In Osterreich. 

3.2.3, Hemmende Rahmenbedingungen 

Eine weitere RealiSierung eies Irldustrrellen WK­
Potentials scheitert derzeit llllter anderem an den 
gesetzlichen RahlllenllecJlngurlgen und den Ver-
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tragslJedlngullgen ITIlt den ErlUlgleversorgungs 
unternellillen rEVUsI, Die EmchtLing einer WK 
Alllage wllel elaourch aus IJctn81JSWl11scllaftllcller 
SIc:I',j sellr problematlscll Llilei IIlV8stitionei1 wcr 
eJerl Oililer 1111 Zweifelsfall ellel 111 alKleren Berel­
cllell eies Ullternellmells getatlgt. Eine auf die LI­
fordelilisse (ier Zukunft ausqele~lte, ökolo~llscil 

sinnvolle) Energiepolitik wwd ohne AllCJerung eJer 
delzelt tJestehenden Gesetze uml Verordnungen 
11LIr seh schwer umzusetzen selll, InsbesollClere 
der ALlftrdg eies GesetzgelJers illl cll(' EVUs l1luR­
te 11eLI fmlllLdle,1 werdeli, 

Als Ilellll11elleJ fur die ErrrclltllllCl vorl WK-Allla~len 
wereJell VOll Seiteil dei' Illdustne LI,Cl, folgenclc 
Punkte angesehen: 

UIl~lullStlgO, nrcrlt kostelldeckenoe Eilispeiseta­
nfe 

kein Lug3ng zum öffentllcllen Netz oder sehr 
Ilolle StromelurchlellungskClstell iPeaglerLlllg) 

keine Möglichkeit der Abgabe von ElektriZität an 
Dritte 

Ilur VOll clen EVUs angerlotelle Storausililfe 
rAusfallsvel'slcllerung) 

3.2.4. Maßnahmen zur Forcierung von indu­
striellen Wärme-Kratt-Anlagen 

AllS (Jel' Slcllt der Industrie I11LJrlten folgelide Maß­
nahmel' verwll'kllcllt werden, um WK-Elgenanlil­
gell vel'still'kt einsetzen zu können: 

Gleic:lltJerechtlgte partnerschaftllclle Lösungen 
von Ellergiefragen, Insbesonclure von Fragen 
beLLlgllcil der Errrchtung ulld des Betriebes In 
dustrrellel WK-Anlagen zWlscllen EVUs und In, 
dustrle 

DurchlCltungsrecht fur alle Stloillerzeuger am 
offentllcilcil Netz. Erarbeltung eines Peage-Ab­
kOllllllcns Illit den EVUs: wobei slcll die Pea­
glel1l11gskosten an derl reinen Netzkosten und 
dell Kastell flJr die Dienstielstliligell 1111 Zusaill­
lllenhc1llCj mit der Durcilleltllnq orlelltleren mul3-
te'l 

Tarrflorung der Elnspelsetarrte: nacll den vermIe­
delien Kosten fLir in das offentllche Netz einge­
speiste Elektrizität 

Ermogilchulig gemeinsamer Störausllrifsiosull­
gell UlK] Reservehaltung Innerhalb der Illdustrre 
(Poolbildung) 

Entwicklung von Wärmeversorgungskonzepterl 
unter EInbindung Industrieller Abwärmequellen . 
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3.3. Technologieschwerpunkt 3: 
Erneuerbare Energieträger 

3.3.1. Nachhaltigkeit als Maßstab für die Wahl 
von Energietechnologien 

Um delll PIII17111 eier Nac:llllaltieJkeit zu entspre, 
chen, IlillR eil I F norglesystem Iwei qrundsatzllche 
Forderuilgell ertullon. Einerseits IllUß eine nach, 
haltlge EilercjlewII1schaft auf lallclfr,st,l] velilJgba 
renelllellerlJalelll Elle"glelllle'lpl', c1ufbaL,ell '~wcl 

anderel'selts IllliSSe'l elle Illit ,'(H 
!UIl~1 ',erhL,I'{lo'lCII Massellstl(l11l8 ll1::JgllC1St ge­
ring selll U'lclill nLltulilcilen K'el~;laufcl' fließen, elle 
kurzzeitig - In Illeilscilllcileil ICltlllallstaberl ge­
messer1 - eJesclllossell SllleJ. 

Lallgfrlstlg IJletet :IlSbeSol'cJele elle NU'ZUllg eJel 
SOllnellellellJIP, Ilebel, eier NlI:7lrl 1C! eiel' Gravl:a 
;lonsbewe~llIlllj LlIICI des gc?otilerillaler' \!Val'me, 
reservoirs elle MO'c)llchkelt, ellese belclen F-orderL,n, 
gen zu ertullell Mit diesen FnerCjiequellen kallil 
die f,jr dCls llIellsclillche I_oben IIn weitesten Siml 
notwendige Fm1rCJie clLluerilalt lIlKI n3cllhaltig ZUI' 
VertugLJn~j gestellt werelen. 

Die solar8 Elle'\Jlee!nstl'alllul\J 11 eidS tl,erlllooy­
I,am sehe E:'-U8 l,11C1 elle Enelg eaostmi" 
lung ertolgell (l,lIIll)el Ill!',aLlS olille Massentmns, 
po1 Lind 1111 I<relslmlf. wornlt elle IJellannten For, 
derungen crfullt siliel 

Um elle Moc]1 chkelte'l einzeillor S\,steille 111 elne,­
naci'I,altl~JC:W EllercjleWlrtscllClft 7U plll:en Ul1d u'!' 
dell allgol11ell'811 Begriff eier Nilcl,llaltlDkelt auf eln­
zeille E.nolgldJereltstellungslechlllken anzuwen­
den, könncil folcjellCle qUi1IIt:ltlve Merkmale zur 
Beurterlul1~l eier Nilcililaltl~lkf)it ilel'allgezogen 
werden: kUlllulielter EnergleilL IfwelllCI. Nutzungs, 
grad, erzlolb,IIC Mengen, CO ,Rccluktlonspoten­
tial, Ellllssloncll. FI,lclleneltr,'g umJ Flacllenbe­
dart, zeltllcll01 Anfclll elel II1ItZtJ,1IE:11 Filerll'e, Mate­
l'laielnsatz, t.lI'lfdr:lihelt dei Beellel1l1l1g lind \;\'ar­
tung LebensclZluul, gosellscllaftllc:llIc, Akzeptanz 
und aligemeillf; AlISWII'kull~Jen ,1LII (las Okosy­
stem. Jedes GlnLclllC Mel'killetl eier Naelilialtigkeit 
flir Sich ode I 1111 LlIscll1I1l1enwllk(Y: klllll zum 111ll1-
tlerenden f aktol' (UI deli E'11Sil:Z (;1I1PI bestllllll1te'1 
Tecrmlk \!ierclell Die C]uCllltatlve 6mver1L111~J der 
NaehhaltlL]kelt vell:lllgt ce,me UllPr pllI(UIKJ aller 
Auswlrkungel'l ulKI Elllfilisse, eile (illreil elle Errict,­
tung und elen Betrler) einer AllldL]f' zur FnerDlelJe­
reitstellun(] Ilervorqerufell werdcn kölillen 

3.3.2. Solare Energietechniken 

Die IIll fo!gendell Iletraeiltetell solalen EnergIe­
techniken kOlmen grundsatlilcil In don Ver­
brauchssektoreil Kleillabnehlllel', Inclustrro, Ver­
kehr sowie Im Tr,lIlsforll1atlorlslJr?l'(-!lcll eingesetzt 
werden, um Wonnc, Kraft und Strolll IJel'8ltzustel-
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len. Die Umwandlung der Sonnenenergie in diese 
Energieformen kann auf direktem oder indirektem 
Weg erfolgen (Abb. 3.4.1.14.). 

(1) Direkte Nutzung der Sonnenenergie über 

- Sonnenkollektoren 
- Solarthermische Kraftwerke 
- Solararchitektur 
- Photovoltaikanlagen 

(2) Indirekte Nutzung der Sonnenenergie über die 
erneuerbaren Energiequellen: 

- Biomasse 
- Wasser 
- Wind 
- Umgebungswärme 

(Geothermie und Wärmepumpe) 

Viele Techniken zur Sonnenenergienutzung sind 
soweit entwickelt, daß sie angewendet werden 
können, obwohl natürlich noch technische Weiter­
und Neuentwicklungen zu erwarten sind. Mit eini­
gen dieser Techniken gibt es bereits umfangreiche 
praktische Erfahrungen in Österreich. Allerdings 
sind diese Techniken mit wenigen Ausnahmen bei 
den gegenwärtigen Preisen fossiler Energiesyste­
me nicht konkurrenzfähig. 

3.3.3. Erneuerbare Energie in Österreich 

Die jährlich von der Sonne auf die Erde einge­
strahlte Energie ist 17.000 mal größer als der 
kommerzielle Energieverbrauch der Menschheit 
(ca. 360 EJ/a = 10'8 Joule). In Österreich liegt die 
durchschnittliche Globalstrahlung, also die Sum­
me der direkten und diffusen Strahlung, bei 1.135 
kWh/a pro m2

• Jährlich werden somit 343.000 PJ 
Strahlungsenergie von der Sonne auf die öster­
reichische Landfläche eingestrahlt. Der Nutzener­
giebedarf betrug 1990 in Österreich 451 PJ (Ta­
belle 3.4.1.3.). Eine nachhaltige Energieversor­
gung Österreichs auf der Basis der erneuerbaren 
Energie ist bei einer entsprechenden Modifizie­
rung und Anpassung des Energiebereitstellungs­
systems an die Anforderungen der erneuerbaren 
Energien langfristig möglich. Beispielsweise erfor­
dert die regional annähernd gleichmäßig verteilte 
Sonneneinstrahlung den verstärkten Einsatz de­
zentraler Techniken . 

Keine der Techniken zur Nutzung erneuerbarer 
Energie kann die komplexen Anforderungen eines 
nachhaltigen Energiebereitstellungssystems aliei­
ne erfüllen. Es müssen daher verschiedene Tech­
niken in einem vernetzten System, bestehend aus 
zentralen und dezentralen Anlagen, zur benutzer­
gerechten Bedarfsdeckung eingesetzt werden. 
Dabei müssen die zur Erbringung einer bestimm­
ten Energiedienstleistung qualitativ und quantitativ 
jeweils am besten geeigneten Techniken genutzt 
werden. 

Abb. 3.4.1.14. Pfade der Sonnenenergienutzung. Von der Sonne zur Solartechnik 

Direkte 
Nutzung 

Solar­
thermisch 

Photo­
voltaik 

Sonnenkollektor 

Solararchitektur 

Sonnenkraftwerk 

SONNENSTRAHLUNG I 
I 

Biomasse 

I 
Indirekte 
Nutzung 

Wasser­
kraft 

Feste Brennstoffe 

Flüssige Brennstoffe 

Gasförmige Brennstoffe 
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Geothermie 

Wärmepumpe 
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Eine Abschätzung der zeitlichen Realisierbarkeit 
jener Energiebereitstellungssysteme, die geeignet 
sind, in den nächsten Jahren den Weg in Richtung 
einer nachhaltigen Energieversorgung einzuleiten 
und die energiebedingten Umweltbelastungen -
vor allem die treibhauswirksamen Emissionen - zu 
verringern, zeigt folgende Ergebnisse: 

- Bereits jetzt von Bedeutung sind Sonnenkollek­
toren , Solararchitektur, Holz, Stroh, Biogas, 
Klärgas, Deponiegas und Methylester aus 
pflanzlichen Ölen. 

- Mittelfristige Bedeutung wird erwartet von 
Windkraft, Geothermie, Wärmepumpen, Photo­
voltaik und Biomasse aus Energieholzplantagen 
sowie Langzeitwärmespeichern. 

- Längerfristige Bedeutung ist zuzuordnen den 
stärke- und zuckerhältigen Pflanzen zur Pro­
duktion von Ethanol, den nichtholzigen bioge­
nen Brennstoffen , der Produktion von Holzgas 
bzw. Methanol sowie dem Wasserstoff als En­
ergiespeicher. 

4. Instrumente und Institutionen 

4.1. Innovative Strukturen und Strategien 

Weltweit sind in der Energiewirtschaft in den letz­
ten Jahren eine Reihe von fundamentalen Ände­
rungen in Gang gekommen. Sie betreffen einer­
seits Innovationen bei den Strukturen, die den 
Energiesektor einer Wirtschaft charakterisieren, 
und andererseits Innovationen bei den Strategien, 
mit denen diese Strukturen erreicht werden sollen. 

4.1.1. Energie-Dienstleistungen und integrierte 
Ressourcenplanung 

Der erste Innovationsschritt entdeckte das Kon­
zept der Energie-Dienstleistungen und die Per­
spektive einer integrierten Ressourcenplanung. 

- Die beiden Energiepreisschocks von 1973 und 
1979 rückten die Energie-Dienstleistungen in 
den Mittelpunkt der Analyse von Energiesyste­
men und führten zur Fragestellung, ob die ge­
wünschten Energie-Dienstleistungen bei den 
aktuellEm Preisen auch zu minimalen Kosten 
verfügbar sind. 

- Diese Strategie des Least-Cost-Planning (LCP) 
wurde konsequenterweise zur Strategie des In­
tegrated Resource Planning (IRP) erweitert, in­
dem nicht nur die Kosten der Energiebereitstel­
lung, sondern auch die Kosten der Energiever­
wendung bei der Evaluierung der technischen 
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Optionen für die Erreichung von bestimmten 
Energie-Dienstleistungen herangezogen wer­
den. 

- Eine Konsequenz dieser Strategie der integrier­
ten Ressourcenplanung ist die Erkenntnis, daß 
tendenziell die kostengünstigsten Potentiale zur 
Verbesserung der Effizienz von Energiesyste­
men bei nachfrageseitigen Aktivitäten, beim De­
mand Side Management (DSM), liegen. 

4.1.2. Die Suche nach nachhaltigen Energie­
strukturen 

Den nächsten Innovationsschritt setzte die aus 
heutiger Sicht bahnbrechende Publikation der 
UN-Kommission für wirtschaftliche Entwicklung 
"Our Common Future" im Jahre 1987, besser be­
kannt unter der Bezeichnung Brundtland-Bericht. 

- Sustainable Development wurde darin als neue 
Zielsetzung für alle wirtschaftlichen Aktivitäten 
vorgeschlagen. Gemeint ist damit eine minima­
le ethische Anforderung, nämlich die wirtschaft­
lichen Bedürfnisse der gegenwärtigen Genera­
tion so zu erfüllen, daß dadurch nachfolgende 
Generationen keine Reduzierung ihrer Entwick­
lungschancen erleiden. 

- Die Suche nach nachhaltigen Strukturen für 
Energiesysteme führte bald zum Konsens, daß 
dies die Entwicklung von hocheffizienten Ener­
giesystemen mit sukzessivem Übergang zu er­
neuerbaren Energieträgern bedeutet. 

4.1.3. Strategien tür innovative Strukturen 

Nachdem sich die Umrisse für nachhaltige Ener­
giestrukturen abzeichnen , ist zu prüfen, mit wei­
chen Strategien der Übergang zu diesen innovati­
ven Strukturen erreicht werden kann. Folgende 
Schwerpunkte für die politischen Entscheidungs­
prozesse werden dabei identifiziert: 

- Die Zugang zu relevanter Information wird eine 
zentrale Aufgabe einer aktiven Technologiepolitik 

- Neue Koordinationsaufgaben entsprechend 
dem Konzept einer integrierten Ressourcenpla­
nung werden sichtbar. 

- Bestehende ökonomische Instrumente müssen 
dahingehend überprüft werden , ob sie mit den 
neuen Strukturen kompatibel sind. 

- Institutionelle Reformen sind dann anzustreben, 
wenn die Zielsetzungen von Unternehmungen 
oder die Entscheidungen von Konsumenten 
nicht mehr mit den gewünschten Strukturen im 
Einklang stehen. Vor allem wird das bedeuten, 
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clarl elle 111' Bered, der En8'CJle.'elsÜl~Jung tötl­
(Jell Uillemellillungen Ihr Un:elilellillensziel Duf 
elle ßcreltstellung von uillfassellcleil Energle­
cJlur IstlclstLingen erweltem. 

4.2. Informationsprogramme 

Ellle' ,l~tl\;ell Tec'l:lologlelJolltl~ 1111 Bel'elcll Erer­
~Jle kOlll'llt 'Jor allem el11e IllfÜlIllCltlOIlSfLillktlon 7L1. 
DCls Beispiel eier allllllcl1 1110tlvlenell Schwel7er 
IIl1PIllsplocjlalllme zeigt. eJal) cJ,lllel mit relativ ge­
Illlgell otfelltllcllen Mitteln el11 beaclltllcfles prrvat­
Vii 'tscl'Clftllcl, Ülgan rSlertes Infolmatlollsprog ramlll 
C1ktIVII~rt \Verelel1 kern. V'er hel'ele'le SlllcJ es. fll!' 
eie IJesollcJere Informatlonsscl1'!/erpullkte zu ellt­
'vvlckelll v·/arel,. 

4.2.1. Informationsprogramm Bauen 

Sowohl kllr7frrstig als aucll lallgfrrstlg sind im Be 
lecll elel tllerllllSchen GelJcLlcleqllallt,jt die kosten 
gIJIlstl;jstel' Optlorer, fLlr el'(; Veillesserl,ng [jer 
Ellercjleeftlzlellz zu f Ildell. EIIle AIJschatzung eJes 
PoteIlLais eier tIlerrlllscrlen CelxluclesCllllerung fur 
Osterrelcl1 7elgl. oall [liS Llll11 Jal'l 2010 fast ein 
Drittel des Getx3udebestancles erncuert sell1 wlrcJ. 

EIII IllllfClllgrelches II'formallollsprorJralT m soll 
cJesllCllll IllfÜllllleren uber: 

[JClS KOI17ept de' NlecJrrgellerSjlellauser. die Iliit 
Illir CJerlngfugig höheren Kosteil den Energlcbe­
darf SjRCJRlluber dem elcrzeltl~lell BestClnds­
cJurcilscllllltt auf ein Drittel recluzleren können 

Inlegnerte Energiekon?eple 1111 Wohnbau. eile 
VOIll Gebaueie Ijber (l(-1S Belliitzerverhaltell r)is 
ZL.r Er'el'glebereitslellung zu einer efflzI811tereil 
EnerglevellNelldL.ng fullrell 

Ausr)lldlmgsprograml1lc. eile vom Arcilltektell 
his zum Baumeister und Installateur die Kennt­
Ilisse ulJel eile Innovationen {Jelm ener~lleeffIZI­

enter', Bauer vermitteln 

4.2.2. Informationsprogramm Wärme-Kraft­
Technologien 

KOl1llJlIlierte Wärme-Kmft -T Rcllnologien Sillei so­
wolll im Bereich eier Industrie Clis aucll Im Bereich 
eies Klellwerbrauchs t)RI alieIl tllernliSchl3l1 Pro­
zessel' 7L1r Vermedlillg von Ellerglcverlus~ell Cluf­
WUIlCl der Illchtgenutzlell AriJeltsfalllgkelt Cilles 
EnerCJletragers zu empfehlen 

VIeleil UI1temehmungen slnel cllese Technologlen 
Viel 71lv;enlg bekannt. nocll cJenl1qer Ist elle Infor­
Indloll utJer die rechtllcllen Rdl11'lenbedlngullgen 
hel elel' Ver'Nelldul'g dieser Tec1ll1ologlen Zuneh-
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'l'end Ist IJel e,l1elll entspreclle'lclen Design der 
Gesamtanlage cllf9 kO'llblillel'te Warme-Krall­
Technologie als ElsittztechnologlR hRI bestehen­
den HelzcllllClgell Zli empfehlen. 

Spezielle Informationsprogral1lme sollen be­
stimmte Sparten der Illdustrre und cJes Gewerbes. 
cJ e Gemeinden 'Jlld die Bautr~lgel ldJer die geeig­
neten Wal'lTie Klaft-Technologlell IIlforlllleren. 

4.2.3. Informationsprogramm Elektrizität 

Elektrlzltat bietet Sich deshalb fur ein speZielles In­
formatlonspl'Ogmmlll an. weil Innovationen bel 
den Antrrebssystel1len. bel cler Beleuch:ung ul1d 
bel den sonstigen Verwendunqeil VOll Elektrrzltat 
auf markante unausgescllopfte Efflzlellzpotentlale 
verweisen. 

Wegen der besollcleren Probleme bei der Bereit­
stellung von Elektrrzltät Sind auf lallge Sicht die 
durch ein verbessertes Lastmclllagement oder 
durch efflzlentel'e Verwelldun;j erl'81chtel1 Ein­
sparungen belill Ellergietrager Eleklrr7'tat beson­
ders kosteileffektiv. 

4.2.4. Informationsprogramm Erneuerbare 
Energie 

Der Schwerpullkt dieses Infor'llatlonsprograTiIlls 
soll bel direkten oder Indirekten soletren Energle­
tragem liegen. Den thermischen Solarkollektoren 
soll der Sprung zur kommerZiellen Marktreife er­
möglicht werden. In die photovoltaische Nutzung 
werden. wie die Beispiele der SchweiZ zeigen. be­
achtliche Zukunftshoffnuilgen gesetzt. 

SpeZielle Aufmerksamkeit vercJlent eJle Biomasse. 
die In fortgescllrlltenen Nutzllngstechnologlen. 
z.B. In der Vergasuilg VOll Abfällen. grole Ent­
wIcklungspotentiale hat. 

4.3. Koordinationsaufgaben 

4.3.1. Die zentrale Funktion der Raumplanung 

Eine weitblickende Raumplanung rlat die Möglich­
keit. grulldlegend den Bedarf von Ellergie-Dienst­
leistungerl dadurch zu beeinflussen. daß redun­
dante Energle-Dlellstlelstungel'. vor allem im Ver­
kehr. vermied eil werden. Der Raumplanung 
kommt 1111 Sinne der Integl'Iel1ell Ressourcenpla­
nung folCJellde Funktion zu 

Fur dell Wlrtschafts- und Lebeilsstil einer Re­
gion Sind solelle RandlJedlngun;jen vorzuse­
hen. die Arbeiten. Wollnen und Freizeit mög­
lichst integrreren. 
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Allc Plcekte 511111 rlitlllll~JGilend ZU beul1ellen. 
wclcllc z',lsat11IC'lell F'1()I'gI8-Dlenstielstun~Jell 

I11lt elel' HeClIISIHrll'I~J \c;II.lllnclen Slnc!. 

LIII Kiltilster VOll ell"ITjetlscilen Ressourceii soll 
elle leCJ 'Ullalell LIlerCjl8potentiaie - VOll clPI' 
PllllldlEIlUCJle IJIe; 1111 I'(;iykllerbaren Enel'gle 111 
1(:;<1" \011 ArNidlll1C cd,;r Gl'erqellscll Ililtzlld' 
rell' AUt~lll - f3lidS,iC;ll 

4.3.2. Kommunale Energiekonzepte 

Allf kOlllllllJllillf:r ~ 11CII(; IJesteht ein enem1l(~S In 
Ilov;l1IClI1s!iCltelltlill dUl'eil rlle RealiSierung VOll 111 
tegrrertl;ll ['Ilerg ekl)!17cptell, 

Rel elf;! UIKI BebaUlI!lgsplil' 
11LlIKJ Ist aLl: 7L1Salllillf?nllallgenoe B;:1I1Ii1l111-
fldcllell. BC,t!illllJllqslllcllte lind cJre Mogllcllkelt 
(Ier PilSSlven SOllllelillut7wlg zu acilten. 

B"'I B,ll,pl'oJektHI I~t Hllle ellergetlscile Eva 
1l'lmlw,cJ 1111 SIIIIIH (I~s \;01', clec Europalscilell 
UIIIUII vorgesellldcjPllell Gebaudeauswe:scs 
VI)'LUS(:llell 

KOllllllUllale EllelgiekollLepte sollen über dlc 10 
kZllcll Optlollen IJei Ncu uncl ErsatzlllVcstitio­
'lCll 1111 Sinn" CII1Ui Illtc~lrrcrtcn Ressourcenp!;l­
IIIJlII) Illforl1llerell. 

4.3.3. Ein Beispiel: Das Energiekonzept der 
Stadt Rottweil 

Eill 11103 711111 Jahr ?U 1 Cl rClchellcies Energlekolvl?pt 
CJE;I Stelcit f'\ott\'ICI! !I' Deutschland gilt seit Jal1r'C:ll 
111 \Ielf?" HlllSlcllt als' c!llullgswelsenci fur eille 11,­
Illl\dtl\(; kClITllnllll,l!t, F'lel'glepol'tik FolgemJe Eie 
Illf)llt(; s'llel tragcllC!c f3estancltelle dieses Filergle­
kClllzeptes: 

DIC Stdcltwerke bieter! den Kunden Warme allf 
der Rasls VOll NutL811ergie an und IllstalllclCll 
elcl?u jClle Tcclillologiell. clie unter dell gcgcbc­
'lell Ulllstallclcll elle beste Energleefflzlellz erCJc 
lJel', 

\Nlrel dlu Frllciltuilg \;on klelllPll Will 
Illclllselll auf der BaSIS '1011 BlockilelLClnlagen 
ullei WanllepUITl!Jell. elle In den vorrlallCI,m,,1l 
Heizrallillen Iristalllcrt werclen lind mlllllllaic 
Aufwelldungen fllr Wamleleltungen eriorclem 

Anreize Zllr Velmeldung VOll LastspItzeil [Jel 
Elcktnzltät clurcll NClC;l1lc1sse beim Lelstllngs­
prers, wenn KlIllcien all der prozeßgesteuertell 
Lastspitzerioptllllieruilg teilnehmen, VGlIllOIClcll 
weitqel1encl e'Jen Bczug von teurem SPltZCI1-
strom, 
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RCI CltS reclllslert odel' 111 rli1~ h IIIIJ Ist die, enel'ge­
tlscl-t' NUtzclllC) \/Cll DepCJI1IHJiIS. eJle VergasuI1Cj 
\'1'-1 H:Jlzi1IYa:len. ,amj\'JIr1scllilftl elle!1 AIJfill:ell 
\111\1 nloll1lll l. sowie dei' Bau ull'es KUIl(Jenllltm­
ITkltlollszentrUrTlS untel' elelll GC-:Slr;litspUllkt eier 
Solilrim-:Illte'\tur 

4.4. Ökonomische Instrumente 

4.4.1. Institutionalisierung von funktionsfähi­
gen Märkten 

Alieli flJI I lei I Elierglesektor wlrcl CjlllllClsiltzllcil cJel 
KO()lcJlllilllCll1 IJhel' Mal'kte dllen ircll1ll1llstmtlvell 
L~llkIIIIIJSlllClßf1Clllmell der VOIZlig Lli gebell seili, 
Milrk~H Irll' EI'ergle SlilcJ 'I' clf;1 R(-;cWI 111cllt Clllle 
ljeorcillete Rcll 1111enrJedlllgullgl'll flillktlollsfalllCj, 
Die C';IlII,cle fl.r dieses MclrktvE-:IS,r;Jc,ll SIIKI orell­
Slclltj,c! I 

Nle:llt ilile Kosten der Ellel'ljlClllitzlIlKl sellell1811 
III (Iell Mclrktprelsen allf Die sei~W'lcllllltel: 'eX­
telll"'ll KOSt8'l dei' Elle'gleI1lltLlIllg. Vlle ['Jeli1-
SLIIICJHI VOll Luft. Boclell lI'lei \Nasser. cd1"'1 

:rucl! Scililcle'l an cler c.~eslll;lll1('lt lind a!l C:;e­
IJilIlclell. werden kaum VOIII Vel,lrsilcher CJetrcl­
(jHII lJl1(l flihrell clam, darl eilt: aktuelleil Prelsc: 
fllr EIIUlCJIl? Ilrctlt alle reiovailicil Illform;ltlCJllell 
cllthdllcll. 

MClrktolitscheiclungen sncl mich (Ceilt kllIZSIc;!l­
tlCj. ",'jilS elCrl EntschclcluilCjsi'eJlll011t alllJelalllf. 
l~f?'aeIC elle lallgtrrS:lqen 1i11pllkdrI(Jllel' CICI' Ellel 
,JlerlLltLUllCj sillei es leclocl1. clle hestillllTltel1 Eil 
ülcJletecilllologlell eineil Vorllq gebell. welS 

Illellt imiller \;011 clell Mcirkt811 reCJlstrlert VIIIÜ 

S("11IeI311(:ll Sind es :ecllllOlciCjiSC 11e GrUl1clc:. rllCl 
\rJI clllf?1ll 1:1el lel:ullCjsCjellllllcleI181" 
CJf?11l crlltCjrund cler Kostellstruktlir Ilclturl!CIle 
MOllopole tJegrllllciell. wOlilJrcll wiedGlUIlI ein 
11IiliktmaßIger Wettbewerh elll(Jesclll'ankt wire!. 

Tt-lclillologische IrmovCltlDllel1 1111ci elll verlJessm 
les Versli'lIlcJrlls VO'1 \/vettill~w(?rIJ Ilaben \:veltwo t 
Zli eilier Neugestaltlillg eier Ri1:1'IlCllhecIII'IUUI1CW'1 
Uefrl!lIt. die zu eiller verlleSS(;nll' F,lllktlCJI1 elel 
[IHcllj'UllCilkte fuhrCIl solieil 

Deli trcxlltlonell nach FI1PrglPtrClljelil struktlillUi 
IHII UrlterlleillllUllgel1 1111 Ellnrclloberelcll ,'llrcl 
elle ElwelterLlnQ I IlI'e I' LJ l ltell1c-:111l11111Cjszlele Cluf 
clHe Lml'lll~JlIng VOll uillfassel',cleil Ellel'CJle­
Dlells:lelstullQel1 eillpfolliell Dlcso ErW81terlii 'CJ 
elel Ulltellleillll1lllgstc'rt1cjkelt Cj811el'lert Ame,/H 
zu eilier illtegllerten ResSOlJrCellplanlll1(:J Ullci 
velillelcJet dadurch kostel1l1lc'rIJllje Ineffizlelllcll. 

AufgrullcJ der neuen teclillologischen ElltWlck­
IUllg 'Im allem im Ber(~ldl cl "'I' Wäl'llle Kraft, 
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Tochl10loljiCII Ist os wlHlsd1enSWArt. die Netze 
fur leltul1qSljt;!111l1cJelle Energie auch rJ'3111 Zu­
ll'mg '101' soqcnalliltell Drrtel1 zu ",ftl lel' Dieser 
Ti l1 rCJ P]11v Acccss iTPA: ISt 11 \le1811 Slildtell Ile-
10ItS vo'villkllcl1t ulKI 6estar-,dtell cl8r EU Kur1.,'E'p­
te fur dorl iNdtIJC\-;erb auf delI' Eller~Jl8sektm 

111 zwolfacllcr Welso soll das Potentiell dm llaUl­
frageselll,Jcll LllCllJlocfflzienz I11lt selrlell Ilollen 
111\'8StltI01'SICllclltCI1 ger-,utzt '.'Ieldell Erstells 
'!lel-0011 traC:ltlol-ollcn ArlOletem '1011 1E'ltllllCJS~le-

11UI'den8r [11CI-'JIC Investltiol'SanlE'lle fu' 11,1(.11-

fmgeseltl~1e, Aktlvllatell gegoboll ZweitollS wcr­
(jCll Ullteilleimluilgell Im FInanzhorcich orl1;u­
tigt, durc:llllmLi Party Flnancing (Iicsc Renc11ton 
der Efti1iell7llNcstitionen zu Iukrrcrcll. 

4.4.2. Innovative marktorientierte Koordina­
tionsmechanismen 

111 vveltell Bel81cilen von energiereievelilten Aktl­
vltatem hat es hiS her lllJerllaupt keine MZlrkte ge­
l:jolx;r- Dies IJotllff1 vor allen, cner;wJ-Dlellstlel­
stilligen u!1(1 t:rllISSlo'lslecllte KCrlSeqL,ellce All­
WeilCI1IIlgel1 'iOll 1112,rktonentlertell Komelillatiol- S-
1118CllanlSI"ell legeil Irl IJeldell Fallen elle Etal'Jlle­
rLlneJ '1011 Milrktl11ecllillllSlllen liahe. 

Ellergie-Dirll1stlr,istungen, Z.B. thermiscller ooer 
clektrlzltiltssllPllflscllel- Art fllr elll NPII!Jclllge­
tilet. solll,ll (::1111,111 WettbewerlJ (COll1petltlve 
Fcilclcllngl iJllsqcc;elit \!Ver-den. bel (j(;111 ICIICI A' 1-

Ij,eter dlt" VprsolgLlllgsrechte el"llalt. eJer 1:C1dl 
(Ieflilierter' Klltel-Ierl an' koslengunstl~Jste'l elle 
crimcle C IICll('!1'I LE?lstllllgen erbli'lgt. 

DIP NutzullCj VOll [Jestimmten Ressourccil wie 
ein Flul31auf fur Wasserkraftwerke oeler eilE' LL-lt. 
eiDS 'Nasser IIllcl eier Boden fUI' elle t:1ll1:tlerLlllg 
\'0!1 SC'liieistoftPll - k31111 durcil Il;yelelLiare 1_1-
Zlmzell kOCllelllllerl ·Nerdel~l. Fur cJas FIllISSIOIl 
llLlellllg 118gell ilUS mehl-erell Lamiell1 POSitive 
ErfclllrUn~J811 VOI. Dieser lllarktkollfOlll1P Koorcll-
11iJtlonSilledlililiSI11LJS vermeldet vielp llllrokr;lti­
sclle EIIl91lffl~ 111 lillternehillensche Elllscl1l3i­
cluilgell lJlld Ist eill 3ur3erst flexibles Imd II1lt i3i­
I:ern lallclc;ll EI1tscllcldlingshmlzol-,t vmschlJ3-
res I'lstrldllellt. BClsp.elsv:else kOIl'lOll aktllclle 
E\l)ISSI011SIllC:1CjCI' 11111 einem EIllISSI0:1SI t:cllt 
\'8Isel',0'1 wuclc'll. elas Ilach eillem jest~J(,ieCJti}n 
Sclwl1la Schllttwelse redUZiert Wird. Der HClllelel 
I11lt solcllCIl [: I1IISSlonsrecllten sor~jt dafLlI. daß 
ukollolllische Etflzlellzkl-Iterrell eriLillt \/l8rCICI1 

4.4.3. Reform der Energiebesteuerung 

Alle Internatlollillf:r1 Orgc1lllsatlonen. lIle IlIlt clm 
Koordillieruilg VOll Wirtschaftlichen AktlVItöten Ix;­
trmlt sind. 1I1lCJ fast alle Industrielander fuhrol1 (jel­
zelt eine DiskUSSion elarul)er. v'lelctlor Rofor-Illl)e-
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clmi fLlr die Bestellerllll~J bel Energie IJI,"steht. Die 
Grrlilde dafur sillci vloll:1I1Ig. 

Die Europa'scllt; LJIIIOll cllagnostlLllJrt ,n Illl-elll 
1993 veroffelltllcllten WelßlJLdl I\\lacllstum. 
Wettbewerbsf,üllge;elt. Bescllaftl~JlII1CJ. Heraus­
for-derungen eier Ge~Wllwalt uneJ WOCJe 111 21. 
Jalldlunder-tl, elal) gruillisatzllcil Arlx;lt als die 
dominierende BCl1lesslingsgrl,rlellaCiC fur rjas 
Stouersystelll L1( erltlasterl SCI. ullei el"l Ab­
~ausch zulasterl VCII Rf:;ssourCcllstcuull - untol 
anderem auch VOll cl1ergetlschel' Ressourcen -
anzustreben SOl. 

Eine weitere Argllillellt:ltion flir eille Relorm der 
Energlebesteuerllll~J fllllrt an. dal3 cJerade die 
aut den Markteil ~Jerlenertell ErlorcJieprelse kei-
11eswegs delll Prillzp eier' Koste'w-mhr-llelt er·t­
sprechen. weil eine Flille VOll extemer1 Kosten 
llher' dell Lebeilszyklus etileS FIWI-gletrager-s 
11ICrt belill Verursacher, sOlldem bel i1llcleren 
Akteuren eiller Wlr-tschaft anfalleil. 

Schließlich wlrcl clarauf verWIeseil. rJal) Steuern 
IleOel' dem fiskalischen Geslclltsllll'lkt eJer FI­
Ik1l1zIerung \/0'1 offelltllcllCll Aus~Jat)ell Clucl-I die 
Funktion der Lellklilig elltsprechencl clen Ziel­
setlungen der Wirtschaftspolitik zukoillmt. 

Alieil 1111 ZusClmlllenh,lllg mit Nachllaltlgkoitsstruk­
turell elltwortenen UmsetzurlgsstrateCjlen tlll wirt­
scllaftspolltisches Hallcleln ist die Llelsetzung ge­
Ineln. jenen TechnolucjIE!r1 lJesonrJem Arlrerze zu 
~j8ben. die Stoffstroille durcll lllellrstllflCje Nutzung 
I)esonders efflzlellt verwellClell. Im Bereich del- En­
cr~Jle lJedeutet das Pnl1Zlp de'- Ilaehhaltlgell Nut­
ZlInC] zusatzllcll. (laß aul elle Exergie eines f=11ergle­
traclers Bedacllt zu nehmen Ist unel (Jaß 1~lI1eller­

bmen Energletl-agelll gegenubw erscilopfbaren 
(jpr Vorrang elnZLJI'alllllerl 1St. 1\1 81n8r Wlrtscl'aft. 
elle Sich uber Preise koordlrllel1. Illu'l elas PreIssy­
stem diese Zieisetzullgell reflektlerell. wellil das 
Prrnzlp der Anrelzkompatlbilltcit gelten soll. 

Dloses Prrnzlp der anrelzkolllpatllJlen PreistlllcJung 
gibt einen Leitfaden dafur, welche Eigerlscllaften 
das Preissystem fllr Energie aufweiseil soll Lind 
welcller ErgarzLlllgslJeclali eventuell dllrcll Eller­
glestellem lJesteht. Iil81111 MarktkonforlTlltat el I lel 
Allrelzkompatl(Jllltat bel den Erlergleprclsoll ange­
strebt wIrlI. 

Exergetlsch höll8rwcrtlCjc EnergletröCjer wel-den 
IYO Erergieelnhe1t clcc;ilalb teurer sein 1ll1lSSen 
ais oxergetiscll EnergletlClCjel lilld 

ersc!lopfbare Enp"qle1rclgel \;vel'dcll relatiV 
IlCihere Preise allfwelsel1 als emeuorlJare ener­
gieträger, 

Bel der Entwicklung eil1es operational8ll Konzeptes 
fllr eille Reform dei EllerCjlebesteuerLm~l werden 
(lesl1Cllb folgende GrullCJsatze LU beachten selll 
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- In einer offenen Wirtschaft darf eine Reform der 
Energiebesteuerung nicht die internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. 

- Der Vorzug ist solchen Reformstrategien zu ge­
ben , die die Eigenschaft einer "AII-Winner-Stra­
tegie" haben, d.h. daß weder Unternehmungen 
noch Konsumenten mit zusätzlichen Lasten zu 
rechnen haben 

Viele Mißverständnisse über die Funktion von En­
ergiesteuern wurzeln in einem ungenügenden 
Verständnis der mikro- und makroökonomischen 
Effekte, die von Energiesteuern erwartet werden. 

- Mikroökonomisch soll durch erhöhte Energie­
preise ein Anreiz zur Wahl von energieeffiziente­
ren Technologien gesetzt werden . Gelungene 
Projekte zeigen , daß in einem weiten Bereich 
die dabei erziel baren Mengenreduktionen den 
Preisanstieg mindestens kompensieren, womit 
durch höhere Energiepreise keine Kostener­
höhungen ausgelöst werden. 

- Makroökonomisch bewirken solche Anreize für 
energieeffizientere Technologien günstige ge­
samtwirtschaftliche Effekte wie zusätzliche Inve­
stitions- und Beschäftigungsimpulse. Weitere 
positive Beschäftigungseffekte sind dadurch zu 
erwarten , daß eine wenigstens teilweise Kom­
pensation von Steuern auf Arbeit diesen Pro­
duktionsfaktor wieder relativ billiger macht. 

- Besonders wirksam sind deshalb solche Kon­
zepte bei der Reform der Energiebesteuerung, 
die einen Teil des Aufkommens für einen be­
schränkten Zeitraum für Investitionsanreize ver­
fügbar machen. Programme zur Sanierung der 
thermischen Gebäudequalität und zur Verbrei­
tung von Wärme-Kraft-Technologien verdienen 
dabei erste Priorität. 

5. Zusammenfassende Thesen 

1. Eine Reihe von technischen Optionen ermög­
licht grundsätzlich der österreichischen Ener­
giewirtschaft eine Innovation in Richtung nach­
haltiger Energiesysteme. 

Diese technischen Optionen beinhalten einer­
seits die effizientere Verwendung von Primären­
ergieträgern durch die Erhöhung der Nutzener­
gie-Produktivität , der Anwendungswirkungs­
grade von Endenergie und der Transformations­
wirkungsgrade bei der Umwandlung von 
Primärenergie. Andererseits ist schrittweise eine 
Substitution von fossilen Energieträgern durch 
erneuerbare Energieträger unter BeaChtung der 
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Kriterien Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit 
anzustreben. 

2. Bei jeder Energienutzung soll grundsätzlich ei­
ne Erhöhung der Energieeffizienz erreicht wer­
den; bei allen thermischen Nutzungen von 
Energie ist deshalb eine kaskadische Nutzung 
anzustreben. 

Energieträger mit einem hohen Energiegehalt -
wie Brennstoffe und Elektrizität - sollen deshalb 
grundsätzlich zuerst jenen Anwendungen zuge­
führt werden, bei denen diese hohe Arbeits­
fähigkeit auch gebraucht wird, wie beispielswei­
se in mechanischen Antrieben. Durch Nutzung 
der anfallenden Wärme über Wärmetauseher 
und Wärmepumpen kann die Energieeffizienz 
deutlich angehoben werden . 

3. Bei der thermischen Nutzung von Energie ist 
aus Gründen der thermodynamischen Effizienz 
soweit wie möglich der Einsatz von Wärme­
Kraft-Technologien vorzusehen. 

Bei allen Nachrüstungs- und Neuinvestionen 
von Anlagen mit thermischer Energienutzung 
sollen kombinierten Wärme-Kraft-Technologien 
zum Einsatz kommen. Bei thermischen Kraft­
werken, die bisher primär für die Bereitstellung 
von Elektrizität verwendet wurden, sind bei 
Nachfolgeinvestitionen solche Standorte zu 
wählen, bei denen auch die Wärme effizient ge­
nutzt werden kann. Überschußelektrizität kann 
über die Netzte dorthin transporiert werden, wo 
ein Einsatz von Wärmepumpen weitere kaska­
dische Energienutzungen ermöglicht. 

4. Detailstudien für die C02-relevanten Schlüssel­
bereiche - Verkehr, Wohnbau und Wärme­
Kraft-Technologien - zeigen, daß mit vertretba­
rem technischen und kosten mäßigen Aufwand 
eine Struktur für das österreichische Energiesy­
stem erreichbar wäre, die eine C02-Reduktion 
entsprechend dem Toronto-Ziel ermöglicht. 

Vor allem für den Wohnbau und für die Wärme­
Kraft-Technologien zeigen Pilotprojekte, daß 
der Übergang zu effizienteren Energietechnolo­
gien schon bei den gegenwärtigen Preisen so­
wohl für die Konsumenten als auch für die Inve­
storen mit Kostenvorteilen verbunden sein 
kann. In vielen Fällen sind es institutionelle 
Hemmnisse, wie fehlende Energiekennzahlen in 
den Bauordnungen oder nicht verbindliche 
Rückspeisetarife in die öffentlichen Netze, die 
diese innovativen Energietechnologien behin­
dern. Im Verkehr sind neben Anreizen für einen 
reduzierten Flottenverbrauch Neukonzeptionen 
im Sinne von integrierten Verkehrssystemen er­
forderlich. 
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5. Bereits eile Errelcrluilg des Toronto-Llels erfor­
eiert alierelings eire eleutllclle Versclliellung eier 
IllVestltlonsaktlvltatPfl VOll der kOllvelltlonellen 
Lnerglebereltstellull~J zur ptflzlenterell EnerrJie­
transformation und Erlergic)Verweneillilg. 

Tendenziell werdeli desllilllJ die tllermlscllen 
Großkraftwerke (lurch de7elltrale Wärme Kratt­
Techllologlell zu ersetzeil sel!l. sofeme sichilln­
slchtllcll eier WarrllellutzLHlg und der Emlsslo­
Ilell Vorteile ergebell. InfrastrukturillVestitiollen 
für leituilgsgebuneielle Energie. die Illcht eien 
cmgestrebten efflzlellten Tectlrlologlen fur die 
lrwrgletrallsformatlon eiltsprechen , slild IlLJr 
melll In Ausnahmefallen zu empfehlell Hochste 
Pl'lontat bei der Illilovation der AnwerKlungssy­
sterne Ilat der Bereich Raul1lwärrne samt der 
damit verbundeneil tllerl1llSchen Gebau­
desC111IeruIlCJ. 

6. Die EntwIcklung VOll fortgesctlritterlell Solar­
ullei Blomassetechnologlell Ist niclit Ilur allS 
umweltpolitischeIl GrLlndell anzustreben, SOIl­
dem aucll als Inclustnepolitische Option lU 
empfehlen 

Da sich elle tllermlsclle Soiarnutzullg im Selbst 
IJau bereits hervorcagend bewallrt ullCl Ihl kom 
merzleller Einsatz all der Schwelle eier WlI't 
schaftllchkeit bei dOll gegenwärtigen Pr-elsell 
angelallgt ist, soll die Plclilung von Noubauten 
diese Technologie IJeruckSlchtlgen. Bel eier 
pliotovoltCllschen Soli1mutzung Sind Plnprseits 
markante tecllnlsclle Inllovatloren im Cange 
und allclerel'selts gelungene Beispiele fw EII1-
bindungen In ein Integriertes Energiekonzept 
verfClgbar. Vielversprechemi sind die Entwlck­
IUllgen bel der TpchllOloglP eier transparent eil 
Wörmeclämillung. Bel der BlolllClssellutzlillg 
kOlllmt der Entwicklung von fortgeschrlttenerl 
Tr,wsformatlonssystemen vor allem II1 kombi­
nierten Warme-Kraft -Technologlen elllO zeltralo 
Rolle zu. 

7 Neben deli CO Ellllsslonell Sllld verstarkt aucll 
die anderen mit eier Verwemlung von Energie 
vertJlIndenen UrnweltbelastLlllgen zu beachtell. 

Vorillehrte Aufmerksamkeit bei Verbrennungs 
prozessen verdienen alle EmiSSionen, wie z.B. 
Stlckoxlcle, Kohlenwasserstoffe und Staub. 
Grundsätzlich ISt bel Gllen Emittenten einE- ent­
sprechende EmisslollskOlltrolle vorzusehen. 

8. Von alieil im Bereich der Energiewirtscilaft tatl­
gen Untemehmungen wird eine Umorientierung 
des Untemehmenszlels auf eile Bereitstellung 
VOll EnerglP-Dlenstlelstungell erwartet. 

TendellZlel1 Wird dies eineil Uhergang VOll der 
an den Ellorgieträgem orrentlerten Spaneil 
struktur zugunsten eines Allgebots von Inte 
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grrerten Losuilgen fLir die Erbrrl1gUllCj von ge 
WLH1schten Em"rgIG-Dlel,stlelstullrJen I)el Unter­
nellmllngell lIlKI HiUlshalte'l beeleutell. Durcll 
ello Integratioll der Verantwortung urlCl eier Ellt­
scllCldullgerl L'lber die Wahl der Ellergietechno­
IO~llell und den BptlielJ eines Ellercliesysteills 
werden Am81ze zum Ausschopten VOll Innovatl­
onspotentlalerl gespt7t. 

9. Bund, Ländelll und Gemeinden komillt vel'­
st~irkt die Aufgabe zu, die langfnstlgen Ziele der 
Ellergiepolltik - wie elle StrukturPll fLlr Ulll nach­
'laltlCjes Ellergresystem - zu fOllllllllelell umJ die 
Institutionellen unei reclltlrcrlerl Vor,1L1SSptZUI1-
eJell zur Errelcllung dieser Ziele !u scllaffen. 

Es Wird grunelsätzllch orwartet, cJar3 mit markt­
lllaßigen Koordinationsmechanismen elle mit 
clen Zielen der cllel'glepolltlk kompatiblen 
Stl'Llkturen des Eller~Jlesystems erreretlt wer­
dell. Hemmnisse, die beispioisweise Warme 
Kl'aft -Techllologlen ocler themllsch hocilwertl 
gerl Gebäudell den MarktzugGng behindern, 
werden zu IJeseitigen sein, um innovativen 
Tecllllologlen Chancengleichheit auf dell Mark­
tell zu slchel'll Bel f=IllISSI0nell Ist eine Harmo­
nlslerung der rechtlichen Ral1menbecllnCjungen 
lIne! dereil kOllsequellter VollzLlCj Ilotwencllg. 

Die t)estehellden Mechanismen der Preisbil­
dUllg für Energieträger werdell dahingeilend zu 
ubelprufen SPII". ob sie IlIlt de'l fonmillenen Zie­
len der Energiepolitik Im ElnkiLlI1Cj stellen. Be­
sondere Aufl1lwksal1lkelt verdlellen d,üJel die 111-

ternatlonalell Markte fur fOSSile EnerglPtrager. 
deren kurzfristiger EntscheidLlII(jsllorlzollt nicht 
die langfnstige Erscllopfung lind die sozialen 
Kosteil der NutzunCj elleser Ellergloträ~Jer 'oflek 
tlert. 

Hlnzllwelsell ISt aucll auf inllovatlve marktwlrt­
scllaftllche Instrumente, wie die IllstalllPrLlllg VOll 
Märkten für Lilerlzoll, die dem Inhaber be­
stimmte Rechte zuordnen, Mit dell eller~llepoliti­
scllen Zieisetzullgell kompatible Markterllebnls­
se könnell beispielsweise dadurch unter markt­
llläRlgen Beclillgungen en'elch: 'ilorden. claß ::Ile 
Lilliitierung der NutZUllg bestlillmter EnelCjletra­
ger oder der ErzeugLlllg von bestlillmten f=mis­
Sionerl durorl eire Aus(jabe von llandelbc1ren Li­
zeillen koorcllfllert Wird. Die Handelbalf..elt sol­
cller Zertifikate stellt slcller, daß wlnscllaftllche 
Efflzlellzknteriell erreicht we,-dell. 

Eine aktive lechnologlepolltlk ist IIll LInklang 
mit den wirtschaftlichen Strategiell der luropäl­
schen Union eine fleLie Herausforclel'ung flir 
den offentllcllell Sektor. Inovatlve Tecllllologle­
Illlpulse für nacllilaltige EnerglestruktLiren durcll 
Forschung uncl Ell\INlcklung L111CI AblJau von In­
stltLitlonellen Hellllllilissell bieten slcll i11s zu­
kunftsträchtige Option felr Osterreich all. 
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6. Dokumentation des Referenz-Szenarios 

Tabelle 0 .1 Energie-Dienstleistungen (Index 1990 = 100) 

1990 1995 2000 2015 2025 

VERKEHR 
Personen-km / Kopf 100,0 112,9 127,5 144,0 151,5 159,0 

Tonnen-km 100,0 113,4 128,7 146,0 153,5 161,0 

INDUSTRIE 
Grundstoffe 100,0 92,1 84,7 78,0 74,0 70,0 
Elektrochemie 100,0 10,0 10,0 10,0 10,0 10,0 
Finalgüter 100,0 111,1 123,4 137,0 154,5 172,0 

KLEINVERBRAUCH 
Wohnfläche / Kopf 100,0 103,2 106,6 110,0 117,5 125,0 
Bevölkerung 100,0 104,8 109,8 115,0 122,5 130,0 
Gewerbl. Produktion 100,0 109,7 120,3 132,0 152,0 172,0 

Tabelle 0 .2 Nutzenergie-Produktivität (Index 1990 = 1) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Niedertemperatur 1,00 1,08 1,16 1,25 1,50 1,75 
Hochtemperatur 1,00 1,03 1,07 1,10 1,15 1,20 
Industrieöfen 1,00 1,06 1,13 1,20 1,30 1,40 
Stationäre Motoren 1,00 1,06 1,13 1,20 1,20 1,20 
Fahrzeug-Motoren 1,00 1,13 1,28 1,45 1,68 1,90 
Beleuchtung, EDV 1,00 1,12 1,25 1,40 1,80 2,20 
Elektrochemie 1,00 1,06 1,13 1,20 1,25 1,30 
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Tabelle D.3 Nutzenergie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2025 

Nutzenergie insgesamt 451,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 
Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 
Kleinverbrauch 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 186,1 201,1 201,3 201,8 191,3 184,6 
Hochtemperatur 50,2 48,2 46,2 44,7 44,2 43,8 
Industrieöfen 90,4 82,7 77,2 72,6 69,7 67,1 
Stationäre Motoren 60,2 60,5 59,1 58,2 62,9 67,6 
Fahrzeug-Motoren 60,0 69,1 71,0 73,0 69,9 67,9 
Beleuchtung & EDV 1,2 1,8 1,7 1,7 1,6 1,5 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 42,1 37,7 33,3 29,4 24,4 20,0 
Ölprodukte 125,8 124,2 113,1 102,5 85,0 69,6 
Gas 89,2 85,9 81,4 77,5 63,9 51,9 
Elektrizität 105,7 106,3 103,8 102,0 102,3 103,5 
Wärme 22,7 34,5 44,6 54,8 79,7 103,8 
Biogene Energie 65,7 75,8 81,3 86,6 85,1 84,4 

Tabelle D.4 Nutzenergie (%-Anteile) 

1990 1995 2005 2015 2025 

Nutzenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 14,5 16,3 17,1 17,9 17,7 17,6 
Industrie 39,0 34,2 32,1 30,1 29,6 28,9 
Kleinverbrauch 46,6 49,5 50,9 52,0 52,7 53,5 
Niedertemperatur 41,2 43,3 44,0 44,6 43,4 42,6 
Hochtemperatur 11 ,1 10,4 10,1 9,9 10,0 10,1 
Industrieöfen 20,0 17,8 16,9 16,0 15,8 15,5 
Stationäre Motoren 13,3 13,0 12,9 12,9 14,3 15,6 
Fahrzeug-Motoren 13,3 14,9 15,5 16,1 15,9 15,7 
Beleuchtung & EDV 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 0,3 
Elektrochemie 0,7 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 

Kohle 9,3 8,1 7,3 6,5 5,5 4,6 
Ölprodukte 27,9 26,7 24,7 22,6 19,3 16,1 
Gas 19,8 18,5 17,8 17,1 14,5 12,0 
Elektrizität 23,4 22,9 22,7 22,5 23,2 23,9 
Wärme 5,0 7,4 9,8 12,1 18,1 23,9 
Biogene Energie 14,6 16,3 17,8 19,1 19,3 19,5 
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Tabelle D.5 Nutzenergie Verkehr (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Verkehr 65,4 75,5 78,2 81,0 78,1 76,3 

Niedertemperatur 3,4 3,8 4,1 4,4 4,1 3,8 
Stationäre Motoren 3,3 3,9 4,3 4,6 5,1 5,6 
Fahrzeug-Motoren 58,7 67,8 69,8 71,9 68,9 66,8 
Beleuchtung, EDV 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Kohle 0,1 0, 1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 56,0 63,6 64,6 65,6 60,1 55,7 
Gas 0,5 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 
Elektrizität 7,3 9,4 10,7 12,1 14,6 17,2 
Wärme 1,3 1,7 2,0 2,4 2,4 2,5 
Biogene Energie 0,0 0, 1 0,1 0,2 0,2 0,2 

Niedertemperatur 3,4 3,8 4,1 4,4 4,1 3,8 

Kohle 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 0,9 0,9 0,8 0,6 0,4 0,2 
Gas 0,5 0,6 0,6 0,6 0,6 0,5 
Elektrizität 0,4 0,5 0,5 0,5 0,4 0,3 
Wärme 1,3 1,7 2,0 2,4 2,4 2,5 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 

Stationäre Motoren 3,3 3,9 4,3 4,6 5,1 5,6 

Ölprodukte 2,5 2,9 3,2 3,4 3,5 3,6 
Gas 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,2 
Elektrizität 0,8 0,9 1,1 1,2 1,5 1,8 

Fahrzeug-Motoren 58,7 67,8 69,8 71,9 68,9 66,8 

Ölprodukte 52,6 59,9 60,7 61,5 56,2 51,9 
Elektrizität 6,1 8,0 9,1 10,3 12,7 15,0 

Beleuchtung & EDV 0,0 0,1 0,1 0, 1 0,1 0, 1 

Elektrizität 0,0 0, 1 0,1 0,1 0,1 0,1 
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Tabelle D.6 Nutzenergie Verkehr (OIo -Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Verkehr 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 5,1 5,0 5,2 5,4 5,2 5,0 
Stationäre Motoren 5,0 5,2 5,4 5,7 6,5 7,3 
Fahrzeug-Motoren 89,8 89,8 89,3 88,7 88,2 87,6 
Beleuchtung, EDV 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

Kohle 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 85,7 84,3 82,6 80,9 77,0 73,0 
Gas 0,8 0,8 0,8 0,8 0,8 0,9 
Elektrizität 11,2 12,5 13,7 15,0 18,7 22,5 
Wärme 2,0 2,2 2,6 3,0 3,1 3,3 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,2 0,2 0,3 0,3 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 3,8 3,1 2,5 1,8 1,3 0,8 
Ölprodukte 27,3 23,0 18,6 14,3 10,3 6,3 
Gas 15,3 15,0 14,6 14,3 13,8 13,3 
Elektrizität 12,8 12,1 11,5 10,8 9,8 8,8 
Wärme 39,9 44,9 49,9 54,9 59,9 64,9 
Biogene Energie 0,9 1,9 2,9 3,9 4,9 5,9 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 76,3 75,3 74,3 73,3 68,8 64,3 
Gas 0,3 0,3 0,3 0,3 1,8 3,3 
Elektrizität 23,4 24,4 25,4 26,4 29,4 32,4 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 89,6 88,3 86,9 85,6 81,6 77,6 
Elektrizität 10,4 11,7 13,1 14,4 18,4 22,4 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 0 .7 Nutzenergie Industrie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Industrie 175,8 158,8 146,6 136,5 130,2 125,0 

Niedertemperatur 14,9 13,8 12,5 11,4 9,7 8,5 
Hochtemperatur 45,0 42,5 40,2 38,3 37,1 36,1 
Industrieäfen 78,4 69,8 63,9 59,0 55,1 51,8 
Stationäre Motoren 33,7 31,1 28,6 26,5 26,9 27,2 
Fahrzeug-Motoren 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 
Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 

Kohle 30,3 26,0 22,9 20,3 17,5 15,2 
Ölprodukte 23,8 18,8 14,6 11,1 6,2 1,9 
Gas 57,3 51,8 47,5 44,0 40,6 37,7 
Elektrizität 46,4 40,7 37,3 34,5 34,1 33,9 
Wärme 2,6 3,1 3,4 3,7 4,1 4,5 
Biogene Energie 15,4 18,4 20,8 23,0 27,6 31,9 

Niedertemperatur 14,9 13,8 12,5 11,4 9,7 8,5 

Kohle 1,8 1,5 1,3 1,1 0,7 0,3 
Ölprodukte 3,5 2,6 1,9 1,2 0,8 0,5 
Gas 3,8 3,4 3,1 2,8 1,9 1,2 
Elektrizität 2,6 2,3 2,0 1,8 1,4 1,1 
Wärme 2,6 3,1 3,4 3,7 4,1 4,5 
Biogene Energie 0,7 0,8 0,8 0,9 0,9 0,9 

Hochtemperatur 45,0 42,5 40,2 38,3 37,1 36,1 

Kohle 1,2 1,1 1,1 1,0 1,0 1,0 
Ölprodukte 10,2 8,3 6,7 5,2 3,0 0,9 
Gas 19,5 18,3 17,1 16,2 15,5 14,9 
Elektrizität 1,0 1,0 0,9 0,9 0,9 0,8 
Biogene Energie 13,1 13,8 14,4 15,0 16,8 18,5 

Industrieöfen 78,4 69,8 63,9 59,0 55,1 51,8 

Kohle 27,3 23,4 20,5 18,2 15,9 13,9 
Ölprodukte 10,1 7,8 6,1 4,7 2,4 0,5 
Gas 33,5 29,6 26,9 24,6 22,7 21,1 
Elektrizität 5,9 5,2 4,8 4,4 4,1 3,9 
Biogene Energie 1,6 3,8 5,6 7,1 10,0 12,5 

Stationäre Motoren 33,7 31,1 28,6 26,5 26,9 27,2 

Gas 0,6 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 
Elektrizität 33,1 30,6 28,1 26,0 26,4 26,8 

Fahrzeug-Motoren 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 

Elektrizität 0,5 0,5 0,4 0,4 0,3 0,3 

Beleuchtung & EDV 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 

Elektrizität 0,2 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 

Elektrochemie 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0 ,9 

Elektrizität 3,1 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 
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Tabelle 0 .8 Nutzenergie Industrie (%-Anteile) 

1995 2000 2005 2015 

Nutzenergie Industrie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 8,5 8,7 8,5 8,4 7,5 6,8 
Hochtemperatur 25,6 26,8 27,4 28,0 28,5 28,9 
Industrioofen 44,6 43,9 43,6 43,2 42,3 41 ,5 
Stationäre Motoren 19,2 19,6 19,5 19,4 20,6 21,8 
Fahrzeug-Motoren 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,2 
Beleuchtung, EDV 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
Elektrochemie 1,8 0,6 0,6 0,6 0,7 0,7 

Kohle 17,2 16,4 15,6 14,9 13,5 12,2 
Ölprodukte 13,6 11,8 10,0 8,1 4,8 1,5 
Gas 32,6 32,6 32,4 32,2 31 ,2 30,2 
Elektrizität 26,4 25,6 25,5 25,3 26,2 27,1 
Wärme 1,5 1,9 2,3 2,7 3,2 3,6 
Biogene Energie 8,8 11 ,6 14,2 16,8 21,2 25,5 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 11,8 11,1 10,5 9,8 6,8 3,8 
Öl produkte 23,5 19,2 14,8 10,5 8,0 5,5 
Gas 25,3 25,0 24,6 24,3 19,3 14,3 
Elektrizität 17,5 16,8 16,2 15,5 14,5 13,5 
Wärme 17,3 22,3 27,3 32,3 42,3 52,3 
Biogene Energie 4,6 5,6 6,6 7,6 9,1 10,6 

Hochtemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 2,7 2,7 2,7 2,7 2,7 2,7 
Ölprodukte 22,6 19,6 16,6 13,6 8,1 2,6 
Gas 43,3 43,0 42,6 42,3 41,8 41,3 
Elektrizität 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 
Biogene Energie 29,1 32,4 35,8 39,1 45,1 51,1 

Industrieöfen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 34,8 33,5 32,1 30,8 28,8 26,8 
Ölprodukte 12,9 11 ,2 9,6 7,9 4,4 0,9 
Gas 42,7 42,4 42,0 41,7 41 ,2 40,7 
Elektrizität 7,5 7,5 7,5 7,5 7,5 7,5 
Biogene Energie 2,1 5,4 8,8 12,1 18,1 24,1 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Gas 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 
Elektrizität 98,3 98,3 98,3 98,3 98,3 98,3 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrochemie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 0.9 Nutzenergie Kleinverbrauch (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Kleinv. 210,1 230,0 232,6 235,4 232,1 232,0 

Niedertemperatur 167,9 183,6 184,8 186,0 177,5 172,3 
Hochtemperatur 5,2 5,7 6,0 6,4 7,0 7,6 
Industrieöfen 12,0 12,9 13,3 13,7 14,5 15,2 
Stationäre Motoren 23,2 25,5 26,3 27,1 31,0 34,8 
Fahrzeug-Motoren 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 
Beleuchtung, EDV 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 

Kohle 11 ,7 11,5 10,3 9,1 6,8 4,8 
Ölprodukte 46,0 41 ,7 33,9 25,9 18,7 12,1 
Gas 31,3 33,6 33,2 32,9 22,7 13,5 
Elektrizität 52,0 56,1 55,7 55,4 53,6 52,4 
Wärme 18,8 29,7 39,2 48,7 73,1 96,8 
Biogene Energie 50,3 57,3 60,4 63,5 57,2 52,4 

Niedertemperatur 167,9 183,6 184,8 186,0 177,5 172,3 

Kohle 10,9 10,7 9,5 8,4 6,2 4,3 
Ölprodukte 39,9 35,6 27,8 19,9 12,8 6,4 
Gas 28,2 30,2 29,8 29,4 19,2 10,0 
Elektrizität 25,1 26,3 25,3 24,2 18,6 13,8 
Wärme 18,8 29,7 39,2 48,7 73,1 96,8 
Biogene Energie 45,0 51 ,0 53,2 55,4 47,6 41 ,0 

Hochtemperatur 5,2 5,7 6,0 6,4 7,0 7,6 

Ölprodukte 3,5 3,7 3,7 3,8 3,9 4,0 
Gas 1,3 1,5 1,5 1,6 1,6 1,6 
Biogene Energie 0,3 0,6 0,8 1,1 1,5 2,0 

Industrieöfen 12,0 12,9 13,3 13,7 14,5 15,2 

Kohle 0,8 0,8 0,8 0,7 0,6 0,5 
Ölprodukte 2,5 2,5 2,4 2,2 2,0 1,7 
Gas 1,8 1,9 1,9 1,9 1,9 2,0 
Elektrizität 1,9 2,0 1,9 1,9 1,9 1,8 
Biogene Energie 5,0 5,7 6,4 7,0 8,2 9,3 

Stationäre Motoren 23,2 25,5 26,3 27,1 31 ,0 34,8 

Elektrizität 23,2 25,5 26,3 27,1 31 ,0 34,8 

Fahrzeug-Motoren 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 

Elektrizität 0,8 0,8 0,8 0,8 0,7 0,7 

Beleuchtung & EDV 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 

Elektrizität 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 
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Tabelle 0.10 Nutzenergie Kleinverbrauch (DIo -Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Nutzenergie Kleinv. 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Niedertemperatur 79,9 79,8 79,4 79,0 76,5 74,3 
Hochtemperatur 2,5 2,5 2,6 2,7 3,0 3,3 
Industrieöfen 5,7 5,6 5,7 5,8 6,3 6,6 
Stationäre Motoren 11 ,0 11 ,1 11 ,3 11 ,5 13,3 15,0 
Fahrzeug-Motoren 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 0,5 0,7 0,6 0,6 0,6 0,5 

Kohle 5,6 5,0 4,4 3,8 2,9 2,1 
Ölprodukte 21 ,9 18,1 14,6 11 ,0 8,0 5,2 
Gas 14,9 14,6 14,3 14,0 9,8 5,8 
Elektrizität 24,7 24,4 24,0 23,5 23,1 22,6 
Wärme 8,9 12,9 16,8 20,7 31 ,5 41 ,7 
Biogene Energie 23,9 24,9 25,9 27,0 24,7 22,6 

Niedertemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 6,5 5,8 5,2 4,5 3,5 2,5 
Ölprodukte 23,8 19,4 15,0 10,7 7,2 3,7 
Gas 16,8 16,5 16,1 15,8 10,8 5,8 
Elektrizität 15,0 14,3 13,7 13,0 10,5 8,0 
Wärme 11 ,2 16,2 21 ,2 26,2 41,2 56,2 
Biogene Energie 26,8 27,8 28,8 29,8 26,8 23,8 

Hochtemperatur 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Ölprodukte 67,6 64,5 61,5 58,5 55,5 52,5 
Gas 26,0 25,7 25,3 25,0 23,0 21,0 
Biogene Energie 6,5 9,8 13,2 16,5 21 ,5 26,5 

Industrieöfen 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 7,0 6,3 5,7 5,0 4,0 3,0 
Ölprodukte 21 ,0 19,4 17,8 16,1 13,6 11,1 
Gas 14,8 14,5 14,1 13,8 13,3 12,8 
Elektrizität 15,9 15,2 14,6 13,9 12,9 11 ,9 
Biogene Energie 41 ,2 44,5 47,9 51,2 56,2 61 ,2 

Stationäre Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Fahrzeug-Motoren 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Beleuchtung & EDV 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Elektrizität 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
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Tabelle 0.11 Endenergie-Wirkungsgrade 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Niedertemperatur 
Kohle 0,40 0,42 0,45 0,47 0,51 0,54 
Öl prOdukte 0,50 0,54 0,59 0,64 0,67 0,70 
Gas 0,60 0,63 0,67 0,70 0,73 0,75 
Elektrizität 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Fernwärme 0,90 0,91 0,92 0,93 0,93 0,93 
Biogene Energie 0,45 0,49 0,54 0,59 0,62 0,65 

Hochtemperatur 
Kohle 0,75 0,76 0,76 0,77 0,77 0,77 
Ölprodukte 0,80 0,81 0,81 0,82 0,83 0,84 
Gas 0,80 0,81 0,81 0,82 0,84 0,85 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,78 0,79 0,81 0,82 0,82 0,82 

Industrieöfen 
Kohle 0,71 0,72 0,72 0,73 0,73 0,73 
Ölprodukte 0,74 0,75 0,75 0,76 0,77 0,78 
Gas 0,76 0,77 0,77 0,78 0,80 0,81 
Elektrizität 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 0,95 
Biogene Energie 0,71 0,73 0,75 0,77 0,77 0,77 

Stationäre Motoren 
Ölprodukte 0,35 0,36 0,36 0,37 0,37 0,37 
Gas 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 
Elektrizität 0,80 0,81 0,82 0,83 0,83 0,83 

Fahrzeug-Motoren 
Öl produkte 0,27 0,28 0,30 0,31 0,32 0,33 
Elektrizität 0,85 0,86 0,86 0,87 0,87 0,87 

Beleuchtung, EDV 
Elektrizität 0,05 0,10 0,15 0,20 0,28 0,35 

Elektrochemie 
Elektrizität 0,35 0,36 0,37 0,38 0,38 0,38 
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Tabelle 0.12 Endenergie (Petajoule) 
" 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 
~ ~ ,- ~ ~ 

Endenergie insgesamt 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191 ,3 
Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Ölprodukte 324,9 320,0 288,7 261,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biogene Energie 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

Niedertemperatur 332,8 329,9 305,0 284,2 250,5 227,2 
Hochtemperatur 63,1 60,0 56,9 54,4 53,4 52,4 
Industrieöfen 120,5 109,2 100,9 93,8 89,1 85,2 
Stationäre Motoren 80,2 80,2 77,7 75,9 81,8 87,7 
Fahrzeug-Motoren 203,6 222,1 216,6 211,6 191,4 175,6 
Beleuchtung, EDV 24,6 18,1 11 ,7 8,4 5,6 4,2 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle 0.13 Endenergie (%-Anteile) 

1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Verkehr 25,9 28,7 30,0 31,1 30,7 30,1 
Industrie 29,0 25,7 24,8 23,9 24,4 24,6 
Kleinverbrauch 45,1 45,6 45,3 45,0 45,0 45,3 

Kohle 8,8 7,8 7,2 6,5 5,6 4,7 
Öl produkte 39,0 38,9 37,4 35,8 32,6 29,2 
Gas 15,4 14,7 14,5 14,2 12,3 10,3 
Elektrizität 18,5 17,3 17,1 17,2 18,4 19,6 
Wärme 3,0 4,6 6,3 8,1 12,7 17,6 
Biogene Energie 15,4 16,6 17,5 18,3 18,4 18,6 

Niedertemperatur 39,9 40,1 39,5 38,9 37,2 35,8 
Hochtemperatur 7,6 7,3 7,4 7,4 7,9 8,3 
Industrieöfen 14,5 13,3 13,1 12,8 13,2 13,4 
Stationäre Motoren 9,6 9,8 10,1 10,4 12,1 13,8 
Fahrzeug-Motoren 24,4 27,0 28,1 29,0 28,4 27,7 
Beleuchtung, EDV 3,0 2,2 1,5 1,2 , 0,8 0,7 
Elektrochemie 1,1 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 
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Tabelle 0.14 Endenergie Verkehr (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Verkehr 216,1 236,1 231 ,1 226,9 206,8 191 ,3 

Kohle 0,3 0,3 0,2 0,2 0,1 0,1 
Ölprodukte 203,8 221 ,2 214,6 208,6 185,7 167,1 
Gas 0,9 0,9 0,9 0,9 1,0 1,2 
Elektrizität 9,6 11,8 12,9 14,3 17,1 19,9 
Wärme 1,5 1,9 2,2 2,6 2,6 2,7 
Biogene Energie 0,1 0,1 0,2 0,3 0,3 0,3 

Niedertemperatur 5,0 5,3 5,3 5,5 4,9 4,5 
Stationäre Motoren 8,1 9,4 10,0 10,7 11 ,5 12,3 
Fahrzeug-Motoren 202,0 220,7 215,2 210,3 190,2 174,4 
Beleuchtung, EDV 1,0 0,8 0,5 0,4 0,3 0,2 

Tabelle 0.15 Endenergie Verkehr (O/o-Anteile) 

2005 2015 2025 

Endenergie Verkehr 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 
Ölprodukte 94,3 93,7 92,9 91 ,9 89,8 87,4 
Gas 0,4 0,4 0,4 0,4 0,5 0,6 
Elektrizität 4,4 5,0 5,6 6,3 8,3 10,4 
Wärme 0,7 0,8 1,0 1,1 1,3 1,4 
Biogene Energie 0,0 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 

Niedertemperatur 2,3 2,2 2,3 2,4 2,4 2,3 
Stationäre Motoren 3,8 4,0 4,3 4,7 5,6 6,4 
Fahrzeug-Motoren 93,5 93,4 93,1 92,7 92,0 91,1 
Beleuchtung, EDV 0,4 0,3 0,2 0,2 0,1 0,1 
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Tabelle 0.16 Endenergie Industrie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Industrie 241,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 

Kohle 44,5 37,7 32,7 28,6 24,4 20,9 
Ölprodukte 33,4 25,7 19,4 14,3 7,9 2,4 
Gas 76,3 68,1 61 ,7 56,4 51 ,0 46,4 
Elektrizität 64,2 51,9 46,6 42,4 41 ,7 41,4 
Wärme 2,9 3,4 3,7 4,0 4,4 4,8 
Biogene Energie 20,6 24,1 26,8 29,0 34,8 40,1 

Niedertemperatur 24,9 21,4 18,1 15,6 12,4 10,3 
Hochtemperatur 56,6 52,9 49,5 46,6 44,9 43,3 
Industrieöfen 104,6 92,3 83,7 76,4 70,8 66,0 
Stationäre Motoren 43,1 39,3 35,6 32,5 33,0 33,5 
Fahrzeug-Motoren 0,6 0,6 0,5 0,4 0,4 0,3 
Beleuchtung, EDV 3,2 1,9 1,2 0,8 0,5 0,4 
Elektrochemie 8,8 2,5 2,4 2,3 2,3 2,2 

Tabelle 0.17 Endenergie Industrie ("Io-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Industrie 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 18,4 17,9 17,1 16,4 14,8 13,4 
Ölprodukte 13,8 12,2 10,2 8,2 4,8 1,5 
Gas 31 ,6 3~ ,3 32,3 32,3 31 ,0 29,8 
Elektrizität 26,5 24,6 24,4 24,3 25,4 26,5 
Wärme 1,2 1,6 1,9 2,3 2,7 3,1 
Biogene Energie 8,5 11,4 14,0 16,6 21,2 25,7 

Niedertemperatur 10,3 10,1 9,5 8,9 7,6 6,6 
Hochtemperatur 23,4 25,1 25,9 26,7 27,3 27,8 
Industrieöfen 43,2 43,8 43,8 43,8 43,1 42,3 
Stationäre Motoren 17,8 18,6 18,6 18,6 20,1 21,5 
Fahrzeug-Motoren 0,3 0,3 0,3 0,2 0,2 0,2 
Beleuchtung, EDV 1,3 0,9 0,6 0,5 0,3 0,2 
Elektrochemie 3,6 1,2 1,3 1,3 1,4 1,4 
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Tabelle 0 .18 Endenergie Kleinverbrauch (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Kleinv. 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

Kohle 28,4 26,5 22,4 18,7 13,1 8,6 
Ölprodukte 87,7 73,2 54,7 38,6 26,4 16,0 
Gas 51,0 52,1 49,1 46,4 30,8 17,6 
Elektrizität 80,2 78,8 72,4 68,7 65,0 63,2 
Wärme 20,9 32,7 42,6 52,4 78,6 104,1 
Biogene Energie 107,3 111,8 107,8 104,3 89,2 77,7 

Niedertemperatur 302,8 303,2 281,5 263,2 233,2 212,4 
Hochtemperatur 6,5 7,1 7,4 7,8 8,5 9,1 
Industrieöfen 15,9 16,8 17,1 17,4 18,4 19,2 
Stationäre Motoren 29,0 31,5 32,1 32,6 37,3 41,9 
Fahrzeug-Motoren 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 0,9 
Beleuchtung, EDV 20,5 15,4 10,0 7,2 4,9 3,6 

Tabelle 0.19 Endenergie Kleinverbrauch (O/o-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Endenergie Kleinv. 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 7,6 7,1 6,4 5,7 4,3 3,0 
Ölprodukte 23,3 19,5 15,7 11,7 8,7 5,6 
Gas 13,6 13,9 14,1 14,1 10,2 6,1 
Elektrizität 21,4 21,0 20,8 20,9 21,5 22,0 
Wärme 5,6 8,7 12,2 15,9 25,9 36,2 
Biogene Energie 28,6 29,8 30,9 31,7 29,4 27,0 

Niedertemperatur 80,6 80,9 80,7 80,0 76,9 74,0 
Hochtemperatur 1,7 1,9 2,1 2,4 2,8 3,2 
Industrieöfen 4,2 4,5 4,9 5,3 6,1 6,7 
Stationäre Motoren 7,7 8,4 9,2 9,9 12,3 14,6 
Fahrzeug-Motoren 0,2 0,2 0,3 0,3 0,3 0,3 
Beleuchtung, EDV 5,4 4,1 2,9 2,2 1,6 1,3 
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Tabelle 0.20 Brutto-Energie (Petajoule) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 410,7 436,6 451,0 465,2 522,4 583,4 
Netto-Importe 723,7 658,7 581,3 520,5 431,7 359,5 
Lageraufbau 17,8 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 1.116,6 1.095,4 1.032,3 985,8 954,1 942,9 

Kohle 173,1 147,1 121,6 101,4 78,7 59,8 
Ölprodukte 441 ,1 428,5 387,5 352,7 307,7 270,5 
Gas 219,2 207,4 193,3 184,2 154,7 130,1 
Elektrizität -1,7 0,0 0,0 0,0 0 ,0 0,0 
Biog. & Abfall 138,4 157,1 163,6 170,0 173,1 179,9 
Wasserkraft 146,3 151,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Solar 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Input 801,0 774,2 725,9 692 ,3 697,9 716,3 

Wasserkraftwerke 146,3 151 ,0 158,0 165,0 165,0 165,0 
Kraft-Wärme Proz. 186,5 169,0 150,4 141,2 136,2 134,9 
Raffinerie 383,5 375,3 344,7 318,2 277,6 244,0 
Gas & Koks Proz. 84,8 74,8 64,4 55,4 44,1 34,9 
Solare Proz. 0,0 4,2 8,3 12,5 75,0 137,5 

Transformation Output 667,3 647,9 608,0 577 ,7 555,7 544,3 

Wasserkraftwerke 117,0 120,8 126,4 132,0 132,0 132,0 
Kraft-Wärme Proz. 93,0 87,1 80,1 77,5 88,4 101,0 
Raffinerie 378,4 370,0 339,9 313,7 273,7 240,6 
Gas & Koks Proz. 78,8 68,8 59,3 51,0 40,5 32,1 
Solare Proz. 0,0 1,2 2,3 3 ,5 21 ,0 38,5 

Untransformierte En. 315,5 321 ,2 306,4 293,5 256,2 226,6 

Verluste Transformat. 133,8 126,3 117,9 114,6 142,2 172,1 

Verluste Vert. & Eig. 70,8 68,4 64,6 61,8 59,1 57,6 

Nicht-energet. Verbr. 78,4 78,7 78,7 78,7 78,7 78,7 

Verkehr 216,1 236,1 231,1 226,9 206,8 191 ,3 
Industrie 241 ,9 210,9 191,0 174,7 164,2 156,1 
Kleinverbrauch 375,5 375,0 349,0 329,1 303,1 287,2 

ENDENERGIE 833,6 822,0 771,1 730,7 674,1 634,6 

Kohle 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 
Öl produkte 324,9 320,0 288,7 261 ,6 220,0 185,6 
Gas 128,2 121 ,1 111,8 103,7 82,8 65,2 
Elektrizität 154,0 142,4 131,9 125,4 123,8 124,5 
Wärme 25,2 37,9 48,5 59,0 85,7 111,6 
Biog. & Abfall 128,0 136,0 134,8 133,6 124,3 118,1 

NUTZENERGIE 451 ,2 464,3 457,5 452,9 440,4 433,3 

C02-Emission (Mio t) 56,4 52,5 46,2 41,2 34,1 28,3 
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Tabelle 0.21 Brutto-Energie ("Io-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 
"-

Inl. Produktion 36,8 39,9 43,7 47,2 54,8 61,9 
Netto-Importe 64,8 60,1 56,3 52,8 45,2 38,1 
Lageraufbau 1,6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Kohle 15,5 13,4 11,8 10,3 8,3 6,3 
Ölprodukte 39,5 39,1 37,5 35,8 32,2 28,7 
Gas 19,6 18,9 18,7 18,7 16,2 13,8 
Elektrizität -0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Biog. & Abfall 12,4 14,3 15,8 17,2 18,1 19,1 
Wasserkraft 13,1 13,8 15,3 16,7 17,3 17,5 
Solar 0,0 0,4 0,8 1,3 7,9 14,6 

Transformation Input 71,7 70,7 70,3 70,2 73,1 76,0 

Wasserkraftwerke 13,1 13,8 15,3 16,7 17,3 17,5 
Kraft-Wärme Proz. 16,7 15,4 14,6 14,3 14,3 14,3 
Raffinerie 34,3 34,3 33,4 32,3 29,1 25,9 
Gas & Koks Proz. 7,6 6,8 6,2 5,6 4,6 3,7 
Solare Proz. 0,0 0,4 0,8 1,3 7,9 14,6 

Transformation Output 59,8 59,2 58,9 58,6 58,2 57,7 

Wasserkraftwerke 10,5 11 ,0 12,2 13,4 13,8 14,0 
Kraft-Wärme Proz. 8,3 8,0 7,8 7,9 9,3 10,7 
Raffinerie 33,9 33,8 32,9 31,8 28,7 25,5 
Gas & Koks Proz. 7,1 6,3 5,7 5,2 4,2 3,4 
Solare Proz. 0,0 0,1 0,2 0,4 2,2 4,1 

Untransformierte En. 28,3 29,3 29,7 29,8 26,9 24,0 

Verluste Transformat. 12,0 11 ,5 11,4 11,6 14,9 18,2 

Verluste Vert. & Eig. 6,3 6,2 6,3 6,3 6,2 6,1 

Nicht-energet. Verbr. 7,0 7,2 7,6 8,0 8,2 8,3 

Verkehr 19,4 21,6 22,4 23,0 21,7 20,3 
Industrie 21,7 19,3 18,5 17,7 17,2 16,6 
Kleinverbrauch 33,6 34,2 33,8 33,4 31,8 30,5 

ENDENERGIE 74,7 75,0 74,7 74,1 70,7 67,3 

Kohle 6,6 5,9 5,4 4,8 3,9 3,1 
Ölprodukte 29,1 29,2 28,0 26,5 23,1 19,7 
Gas 11,5 11,1 10,8 10,5 8,7 6,9 
Elektrizität 13,8 13,0 12,8 12,7 13,0 13,2 
Wärme 2,3 3,5 4,7 6,0 9,0 11,8 
Biog. & Abfall 11,5 12,4 13,1 13,6 13,0 12,5 

NUTZENERGIE 40,4 42,4 44,3 45,9 46,2 46,0 
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Tabelle 0.22 Brutto-Energie Kohle (Petajoule) 

1995 2000 2005 2025 

Inl. Produktion 26,7 23,4 20,0 16,7 8,4 0,0 
Netto- Importe 130,1 123,8 101 ,6 84,7 70,4 59,8 
Lageraufbau -16,3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRUnO-ENERGIE 173,1 147,1 121 ,6 101 ,4 78,7 59,8 

Transformation Input 147,9 124,6 102,2 84,8 65,6 49,5 

Transformation Output 48,6 42,6 36,7 31,6 25,1 19,9 

Untransformierte En. 25,3 22,6 19,4 16,6 13,1 10,3 

Verluste Vert. & Eig. 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 0,7 

ENDENERGIE 73,2 64,5 55,4 47,5 37,6 29,6 

Tabelle 0 .23 Brutto-Energie Kohle ("/o-Anteile) 

1990 1995 2000 2005 2015 2025 

Inl. Produktion 15,4 15,9 16,5 16,5 10,6 0,0 
Netto-Importe 75,1 84,1 83,5 83,5 89,4 100,0 
Lageraufbau -9,4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

BRunO-ENERGIE 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Transformation Input 85,4 84,7 84,1 83,6 83,3 82,7 

Transformation Output 28,1 29,0 30,2 31, 1 31 ,9 33,3 

Untransformierte En. 14,6 15,3 15,9 16,4 16,7 17,3 

Verluste Vert. & Eig. 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Nicht-energet. Verbr. 0,4 0,5 0,6 0,7 0,9 1,1 

ENDENERGIE 42,3 43,8 45,6 46,9 47,7 49,4 
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Tabelle 0.24 Brutto-Energie Ölprodukte (Petajoule) 

1990 1995 

Inl. Produktion 54,0 55,0 
Netto-Importe 404,8 373,5 
Lageraufbau 17,7 0,0 

BRUnO-ENERGIE 441,1 428,5 

Transformation Input 413,2 396,5 

Transformation Output 378,4 370,0 

Untransformierte En. 27,9 32,0 

Verluste Vert. & Eig. 20,3 20,0 

Nicht-energet. Verbr. 61,1 62,0 

ENDENERGIE 324,9 320,0 

Tabelle 0 .25 Brutto-Energie Ölprodukte (DIo-Anteile) 

Inl. Produktion 
Netto-Importe 
Lageraufbau 

BRunO-ENERGIE 

Transformation Input 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 

1990 

12,3 
91,8 

4,0 

100,0 

93,7 

85,8 

6,3 

4,6 

13,8 

73,7 

1995 

12,8 
87,2 

0,0 

100,0 

92,5 

86,4 

7,5 

4,7 

14,5 

74,7 

-1 41 -

2000 

55,0 
332,5 

0,0 

387,5 

358,6 

339,9 

28,9 

18,0 

62,0 

288,7 

2000 

14,2 
85,8 

0,0 

100,0 

92,5 

87,7 

7,5 

4,7 

16,0 

74,5 

2005 

55,0 
297,7 

0,0 

352,7 

326,5 

313,7 

26,2 

16,3 

62,0 

261,6 

2005 

15,6 
84,4 

0,0 

100,0 

92,6 

89,0 

7,4 

4,6 

17,6 

74,2 

2015 

55,0 
252,7 

0,0 

307,7 

285,7 

273,7 

22,0 

13,7 

62,0 

220,0 

2015 

17,9 
82,1 

0,0 

100,0 

92,8 

89,0 

7,2 

4,5 

20,2 

71,5 

2025 

55,0 
215,5 

0,0 

270,5 

252,0 

240,6 

18,6 

11,6 

62,0 

185,6 

2025 

20,3 
79,7 

0,0 

100,0 

93,1 

88,9 

6,9 

4,3 

22,9 

68,6 
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Tabelle 0.26 Brutto-Energie Gas (Petajoule) 

1990 L 1995 

Inl. Produktion 46,4 
Netto-Importe 187,9 
Lageraufbau 15,1 

BRUTTO-ENERGIE 219,2 

Transformation Input 82,8 

Transformation Output 30,2 

Untransformierte En. 136,4 

Verluste Vert. & Eig. 21,8 

Nicht -energet. Verbr. 16,6 

ENDENERGIE 128,2 

Tabelle 0.27 Brutto-Energie Gas (%-Anteile) 

Inl. Produktion 
Netto-Importe 
Lageraufbau 

BRUTTO-ENERGIE 

Transformation Input 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 

21,2 
85,7 

6,9 

100,0 

37,8 

13,8 

62,2 

9,9 

7,6 

58,5 

46,0 
161,4 

0,0 

207,4 

76,9 

26,2 

130,5 

19,6 

16,0 

121,1 

22,2 
77,8 

0,0 

100,0 

37,1 

12,6 

62,9 

9,5 

7,7 

58,4 

'-
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2000 

46,0 
147,3 

0,0 

193,3 

69,9 

22,5 

123,3 

18,1 

16,0 

111,8 

23,8 
76,2 

0,0 

100,0 

36,2 

11,7 

63,8 

9,4 

8,3 

57,8 

2005 

46,0 
138,2 

0,0 

184,2 

67,1 

19,4 

117,1 

16,8 

16,0 

103,7 

25,0 
75,0 

0,0 

100,0 

36,4 

10,5 

63,6 

9,1 

8,7 

56,3 

..... 

2015 

46,0 
108,7 

0,0 

154,7 

57,9 

15,4 

96,8 

13,4 

16,0 

82,8 

29,7 
70,3 
0,0 

100,0 

37,4 

10,0 

62,6 

8,7 

10,3 

53,5 

2025 

46,0 
84,1 

0,0 

130,1 

50,6 

12,2 

79,6 

10,6 

16,0 

65,2 

35,3 
64,7 

0,0 

100,0 

38,9 

9,4 

61,1 

8,1 

12,3 

50,1 
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Tabelle 0.28 Brutto-Energie Biog. & Abfälle (Petajoule) 

1990 1995 

Inl. Produktion 137,3 157,1 
Netto-Importe 2,5 0,0 
Lageraufbau 1,3 0,0 

BRUnO-ENERGIE 138,4 157,1 

Transformation Input 10,9 21,1 

Transformation Output 

Untransformierte En. 127,6 136,0 

Verluste Vert. & Eig. -0,4 0,0 

Nicht -energet. Verbr. 

ENDENERGIE 128,0 136,0 

Tabelle 0.29 Brutto-Energie Biog. & Abfälle (%-Anteile) 

Inl. Produktion 
Netto-Importe 
Lageraufbau 

BRunO-ENERGIE 

Transformation Input 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

Nicht-energet. Verbr. 

ENDENERGIE 

99,2 
1,8 
1,0 

100,0 

7,8 

92,2 

-0,3 

92,5 

100,0 
0,0 
0,0 

100,0 

13,4 

86,6 

0,0 

86,6 
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2000 

163,6 
0,0 
0,0 

163,6 

28,8 

134,8 

0,0 

134,8 

100,0 
0,0 
0,0 

100,0 

17,6 

82,4 

0,0 

82,4 

2005 

170,0 
0,0 
0,0 

170,0 

36,4 

133,6 

0,0 

133,6 

2005 

100,0 
0,0 
0,0 

100,0 

21,4 

78,6 

0,0 

78,6 

2015 

173,1 
0,0 
0,0 

173,1 

48,8 

124,3 

0,0 

124,3 

2015 

100,0 
0,0 
0,0 

100,0 

28,2 

71,8 

0,0 

71 ,8 

2025 

179,9 
0,0 
0,0 

179,9 

61,8 

118,1 

0,0 

118,1 

2025 

100,0 
0,0 
0,0 

100,0 

34,3 

65,7 

0,0 

65,7 
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Tabelle 0 .30 Brutto-Energie Elektrizität (Petajoule) 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

ENDENERGIE 

1990 

181,5 

-1,7 

25,8 

154,0 

1995 

166,2 

0,0 

23,8 

142,4 

Tabelle 0.31 Brutto-Energie Wärme (Petajoule) 

Transformation Output 

Untransformierte En. 

Verluste Vert. & Eig. 

ENDENERGIE 

1990 

28,6 

3,3 

25,2 

1995 

42,9 

5,0 

37,9 

- 144 -

2000 

153,9 

0,0 

22,0 

131,9 

2000 

54,9 

6,4 

48,5 

2005 

146,3 

0,0 

20,9 

125,4 

2005 

66,7 

7,7 

59,0 

2015 

144,5 

0,0 

20,7 

123,8 

2015 

96,9 

11,2 

85,7 

2025 

145,3 

0,0 

20,8 

124,5 

2025 

126,2 

14,6 

111 ,6 
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Tabelle 0.32 Thermische Transformationsprozesse (Petajouole) 

INPUT 

Kohle 
Ölprodukte 
Gas 
Biog. & Abfall 

OUTPUT 

Netto-Elektrizität 
Wärme 

Wirkungsgrad 

1990 

186,5 

63, 1 
29,6 
82,8 
10,9 

93,0 

64,5 
28,6 

49,9 

1995 

169,0 

49,8 
21,2 
76,9 
21,1 

87,1 

45,3 
41,9 

51,6 

2000 

150,4 

37,8 
13,9 
69,9 
28,8 

80,1 

27,2 
52,9 

53,2 

Tabelle 0.33 Thermische Transformationsprozesse (Olo-Anteile) 

INPUT 

Kohle 
Ölprodukte 
Gas 
Biog. & Abfall 

OUTPUT 

Netto-Elektrizität 
Wärme 

1990 

100,0 

33,9 
15,9 
44,4 

5,8 

100,0 

69,3 
30,7 

1995 

100,0 

29,5 
12,6 
45,5 
12,5 

100,0 

51 ,9 
48,1 
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2000 

100,0 

25,1 
9,2 

46,5 
19,1 

100,0 

34,0 
66,0 

2005 

141 ,2 

29,4 
8,3 

67,1 
36,4 

77,5 

13,8 
63,7 

54,9 

2005 

100,0 

20,8 
5,9 

47,5 
25,8 

100,0 

17,8 
82,2 

2015 

136,2 

21,5 
8,0 

57,9 
48,8 

88,4 

9,5 
78,9 

64,9 

2015 

100,0 

15,8 
5,9 

42,5 
35,8 

100,0 

10,8 
89,2 

2025 

134,9 

14,6 
8,0 

50,6 
61 ,8 

101,0 

7,8 
93,2 

74,9 

2025 

100,0 

10,8 
5,9 

37,5 
45,8 

100,0 

7,8 
92,2 
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1. Problemstellung 

Im Sektor "Imiust'le lIllCl Gewertle' sine! nllttel 
unel Iclllgfnstl(je RarllllPllbeellllgungen zu be­
schr'"ltJell. elle Osterceic:h dis Illelus:neslclildort er­
nal1811 llzw. starken kOI1rlell um! glr:lC!lzoltIC] einE, 
EIltwIcklung (;1111,;)tell. dis eiereil Eruebl1ls eille le­
IJellswerte Urnwelt bestellt. die ,,110 ilndErren Nut­
zungell wie Lanciwlrtsci1ilft. foulismus. ElilO­
luwjsrauirl. AltellVleltillt. Ressoll'c:ellslcllerung 
Lind KllllIare~Julcll1s vollwertig erillill. 

VorS~lrgendol Urllweitsci1Lltz 1111 Beie Cll IrlelLlstne 
urld Gewerbe Ist grundsatzllcll 111 rler LcK]e. eine 
SlllJatlor I zu scllCl:ien. 1'1 deI' UntRr np1l1llen 11I1C1 die 
Um'i.'elt plnen Vorlei! eriieicil Dies kalln "mer 111CI1I 
claruller 11Inwe~lt()Uscll(]ll. elar3 olme ReClulltlrUn­
CJen unel Gesetze kelnc Politik d11Sko11l11~C11 wird. 
die Kosten Nutz(?!l-UIJerlequngcrn IllUSSell aller In 
ZUk'lllft weselltllcll weller geStjrlell werlien und 
FaktoreIl einbeZiehen. elle 'lcute iU wenig herLlck­
Sichtigt werclel'. 

Österreich ist ills euro~~llscller Inclustnestaal mit 
eier \Ne!t'lJlrtscllaft uncJ besonders eng 11111 eJen 
En(v'JlcklLlllgell IIll 'Nest811l0paISulcll ai.lel ilLICIl 
1111 ClsteLimpoisci1en HCiUIll VCrlJlllldell. Eine 
Rechtsallglelc!Jullg mit den EU Staaten VJllci In 
vIeleil Filiier ertorderllcll sen Sc forelen eL'Ja 
auch [las 5. LJrnweltaktlollsprogrdllllll der EU im 
SIIlllC elnGr "de1ller"hottell lind lIll1weltgerecllten 
bltWlcklllllg" Pille Stratl3gle. "die auf stetllJe VVlrt­
::;chaftllclle UllcJ SOZiale EntWICklung ausgerdltet 
1St. olme elaß elle IJmwelt ulKI die naturlichen Res­
sourcPI!. VOll clollen Jeele merlschllc lle AktiVität 
abrlcingt. gescllaellgt werelell.· 

/\uch Industne lind Gewerl)e IllllSSeil sich an eier 
Strategie oer Nacllilaltlljkeit ISustalll:lbllltyi emoll­
tieren: NachhaltlC] Ist eille WlrtSC!latt. die clie Be 
clurinlsse cJer Gecjenwdrt eleckt. ollile ellc Ent­
wlckl,lllgsc',alicen der 7ukllilltigen GenerCitlollen 
711 scllmcilern. Diese Zielse17unCj ist auf die Ent· 
wicklung. Gestaltlilig lllle1 BeweriuIlg der oster­
relcll,schell Imilistne zu LIbertrageil. 

GewerlJe unc! ImJlIst'''le 1"'ell!l1en fllcl1\ nur okollo-
111lscI1. sO'ldern &Ich 11 ' Fragerl ries Umwelt­
schutzes eine SClllusselposltloll eill. Oie Wlrt­
schattllclle ulxl SOZiale EntWICklung eJes Ume!es 
Il~lIlgt In einem nlcllt unerheLlllchen Maße VOll den 
Illdustriellen und gewerlJllchen Vorausset7ungen 
clb. Diese sind elle Rasls der DIenstleIstungssekto­
Ien unei der Landwirtschaft. [JeneIl dUlch Industlle 
lind C;cwerlJe die Waren uncJ Produkte zur Verfu­
gung gestellt werclen. die sie ZUI' Eriüllullg der 
Dlenstlelstungorl benötigen. 

Der Sektor ..Inclustne une! Gewerbe" lInterscilel­
elet SlCll von ancleren dadurch. daß hier cJer Ver­
sorgungsauftrag eilldeutig IIll VOI'cJergrulld steht. 
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Dil der PiOCluktlClI'slar;tol Mensell l!l clei" clerzc'ltl­
ljeil ElltwickiullCl an Becic,ulling vcrllc:li. ISt auch 
C IilS BeoflCllllur:CJszlel dieses Sektols. 11Cllllllcn ule 
Eil1a1tlll1g eier tlescl1aftl(jLlllqsllloLjllcllkelt tUI elle 
ßevölkelLllllj ?LI Ileilclltell. 

Lel11 Zltc,1 eilles NatlclI1alen Uillweltl)'il 11CS IllUr) t?s 
sein, elle Uillweitpolltik 111 eier Zukunft so ILI (W 
stoltel'. (iiil] Clis 111I10v;ill'iCI Incillstnp­
st.:lIlcJClli trrilallen L,leliJt Dies Dilt 111 Z'!lelerlel H,rl­
sienl. EIllei selts l11ul1 dln eil Pille lai IljfllStlg vorhei­
sr,llfJilrtc UllIweltjlollti", cl 1'.' I I E:letriel)(!ll elle Mocll!Cll­
kC:lt geIJO((,ll \'lCloell. sdl dllf Zu 01 vvarlencJe Rlil­
lllellbecJl11~lllngul lJezclgllcll cler c..;eselze uml Ko­
stell elll?lIstellell. Gellauso killl'l aller elrle lJeZlc;l­
ter U'lIvleltjJollilk Ill:l0vatlonell SOVVIC VeliailrellS­
,IIKI cor,.lcluklerlll',ICk:Ld'lgE'll Torclem. elle 1:1 elel Wt?I­
teren FolCJO elle Konkunenzfählgkclt eier CJstE-:!­
relchlsc:llel1 Firl ))("11 l :rhO!ll. 

Der ra~lcle Wall( lei 111 aliOll BerelcllOll des U111-
v'Ieltscil::tzes u'lel eie ( TecllllologlecI1lvilcklLilig f;l­

fU1clwt Pille ste'e Fortschrf,ll)llllg ciec;s P:alles duell 
fur clen Sef...lor "IIKlustrle (IIKI GewoIl)e". 

Die -Nc:;enillcllt> Her:lllsfOlelerlillg elnel deral"tlDPll 
t"lmelt Ist clle Koulclillatioll eies lop[Jovvn UIIO 
eies tlottOlr-Ur' AlLi:ll?es. Der bOttOIll-Up-J\ll 
SZllz - Ule f ort,;clm",ltJlInq der bestellendeil Uill­
weitpolitik Ili die klili umi 11litteifllstlDf; Plallllll~J 
ISt eriorclell1CI1. llill BetnetJC Ilicht vor fatsacherl 
Zli stellen elle Illre RedKl1011sfahiDkeit mangels 
wllisch"ftllll12r oelel CJlgalllsdtollscller l'allicJkDI 
ten l..lbersteic]1. 

Die Top- DO\'JIl- PI:HlL 11 19 - el,lS AusCjüllell VOI' lilllCJ" 
tristigen LlelDn I Hld das RUCkschlleflell 3uf erfol 
del"llcr,e 11'lttel- Jl1c1 larlgfrlstlgl" Mal1rli"ll1lllell ISt 
1':Jtwellcll(j. IPTI elle Zlelset/llll~1 dei 11ac:ll!lillll~]CT, 

Wlrtschi1ftsentwlckILlII~J elfL Illell 7U kOlmen. BDide; 
AnSatZE' Lil1ltassUII Aspekte. ·.'IU SID 
slCil llatllrllcl1 treff"ll musseil. 

EIIIE: speZielle PloiJlematlk Ist rios IllCllkatorDllpiO 
IJIl"'ITl. cJa del"ze t =ias InstrLlIllentaliLim fehlt. ello 
\N!rkuncJ elllzelllCI VCJlSCllICl~le Ilild ALikollllllCll auf 
eille nacllilaltlgo WirlscilClftserllwicklullC] qUc1l 1tlfi 
zlerllar alJzlJschdtzen. 

[Jer Um::;tleCj auf ell18 nilchhaltlge ClllwlCl ... lul1CJ 
storlt IIll Belelcll IIldlls1l"le Llml Gewerlle auf eille 
Reille von HIndernssen . Diese liegei: SOWOIl' 1111 
ßerelcil der Illformation. (!m fecr111lk. eier Wirt 
sc 113ft aller aLICI' WI struktliieilull Ge(jeUPl1heltell 

HlIlCJernlsse aufgrllncl mangeilldel IllforlllatlOIl. 
Motivatloll und WISSDll Sll1(l priOlltv zu bellall 
e1eln. da von Ihrer FiezlktlCJI1Szeit her' Clll1 langsam­
sten. Elll weselltllcher Aspekt die Bllclun~l der 
Mltal"beiter - Illurl Zlllf alieil Eberlell gestartet wer­
cJen uild uillfdßt SOllllt VOll eier Lel1rllllgsallsbli­
cJunq uber eile Studl€mplane (ier tecllillsch UIlC! 
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wirtschaftlich leitenden Angestellten bis hin zu den 
Managementseminaren alle Stufen . Eine entspre­
chende Bewußtseinsentwicklung in der Allge­
meinheit (Wertewandel) sollte mitlaufen. 

Strukturelle Hindernisse sind auf mehreren Ebe­
nen gegeben. Ein wesentliches Problem beim Ein­
führen eines produktionsintegrierten ganzheitli­
chen Umweltschutzes liegt in der Medienorien­
tiertheit der Gesetzgebung und der Behördenver­
fahren. Grenzwerte, Auflagen und Genehmigun­
gen beziehen sich i.A. auf einzelne Umweltaspek­
te wie Abwasser, Abfall , Luftemissionen oder 
Lärm. Integrierte Vermeidung von Emissionen und 
Abfällen, wie auch Fragen der Produktgestaltung 
sind nach diesen Prinzipien nur beschränkt ab­
handelbar. 

Ähnliches gilt für die Entsorgungswirtschaft, die 
ihre Entwicklung weg vom Entsorgungsansatz in 
Richtung auf ein Dienstleistungsgewerbe weiter­
hin vollziehen muß. Sie steht vor der Aufgabe, 
Entsorgung als integrierten Ansatz einschließlich 
der Beratungsleistungen in den Unternehmen zu 
entwickeln und in ihre Aufgaben mit zu überneh­
men. Diese Entwicklung ist aber in Hinblick auf die 
Nachhaltigkeit aufmerksam zu betrachten, da der 
Aufbau von Kreislauf- und Entsorgungsstrukturen 
auch der Verminderung der Stoffflüsse - wie für 
die Nachhaltigkeit gefordert - entgegenwirken 
kann . Gleichzeitig sind neue Strukturen zu schaf­
fen - auch in Verbindung mit der Notwendigkeit 
zur Information und Motivation - durch welche die 
nötigen Voraussetzungen zum produktionsinte­
grierten Umweltschutz verbreitet werden. Ähnli­
che Einrichtungen, wie die "Cleaner Production 
Centres" in den meisten Bundesstaaten der USA 
und Europas wären hier hilfreich. 

Hindernisse bezüglich der Finanzierbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit nachhaltiger Alternativen beste­
hen insoferne, als heute Umweltkosten externali­
siert werden. Hier ist eine Entwicklung in Richtung 
Kostenwahrheit einschließlich einer diesbezügli­
chen Besteuerung externer Effekte im Rahmen ei­
ner Ökologisierung des Steuersystems anzustre­
ben. Daß hierdurch auch neue Arbeitsplätze ge­
schaffen werden, ist durch Studien belegt. 

Technische Probleme sind ein weiteres Hindernis 
bei einer Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit. 
Unter den gegenwärtigen Umständen sind hier 
aber kurzfristig die geringsten Handlungsnotwen­
digkeiten gegeben. Die Umorientierung der For­
schung und Entwicklungspolitik in diese Richtung 
ist jedoch unbedingt erforderlich. 

Maßnahmen, die zu einer Umstellung unseres 
Wirtschaftssystems in Richtung einer stärkeren 
Nachhaltigkeit führen sollen, müssen sich in ihrer 
Struktur auf diese Hindernisse einstellen. 
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2. Darstellung und Bewertung des Ist-Zustandes 

Die Güterproduktion ist hinsichtlich ihrer mittelba­
ren und unmittelbaren Umweltauswirkungen von 
besonderer Bedeutung. Dies betrifft sowohlIndu­
strie und Gewerbe als auch Landwirtschaft und 
sonstige produzierende Bereiche. Für die Formu­
lierung langfristiger umweltpolitischer Strategien 
und Maßnahmen ist daher eine differenzierende 
Darstellung und Bewertung nicht nur der derzeit 
durch den Sektor verursachten Umweltauswir­
kungen, sondern insbesondere in ihrer zeitlichen 
Entwicklung, eine grundlegende Voraussetzung. 
Da die Güterproduktion auch in wirtschaftlicher 
Hinsicht eine Schlüsselrolle einnimmt, ist eine Ver­
knüpfung von Umwelt- und Wirtschaftsdaten im 
Sinne einer Auswirkung- (Kosten)-Nutzen-Analyse 
geeignet, Stärken und Schwächen der Umweltlei­
stung des gesamten bzw. einzelner Subsektoren 
aufzuzeigen. Diese im folgenden dargestellte Be­
standsaufnahme liefert Ausgangspunkte für die 
Harmonisierung von Umwelt- und Industriepolitik, 
die umfassenden, vorsorgenden Umweltschutz 
und Erhaltung bzw. Stärkung der Wettbewerbs­
fähigkeit vereint. 

Aufgrund der nur eingeschränkt verfügbaren Da­
ten über den Bereich der Güterproduktion mußte 
die Darstellung und Bewertung auf den Bereich 
der Industrie in seiner derzeit in Österreich gege­
benen Fachverbandsgliederung beschränkt wer­
den. Gewerbe und öffentlicher Bereich konnten 
aufgrund mangelnder Daten nicht erfaßt werden. 
Ebenso fehlen die Bereiche der öffentlichen und 
privaten Entsorgungsbetriebe, da über diesen Be­
reich kaum Datenmaterial zur Verfügung steht. Die 
vorliegende Darstellung zeigt daher nur exempla­
risch die Verhältnisse eines Teilbereichs der ge­
samten Güterproduktion auf, wobei auch die Art 
der Darstellung nur beispielhaft sein und nicht alle 
Aspekte beleuchten kann . 

Um in der Zukunft eine umfassende Information 
über die Umwelt- und Wirtschaftsleistung der Gü­
terproduktion zu erhalten, ist daher einerseits die 
vollständige und regelmäßige Erfassung der Um­
weltauswirkungen und andererseits eine Änderung 
der Datenstruktur und -erfassung notwendig. 

Jedenfalls sollten Daten zu folgenden Bereichen: 

• Roh- und Hilfsstoffe 
• Energie 
• Emissionen (Abfall, Wasser, Luft, 

Abwärme, Lärm, Geruch) 
• Produkte 
• Wirtschaftsleistung (Mitarbeiterzahl, 

Wertschöpfung) 

möglichst disaggregiert nach Produktgruppen er­
hoben werden. Die Verfolgung von Ursache-Wir-
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KUflgen-f<ette:-,. dtJU allel', oie Dars:(,II,,:,Cj von 

Stotfst:'örnen In'lerllalb 811 1 Z81,ler SulJsektoren 
IZ.B Facl'/'c-rtJC1'lCle, e,-!C)I'(.JeIT ci!e Vel'fl:CjIJarkelt 
VOll Daten uner Roll- uml HllfsstotfelnsdtL sowie 
FJroclukte uni AtJfalle In Massfm lI'ld Volul1llna LU­

satzllch ZL, elell Allgabe'l II1 C"elcii,'el't8I' 

2.1. Datengrundlage 

Die fur die AllalyS(~ 'Jerw(;lldetcn Daten stiJlllllren 
clWc:I'iiegs dliS cll gerne I', ZUCJCl'lgllcI181T1 Datell­
'naterlal. flUI 111 \/-I(-)I ' lgen Feli!ell l1lußte aus Grun­
elell clel' DatellullSlcllerheit auf AngalJell e'llzelner 
Facllverbcw,cle eJel V'wtscI1Jttskcllllr'er OS',8rrelcn 
ocJel Fllill811 7uruckCjegl'lt'el1 'iJE?I'cJell 

Die wlrtschclftl!cllell Datell stammen LlIr C:;änze 
\/01", Statistlscll(-)I" Zel"tralclillt. f=IJenso elle /\Ilga­
bell ulJer Roll UIICI Hilfsstofil,lfvJallCl. F-'ersollal­
C1ufwimd. EI elnel FllergleverlX(lUch. 
Aus elen eillzelnell Vwbrdl,cilell dll Prrillarellf;rgle­
trilCjern wurden IlIlt den EmissIonsfaktoreil des 
EnerCjlebenc:lltes 1990 ~lle E,llissiorler' al' SO 
unel CO gerecllnet. Die Faktoren fur SO unel CO 
'Nelsen ,'T, ali~elllel'leri gll:e Slcl'el'he',\ auf Unsl­
cllemelten scllell18n bel clon brollrlbarell Abfallen 
uncJ elell biogeileil Brenllstoffen wegen deren He­
teroeJelll'ät ArlCjerl0lllP'ell(-) ozw. von 
Facll\Jer'banelerl anc]egeIJl?ne ElnblllC.lllngsgrade 
von Scllaostotfell :spezlell I')e SO, sliKI bel eier', 

Jeweiligen Daten vermerkt. Die pyrogellerl [mls­
Slorlel: CO II!ld SO kOllllte'l fLir praktlscl1 alle 
Facl,veroande I11lt Antelle:l ubu 90"e 111I1SIClltl,ch 
des r)eruckslcll~lgell Prllllcll'ene"gleträgerelnsatzes 
errechnet welcJell Die SOlls:lgell pyrogellell El1lls­
slonen an Stm.lb. CO IISW. wurden wegen der 
grollen Urs,clerlmter, 'llell\ r)el'llckslclltlgt. Bei 

eier Berecllnung (Jer pyrogenen Eillissiollen Illlt­
tels E:.:nsslor~sfaktOl'en. die (-lls DI,r'chscllnltt fLir die 

gesamte IncJlIstrre publiZiert vvurcien. IllUß auf die 
Möglicllkelt vurl Ausreißen I SOVVOlll nacll oben als 
auc'l nach '"nte:'1 illnge\,;,esell/ierciel',. Die ge­
wahlte Besclllell)ullg des gesamten Industrre­
llilO E'lergleversorCjUI'gsl)elelclles erforcJert einen 
sehr 110hen DlsagCjreglerungsglaei, bel dem die 
spezielle SltLJatIOI"' einzelner Berclche nicht Illlmer 
tJeruckslchtlgt ':mrelell kallil. Da Clas vOI'rcH1glge 
Ziel etas Auf7elgen von E:.:lt-./-Ilcklungstendenzen 
Ist, "onnerl allcll eventuell aufCjetretere UnSlcher-
11elten bel cJer Abschätzung die Aussagekraft der 
Datell aber nlclltr Frage steileli. 

Angaben uber Prozeße'llISSIOllen Sind nllr fUI eill­
zeine Fachvorbande verfllgbm lmcJ konnten we­
gen der fehlenden Vergleichbarkeit nicht ausge­
wertet 'Nerden Lelcler fehlen tl'ellllit auch Gle IIll­
Iller aktueller wercJenden "Hlgh-Tech", Eillissiollen 
vVle Palladluill. Seieil, GemlanlUl11 u,ä .. die Illogll­

cl,erwelse In der Zukunft eil' großes Gefallrenpo­
tential cJarstellen werden. 
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Die 111' Oster"'e,c;l'lschE?I' Sta:ls:,sc'lf)r; Ze'ltl,llilillt 
verir Delte'l SIlICi \'or','/lf?Cjenc) auf Weltall­
gcmel' ,.Auf/JenmlllC)ell! uild Ha''iClel,:ellllle ter'l I)e­
sdll illlk1. dilS deneil MilSSenrJII;)IlZell kauill al'Jlell­
bar SII1(I AussJ~Jel' 1,1;81' Stoff,~tl'öllle unel clrerel'l 
CiU;l llt;I:,', (; Beul'telllillg ·:I"rell e!cll',el l'llcht IlKlCjIICI1. 

\Ne,tels ,,1/wOel ,:I,e (~F,llellllllaltIiIICISIJeSliI11'11lI11-

gCIl vielen Bem:ll1lllKJCIl Datell cietiliitielier zu Ull 

terslIchcll 'uder LJI"clCh,",', Z'0 erkel'm:ll. entcJP':J9I' 
Hier sollte ZUkUllftlC) U::1C!cJaclll 'Ne''Ciell. (1) 111CII! 
d[;! V()'~c eie,' t ' inS!Jcll ic:I',tel'ell JEJerl 

LiDOI dom Nacl deli eies v(-)l'Illlgerten Datel~ 

SChU:Z8S ':IIJorV;ler 11 

2.2. Charakterisierung der Wirtschaftsleistung 
und Umweltauswirkungen der österreichi­
schen Industrie 

Als Rall'lll?'1 k,r ei,(-) rldcl1folgenCie Allalyse ,:;l eie 
BeclEutullC] dei' Ill(juStllE Iinklusive EllerglevErsor 
guncJsullternehmcll) hillSidlt!ich Illlel Jeweils :lIltEI-
ligell 

Nettoj:,rocLr"t DI-S'JJl'It: 
lAlltei! am BI'-J F') 

Ilwestltlollt'll: 
MltarlJeltfcl 

Im .Jaill(-) < ~lCJD angeUll1 

19,8U U f , 

1 J.C() ( 

i,\ntell dll Ges/'1'1t!x:s.:::llaftlg18111 

Luft-Emissionen 

~Ie 1111 a:19EfLJh'1ell Luft-E."lISSI()llell 
konllell aufgruild rnCllll.jelnder Datell nicht elell 
einzel lien FacllVerl)~\IKjerl zLlCjeoreJnet welcJen 
lAusnahmei' CO clild SO, Dei Allte I dei Luft­

EmiSSion (jer IllClustne im den ~losailltostelr(-)Ichl' 
sclie'l EIl1!SSlorlE:I' ,st all11alld val' Datell cJes Um­
weltulIlldf.:;salY]ts 11' AblJlloung 3.·~.2.1. dargestellt 
ISchwerlllet,1I'e p ll:;slolleI1 aus 1 mJ2 SOlls:'ge 
Em,ssionen aus I ~19(ji. Bel Gell Metallem-sSlonell 

Ilegel 1 d,c Ar',teile VO'I Sei er, :ca 80 e ~ I. Llild 
OclecKs,jI)r]1 SO\',18 llel CI1I'Oill (je :SO' "I slgnlf kant 
1l0Cll. Bei elen alldereil Lliftschaeistotfen Ilogt 11UI 
SO Illit :SO". gefolgt VOll Staul) Int 30: deutllC'l 
ubel' (Jen clilderErl Allt(-)Itell. Die Velv;elldurl~ VOll 
Loselll,tte',-: I\/olatlle OrCjC1111c C:OIl1i!OII'lds- Lose-
11111101 \/OCUvl)llacllt einen weselltl,clle,l Tell 
der KolllonwassE;rstotfellllssioll ClUS. ist aber elem 
gesamter' A'w;ellCJungsl)erelch zuzLlo,-dne:l. wo 
bel cJer Anteil dor IncJLlstl'lE:? nlerlt IJekallilt 1St. 

Bel deli dargestE:?llten Anteilen Illull auf oft Lmter, 
scrllecilicrle DatelllJasis hlnge\NleSell werdeli. Be' 
den AngaLJE:?ll des LJ,"',ve tbundesdmts tUBA, WI'O 
In IncJustr:e cJas c;;esClmte produzierellcle Gewwlle 
elllCjeschlossen. C1110emrse,ts sllKI I)el cJen Ge­
samtwerten kelnH Datell ubel- einige andere Wirt 
schaftsbereiche :z B. Land- LI. Fms:v.;irtsclklftl 
berucKslcl',t,gl. 
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2.3. Ergebnisse 

Vor B(eCJllm clRr .. VCrlJICICIIC;lldell·· lJilrstellullgcm 
\',erdell .. ·NRI E Ilt'i/ICkILIIIC~S\'er::ilIfe Ci(3r 
IllCiuslrlcllell TatlCJkclt ilbewlJildet 111 cllesCll VerlilLI' 
tell --:'11 lei CrkCllIlbal". I/lA SCll\Nlertg IllllINeltreleVi\ll" 
IH AussmJ811 III tatiCJRn sIllei. wenn relll Illolletare 
D,"lten zu VC'fl.ICJUIl~j steilelI. 

Die AbIJllelll[',(.1 3. c1.::.2. zeieJt dei' VerlDilf der (;c 
scHntaufwellllullgen fur I::nergle lIllCi Roh- LI. rillfs· 
stoffe (Im IlIClustrl8. Aus dieser Kurve Ist ahZllle" 
SRI1. elal) elle Aufvielldliliciell dei I'Klustl"IR IITI Be­
rRlch elcr Ellergle 111 elell Jal1rell 198::-, his 1089 
ILlcklauflllNarell. De AI)II,lelulig ,i. J 2.0). zeigt IC­
doch, daß der Gesdilltenerglevmbrduch IClnqe­
setzte L IlerCjll?mellgei 111 (lieSeil ,bilreli Iugcnorn­
mcn hilt FLJi elen Rme:cll eier Rel'l LI. 1111fsstofte 
citehell lur Zelt kau'lI CJE:'RICJIlete Daten zur VelfLI­
'Jung. elle reililstiscl1e Aussi-lgen UrJel" E;lngesetzte 
Mengerl (Mc\ssen) ,111 Roh- und HIlfsstoffen zulas­
son, 

00 nac'llstell belelell Tallellen I.Tc"IU ~)-'.2.1 IIiKI 
Tab. 3..1:.-'.2) zelgell (lle proLentuollel1 Arltelle der 
einzelnen Fi.1Clwerhimde i\l' Wlrtschc1fts- und Urn­
Jleitpar:J!1letcm IEVI. eilt-' Absolutgrolleil cJieser 
Parametw der Industrre. v·lobel clle Cjurcll Strol11-
urzeU(jllllg IJccilrlgtel1 EIll1SSl0ilOI1 elerl EVU 7uge­
schrrenen wercier1. 

teine w(!ser,tlrcl,e Aussage IJetrrft1 die f\rt der Ver­
tCllunll ,luf eile elllZt:lllell FachvcrtJarlcie Illnsrclil­
Ilch Ihrer Glelch- oder LJllulelcllll1blllgKelt. diR ein 
Wlclltigf;r AllScilzPLlI"lkt fLlr Lukunftswelsende KOI1-
zep:e seil' kill1l'l. 

Man Sicht dUS den i\lltellell am NmtolJl"oduktlorls­
wert, (lall fLlI1t Faclwertx'mcie mellr als die H~iltte 
cles gC:S,1I11t"ll Nel1uprocJllktiollswer1s eier Illdu­
stne erVJlCtscllaftell. AI1IIIdlCS. allurellngs rnlt 
llcutllcllerel AbstufllnCJ IlVlel F aclwerlJallde ·Nel­
serl etw,l 25'(, auf) lelgt c;lch bel den Beschilftlg­
tenzaillen. wO!Jei lello Fi.1ChverIJ;-1I1de mit grör3tom 
NeltolJl"ucluktlonswcl1"Alltell eIJel~ja!ls 1111 Spltzcn­
feld liegeil DIRS vvelst auf elle Domlnal17 der Elek 
troll1clustrre. MaschlrlCil- unel Still1ltxlLlllidustne. 
sowie von Chemischer lind NallrullcJs- unel Ge­
IllIßllllttelillClustrie il1!lerhalb ciRI ostwlelCIliscllen 
IrldL,strlciancJscllatt 11111. 

Die AlIf11StU11(j des AIJfall,lnfalles .. l1acll außen ISt 
im Gcqensntz zu dell voriCJen Abbildunqen ill Ton­
lien plO Jall1 allgRl]HIJell. Als AIJ()abe nach ill113en 
lahlt allcll elle WRltRrgalJe zur bRllancllung (ilUch 
Verkauf! all anclerE-? BetrrelJe. es wlirde auch 111cht 
IJeruckslciltlqt. darl die Industrre !\bfbllE:; vom Ellcl­
verlJCauchel" 7111 Verarbeitung urd NUt7l11lg utJer-
1111ll111t I? B. RRlfell. AltlXliJlerl. 

Mit C1Rl1 vorllarlClenell Daten wurde nUll versucl1t 
durch GegHllClberstellLlIlq der eillzelrlell Verteillln-
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(je' I ene Di.llstclillflg eier Gesamtsltuatloll Inllel' 
IlillJ eier IrlcillstllE? vorzunellI111;ll. Dafw vvurclen elle 
enl!iltelterl Alltuiln des ErlGI"CjieverLlliHlclles. cler 
EIl1I"sionClc sowie der ;-\1~faIIIllEllge 11acli ilußel', 
eJelli Anteil dlll Nettopr'ocluktlorlsVJRn (JeCJRlll1ber­
gesteilt. On'aus ergetJml SIC'1 Clle Clalge.stelltell 
AhlJlldungell (AIJl) 3.4.2.1 lllS AbIJ. 3.4.27) der 
sO~Jenanllten UIll\Neltllltensltiiten. Ilalllllci \ biliS' 
SlonSllltenslt~il. Abfallirltellslt:lt unel Wasscllilte!l­
sltjl. Aus cJer DarstRllllllqsforl1l folgt. deli) ~ acll­
vemande 11111 glulchem Ar1tell an belclon P,ll"aille­
telll nuf eilier Cieraderl mit lirlearer lunilhrne Ile­
~Wll. FachvE'I"IJallCle. die UlltHI eileser Llllle liegeil. 
weiseil ullRrpropor!lonalcn Allteil all (jer Wert­
SCllopfunCJ duf. IRlle Ol)cl"ilail) Libel plOpol11olla'R 
EmiSSionen IJZW Verbmllcllc. 

Tr;\9t 1l1a!1 clon Produktlollswert aiS Funktlol' des 
Rollstoff-. I ullcl Personalallfwi1ncles auf. 
so "rllalt Illan eine NaneluI1CJsgmrJn fUI Faktor­
oder InputplOduktivltätpn als Relatioll VOll dlver­
sei: Illllweltrclevallten Inputs zum Olltput '-Negell 
(iHI" fRhlemlcn rv1engenclllqalJell hel Rollstoffe'l 
LJlld Produkteil Konntell eile Pro(juktlvltCltH!l nur 
ITIlt Hilfe der Kosten b7W. Ellose abgcscllatlt wer­
dell. Zur Illustration der Elltwlcklungcll Cle;! letzteil 
Jalllc wurclpn Iller crE 110111111Hllen Wcr1c vor- '904 
:ellcn von t S19U gegel1lllJercJestellt. Die Richtung 
dcr [ntwlcklLlllCJ Ist (Julcll Llnlerl markiert. Oab81 
wClsen nach links obRrl gerrellteto Llllien auf elrm 
El"ilol1ung eies Proc]uktlol1swcrtes VWIJUlleieil ITllt 
einei' EI11spiliurlCJ an Auiwi.1nd (Ratlollalislerung: 
PIOclllktl\jltlltc;stel~Jel'lInCII IW1. LI11leii 11acll recllts 
Ol)erl deuten auf eine Erllollung der Prodclkt,ons 
wertes verhundRrl rllit Clller Steigen Ing eies Res 
sOLII'cenCHlfwanlles hin 111'öcjllcI1ervi(';lse Erweite­
rung). Stetle. kurze Linien Ilach reellts ollen cleu­
te' I i-luf elllC !lohE.: Ste'geCllllcJ eier Proeillktl'ilta: des 
betreffenderl IllputS hin, flache langc LlrllPI1 Ilaell 
I"ee flts oben auf eine gelinge StelDerling (jE:)! 

Inputproduktlvltat. MarlcJelJenden teillflull au: clRrl 
Verlauf 11at)f!ll (jle Ir1flatloll. Prelsallderullgel1. Ar' 
delung (jHS speLlflsellen HessourCl"I1Pll1satzes. 
UmstellLJrlCjen mlf anelere Produkte usw .. sodal) 
ZUI" Interpretation VOll Flltwlek:ungell spoziflschp 
Illformatlorlf3n u[)er clen hetreffenclen FaC'lVer" 
[Jallel notwcn~IIU Sind. 

BRtrachtot Illarl ciie ROhstoffproduktlvltätcn In ein· 
zeinen Jahren If\tJb 3.4.2.8 ... 984 lJzw .. 990:. so 
Slcllt mall. elall der Pl"Ocluktioliswef"t In elen mel 

,'1'1 l)l(~s qllt 1,111H d, I /\r-' tl r)l 11 I I< Ldi d('r \~,lt'rt'll,ll~lql' II1IJ1f r-~'rl( 

, . I' I I II,t, I'J ',: j JI i.'· I,:r~t I' ,'-.C, i I·''', ::-d!,:- I 

-li, ,jl ~r FII)< 1I 11\'1, 

'.' 1,11 datlcr ,\('1(11 
",1'1 

I,· 

.,! I·" 

• I'';'" , , ~ 1 • ;~' 

1, t" 1I'\I,'t I "-'rl,,) 

, f.-; r·.; I ,- • , " ~:' I' 

r1. dlf I1 0 i IIIII.J dt'l' I: ',,~,\'llr i)r 

l',lo.1 lelt'll l\,.:llI!lf!I', ';': 1-1\N~I( 11 ,,tf:1q(lllCle R(;ll 
'_I'" I' ',YI-I I!' 'I I Pr, !II~' tat .',1' 

: :1' 1'1>-"1: I:: -j. . ,I, I :E"I ,-

",j.-, Tlll:~ ,~h ·r l)r",11 '1':I'~'t--lt~1 

• '1" ~.'- . , 11, 

.! 1"1 I! ,'i! I :' r: " 1.1. Ir 11. 1-11(:' t 

1\I'fL\IH::~r:"-Hlq('ll fla It:dlc~ Pn)(lllki'\jll,d{-~ll 'ler.J.!lljl:/(llj"ll 
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Abb. 3.4.2.1. Luftemissionen der Industrie-Anteile (%) an den Gesamtluftemissionen 
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Abb. 3.4.2.2. Gesamtaufwand Energie-Gesamtaufwand Roh- und Hilfsstoffe der FV 1980-1990 
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Abb. 3.4.2.3. Gesamtenergieverbrauch-Gesamtaufwand für Energie der FV 1984-1990 
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Abb. 3.4.2.4. C02 - Emissionsintensitäten 1990 
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Tabelle 3.4.2.1. Fachverbände der Sektion Industrie plus Energieversorgungsunternehmen - prozentueller Anteil an 
ausgewählten Wirtschafts- und Umweltparametern 1990 

t:: I 
C 
Q) 

Q) E Cl 
3: "0 U C C 
!/l Q) C !/l :::l .c Q) 

c t:: :::l ra- u c::! c c 
0 Q) '0, ~-5 :::l :::l Q) Q) .... I ra :;::; 3: Q) .c c ·C ra c c 
~ .... .c 0 0 !/l C 0 Q) C .0 :::l .... C W a: Q) .... u . Ci) . Ci) 
"0 Q) 0 15W Q) ra !/l !/l 0 - ~ 

"0 "O:!= i:: C 'E 'E .... '0:; C C 0 :e-g ~ a. .0 :::l ra ra- t) :::l 
Q) 

W W 0 .... 3: 3: ~ !/l ;iij :::: ra "0 
Q) C !/l I I 

:<.:::: e - '+- - ra - eS eS Q) :::l :::l:: > Q) .0 
Z ~ a. <x: <x: I E C 3: <x: ü (J') 

-------------~----

Werte 1990 [%] [%] [%] [%] [%] [%) [%) 
--------

FV 010 Bergwerke 1,30 1,16 1,15 1,70 
FV 014 Eisenerzeugung 4,02 3,38 3.52 9,86 
FV 020 Erdöllnciustne 2.40 0.94 2.99 3.85 
FV 030 Steln- und keramische Industrie 3.66 3.62 3.50 5,76 
FV 040 Glasinclustne 1.40 1.29 1.02 1.01 
FV 050 Chemische Industrie 9.14 8.71 11,20 8,61 
FV 060 Papiererzeugende Industrie 2.88 2,01 4,85 5,79 
FV 070 Papierverarbeitende Industrie 1,17 1,39 1,64 0,43 
FV 080 Audiovisions- ulld Filmind. 0.50 0,46 0,52 0,13 
FV 090 Sägeindustrie 1,35 1,85 2,45 1,21 
FV 100 Holzverarbeitende Industrie 3.00 4,42 3,41 1,61 
FV 110 Nahrungs- und Genußmlttelind. 11,06 6,95 11,94 4,22 
FV 120 Ledererzeugende Industrie 0,10 0,16 0,24 0,08 
FV 130 Lederverarbeltende Industrie 0,66 1.39 0,82 0,14 
FV 140 Gießereilllciustrie 1.18 1,34 1,02 1,13 
FV 150 NE - Metailindustne 0,86 1,22 2,26 2.74 
FV 160 Maschlnen- und StahlbauInd. 11,10 12,82 11.45 2,59 
FV 170 Fahl'zeuglndustne 4,63 5,06 5.72 1,53 
FV 180 Eisen- und Metallwarenind. 6,51 8,46 6,37 2.56 
FV 190 ElektrOindustrie 10,81 12,39 9,61 2,42 
FV 200 Textilindustrie 3.41 5,21 3,94 2,06 
FV 210 Bekleidungsindustrie 1,69 3,69 1.81 0.41 
FV 220 Gas- und Wärmeversorg. 1.64 0,81 3,02 24,55 
FV 230 Baulndustne 4.75 6,13 5,17 1,88 
FV 240 Wasserversorgung 0,61 0,37 0,39 0,42 
EVU Energieversorgungsunt, 10,19 4.74 kA 13,33 

Tabelle 3.4.2.2. Ausgewählte Wirtschafts- und Umweltparameter, 
Summe Industrie und Energieversorgungsunternehmen 1990 

0,53 
2,93 
7.79 
2,37 
0.62 

12.33 
4,29 
1,59 
0,14 
3,36 
3,66 

12.17 
0,40 
0,93 
0,76 
2,93 

10,97 
6,84 
6,54 

10,55 
3,80 
1.43 
0,11 
2.41 
0,08 
0,46 

Werte 1990 Gesamtmenge 

Nettoproduktionswert (Wertschöpfung) 390 
Mitarbeiter 628 
Produktionswert 813 
Aufwand Energie 40 
Aufwand Roh- und Hilfsstoffe 365 
Investitionen Maschinen und Einrichtungen 54 
Wasserverbrauch 2 
Abfälle nach außen 4 
SO" - EmiSSionen (pyrogen) 40 
CO, - EmiSSionen (pyrogen) 26 
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0,92 0,96 
2,29 37,51 
2.4,1 0.91 
3,75 1,55 
2.84 0.35 

10,27 29.03 
10,62 16,36 

1,14 0,06 
0,85 0,01 
1,63 0,10 
2,52 0,53 
EA7 3,57 
0,10 0,08 
0,29 0.02 
1,20 0.48 
1,42 1.42 
5,66 1,14 
2,59 0,39 
6,20 1,52 
8.40 1,04 
3,62 1,00 
0,53 0,13 
5,22 0,94 
2,04 0,14 
0.43 0,77 

16,56 kA 

[%) [%) [%) 

8,34 1,27 2,68 
16,06 21.64 2,10 
0.32 7.70 1,32 

10.16 6.19 5.75 
0,58 0,68 0.38 
6.74 5.15 9.72 

16,44 14,93 19,60 
1,24 0,14 0,36 
kA 0,02 0,02 

11,98 0.05 0.53 
1,52 1,18 3,32 
6,19 2,53 6,03 
0,14 0,06 0,31 
0,08 0,02 0,06 
2,88 0.42 0,88 
1,30 0,43 1.48 
2.66 0,60 1,68 
1.74 0,39 0,18 
4,14 0,73 0,79 
2,25 0,38 0,87 
0,57 0,99 3,20 
1,82 0,21 0,93 
2,85 6,73 21,68 
kA 0,00 kA 
kA 0.00 0,00 
kA 27,38 16,15 

k.A. = keine Angabe 

Einheit 

(Mrd ÖS) 
(1000) 

(Mrd öSI 
(Mrd öS) 
(Mrd öS) 
(Mrd öS) 
(Mrd m) 

(Mio Tonnen) 
(1000 Tonnen) 
(Mio Tonnen) 
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Abb. 3.4.2.5. 802 - Emissionsintensitäten 1990 
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Abb. 3.4.2.6. Abfall-Intensitäten 1989 
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Abb. 3.4.2.7. Wasser-Intensitäten 1990 
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Abb. 3.4.2.8. Rohstoff-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.9. Energie-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.10. Arbeits-Produktivitäten 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.11 . Investitionen und Rohstoffaufwand 1984/1990 
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Abb. 3.4.2.12. Investitionen und Mitarbeiter 1984/1990 
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ste'l "achvertJallCiell ehva doppelt so Ilocll wie 
dei' RollstoffaufwcHlcl Ist. Branchen, die zWlscllell 
1984 uncl 1990 Ihre ROhstoffproduktlvltat (Roll' 
stoffeffiZIenZ) steigern konnten (durch organlsalo· 
rische, technische Anderungen etc,), hatJen Lr· 

nien, die steiler nacrl rechts otJen welsen als Bran· 
cllen, die il,re Rohstoffproduktivitat nicht so stark 
vertJessem korllltel'. 

Bel eier Aor)l:dUl1Cj eier Energle·Produktlvltat (Abb 
3429: Ileclen Fachverbande n' rationellem Ener· 
g ee:nsatz ali: eiller Linie n'lt großem Anstieg. POSI· 
tlV Ist zu erNahnen claß die meisten FacJwerballrJe 
einen hohell Faktor aufvvelsen. Aus den Zeltverlau· 
fen zeigt Sich. dal') In den letzten Jahrerl gem,:rellnur 
eine gelinge rlolTl111elie Zunahme des Energleallf· 
wcllldes zu bemerken 1St. was einer realen KCJI1stc1l1z 
oder Ablla'1ll1e des Energieaufwandes enlspllcl1t. 
Dies Ist jecloch. wie IJerelts aus den Abblldlillgen 
3.".2.2. und 3.4.2.3. erSlcntllch. haupts8chllCIl auf 
die Prelssltuatloll zllruckzufuhren. 

Bel der ArtJellsproduktivltat (AtJb. 3.4.2.1 Cl) ist 
kein dermaßen einheitliches Bild gegeben. Trotz 
sehr untersclliecJllcher Tatigkeit liegen die meisten 
Fadwerbancle bei einem Verhältnis von etwa 2,5 
praktisch auf elm,r Linie. Aus der zeitlichen Ent 
Wicklung ISt eill Allstieg des Personalaufwandes 
proportional eleln Produktionswert zu sehen Elll 
steiler Anstieg des Vel'laufes bedeutet dabei ell,e 
1111 Vergleich Zlll' Produktionswertsteigerung I'8latlv 
gelinge PersonalalJfwandssteigerung bzw. ell1e 
hohe Stelgel'ung rler ProduktiVität der eingesetz· 
ten ArtJeltskraft. 

Die folgellden Darstelllll1gen versucheil eine 
Annäherung an das Ausmaß der Veränderullgell 
(Substitution) von Rollstoffen und anderen Inputs 
durcn Kapital In Ihrer zeitlichen EntWicklung. DatJei 
ISt rJre durchschillttilche jahrllche Investitionstatlg' 
kelt der davorlle~lenden drei Jahre dem Energie· 
eillsatz, Rohstoffaufwand und der Anzahl der Mit 
arbeiter In elen ,Jahren 1984 und 1990 gegen· 
lrbergestellt. Es muß darauf hingeWiesen werden, 
cJar3 die verwendeten Aufwendungen nicht Infla· 
tlonsberelnlgt sind. 

Deuten die Linien nClcll rechts oben. so weist dies 
auf proportional stolgonde Investition und Input· 
aufwClnd hin. Daraus kann auf eine BetrrelJsaus· 
weitung geschlossen werden. Tendenzen nach 
rechts unten zeiger) eine Verrrngerung des Input 
aufwands, vertJunrien mit einer verstarkten Inve 
stltlonstatlgkelt In elen letzten Jahren an. Dies lörlt 
auf Ratlonallslerullgell schließen. Tendenzen nach 
links unten zeigen eine Reduktion von Investition 
und Aufwand LJllCJ kÖllIlterl durch schlechte Kon· 
Junktur in diesem Bereich verursacht sein, 

Die Investillonstötlgkelt und der Rohstoffaufwand 
(AbtJ. 3.4.2.11.) zeigen großteils eine Zunahme 
von belden Grörlerl. Wegen der unbekannten 
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Prolsontwlcklung In diesen Jahreil Ist daraus alJer 
IiICllt lJllIJecJlngt eine propmllonale ZUI1Clllille des 
Rollstoffeinsatzes abzuleiten. Nur wellige Facll' 
verböndo welsen eine gegenlCluflge Tendenz auf. 
Am ollosten rohstoffsparende Investitionen tötlg 
tell Jono FClchverbände mit 113Ch untell ~wrrchteten 
LinlOil bzw. mit nur flach nach rechts oben wel· 
sendon Linien. 

Die EntWicklung der MltarlJelterZCllllen rAob 
3.42 12.1 zeigt nun Im GegensCltz LlJr Abb. 
3.4.2.10 "Arbeitsproduktlvltat" (steigenelei Perso· 
nalclufwancl) vorwiegend stagnlerenclo oeler sln· 
kende Tendenz. Zunehmende IllVestltlclilstatlgkelt 
geht mit einem Ruckgang der Mitarhelter7ClIli ell,· 
hel. Ein Anstieg des Persollalstancles Ist nur In 
wenigen FClclwerbänden Slclltbar. Hier Ist die Re]' 
tlonClllslerung durch Investitlollell sclleil'ba,' am 
weitesten gecllehen. 

3. Grundsätzliche Überlegungen 

Wöl1reml (rtJer das Ziel "Naclillaltigkeit" grund· 
sötzllch Einigung besteht. Ist es nlcllt ulllJedlngt 
kar. wie Sich (jlese Forderung auf elle Gereiche ge· 
weltJllCller und :ncjustrleller TätigKeiteil iILlS;!; rkell 
Ullcl wie eine Zieierreichullg anCJeCJCln~Jen werden 
kClnn. 

Die Hemusforderung der Nachhaltigkelt Cln die In· 
cJustrrelle und gewerbliche Wirtschaft besteht da· 
her IIlsbesonclere In folgenden Punkteil 

Reduktloll des Verbrauches VOll I1lcllHegene· 
nerbaren Rohstoffen Im geforderten Ausmaß 
lJerelts jetzt. bevor eine Knappheit am Markt er· 
Slclltllch Ist 

Entwickelll von Alternativen zu kllappel1. nicht· 
regelleriertJaren Rohstoffen In Form von reich· 
Ilch verfLJgbaren oder nachwachseneieil Roh· 
stoffen und/oder nicht· materiellen Losungen 
(EffiZienz· oder Inforrnationsalternatlvell) SCJ\Nle 
Sekul1 d ärrohst offen 1 Krel slau fsclllleß lrn gen. 
Wertstoffruckgewlnnungen) 

Sicherstellen der Tatsache, dar3 nicht elurch Ge· 
wlllilung, Verwendung oder EntSOrgUllg von 
Stoffel1. die nicht in biogene Kreislaufe eilige· 
bunden SlncJ, elle Produktivkraft tJezLKJllCll rege· 
nerrerbarer Rohstoffe redUZiert wlrcl Iz8, Ver· 
SCluerll oder- Scriwermetallbelastlillg der Bo· 
den. globale Erwarmung, etc.I. zusatzllci1e Auf· 
gabon goschaffen werden (Del1ltrrflzleren des 
Trrllkwassers, Sanieren von Altlasten. Bewa· 
cherl von Lagerstatten, etc.) oder generell cJie 
Umwelt· bzw. Lebensqualitat verrillgert Wird 
(Lärmbelastung, Mobilitatszw3ng, elc,) 
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Die Errelchurlg des Zustandes ,Nachhaltlgkeit" Ist 
rllcht Vorgabe fLlr die nachsten Jahre, aber als 
langfristige Strategie Im Auge zu behalten, 

In einem so langen Zeitraum, wie er zur Erfüllung 
der Im Nationalen Umwelt plan vorgesehenen 
Maßnahmen zur Verfugung steht. werden Sich 
auch die Wertvorstellungen der Bevölkerung an­
dem, Begnffe wie "naturiich", "biologisch", "ökolo­
gisch", elle In lJIISerem Sprachschatz vor 20 Jah­
ren noch keinen Stellenwert hatten, werden um 
neue erganzt werelen, aber auch mit anderen, er­
weiterten Inhalten erfullt sen Die Notwendlgkel­
terl des matenellen Zuwachses, wie sie nach dem 
Ende des Zweiten Weltkneges bestanden, haben 
fur einen großen Tell der Bevolkerung an Wichtig­
keit verloren, Eine Onentlerung am Ziel der Nach­
haltlgkelt erfordert einen Wertewandel und eine 
Verllaltensanderung, 

3.1. Zeitliche Abgrenzungen 

Bezugllch des Zeltrahmens scheint eine Staffe­
lung unumgangllch, 

Einerseits sollte bel der Betrachtung der VISion -
des Sollzustandes - überhaupt auf eine zeitliche 
FIXierung verZichtet werden, Diese VISion sollte die 
Gesetzrmißlgkelten einer nachhaltig geführten 
Wirtschaft beschreiben, ohne auf zeitliche, mo­
rletare oder tecrmsche Beschrankungen einzuge­
hen, EinZiges limit hier Sind die naturwissen­
schaftlichen Gesetzmaßlgkelten, 

In einer nächsten Stufe Sind die - fur den Be­
trachtungszeltraum des Nationalen Umweltpla­
nes, also ca, 20 Jahre - relevanten Ziele zu defi­
nieren, Diese unterliegen natürlich einer ständigen 
Veränderung und können bel einer Fortschreibung 
des Planes auch entsprechend revidiert werden, 

In der dntten Stufe Sind gleichsam als Handlungs­
anweisung Maßnahmen für die nächsten Legisla­
turperioden anzugeben, Für diese Vorschläge ist 
sowohl die Wirkung abzuschatzen, als auch der 
erwartete Aufwand anzugeben, Hier Sind auch die 
unmittelbar zu erwartenden Widerstände zu be­
schreiben und Ihre Vermeidung zu diskutieren, 

Tennlne nationaler Gesetze und intematlonaler 
Übereinkommen - wie z,B, die Reduktion der 
CO -Emissionen, der Ausstieg aus der Verwen­
dung von FCKW - Sind teilweise in noch kurzeren 
Zeiträumen zu erfüllen und erfordem daher unmit­
telbar umsetzbare Vorgaben, 

3.2. Örtliche Abgrenzungen 

Osterreich ISt keine Isolierte Insel, sondem sowohl 
durch den Austausch von Gutem und Waren, 
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aber auch uber die Umwelt medien Luft und Was 
ser eng rnt den Nachbarstaaten uncJ der ganzen 
Welt vorburiden, Osterreich als funktionelle Einheit 
ISt ein offeres System, So fLIM z.B, cjle Verlage 
rung umwcltlJelastender oder energlelnterlslver 
Industnezwelcje (Textdlrldustne, GrunclstofflrKIII­
stile, Stromherstellung"j In elas Ausland zu elrler 
Verrlllnd8rLln~j (Jer In Osterrelcll verursacllten 
EmiSSionen, Ist atJGr aus Sich !leraus kein Beitrag 
In Richtung einer Nacrlhaltl(Jkell. Dies (Jdt ZUIllII-,­
dest so lancj8, wie SICll kelrle AnderunD IJelm Kon­
SUIll eier Waren und DIenstleistungeil er'glbt, Eille 
Betrachtun<J LIIJer den Leijenszyklus eier Prodllkte 
bzw der Dler<stlelsturlgerl Ist SOllllt IJnbedlllgt er 
forderllch, 

Es ISt ais E:rfolg zu werten, (jaß elel' Erlerglever 
braucll in ele c IncJustrre IIll Laufe der letzterl 2J 
Jahre weitaus langsamer ~JestleCjen ISt als Oie Pro­
duktlonsmerlCjen, claß eile CO -Emlssronell In elre­
seill Sekto c seit 1977 leicht rucklauflg slnrJ uwl 
daß der Sclndstoffausstorl In Vlelerl Brallchen so­
Cjar absolut gesunken Ist Es Ist aller ZlJ lleruck­
slchtlCjen, (Iarl (liese ErltWlcklllllg rlur eJerl WlIlllt­
telbaren Proeluktlonsprozerl jJetnfft, Nicht In cJie 
Kalkulation IIlltelll[Jezogen Ist dabei etwa eier AuL 

wanel an Erlergle lind Matenallen, um ROflstoffe 
an el!lem femen Orte zu gewlnnerl, sowie diese 
Rohstoffe unter Umweltbelastungen vorzuverar 
lJellerl und abzlltrclilsportierel', 

Relrl fWlktlcmel1 SlrlcJ EmiSSionen lmel Umweltbela­
stungen auch dem Verbraucller unel nlcflt nur 
eJem HerstE;ller zuzuordnen, So Sind z.B. EmiSSIO­
nen unel Ellergleverbrauch bell11 AtJbau der Res 
sourcen kelllt: rein IIlI1Cre AmJelogenhelt der För­
eIerländer, Diese Wiederum eJLirfen aber auch nicht 
nur auf derl BeeJarf nach Ihren Waren verweisen, 
sondem SlrKI Ihrerseits verpflichtet, die neuesten 
unel umweitvertragllCIlsten TechrlolocJlen zu nut­
zen, 

In bestlillillten Föllen könnGn elie zur Verfllgung 
stehenden hnanzmittel die grör)ten erfolge erzie­
len, wenll diese im Auslancl eingesetzt werden, 
Bel einigen Schaelstoffen hat der grenzLlberschrel­
tende Transport die Größenordnung eier heimi­
schen EnllSsionell erreicht oder Liberschntten, Die 
Im Rahmen des Nationalen Umweltplarls vorge­
schlaCjeneIl AktlvlWten nehmen hielCluf RLickslcht. 

Die AuslaCjerung umweltintensIver Produktions­
verfahrerl III Staaten mit CjenrlCjeren Umweltaufla­
gen stellt keineswegs eine Lösung dar, Dies ISt 
weder im Sinne der Nachhaltigkelt noch Im Sinne 
einer zukunttsonentierten Industrie- und Gewer­
bepolitik zlelfClhrend, 

Oko-DumpinCj (bel der Standortwahl IllUltlrlatlona­
ler Konzeme) oder der Zukauf von Vorleistungen 
(aus der fLlr die Cjlobale OkoloCjle bedenklichen 
Rohstoffproduktion) lmd Cjren7überschreltende 
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Fragen der Entsorgung sind umfassend zu inte­
grieren. Durch die Betrachtung als offenes System 
ist auch die Frage des Produkt(ions)lebenszyklus 
von Import-und Exportprodukten abgedeckt. 

3.3. Strukturelle Abgrenzung 

Die gegenwärtige Struktur des Bereiches Industrie 
und Gewerbe ist weder technologisch noch öko­
nomisch noch ökologisch ausgezeichnet, sodaß 
im Sinne der Nachhaltigkeit kein Zwang besteht, 
sie zu bewahren. 

Vordringliche Aufgaben für Industrie und Gewer­
be, die diese auch in einer nachhaltigen Wirtschaft 
zu erfüllen haben werden, sind : 

• die Lieferung von Waren zur Erfüllung der von 
der Gesellschaft erwünschten Dienstleistungen, 
und 

• die Schaffung von Einkommen und Arbeit 
für einen Teil der Bevölkerung. 

Diese Aufgaben müssen in einer Art und Weise 
vollbracht werden, die den Bedingungen der 
Nachhaltigkeit entsprechen und geringe Umwelt­
auswirkungen verursachen. 

Beide Bereiche sind einer raschen Änderung un­
terworfen. Nach allem, was wir heute über die Er­
reichbarkeit eines nachhaltigen Zustandes wis­
sen, wird es notwendig sein, die Stoffstrominten­
sität der Dienstleistungen zur Bedürfnisbefriedi­
gung deutlich zu senken. Dies bedeutet, daß wir 
die erwünschten Leistungen mit einem deutlich 
geringeren Aufwand an Material zu decken ha­
ben. In vielen Bereichen ist diese Entwicklung be­
reits zu sehen, wie in der Elektronik, wo die Minia­
turisierung rasch voranschreitet. Aber auch aus 
anderen Bereichen, wie z.B. in der Energietech­
nik, ist bekannt, daß derselbe Nutzen oft auch mit 
einem geringeren Materialaufwand (hier Energie­
menge) erfüllt werden kann. Viele Projekte des be­
trieblichen Umweltschutzes laufen unter dem Titel 
"Less is more", da es sich als ökonomisch und 
ökologisch vorteilhaft erwiesen hat, die Ausnut­
zung der eingesetzten Stoffe möglichst hoch zu 
treiben. Eine weitreichende Durchsetzung dieser 
"Low Input-Technologien" hätte zweifelsohne eine 
starke Auswirkung auf die Grundstoffindustrie, 
könnte aber die Finalindustrie stärken . 

Die Personalintensität der Industrie ist ständig 
rückläufig und wird es auch weiter bleiben . Es ist 
für ein Land wie Österreich nicht zu erwarten , daß 
in den Bereichen der Grundstoff- und Massengü­
terindustrie langfristig die heutige Menge der Ar­
beitsplätze gehalten werden kann, oder daß gar 
neue geschaffen werden können. Andererseits ist 
dieser Bereich äußerst umweltrelevant. 
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3.4. Wachstum 

Das rein quantitative Wirtschaftswachstum würde 
unter sonst gleichbleibenden Bedingungen in den 
nächsten 20 Jahren zumindest zu einer Verdop­
pelung des Stoffdurchsatzes führen. Nachhaltig­
keit ist im strengsten Sinne die Wirtschaftsform 
der zeitlich unbegrenzten Entwicklung in der Be­
deutung, daß diese Art der Entwicklung nicht 
durch ressourcenbedingte, ökologische, mensch­
liche und naturgesetzliehe Rahmenbedingungen 
begrenzt ist. 

Es ist daher eine zentrale Forderung, daß Umwelt­
und Lebensqualität einerseits und quantitatives 
WIrtschaftswachstum andererseits unbedingt 
voneinander entkoppelt werden müssen. Umwelt­
schutz und Wohlfahrt sind in Zukunft nicht mehr 
durch zusätzliches rein quantitatives Wachstum 
leist bar. Eine Neudefinition des Wirtschaftswachs­
tums durch eine Ökologisierung der volkswirt ­
schaftlichen Gesamtrechnung ist hierfür erforder­
lich, da ökologisch orientierte Meßgrößen auch 
die Entwicklung beeinflussen werden. 

4. Ziele 

Es ist das Ziel des Nationalen Umweltplanes, eine 
Entwicklung einzuleiten, die insbesondere auch 
für den Sektor Industrie und Gewerbe zu einer 
langfristig tragbaren Wirtschaftsform führt. In der 
Ökologie nennt man derartige Verhältnisse, unter 
welchen es zwar ständig Wachstum und Weiter­
entwicklung gibt, aber gleichzeitig weitgehend 
stabilisierte Zustände herrschen, einen KLIMAX­
Zustand. Diese Form des Wachstums ist auf eine 
qualitative Verbesserung ausgerichtet und nicht 
auf eine quantitative Vermehrung. Die Stoffkreis­
läufe sind weitgehend geschlossen, der Durch­
satz an Energie ist ausreichend und so genutzt, 
daß alle Interessenten bedient werden können . 

Ein derartiger Zustand ist prinzipiell auch für ein 
Wirtschaftssystem vorstellbar (und in den Grund­
zügen ableitbar) . Auch für den Sektor Industrie 
und Gewerbe muß daher angestrebt werden, daß 
die langfristige Sicherung der Umwelt- und Le­
bensqualität das prioritäre Ziel darstellt. 

Eine der wesentlichen Einschränkungen gegen­
über dem derzeit bestehenden Wirtschaftssystem 
wird in einer Limitierung der in die Biosphäre ent­
lassenen Stoffströme bezüglich Qualität und 
Quantität bestehen. Emissionen (fest aus Produk­
tion und Produkten, flüssig und gasförmig) überla­
sten heute die Assimilationsfähigkeit des Ökosy­
stems. Böden, die in ihrer Fruchtbarkeit gemindert 
sind, Grundwasser, welches keine Trinkwasser­
qualität mehr aufweist und eine Atmosphäre, die 
die Beständigkeit des Klimas nicht mehr garantie-
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ren kann, sind einige der offensichtlichen Indikato­
ren der Überbeanspruchung. 

Derzeit ist die Wissenschaft nicht in der Lage, in 
allen Bereichen anzugeben , welche Stoffströme 
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit noch als 
tragbar angesehen werden können. Die langfristi­
ge Assimilationsfähigkeit ist schwer abschätzbar. 
Aus Gründen der Vorsicht könnte man hieraus 
schließen, daß der durch die menschliche Tätig­
keit verursachte Stoffumsatz innerhalb der 
Schwankungsbreiten natürlicher Stoffströme blei­
ben sollte (Vorsorgeprinzip). 

Die Aufnahmefähigkeit der Biosphäre für die oben 
genannten Emissionen menschlichen Tuns be­
schränkt gleichzeitig die Menge der Materialien, 
die als Rohstoffe der Erde entzogen werden dür­
fen. Nach dem derzeitigen Stand des Wissens ist 
die kritische Seite heute jedoch die Entsorgung. 
Auch reagiert der Markt auf Knappheiten bei der 
Versorgung im allgemeinen besser als auf Proble­
me der Emissionen. 

Es ist zu fordern, daß seitens der Umweltwissen­
schaften in Zukunft wesentlich konkretere Anga­
ben bezüglich der unter dem Aspekt der Nachhal­
tigkeit vertretbaren Stoffströme erarbeitet werden. 
Im industriell-gewerblichen Bereich geht es dar­
über hinaus darum, die von den Umweltwissen­
schaften erarbeiteten Angaben über erlaubte 
Stoffströme raschestmöglich zu berücksichtigen, 
soweit dies noch nicht geschehen ist. Örtliche, 
Uahres-)zeitliche und zielgruppenspezifische Be­
sonderheiten müssen dazu führen , die vertretba­
ren Mengen regional unterschiedlich anzusetzen. 

Die Struktur der Industrie und des Gewerbes hat 
sich in den vergangenen Jahrzehnten wesentlich 
geändert. Dies gilt einerseits für spezielle Regio­
nen - wie z.B. Österreich - wo eine Abkehr von 
der Grundstoffindustrie in Verbindung mit einer in­
ternationalen Auslagerung dieser Produktion er­
folgt ist. Gleichzeitig hat sich aber die Industrie­
struktur auch weltweit in dem Sinne geändert, 
daß der Grundstoff- und Schwerindustrie eine ge­
ringere Bedeutung zukommt. Dieser Trend wird 
sich weiter fortsetzen und Wertschöpfung wie Ar­
beitsplatzangebot in den traditionellen Wirt­
schafts bereichen des primären und sekundären 
Sektors werden weiterhin abnehmen. 

Man kann nicht generell davon ausgehen, daß die 
derzeit im Gang befindliche Umstrukturierung 
zwangsläufig zu einer Verringerung von Emissio­
nen und Energieverbrauch führen wird . Cleaner 
Production - als ein Überbegriff für eine umwelt­
verträgliehe Produktion - birgt aber bei richtiger 
Anwendung die Chance einer ökologisch wesent­
lich besser angepaßten Industrie. 

Die Forderung nach einer Ökologisierung von In-
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dustrie und Gewerbe kann bei entsprechender 
politischer Umsetzung ein wesentliches Stimulans 
für die Weiterentwicklung innovativer Industrie­
und Gewerbestrukturen sein . Abfall - und emis­
sionsarmes Produzieren ist nicht vorwiegend ein 
Problem der Umwelttechnik, sondern eines der 
innerbetrieblichen Innovation und des Bewußt­
seins für den Umgang mit Materialien und Ener­
gien. 

Umweltpolitik auf Basis langfristiger, absehbarer 
Strategien ist eine wesentliche Vorgabe für Inno­
vations- und Industriepolitik. Dies erfordert aber in 
einigen Bereichen ein diesbezügliches Bewußt­
sein. So wird die Forderung nach dem "Stand der 
Technik" keine Innovation verursachen, sehr wohl 
werden aber Vorgaben, die darüber hinaus gehen 
die Innovationsgeschwindigkeiten erhöhen, wenn 
gleichzeitig Zeit und Rahmenbedingungen für die 
Entwicklungsarbeiten gegeben sind. 

Die Erreichung der Nachhaltigkeit ist als prinzipiel­
les, langfristiges Ziel davon abhängig, daß kurzfri­
stige und mittelfristige Eckpunkte angesteuert 
werden . 

Gleichzeitig ist der Grundsatz der Nachhaltigkeit 
in dem Sinne zu realisieren , daß konkrete Aufga­
ben gestellt werden. Im Folgenden werden derar­
tige Detaillierungen vorgenommen, um in späte­
ren Abschnitten die Maßnahmen hierauf ausrich­
ten zu können. 

Ziel 1: 
Reduktion der Stoffströme - Sicherung ausrei­
chender Vorräte an nicht regenerierbaren Res­
sourcen tür zukünftige Generationen 

Aus rein physikalischen Gründen gehen die Men­
gen fossiler und mineralischer Rohstoffe in den 
Lagerstätten der Erde zurück. Da es weder mög­
lich ist, auf die Nutzung solcher Materialien heute 
zu verzichten , noch davon ausgegangen werden 
kann, daß die zukünftigen Generationen ohne sie 
auskommen werden, muß eine nachhaltige Be­
wirtschaftung nicht regenerierbarer Ressourcen 
eingeleitet werden. 

Um diesbezügliche Knappheiten zu vermeiden, 
muß bereits heute darauf hin gearbeitet werden, 
daß der Bedarf an knappen Rohstoffen in Zukunft 
geringer ist als heute. Eine laufende Verminderung 
des Bedarfes wird deren Verfügbarkeit verlängern. 

Die Herausforderung der Nachhaltigkeit an die in­
dustrielle und gewerbliche Wirtschaft besteht da­
her in diesem Punkt in: 

- Entwickeln von Alternativen zu knappen, nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von reich­
lich verfügbaren Rohstoffen 
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- Entwickeln von Alternativen zu knappen , nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von nach­
wachsenden Rohstoffen 

- Entwickeln von Alternativen zu knappen, nicht­
regenerierbaren Rohstoffen in Form von Sekun­
därrohstoffen (Kreislaufschließungen, Wertstoff­
rückgewinnungen). 

- Schrittweise Reduktion des Verbrauches von 
nicht -regenerierbaren Rohstoffen durch nicht­
materielle Lösungen (Effizienz- oder Informa­
tionsalternativen) . 

Ziel 2: 
Sicherung der Versorgung zukünftiger Genera­
tionen mit regenerierbaren Ressourcen 

Regenerierbare Ressourcen werden in Zukunft ei­
nen wesentl ich stärkeren Anteil an der Energie­
und Rohstoffversorgung der Volkswirtschaften 
haben. 

Hier liegt die Problematik nicht in einem immer 
weiter gehenden Verbrauch, sondern in der Ge­
fahr einer Verminderung der Produktivkraft der 
Böden bei der Herstellung nachwachsender Roh­
stoffe. Diese Minderung kann einerseits durch den 
Eintrag von Schadstoffen erfolgen, andererseits 
auch durch die Schädigung der Böden durch ihre 
Übernutzung. Eine besondere Problematik liegt in 
der möglichen Änderung der klimatischen Verhält­
nisse - Temperaturen, Niederschlag, Winde -
durch anthropogene Einflüsse. 

Nicht alle Formen regenerierbarer Ressourcen be­
ruhen auf biogenen Ursprüngen. Besonders im 
Bereich der Energiegewinnung sind viele techni ­
sche Verfahren in der Lage, regenerierbare Quel­
len zu nutzen. 

Im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftsentwick­
lung sind folgende Aspekte zu berücksichtigen: 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen, die nicht in biogene Kreisläufe einge­
bunden sind, die Produktivkraft bezüglich rege­
nerierbarer Rohstoffe reduziert wird (z.B. Ver­
sauern oder Schwermetallbelastung der Bö­
den, globale Erwärmung, etc. 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen, zusätzliche Umweltprobleme geschaf­
fen werden (Nitratbelastung des Trinkwassers, 
Sanierung von Altlasten, etc. 

- Sicherstellen der Tatsache, daß nicht durch Ge­
winnung, Verwendung oder Entsorgung von 
Stoffen generell die Lebensqualität verringert 
wird (Lärmbelastung, Mobilitätszwang, etc.) 
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Ziel 3: 
Sicherung der Bereitstellung von Energie­
dienstleistungen für zukünftige Generationen 

Dieser Aspekt wird im Kapitel Energie ausführlich 
abgehandelt. 

Im Zusammenhang mit den Aktivitäten von Indu­
strie und Gewerbe läßt sich festhalten , daß diesel­
ben Bedingungen wie für die Stoffnutzung gelten. 
Dies sind im besonderen die Verbesserung der 
Nutzungs- und Wirkungsgrade, der Umstieg auf 
regenerierbare Quellen und die Minderung von 
Emissionen. 

Ziel 4: 
Sicherung von Arbeit, Einkommen und 
Lebensqualität für zukünftige Generationen 

Arbeitsplätze stellen einen Faktor dar, der heute 
besonders "knapp" ist. Es liegt daher unbedingt 
auch im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftswei­
se, Zahl und Qualität der Arbeitsplätze in Öster­
reich zu sichern. Dieses Bemühen steht in einem 
engen Zusammenhang mit der Frage von Bildung 
und Information. 

Emissions- und abfallarme Techniken stellen eine 
Chance dar, wiederum Arbeit in Regionen abseits 
der Ballungsräume zu bringen . In Verbindung mit 
neuen Entwicklungen der Telematik können diese 
zu einer Belebung dieser Regionen beitragen, da 

- die Nutzung lokaler und regionaler Ressourcen 
die Ansiedlung von Klein- und Mittelbetrieben 
des verarbeitenden Gewerbes fördert, 

- saubere (abfall- und emissionsarme) Technolo­
gien sowohl mit der Land- und Forstwirtschaft 
als auch mit dem Tourismus vereinbar sind, und 

- Telematik es ermöglicht, die innovativen und 
geistigen Kapazitäten der Region vor Ort zu 
nutzen. 

5. Maßnahmen und Umsetzungsstrategien 

5.1. Messung der Zielerreichung 

Um feststellen zu können, ob Vorschläge und 
Maßnahmen zu einer Entwicklung in Richtung 

. Nachhaltigkeit führen, muß eine Meßmethode vor­
liegen. Die heutigen Meßgrößen, wie das Brutto­
nationalprodukt sind nicht geeignet, die Verände­
rungen bezüglich Wohlbefinden und/oder Um­
weltqualität zu beschreiben. 

Aus der Literatur sind zahlreiche Ansätze bekannt, 
die aufgestellt wurden, um eine derartige Be-
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schrelbullg zu ermogllchen. MIPS (Mass Intenslty 
per Service) und SPI (Sustalnable Process Index) 
sind zwei Beispiele fur International diskutierte In­
dizes. Derzeit gibt es keinen Staat. der seine Ent­
wICklung uber einen längeren Zeitraum nach Kri­
terien der Nachhaltigkelt beschreibt. 

Eine Erweiterung der volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnung um umweltrelevante und wohl­
fahrtsrelevante Parameter wird vielfach versucht. 
Aus praktischen GrLJilden sollten auch Parameter 
als Indikatoren herangezogen werden, die einfa­
cher zu erheben sind. Diese mussen nicht unbe­
dingt derart sein, daß ein Vergleich ZWischen ein­
zelnen Staaterl oder Regionen möglich 1St. Be­
sonders Zeitreihen uber einen längeren Beobach­
tungszeitraum konnen aussagekraftlg schon aus 
wenigen Parametern entWickelt werden. 

Als solche - einfach zu erhebende - Indikatoren 
könnten z.B. gelten: 

der Gesamtenergleverbrauch In Industrie und 
Gewerbe 

die anfallende Menge an gefährlichen oder nicht 
wiederverwertbaren Abfällen 

der Verlauf der Schwermetallgehalte in 
Klärschlämmen 

die Abwassermengen aus Industrie und 
Gewerbe 

der Verbrauch halogenierter Kohlenwasser­
stoffe 

der Aufwand fur Rohstoffe In den einzelnen 
Branchen 

Diese Kennzahleil Sind In den wenigsten Fällen 
heute bekannt und dargestellt. Eine Internationale 
Abstimmung Ist wunschenswert, aber nicht unbe­
dingt erforderlich. EntWickelt Sich einer der ge­
wählten Parameter - z.B. der Schwermetallgehalt 
In den Klärschlämmen - In die richtige Richtung, 
so ISt dies, unabhängig von Vergleichsdaten, po­
SitiV zu bewerten. 

5.2. Umsetzungsstrategien 

5.2.1. Grundsätzliche und strategische Überle­
gungen 

Dem Sektor Industrie und Gewerbe - unter Ein­
schluß des Bereichs Industrienaher Dienstleistun­
gen - kommt In bezug auf das Ziel einer nachhal­
tigen Entwicklung Österreichs sowohl aus ökolo­
gischer, ökonomischer sowie aus sozialer Sicht ei­
ne Schlüsselrolle zu. Daher Wird von einem Be­
wahrungs- und Bereitstellungsauftrag von Indu­
strie und Gewerbe für nachhaltige Arbeitsplätze 
ausgegangen. Grundsätzlich ist festzuhalten, daß 
für eine nachhaltige Entwicklung Österreichs auch 
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die vom Sektor Industrie und Gewerbe verursach­
teil Umweltbelastungen zu redUZieren Sind. Der 
Schüssel dazu ISt die Schonung und optimale 
Nutzung der verfügbaren Ressourcen sowie der 
verstärkte Einsatz von erneuerbaren und Sekun­
därrohstoffen. Die Verringerung von Ressour -
ceneinsatz und -verbrauch bel gleicher oder stei­
gender WIrtschaftsleistung von Industrie und Ge­
werbe hat nicht nur pOSitive volks- und betrlebs­
wirtscllaftllche Effekte, sondern bewirkt aufgrund 
reduzierter Umweltbelastungen auch eineil Wohl­
fahrtszuwachs. Ein forCierter okologlscher Struk­
turwandel Österreichs, zu dem auch die Okologl­
sierung des Steuersystems einen wesentlichen 
Beitrag leisten kann. ist zu befürworten. Dieser 
Strukturwandel soll die Position Osterreichs Im In­
ternationalen Wettbewerb u.a. durch eine erhohte 
Innovationsgeschwindigkeit stärken, die stimuliert 
werden muß. um umweltgerechte Techl1010glen, 
Produkte und Dienstleistungen entWickeln und 
anbieten zu können. 

Die dazu erforderlichen Maßnahmen müssen Sich 
an den GrundprinZipien des Umweltschutzes, 111S­
besondere am Vorsorgeprinzip. unter Berucksich­
tigung möglicher Langzeitwirkungen und am Ver­
ursacherprinzip orientieren. Gerade Im Bereich 
des betrieblichen Umweltschutzes ist der 
Schwerpunkt auf die Vermeidung der Entstehung 
von EmiSSionen und Abfällen bereits in der Pro­
duktion (durch Einsatz entsprechender Technolo­
gien sowie Roh- und Hrlfsstoffe) sowie auf die Ent­
Wicklung umweltgerechter Produkte zu legen. 
Ebenso ISt neben der vorsorgenden EmIssIonsbe­
grenzung und -vermeidung gemäß dem Stand 
der Technik die Erfüllung konkreter Zielsetzungen 
hinSichtlich Umweltschutz (z.B. In Form von Im­
missionsgrenzwerten) und Wohlfahrt (z.B. durch 
Bereitstellung mitweltgerechter Arbeitsplätze) als 
betriebliche Aufgabe zu verankern. Betriebliche 
Ziele sollten auch vermehrt auf die Erbrrngung der 
mit der Bereitstellung von Produkten oder Res­
sourcen verbundenen - eigentlich nachgefragten 
- Dienstleistungen abstellen. Eine den gesamten 
Lebenszyklus umfassende ProduktverantwortlIch­
keit unterstützt den Trend, auch Dienstlelstullgen 
möglichst ressourcenschonend zu erbringen. 

Die Prävention von Umweltbelastungen hat also 
eindeutige Pl"IOrrtät gegenüber Begrenzung und 
Sanierung. Entsprechend dieser Prioritat kommt 
der Reduktion von Stoff- und Energieströmerl so­
wie der Schließung von Stoffkreisläufen entschei­
dende Bedeutung zu. Insbesondere die Verrrnge­
rung des speZifischen Ressourceneinsatzes ver­
eint ökologische und ökonomische Vorteile: die 
Forclerung dieser Strategie bedarf jedoch einer 
erweiterten Palette umweltpolitischer Instrumente, 
um die erwünschten Lenkungseffekte zu errei­
chen. Bei der Auswahl der diesbezüglichen In­
strumente ist daher insbesondere darauf zu ach­
ten, daß durch gesetzliChe Einschränkungen bzw. 
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Vel'i)ote 11:cllt okologlscll Uild okonornlscll ge­
'Nunscllte Stoffkn'?lsl8llle bZ'iJ. Welterverarbel' 
tUIlCJSllloclelle if=lnsatl VOll Sekuildarrohstoffeill 
Llilterlxoclien lV\N VfHilllldert werden. 

NelJen nelll lllsilengerl Schwerpunkt, NachhaltIg­
kelt clc1cJlIrcil Zll ",tI'eleller), elaß die Rahilleilbeclin 
gUIlgel1 fUI 1I1cillstrrell-gewerbllches HallCIein In 
ul1lweltmlev,ultell Bereichen vlelfacll elurch Ge 
setzp, NormeIl, ll.a. mdllLlngspolltlsclle Mallnall­
Illell elllge~lrellLt wurel8ll, bzw. durcll Forderullgs­
strategien In gowlinscllte Richtungen gelenkt 
wurden, wird 01110 zukunftsorientierte Strategie 
Lwel 1l0UO, zusät71iche Stoßrrchtullgell verfolgen 
Illusson EIIlflul3 darauf zu Ilehmell, daß veränder­
to WOl11llustor gerJlleiet werden ulld eille Elnflull­
Ilallllio clarauf zu ~lewlnnen, wie eier einzelne -
aucll 111 seiller hmktlon als Arbeitgeber oder Ar­
bOltllollmer - seilleil Hcllldlungsspiell-aurn IIlCIIVI­
eluGl1 Ilutzt. 

Um elle Urnsetzullg uillweitpolltischer MaßIlall­
mel' ,mcJ Strateglell zu slchem, Ist ein vel-stcirkter, 
offenel DIJlog eie" mlevclllten Akteure (Wlliscllaft, 
Politik, BeilmcJerl. BurgEl'! 110twendlg. Dieser Dia­
log stClrkt eJas Umweltbe\Nußtselll der einzeln on 
Akteure: uml fullrt so zu uillweitgerechten Ent­
o;Cll("lell IIlgell bel dEll' Gestaltung von Produktions­
und [JlstntJlltlClllsprozessen sowie VOll ProdukteIl, 
aller c1ucll ZII elltsprechellelen BeschZlffungs­
bNI. Ki1llfrmtscllelelungen. Konkrete urllweltpoliti­
seile Milllililllillen der Zukunft mLlssell cJallEll' Ele­
mente ell111altell, cJie diesen Dialog tordem UIlcJ 
fore Ipril. 

Effektiver UllllNeltscllL1tz 111 Industrre uneJ GewellJe 
kallil clanll illl1 [lestei' gewal1rlelstet wmelell. 
"".'el'I', die: II'llweltpCllltlscllen Railliieilbediliguilgen 
ouf I'Ü~JI()llalpr, 11atlonaler LlI1C! Internationaler Ebe-
11e Lli keilleI VVettbewerlJsvel-zerrullgell fuhrelI. 
SOWOlll unterscilledilche Umvveltstalldards Illller­
IlelllJ ')0'1 Ostelrelcil, Im besonderel< alJer Illeclrl­
cJ8l-e St':1I1clar-cls 111 eliligell Reform- UIKI Schwel­
lenlalKiem flillrell zu I//ettbewerösvwzmrllilgell 
Illlci OI\()-DIllllplllg mit teilweise direkte!l Auswlr­
klIngeil - LB. aufgrulld grenzllberscllreltellcler' 
Sel1deJstotftrailspolie - auf die östelTelchlsclle 
Umwelt. Diosom Oko-Dulllplng Ist IllSlJe:sOlldete 
IIll1erllal[J rO~Jlonalel- Integrationszollen elLlrch ge­
OICJIlOte: MaßI1ahilleil zu begegnell. 

5.2.1.1. Industrie- und gewerbebezogene Um­
weltpolitik im europäischen Kontext 

Die Umweltpolitik der EU beelllflußt bereits jetzt 
elle ostorreicillscile Umweltpolitik. Mit dem 1 SJ92 
vmarJschlecJeten 5. Ulllweltaktlonsprogrcllllm 11at 
elle LU elle Leitlinien 1111'81 mittel- UIKI langfrrstlgoll 
Umwelt politik rJIS 111S Jahr 2000 festgelegt Dlesor 
C.JlIltlCjkelts7eltralllll Ist VOll elltsclmd8lldel Be­
cieutuilg. Eillel-seits soltell mogllchst Ilocl1 vor 
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eiern Jahr 2000 grundlegende Welchen fur eine 
Ilachhaltlge EntWICklung gesteilt werden und an­
derelselts ergeben Sich durch die Ervvelterung 
lind Vollelldung des Blnnenrnarkts richt nur welt­
relchencle Wirtschaftliche Veranderungen, son­
eiern auch tiefgreifende ökologische Konsequen­
zen. 

Das Umweltaktlonsprograrnm hat somit fur den 
Sektor "Illdustrre und Gewerbe" hohe Relevanz. 
C3rundsatzllch ist Jedoch festzuhalten: 

• Das Umweltaktionsprogramm stellt nicht den 
Ansprllch, alle Urnweltproblerne der Mitglied­
staaten einer Lösung zuzuführen, sondern be­
Zieht sich auf jene Bereiche, flir deren Lösungen 
Internatiollale oder supranationale Strategien 
notwendig bzw, am zweckmäßigsten ist. Daher 
ersetzt das Umweltaktionsprogramrn - im Sinne 
des Subsidiaritatspllnzlps - keineswegs die Um­
weitpolitik der Mitgliedsstaaten. 

[bensowenig stellt das Urnweltaktlollspro­
gramm den Allspruch, alle BelEllclle des Um­
weltschutzes adäquat abzudecken, sondern 
setzt PrlOrltaten In ausgewählten Schwerpunkt­
bereichen mit gernelnschaftsweltel- DimenSion. 
Die Im Umweltaktionsprogramm nicht bellandel­
tell Beredle bedü1en daher jedenfalls eInzeI­
staatlicher Regelungen, Außerdem erfordern re-
9!onale Problemstellungen, die slcll unter ande­
rem aus der speZifischen Sensibilität regionaler 
Ökosysteme ergeben können, einen elltspre· 
chenden Handlungssplelraurn Innerhalb eillEli 
supranatlollalen umweltpolitischen Strategie. 

Von besonderer Bedeutung für den Sektor Indu­
stile lind Gewerbe sind jene Abschnitte des Um­
'Neitaktionsprogralllllls, In denen Vorhaben der 
Gemeillschaft behandelt werden, die die Umwelt­
politik der EU-Mitgliedsstaaten mitgestalten iz.B 
Richtlinien, die 111 nationales Recrlt umzusetzen 
3lnel) oder In denen die EU-Mitgliedstaaten direkt 
als relevante Akteure zur Umsetzung von Maß­
'lahmen angesprochen Sind. 

Das Aktionsprogramm definiert fünf nacrl OkOllO­
I1llscrlen Sektoren gegliederte SchwerpullktbelEll­
clle (Industrre, Energie, Verkehr, Lanelwlrtschaft, 
rourismusl. deren Urnweltauswirkungen durcll 
c:jernelnschaftllche Maßnahmen verringert wereJen 
solieIl. WeitElts werden besonders wichtige Pro 
blemkrelsP angesprochen und Programmthernen 
festgelegt, die biS zum Jahr 2000 behandelt WElt­
den sollen, Flir jedes dieser Thernen werdell lang­
fristige Zielsetzungen angegeben, die Orientie­
rungspunkte fLJr die Zlelnchtung zu einer Ilachhal­
tigen EntWicklung darstellen, Darüber hinaus wer­
:Jen mittelfrrstlg biS zum Jahr 2000 zu reallslElten­
:Je - teilweise schadstoffspezifisch quantifizierte 
-ZIelvorgaben und entsprechende MaßnallmElil­
kataloge entWickelt 
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Im Sinne des "Programms der Europäischen Ge­
meinschaft für Umweltpolitik und Maßnahmen in 
Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte 
Entwicklung" kann die neue Strategie in Unter­
scheidung zu früheren Aktionsprogrammen wie 
folgt definiert werden: 

- Es ist ausgerichtet auf Akteure und Aktivitäten, 
die zum Abbau der Naturschätze beitragen und 
Umweltschäden anderer Art hervorrufen, und 
soll nicht nur zur Lösung bereits bestehender 
Probleme dienen; 

- Es soll dazu dienen, umweltzerstörerische Ten­
denzen und Praktiken zu verändern, damit 
Wohlstand und Wachstum sowohl in sozialer 
als auch in Wirtschaftlicher Hinsicht für heutige 
und künftige Generationen gesichert werden 
können; 

Es zielt darauf ab, Veränderungen im Verhalten 
der Gesellschaft dadurch zu erzielen, daß alle 
Bereiche der Gesellschaft auf optimale Weise 
im Geiste einer gemeinsamen Verantwortung 
eingebunden werden; dies umfaßt Behörden, 
staatliche und private Unternehmen sowie je­
den einzelnen (als Bürger und Verbraucher) 

- Die Verantwortung wird dadurch geteilt werden, 
daß die Palette der Instrumente, die zusammen 
zur Lösung bestimmter Probleme verwendet 
werden, deutlich erweitert wird. 

Der Industrie und dem Gewerbe muß deshalb 
auch über die einzelnen Produktionsprozesse hin­
aus eine Schlüsselrolle beigemessen werden. Die 
Herausforderung besteht nicht so sehr im Einhal­
ten der Grenzwerte, sondern vielmehr in einer Re­
duzierung des Ressourcenverbrauches und der 
gesamten Stoffströme, sowie in einer Umstellung 
auf die verstärkte Verwendung nachhaltig nutz­
barer bzw. erneuerbarer Rohstoffe. 

Im Kapitel zum Schwerpunktbereich Industne 
werden als Elemente eines allgemeinen Maßnah­
menpakets genannt: 

Verwirklichung des Prinzips der Zusammenar­
beit aller relevanten Akteure (Wirtschaft, Verwal­
tung, Öffentlichkeit): 

- Verbesserung der materiellen und strategischen 
Planung, Konzept-UVP; 

- Genehmigungsverfahren sind auf integrierte 
Emissions- und Abfallvermeidung auszurichten; 

Einführung von Öko-Auditing, Öko-Accounting 
und Umweltmanagement 

Marktgerechte Preise für Ressourcen-Ver­
brauchNerwendung; 
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Strengere und zuverlässigere Produktnormen ; 

Forcierung freiwilliger Vereinbarungen zwischen 
Verwaltung und Wirtschaft: 

Forcierung einer effizienten Abfallwirtschaft; 

Zugang der Öffentlichkeit zu umweltrelevanten 
Daten. 

Diese Punkte stellen auch Voraussetzungen für ei­
ne Kurskorrektur in Richtung Nachhaltigkeit für 
den Sektor Industrie und Gewerbe dar, wobei be­
sonders zu beachten ist, daß sie nicht isoliert da­
stehen, sondern untereinander vernetzt sind. 

Der aus Sicht des Sektors Industrie und Gewerbe 
wichtigste Punkt ist Jener, der die Berücksichti­
gung der Kostenwahrheit beim Ressourcenver­
brauch anspricht. Für die Realisierung der grund­
legenden Forderung nach einer Reduktion des 
spezifischen Ressourcenverbrauchs ist eine euro­
paweite Strategie zur Internalisierung externer Ko­
sten unerläßlich. Diese Strategie sollte gemeinsam 
mit anderen Industrieländern , insbesondere mit 
OECD-Staaten verwirklicht werden. Kommt es je­
doch auf internationaler Ebene zu keiner Einigung 
über eine harmonische Vorgangsweise, sollte 
Österreich die vorhandenen Spielräume nutzen, 
weitere Schritte in Richtung einer vollen Kosten­
wahrheit zu übernehmen. 

Aus Sicht des Sektors Industrie und Gewerbe 
kann dieser Forderung am ehesten durch eine 
ökologische Steuerreform entsprochen werden, 
die eine verstärkte Besteuerung nicht -erneuerba­
rer Ressourcen vorsieht und diese Teuerung 
durch die Senkung der Kosten für die menschli­
che Arbeitskraft kompensiert. Durch eine derarti­
ge Strategie kann sich eine Wirtschaftsstruktur 
entwickeln, in der die lokale und regionale Güter­
versorgung dauerhaft geWährleistet ist und umge­
kehrt die Transportintensität gegenüber heute ge­
senkt wird. 

5.2.1.2. Instrumentenmix 

Das Spektrum der bestehenden und neu zu ent­
wickelnden Instrumente für die Umsetzung von 
Nachhaltigkeit wird sich auf zwei Hauptstoßrich­
tungen konzentrieren und dazu entsprechende 
Begleitmaßnahmen vorsehen müssen: 

• auf die Möglichkeiten, die Handlungsspielräu­
me für Industrie und Gewerbe festzulegen, und 

• die Verhaltensweisen von Produzenten und 
Konsumenten in Richtung Nachhaltigkeit zu 
beeinflussen. 
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Zu diesen Strategien werden jeweils Begleitmaß­
nahmen notwendig sein: für den Bereich der Fest­
legung von Handlungsspielräumen z.B. durch Be­
gleitforschung, um innerhalb der ökologisch und 
sozial tolerierbaren Handlungsspielräume die Effi­
zienz zu optimieren; für den Bereich der Verhal­
tensbeeinflussung z.B. durch den Aufbau von Er­
fassungssystemen, die frühzeitig Fehleinschät­
zungen aufzeigen können, durch Umweltbildung 
sowie durch Aufbau entsprechender Informa­
tions-, Kommunlkatlons- und PartizipationsInstru­
mente auch im Bereich von Industrie und Gewer­
be. Die Instrumente müssen untereinander als Sy­
stem abgestimmt werden: daher Ist es notwendig, 
die Effekte der gesetzten Maßnahmen zu erfas­
sen, mit den gesteckten Grundsätzen und opera­
tionalen Zielen zu vergleichen und die Maßnah­
men kontinuierlich neu zu justieren. 

Das derzeitige Spektrum an umweltpolitischen In­
strumenten in Österreich wie auch in vielen eu­
ropäischen Staaten wird von den ordnungspoliti­
schen Strategien der klassischen Ge- bzw. Ver­
bots- und Grenzwert-Politik geprägt. Gleichzeitig 
werden zunehmend alternative bzw. komple­
mentäre Instrumente (wie z.B. freiwillige Vereinba­
rungen oder Lenkungsabgaben, etc.) eingesetzt 
bzw. entwickelt. Dieser Trend ist umweltpolitisch 
zweckmäßig und soll weiter forciert werden, d.h. 
eine Erweiterung der Palette umweltpolitischer In­
strumente in Österreich ISt - im Einklang mit den 
Forderungen des 5. EU-Umweltaktionspro­
gramms - anzustreben. Unterschiedlichen Pro­
blemstellungen ist dabei mit unterschiedlichen 
Maßnahmen und Instrumenten zu begegnen, wo­
bei die Entwicklungsrichtung durch das derzeit 
existierende Spektrum an Maßnahmen und In­
strumenten mitbestimmt wird. 

5.2.1.2.1. Ordnungspolitischer Rahmen 

Belastungen von Mensch und Umwelt durch tOXI­
sche, teratogene, kanzerogene oder mutagene 
Substanzen ist auch weiterhin primär durch ge­
setzliche Einschränkung bzw. Verbote der Freiset­
zung oder des Einsatzes zu begegnen. Flankie­
rend ist dabei eine weitestreichende Offenlegung 
der anthropogenen EmiSSionen (fest. flüssig. gas­
förmig) derartiger Substanzen unerläßlich. Auch 
die dynamische Anpassung von Emissionsgrenz­
werten nach dem Stand der Technik. mit dem Ziel 
der Verbesserung der gesamten, nicht nur auf ei­
nen Teilbereich bzw. ein Umweltmedium einge­
schränkten Umweltleistung der Unternehmen. 
entspricht der Forderung. Industriell-gewerblich 
verursachte Umweltbelastungen zu minimieren. 
Daher sollten objektive Grundlagen. z.B. in Form 
verbindlicher technischer Anleitungen geschaffen 
werden, die den Stand der Technik dokumentie­
ren und gewährleisten. daß durch Forcierung an­
gepaßter und vergleichbarer Verfahren, Einrich-
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tungen und Betriebsweisen die gesamte Umwelt­
auswirkung der Betriebe reduziert Wird. Dabei ISt 
zu berückSIchtigen, daß neben der Ausgereiftheit 
und Verfügbarkelt von Tedlnologien in der PraxIs 
auch die funktionelle Gleichwertigkeit und die Lei­
stungs- bzw. Baugröße technologischer Maßnah­
men eine entscheidende Rolle spielen. Neben 
dem emissionsorientierten Ansatz hat auch der 
immissionsorIentierte Ansatz gleichrangige Be­
deutung. 

Generell ist gerade für einen forCierten ökologi­
schen Strukturwandel ein rascher und effiZient ge­
stalteter Entscheidungsablauf in GenehrnJgungs­
verfahren erforderlich. Die Entscheidungskonzen­
tration in anlagenrechtlichen Verfahren ist daher 
weiter auszubauen, insbesondere auch im Zuge 
der allfälligen Neuverteilung von Kompetenzen 
durch eine Bundesstaatsreform. 

5.2.1.2.2. Ökonomische Instrumente 

Der sparsame Umgang mit (nicht -erneuerbaren) 
Rohstoffen kann am effizientesten mit ökonomi­
schen und marktorientierten Instrumenten forCiert 
werden. Voraussetzung für den Einsatz ökonomi­
scher Instrumente ISt jedoch das Vorhandensein 
technologischer, organisatOrischer oder stofflicher 
Alternativen zum Istzustand. Auch bei belasten­
den Instrumenten (zB. Lenkungsabgaben). bei 
denen internationale RahmenbedIngungen eine 
Einschränkung des nationalen Handlungsspiel­
raums bewirken, wodurch in der Regel der Rück­
griff auf legistische Instrumente erforderlicll bleibt. 
sollten diese Freiräume genutzt werden. Soweit 
Innerhalb regionaler Integrationszonen Spiel räume 
bestehen, sollten diese genutzt werden. Hingegen 
besteht bel entlastenden Instrumenten (z.B. För­
derungen, steuerliche Anreize) - innerhalb des 
wettbewerbsrechtlichen Rahmens - eher die 
Möglichkeit spezifisch österrelchlscher Schwer­
punktsetzungen. um für Österreich besonders 
wichtige Umweltentlastungen zu realisieren. Be­
sondere Bedeutung kommt der Unterstützung der 
Realisierung pllotärer Anlagen und Verfahren zu, 
die verstärkt werden sollten, um die Umwelttech­
nologieentwicklung zu beschleunigen. 

Neben dem Einsatz fiskalischer Instumente und fi­
nanZieller Unterstützungsmechanismen als "direk­
te" ökonomische Instrumente, ist die Schaffung 
geeigneter Rahmenbedingungen fi.ir die Durch­
setzung des Verursacherprinzips von entschei­
dender Bedeutung. Als derartiges "Indirektes" 
ökonomisches Instrument spielt die Regelung der 
ZIvilrechtlichen Haftung fLir Umweltschäden eine 
zentrale Rolle. Dem Verursacherprinzip kommt 
nicht nur bel Sanierungsmaßnahmen, sondern 
Insbesondere bel der Prävention von Umweltbela­
stungen entscheidende Bedeutung zu. Die 
PräventionSWIrkung des VerursacherprinZIps kann 
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verstärkt werden, welln die Zuordnung von Im­
missionen bzw, Umweltschaden zu bestimmten 
Emittenteil bzw. Emittentengruppen transparent 
und naclwollziehbar gemacht wird. 

Auch fLJr den optimierten Einsatz ökonomischer 
Instrumente ISt die Information lJber betrrebllche 
und überbetnebllcile Stoff- und Energieflusse von 
zentraler Bedeutung, 

5.2.1.2.3. Freiwillige Initiativen und Vereinba­
rungen 

Neben deM ordnungspolltlscllen Ansatz ISt für 
den Sektor Industne ulld Gewerbe die Forclerung 
freiwilliger Initiativen ulld Vereinbarungen von be­
sonderer Bedeutung. Die Eigeninitiative Im be­
trieblichen Umweltschutz wlrel Insbesondere 
durch das derzeit In Implementierung befindliche 
System flJr das Uillweitmanagement und die Um­
weltbetrrebsprüfung gefördert, an dem sich Unter­
nehmen freiwillig beteiligen konnen (Öko-Audits). 
Das Öko-Audit als wettbewerbsonentlertes Instru­
Illent soll IllÖgllChst uillfassend und flächen­
deckend eingesetzt werden, wobei die Telinahille 
all dleselll Systelll durch geeignete Information 
und Förderung unterstützt werderl soll. 

Freiwillige Vereinbarungen als kOlllplementäres 
umweltpolitisches Instruillent neben ordnullgspo­
Iltlschen Maßnahmen bieten eine Reihe VOll Vor­
teilen und können zu einer Dynamisierung des be­
trieblichen Umweltscllutzes füllren. Da freiWillige 
Vereinbarungeil konkrete Umweltscllutzzlele und 
Zelthorizonte für einzelne Sektoren oder Branchen 
festlegen, stellen sie klare Rahmenbedingungen 
fur den betrieblichen Umweltschutz, Insbesonde­
re auch flir lImweltrelevante Investitionen dar. 
Gleichzeitig r)lelbt Jeder Zielgruppe selbst überlas­
sen, wie die vereinbarten Ziele erreicht werden 
sollen, Die Wirtschaft kann daher flexibel und In­
dividuell die notwendigen Anpassungen vorneh­
men. Aucll fCJr Politik und Verwaltung ermögllcllen 
freiwillige Vereillbarungen (wie auch Zielverord­
Ilungen) aufgrund des nicht streng determinierten 
Verhandlungs- und Beschlußfassungsverfahrens 
ein rascheres und fleXibleres Agieren und Reagre­
ren auf ErforcJernlsse des Umweltschutzes. 

Um das Instruilleilt der freiWilligen Vereinbarung 
Im Bereich von Industrre und Gewerbe wirksam zu 
gestalten, Sind folgende Punkte zu beachten 

01) Kenntnis der Umweltauswirkungeil 
Die Festlegung von UmweltschutzzIelen sowie 
die Priorltätensetzung kann nur auf einer fun­
dierten WIssensbasIs Liber die EmiSSionen und 
anderen UmweltauswIrkungen von Industrie 
und Gewerbe erfolgen. 
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b) Festlegung konkreter Ziele und Zelthonzollte 
Uberprüfbare Zielvorgaben und Zeitraume flir 
die Umsetzung der Vereinbarungen schaffen 
die erforderliche ObjektlvItat, um die Efflzlellz 
der sektoraleil Umweltschutzmaßnallmen zu 
evalUieren. 

cl Implementierung und Uberprüfung 
FreiWillige VerE,lnbarungen Illit einzelnen Sekto­
ren oder Branchen IlllJSSen eine Implementie­
rungsstrategie festlegen, die Sicherstellt. daß 
bel mangelnder Umsetzung Korrekturmecha­
nismen wirksClm werden. Insbesorldere Sind 
innerbetnebllche Zielsetzungen zur Verbesse­
rung ,der Umv'leltlelstung - wie sie z.B. IIll Zuge 
eines Integraleil Umweltillanageillents erstellt 
werden - mit derl vereinbarten ZIelvorgaben zu 
korrelieren. 

5.2.1.2.4. Information und Kommunikation 

Von zentraler BecJeutung fur den Einsatz aller o,a. 
Instruillente ISt die weitere Verbesserung der 00-
kUlllentatlon und Verfügbarkelt umweltrelevanter 
Informationen. Dies gilt besonders fCir den Bereich 
Industnell-gewertilicher EmiSSionen unel Abfalle. 
Die Verbesserun~1 der Dateillage und die weitest­
gehende Zugangslllöglichkeit der Öffentlichkeit zu 
umweltrelevanten Daten url1er Berllcksichtlgung 
des Schutzes VOll Betrrebsgellelmnlssell erschei­
nen daher als notwendige Voraussetzungen fur 
die entWICklung effiZienter Maßnahmen und die 
Ersteiluilg eines optilllalen Instruillentenlllixes In 
der Uillweitpolltik. 

5.2.1.2.5. Forschung, Entwicklung, Aus- und 
Weiterbildung 

Weitere - gerade fur den Sektor Industne und Ge­
werbe - Wichtige Instrumeilte Slild Forscllung und 
EntWicklung sowe eine lebeilslange, III dell Ar­
beitsprozeß integrrerte Weiterbildung. Hier kommt 
insbesondere der EIltwicklung sauberer Produk­
tionsverfahren sowie der Einbettung dieser Ver­
fahreil In eine alTI praventlven Umweltscllutz ori­
entierte Unternel1lllensstrategle besondere Be­
deutung zu. Die IntenSIvierung diesbezLlgllcher 
F&E-Aktlvltäten SOlNoill 1111 Bereich der For­
schurlgslnstltutionen als aucll der Industrie slnel 
daher notwendige Voraussetzungen für eille UITI­
weltgerechte Industriell-gewerbliche Produktion. 
Von besonderer Bedeutung ISt hier die Forclerung 
der F&E-Kooperatlon ZWischen Unternehmen, die 
einerseits durch eille entsprecllende Förderpolltlk 
und alldererseits durch ein kooperationsfördern­
des Wettbewerbsrecllt unterstützt werden lTIuß, 

Auch hinSichtlich der Durchsetzung des Verursa­
cherprinzips ist der Bereich der Forschung und 
EntWICklung bel der Problematik der Zuordnung 
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VOll Unwveltbelastungen ZU spezlflsdlerl Verursa­
chern bzw. der Differerlzierung zWischen rnehre­
rell Verursachern verstarkt gefordert 

Weiters ist die Illtegration von Lehrinhalten wie 
Umwelttedlnologle, saubere Proouktionsverfah­
rell, ErnissIons und Abfallverrneldung aber auch 
Umweltrnanageillent Ir1 die Aust)llclungspli'me 
Illcllt nur aus Sicht des Uillweltsdlutzes, sondern 
auch zur Verbesserung der Wettbewerbsfahlgkelt 
notwendig. 

5.3. Maßnahmenmatrix 

III den folgenden Tabellen slnel eine Reihe von 
Maßnahmen vorgescillagen. welcl'e dazu beitra­
geil sollten, In Osterreich eine Entwicklung in 
Richtung Nachhaltlgkeit zu beschleunigen. 

Die zitierten Zuständigkeiten bezIeheIl sich auf Je­
ne Institutionen, die flJr den sich aus den Maß­
rlCllllllen ergelJenden Regelullgsbedarf zustandig 
sind. In vielen Fällen silld daher unter Zuständig­
keit Bund oder Lander angegeben, auch werm die 
Bijrger bzw. die Betriebe die Betroffenerl sind, 
Weitere relevante Akteure in der Uillweitpolltik 
sind sicherlich auch die Arbeitnehiller bzw. deren 
VertretungeIl. 

Soweit wie möglich wurde versucht. Ziele bezüg­
lich Ihrer Große und Ihres Zeitllorrzontes qualltlta­
llv zu formulloren. Die Werte Sind meist nicht ex­
akt herleitbar und stammen aus verschiedensten 
Quellen. Sie Sind daller auch nicht III aller Scharfe 
zu beurteilen, spiegeln aber den derzeitigeil Stand 
des Wissens wider, Hier ISt es bosonders wlclltlg, 
bel einer Fortschreibung des Nationalen Umwelt­
plalles regelllläßlg genauere Qualltiflzierungen 
vorzu nehmell. 

Hinsichtlich der Zielsetzungen zur Reduktion der 
I1llrlerallschell Materralströme Wird nicht auf die 
Gewinnung mineralischer Rohstoffe selbst. son­
dern auf die Reduktion der Materialströme bel der 
eigelltlichell DIenstleistungsbereitstellung Bezug 
~Jenommen. 
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Nachhaltigkeitskriterium: 
Problem: 
Abgeleitete Grundforderung: 
Ziel 1: 
Abg~leitete Detailforderung: 
Umweltrelevante Ergebnisse: 

Lösungsansätze 

Umstieg auf erneuerbare Roh­
stoffe bzw. Einsparung von 
Rohstoffen für die Dienstlei­
stungserfüllung (Ansatz über 
den gesamten Lebenszyklus) 

Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Sicherung ausreichender Vorräte an nicht regenerierbaren Ressourcen für zukünftige Generationen 
Reduktion der fossilen und mineralischen Materialströme bei der Dienstleistungsbereitstellung 
Reduktion der Abfallmengen 

Maßnahmen 

Stufenweise Verteuerung von nicht er­
neuerbaren Rohstoffen durch Abgaben 
auf deren Verbrauch über das Niveau 
der Kosten für erneuerbare Rohstoffe 
bzw. der optimierten Recyclingkosten 

Förderung von F+E zur Entwicklung 
von materialsparenden bzw. erneuerba­
re Rohstoffe verwendende Dienstleis­
tungsbereitstellungstechnologien sowie 
von Umstellungsinvestitionen 

Führung einer innerbetrieblichen Stoff­
buchhaltung zur Erfassung der Einsatz­
stoffe (Art + Menge) der produzierten 
Wertstoffe (Zusammensetzung + Men­
ge) sowie der Abfälle (Art + Menge) als 
internes Steuerungselement zur Ver­
besserung der Wirtschaftlichkeit 

Verstärkte Berücksichtigung der Fakto­
ren Langlebigkeit und Adaptierbarkeit 
für Neuentwicklung in die Richtlinien für 
stimulierende Instrumente (Umweltzei­
chen, Ecodesign-Wettbewerb etc.) 

Schaffung eines einheitlichen Anlagen­
rechtes, in dem nicht nur Emissionen 
geregelt werden, sondern auch Mate­
rial- und Energieverbrauchsstandards je 
Dienstleistungseinheit Berücksichtigung 
finden 

Maßnahmenziele 

Anzustrebende Reduktion 
des in der österreich i­
sehen Volkswirtschaft 
ausgelösten Materialflus­
ses ist ein Faktor 10 in 
den nächsten Dekaden 

Reduktion des Einsatzes 
an nicht erneuerbaren 
Rohstoffen. Anzustreben 
wären 2 % jährlich 

Reduktion des Einsatzes 
an nicht erneuerbaren 
Rohstoffen (anzustreben 
wären 25 %) sowie der 
bei der Produktion entste­
henden Emissionen und 
nicht wiederverwertbaren 
Abfälle bis 2005 

Verringerung des Rohstoff­
einsatzes durch bessere 
Nutzung sowie schnelle und 
kostengünstige Anpassung 
an energie- und material­
schonende Gebrauchsgüter 

Reduktion des Einsatzes 
an nicht erneuerbaren 
Rohstoffen. Anzustreben 
wären 2 % jährlich 

Zustän­
digkeit 

Bund 
(Ökologi­
sche 
Steuer­
reform) 

Bund, 
Länder 

Bund, 
Länder, 
Wirtschaft 

Bund, 
Wirtschaft 

Bund, 
Länder 

Kontrolle 

jährliches na­
tionales 
Stoffstrom­
bild 

jährliches na­
tionales 
Stoffstrom­
bild 

Öko-Audit 

Umwelt- und 
Konsumen­
tenorganisa­
tionen 

Bund 

Dring­
lichkeit 

sd 

sd 

sd 

sd 

sd 

Zeithori­
zont 

2010 

bis 2005 

ständig 

ständig 

1997 

Dringlichkeit: sd, d, n ...... .. sehr dringlich, dringlich, notwendig 

Absehbare 
Auswirkungen 

Generelle Verringerung 
der Umweltbelastung 
durch Emissionen und 
Abfälle aus der Indus­
trie und Gewerbe; 
Verringerung des nicht 
in den Kreislauf ein­
bindbaren Abfalles, 
sodaß der derzeit be­
stehende Entsor­
gungsdruck wegfällt 
und die Erforderlich­
keit für zusätzliche 
thermische Behand­
lung von Abfällen re­
duziert wird. 
Reduktion der Stoff­
ströme bei nicht er­
neuerbaren Rohstof­
fen durch Erhöhung 
der Rohstoffproduk­
tivität aufgrund ver­
besserter Nutzungs­
effizienz der in der 
Produktion einge­
setzten Roh- und 
Hilfsstoffe 
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Nachhaltigkeitskriterium: 
Problem: 
Abgeleitete Grundforderung: 
Ziel 2: 
Abgeleitete Detailforderung: 

Lösungsansätze 

Verpflichtende Übernahme der 
Produktions- und Produktver-
antwortung über den gesam-
ten Lebenszyklus 

Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Sicherung der Versorgung zukünftiger Generationen mit regenerierbaren Ressourcen 
Übernahme der Gesamtverantwortung bei der Dienstleistungsbereitstellung 

Maßnahmen 

Neugestaltung der Umwelthaftung 

Emissionsabgaben auf Stoffe (Produkte 
und Abfälle) in Relation zu ihrer Human-
toxizität bzw. Umwelt beeinträchtigung 

Übernahme der Produktverantwortung 
über den gesamten Lebenszyklus, für Pro-
dukte, die nach ihrer Verwendung nicht in 
natürliche Kreisläufe einbindbar sind. 

Verpfiichtende kundenzugängliche De-
klaration über Wartungsmöglichkeit und 
Wiederverwertbarkeit der angebotenen 
Produkte 

Berücksichtigung von Material- und 
Energieverbrauchsstandards je 
Dienstleistungseinheit bei der Vergabe 
von Umweltzeichen 

Einführung der Konzept-UVP (UVP für 
Politiken, Pläne und Programme) 

Maßnahmenziele 

Weitestgehender Verzicht 
auf Verfahren bei denen 
umwelt gefährdende Stoffe 
entstehen 

Reduktion des Einsatzes 
von mutagenen, kanzero-
genen, teratogenen und 
toxikologisch bedenkli-
chen Stoffen um 50% so-
wie Reduktion bei der 
Produktion solcher Stoffe 
entstehenden nicht ver-
wertbaren Abfälle um 
90 % bis 2005 

Verringerung der nicht 
verwertbaren Abfälle um 
50 % bis 2010 

Verbesserung der 
Kundeninformation und 
Sensibilisierung des Kun-
den 

Stufenweise Verringerung 
der Material- und Energie­
intensitäten (30 % bis 
2000, 60 % bis 2010 so­
wie 90 % bis 2025) durch 
verstärkte Nachfrage nach 
Produkten mit Umwelt­
zeichen 

Verbesserung der sektor­
bezogenen Planung 

Zustän­
digkeit 

Bund 

Bund, 
Länder, 
Wirtschaft 

Bund, 
Länder, 
Wirtschaft 

Bund 

Bund, 
Länder 

Bund 

Kontrolle 

Bund 

Betriebsprü-
fung 

Produktbilanz 

Konsumen-
tenschutz 

Vergabericht -
linien für Um­
weltzeichen 

Bund 

Dring­
lichkeit 

d 

d 

sd 

sd 

sd 

sd 

Zeit 
horizont 

1997 

bis 2015 

ständig 

ständig 

ständig 

ständig 

Dringlichkeit: sd , d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig 

Absehbare 
Auswirkungen 

Durch Einzug der 
Thematik Mitwelt-
verantwortung in die 
obersten Firmen-
etagen entwickelt sich 
die Umstellung auf die 
Nachhaltigkeit schnel-
ler und viele aktuelle 
Umweltprobleme ver-
schwinden. 
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Nachhaltigkeitskriterium: 
Problem: 
Abgeleitete Grundforderung: 
Ziel 3: 
Abgeleitete 1. Detailforderung: 

Materialströme dürfen die globalen Pufferspeicher nicht ändern und die lokale Assimilationsfähigkeit nicht übersteigen 
Überbelastung der Assimiliationsfähigkeit der Ökosysteme und fortschreitende Erschöpfung von Ressourcen 
Reduktion der Beeinflussung geogener Lager (Ressourceneinsparung) und Flüsse (Anpassung an die Assimilationsfähigkeit) 
Sicherung der Bereitstellung von Energiedienstleistungen für zukünftige Generationen 
Reduktion der fossilen Materialströme bei der Energiegewinnung 

Erwartete umweltrelevante Ergebnisse: Reduktion des Treibhauseffektes, Verringerung der Luftbelastung 

Lösungsansätze 

Umstieg auf erneuerbare Ener­
gieträger 

Einsparung von Energie 

Verbesserte Ausnutzung der 
Primärenergie bei der Produk­
tion und Verarbeitung 

Maßnahmen 

Stufenweise Verteuerung von fossiler 
Energie durch Abgaben auf den Ver­
brauch nicht erneuerbarer Ressourcen 
(z.B. ökologische Steuerreform) über 
das Niveau der Kosten für erneuerbare 
Energien 

Erhöhung der Anreize für den Umstieg 
auf erneuerbare Energieträger 

Förderung von F+E zur Entwicklung 
von energiesparenden Dienstleistungs­
bereitstellungstechnologien sowie von 
energiesparenden Investitionen 

Stufenweise Verschärfung von Ver­
brauchsnormen für Energieverbrauch 
bei Geräten des täglichen Gebrauches, 
bei gleichzeitiger Verankerung der 
Adaptierbarkeit der Geräte auf Verbes­
serungen in die Zulassungsrichtlinien 

Erhöhte Förderung für KWK und Block­
heizkraftwerke zur Eigenenergieer­
zeugung sowie zur Wärme und Strom­
einspeisung in öffentliche Netze 

Dringlichkeit: sd, d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig 

Maßnahmenziele 

Einhaltung des Toronto-
zieles sowie weitest gehen-
der Umstieg auf erneuer-
bare Energieträger gemäß 
Stufenplan bis 2040 

Verdopplung des Einsat­
zes von erneuerbaren 
Energieträgern bei der 
Energiebereitstellung für 
Industrie und Gewerbe bis 
2010 

Einsparung des österreich. 
Energieverbrauches 
gemäß Szenarienberech­
nung in Kap. 3.4.1. 

Verringerung des elektri­
schen Energieverbrauches 
im Haushalt gemäß 
Szenarienberechnungin 
Kap. 3.4.1. 

Verbesserung des Aus­
nutzungsgrades der in der 
Industrie und im Gewerbe 
eingesetzten Energie 
gemäß Szenarienberech­
nung in Kap. 3.4.1 . 

Zustän-
digkeit 

Bund 
(Ökologi-
sehe 
Steuerre-
form) 

Bund, 
Länder 

Bund, 
Länder 

Bund 
(Elektro­
technik­
gesetz) 

Bund, 
Länder 
(Einspei­
senetz) 

Kontrolle 

-~- ---

Jährliche Bi-
lanzierung 
des Co.-
Ausstosses 

Jährliche En­
ergiebilanzen 

Jährliche En­
ergiebilanzen 

Jährliche En­
ergiebilanzen 

Jährliche En­
ergiebilanzen 

Dring-
lichkeit 

sd 

sd 

sd 

sd 

sd 

Zeit Absehbare 
horizont Auswirkungen 

bis 2010 signifikante Reduzie-
rung des Einsatzes 
fossiler Energieträger 

bis 2005 

ständig 

bis 2010 

bis 2005 
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Nachhaltigkeitskriterium: Vielfalt der Spezies und des Landschaftsbildes muß erhalten oder auf natürliche Weise verbessert werden 
Problem: Gestörte Interaktionen zwischen Mensch und Natur führen zum Raubbau unserer Ressourcen 
Abgeleitete Grundforderung: Schaffung der Möglichkeit der Koevolution von Mensch und Mitwelt 
Ziel 4: Sicherung von Arbeit, Einkommen und Lebensqualität für zukünftige Generationen 
Abgeleitete Detailforderung: Standortangepaßtes Wirtschaften 
Umweltrelevante Ergebnisse: Erhaltung der Biodiversität und der Kulturlandschaft 

Lösungsansätze Maßnahmen Maßnahmenziele Zustän- Kontrolle Dring- Zeit Absehbare 
digkeit Iichkeit horizont Auswirkungen 

Aufbau lokaler Produktions- Einbau der Überprüfung der Standort- Standortangepaßtheit von Bund, Bund sd ständig Umstellung auf lokal 
und Vertriebsstrukturen angepaßtheit in die Betriebsgenehmi- Produktions- und Ver- Länder angepaßte Gegeben-

gungsverfahren von Neuanlagen (UVP) triebsstrukturen soweit heiten vermindert den 
nicht an natürlichen Stan- Transport (Einsparung 
dort gebunden, Verhinde- von Transportinfra-
rung von Fehlentwicklun- struktureinrichtungen) , 
gen das Handelsbilanz-

defizit und den Zuzug 
Erstellung von Regionalentwicklungs- Sensibilisierung der regio- Bund, sd bis 2005 zu Ballungszentren, 
konzepten als verpflichtende Basis für nalen Meinungsbildner Länder, stärkt die Krisensi-
Maßnahmen der Raumordnung und Gemein- cherheit durch Vertei-

--.J 
Flächenwidmung den lung auf viele Stand-... 

beine 
Förderung von lokalen Initiativen zur Verringerung der Trans- Bund, Jährliche sd bis 2015 
Implementierung von Inseln der Nach- portbelastung, Verbesse- Länder, Stoffstrombi-
haltigkeit rung der regionalen Struk- Gemein- lanz auf Be-

turen, Sensibiliserung der den zirksbasis 
Konsumenten 

Verstärkte Förderung von F + E für Optimierung des Einsat- Bund, % Anteil an sd 2010 
standortangepaßte Technologien sowie zes von lokal vorhande- Länder, F+E Ausga-
deren Implementierung nen Rohstoff- und Ener- Gemein- ben der 

gievorräten den öffentlichen 
Hand inkl. 
Fond's 

Internalisierung von externen Ökologische Steuerreform zur Internali- Reduktion des Transport- Bund jährliche sd 1997 
Kosten zur Erreichung einer sierung volkswirtschaftlicher Kosten aufkommens Energiebilanz 
ökologischen Kostenwahrheit (Teilbereich 

Transport) 

Dringlichkeit: sd, d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig 
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3.4.3 . Verkehr und 
Transportwesen 
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1. Problemstellung 

Sowohl unser wirtschaftliches als auch unser so­
ziales Wohl hängen in starkem Maße vom Verkehr 
ab. Neben allen positiven Effekten unserer derzei­
tigen Mobilität zeigen sich doch Grenzen hinsicht­
lich der Belastbarkeit des Ökosystems und der 
Leistungsfähigkeit unseres Transportsystems. 
Staus behindern zum Teil eine zügige Abwicklung 
der Verkehrsleistungen, und die Belastungen z.B. 
durch verkehrsbedingte Lärm- und Abgasimmis­
sionen erreichen immer noch für die Umwelt und 
die Gesundheit der Menschen, insbesondere un­
serer Kinder, kritische Dimensionen. Grenz- und 
Richtwerte werden häufig überschritten , wie etwa 
für Stickstoffdioxid an stark befahrenen Stadt­
straßen oder für Ozon. 

Weitere spürbare lokale Beeinträchtigungen sind 
eine hohe Lärmbelastung in stark befahrenen Ge­
bieten, der Flächenverbrauch für Verkehrswege 
und deren Trennwirkung . 

Von globaler Tragweite ist der Beitrag des Ver­
kehrs zur Klimaänderung und dem Verbrauch 
nicht erneuerbarer Rohstoffe. Trotz einiger Unsi­
cherheiten in den wissenschaftlichen Grundlagen 
sind hier insbesonders die Erderwärmung durch 
den Konzentrationsanstieg von treibhauswirksa­
men Gasen in der Atmosphäre und der Abbau der 
stratosphärischen Ozonschicht als höchst be­
drohlich für die gesamte Menschheit anzusehen. 
Im Verkehrssektor sind für die Erderwärmung die 
C02-Emissionen maßgeblich. 

Entsprechend dem übergeordneten Ziel des NUP 
sollen Wege gefunden werden, den Verkehr dau­
erhaft umweltverträglich und funktionsfähig zu ge­
stalten, so wie auch die übrigen menschlichen Ak­
tivitäten diesem Prinzip entsprechen sollten. 

Es werden daher die verkehrsbedingten Umwelt­
beeinträchtigungen in Österreich untersucht, ge­
gebener Handlungsbedarf aufgezeigt, sowie Stra­
tegien für eine dauerhaft verträgliche Entwicklung 
des Verkehrs in Österreich dargestellt und dahin­
gehende Maßnahmenbündel empfohlen. 

2. Istzustand und Trendentwicklung 

In diesem Kapitel werden die wichtigsten Umwelt­
einflüsse des Verkehrs behandelt und ein "Trend­
Szenario" für die zukünftige Entwicklung, die bei 
einer Beibehaltung der derzeitigen Politik und Ver­
haltensmuster zu erwarten wäre, hochgerechnet. 
Das "Trend-Szenario" wird im weiteren Text als 
"Referenzszenario" bezeichnet, da die Wirksam­
keit von Maßnahmen an diesem gemessen wird. 
Diese Grundlagen scheinen notwendig, um die 
wesentlichsten Problembereiche der Zukunft er-
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kennen zu können, und Maßnahmen entspre­
chend auszurichten. 

Die Untersuchungen sind geographisch auf das 
österreichische Bundesgebiet begrenzt. Als Zeit­
horizont für die Betrachtungen wurde das Jahr 
2020 gewählt. Prognosen über derartige Zeit­
spannen sind natürlich mit einigen Unsicherheiten 
behaftet, mehrere Maßnahmen, speziell im Infra­
strukturbereich , zeigen jedoch erst nach Jahr­
zehnten merkbare Wirkungen , und sollten von ei­
ner quantitativen Erfassung nicht ausgenommen 
werden. 

2.1. Verkehrsnachfrage 

Unter "Verkehrs nachfrage" wird das von den Ver­
kehrsteilnehmern "konsumierte Verkehrsangebot" 
verstanden . Folgende Begriffe werden definiert: 

Verkehrs-, Transportaufkommen: 
zurückgelegte Wege, Fahrten , transportierte 
Nutzlasten je Zeiteinheit 

Verkehrs-, Fahr- und Transportleistung: 
zurückgelegte Entfernungen in Personen- , Fahr­
zeug-, und Tonnenkilometern je Zeiteinheit 

Für die Umweltauswirkungen sind insbesondere 
die Fahrleistungen der einzelnen Verkehrsmittel 
ausschlaggebend. Über die Auslastungen der 
Kraftfahrzeuge (KFZ) (Personen bzw. Tonnen/ 
KFZ) ergeben sich die Verkehrs- bzw. Transport­
leistungen. 

2.1.1. Personenverkehr 

Seit Beginn der industriellen Revolution ist ein 
enormer Anstieg der Verkehrsleistung zu verzeich­
nen. So wurden Mitte des vorigen Jahrhunderts 
Entfernungen in der Größenordnung von etwa 
100 Meter je Tag und Einwohner "motorisiert", 
das heißt mittels Bahn und Pferden , bewältigt. 
Schon damals verursachte der Verkehr Umwelt­
belastungen in der Form fester und flüssiger Emis­
sionen von Pferden sowie Abgasen der Lokomo­
tiven . 

Mit der Erfindung des verbrennungskraftbetriebe­
nen Automobils und 2-Rades taten sich neue Di­
mensionen für den Individualverkehr auf. Unter­
stützt durch fallende Anschaffungskosten im Zuge 
der Einführung der Serienfertigung, steigendem 
Einkommen und steigender Freizeit erhöhte sich 
die Anzahl dieser "neuen" Verkehrsmittel rasant. 
So stieg die Anzahl an PKWs und Kombis zwi­
schen 1955 und 1975 um etwa 1.000%, in den 
letzten 20 Jahren um etwa 110%. Da die 
Reisegeschwindigkeiten durch die zunehmende 
Motorisierung stark anstiegen, wurden bei 
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annahemd gleichbleibender Reisezeit und We­
gehäuflgkelt Je Person und Ta~J 111 Durchschnitt 
wesentlich größere Entfernungen möglich. So 
werden 111 Österreich derzeit IrTl Durchschnitt etwa 
30 km Je Tag und Einwohner motoriSiert zurück­
gelegt. 

Da große Entfernungen kein Hindernrs mehr dar­
steiler. paßt sich auch die Raumstruktur all diese 
EntwIcklung an. Die Entfernungen zwischen 
Wohnort, Arbeitsplatz und Erholungsgebieten so­
wie Gewerbe und Konsumenten wachsen, und mit 
Illnen wachst auch die Transportnachfrage weiter. 

Unter Beibehaltung der derzeitigen Verkehrspolitik 
ISt In Zukunft mit einem weiteren Anstieg des Au­
to- und Flugverkehrsanteiles an der Perso­
nentransportleistung zu rechnell. Die Verkehrslei­
stung der Bahn wird ebenfalls zunehmen, Jedoch 
Anteile an der gesamten Personenverkehrslei­
stung an den Straßen- und Luftverkehr verlieren. 
Aufgrund der begrenzten Straßenkapazrtaten in 
Ballungszentren und der Forclerllng des elektnsch 
betnebellen öffentlichen Personen nahverkehrs 
:OPNVI kann eine starke Zunahme der Verkehrs­
leistungen von Straßenbahnen. U-Bahn und O­
Bussen erwartet werden (Tabelle 3.4.3.2.). Die we­
sentlichen Ursachen f(.Ir diese EntwIcklungen sind: 

• die sozlodemographlsclle Entwicklung hlll zu 
mehr .. autolenkfahlgen" Bevölkerungsanterlen 

• die ZLJIlahme der Kfz-Verfugbarkeit 
• langzeitstraßenorientierter Ausbau der Ver­

kehrsInfrastrukturen und Nachholbedarf bel der 
Angebotsqualität öffentlicher Verkehrsmittel 

• die politischen, rechtlichen, organisatorischen 
und steuerlichen Rahmenbedillgungen 

• nledrrge Energiepreise, die Insbesondere das 
große Ausmaß an externen Effekten. vor allem 
den Umwelteffek:en. In den Kosteil nlcllt 
berucksichtlgen 

• die SIedlungsentwIcklung hin zu dezentralem 
Wohnen und Konzentration der Arbeitsplätze 
und Versorgungseinrichtungen 

Die gesamte Personenverkehrsleistung Im 
Straßenverkehr wird hier aus dem Kraftfahrzeug­
bestand. den durcllschnlttllcll Im Jahr zurückge­
legtell Fahrzeugkilometern und cJen Passagieren 
Je KFZ ermittelt. 

Gewisse UnSicherheiten bestehen bezüglich dei' 
zu erwartenden EntwIcklung In den durchschnitt­
lichen spezifischen Jahresfahrleistungen der 
PKW. Einerseits ist ein zunehmender Anteil an 
Zwelt- und Drrtt-PKW zu erwarten. was auf eine 
sinkende Terldenz hindeutet. AncJererseits bedingt 
die o.a. SIedlungsentwIcklung höhere durch­
scllnittllche Weglängen. Welcher dieser ElnflLlsse 
LJberwlegen Wird. kann aufgrund unzureichencJer 
statistischer Unterlagen nicht mit Sicherheit fest­
gestellt werden. (Siehe (laZU Tabelle 3.4.3.1) 
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FLir die Berechnungen zum "Referenzszenarro" 
wurde eine leicllte Abnahme der realen Kraftstoff 
preise und daher eine glelchbleibencJe spezifische 
Jahresfahrleistung angesetzt. Eine stark abwei­
chende Meinung besteht seitens der Vertreter des 
Fachverbandes fur Mlneralolwlrtschaft. die von ei­
ner Reduktion der durchsctllllttilchen spezifischen 
Jahresfahrleistung der PKW um 13°c bis zum 
Jahr 2021 ausgehen. 

Gewisse Unsicherheiten bestehen aucll bei den 
derzeitigen durchschnittlichen Jahresfahrleistun­
gen und Besetzungsgraden allel' Straßenver­
kehrsmittel, weil oft nur unzureichende Daten­
grundlagen verfLJgbar sind. Da die Fahrleistungen 
im Verkehrssektor über die statistisch erfaßten 
Absatze all Benzin. Diesel und elektrischer Ener­
gie venflzlert Sind, kann der gesamte Fehler in der 
Emissionsberechnung als klein angesehen wer­
den. In Tabelle 3.4.3.2. sind die grundlegenden 
Annahmen fur das Referenzszenarro 1111 Straßen­
verkehr dargestellt. 

Die daraus berechnete Entwicklung der Perso, 
nentrallsportlelstung Im Re(erenzszenarro ist In 
Tabelle 3.4.3.3. und Abbildung 3.4.3.1. angege­
ben. Zwischen 1991 und 2021 ergibt sich ein Zu­
wachs der Personentransportleistung um etwa 
23°c. Die höchsten Anteile am Zuwachs werden 
Im motorisierten IndiVidualverkehrs (MIV) mit 
+26':0 und den elektrisch betnebenen OPNV mit 
ca. +36°8 erwartet. 

2,1,2. Güterverkehr 

Das Verkehrsaufkommen des Güterverkellrs. ge­
messen In Tonnen, teilt Sich derzeit auf die Ver­
kehrSllllttel Straße - Schielle - Schiff - Pipeline im 
Verhaltnls 61 19.7: 2.2 : 17.1 auf. Der Luftver 
kehr hat eineil Anteil von 0,03°0. 

Die EntwIcklung der Gütertransportleistung. ge­
messen In Tonnenkilometern. zeigte bisher ein et­
wa lineares Wachstum mit einer delltllchen Ab­
hanglgkeit von der Entwicklung des BruttoInland­
produktes (BIP) wobei der größte Zuwachs auf 
der Straße geleistet wurde (Abbildung 343.21 
Diese Entwicklung des GLlterverkehrs Wird auch 
durch die Oualität der Verkehrsinfrastruktur und 
die Höhe der Treibstoffpreise beelnflußt. Insbe­
sondere Im Bereich des grellzuberschreitenden 
Straßengüterfernverkehrs auf europalscher Ebene 
ist ein Ansteigen zu beobachten. Die durch die 
geographische Situation Osterreichs vorhande­
nen großen Trallsltverkehrsstrome In N-S- und In 
zunehmenden Maße in O-W-Richtung stellen eine 
große Belastung für die Menschen und die Um­
welt an derl Hauptrouten dar, insbesondere da sie 
in N,S-Rlchtung stark straßenorrentlert Sind, In 
O-W-Rlchtung eine Immer starkere Tendenz zum 
Straßentransport zeigen. Mengenllläßlg entfällt 
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Abb. 3.4.3.1. Entwicklung der jährlichen Personentransportleistung in Österreich im Referenzszenario in Mio. 
Personenkilometern. Der Flugverkehr ist nicht berücksichtigt. 
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Abb. 3.4.3.2. Berechnete Gütertransportleistung in Österreich von 1971 bis 1993 und im Referenzszenario in Mio. 
Tonnenkilometern (ohne Flugverkehr und Pipeline); sowie Entwicklung des BIP und der Dieselrealpreise. 
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Tabelle 3.4.3.1. Berechnete Änderungen der km/PKW zwischen 1995 und 2020 

6 BIP (1)2020 gegen 1995 

+ 2,2% p.a. bis 2005 
+ 1,8% p.a. bis 2015 
+ 1,5% p.a. bis 2020 

wie oben 

wie oben 

6 Einwohner 
2020 gegen 1995 

+ 0,37% p.a. bis 2005 
+ 0,10% p.a. bis 2015 
+ 0,04% p.a. bis 2020 

wie oben 

wie oben 

6 Kraftstoffpreis-real 
2020 gegen 1995 

+/-0% d.i. real konstant 

-3,43% p.a. von 1995 bis 
2020 d.i. nominell konstant 

+2,8% p.a. von 1995 bis 
2020 d.i. +100% bis 2020 

6 km/PKW 
2020 gegen 1995 

-7% 

+12% 

-26% 

(1) Neben den Kraftstoffpreisen wird das durchschnittliche Einkommen der Bevölkerung, angenähert durch das Verhältnis 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner, als wesentlicher Faktor in der Entwicklung der mittleren Jahresfahrleistungen von PKW angeführt 

Tabelle 3.4.3.2. Entwicklung der KFZ-Gesamtbestände und der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen im Straßen­
Personenverkehr des Referenzszenarios (2001 bis 2021) 

Jahr PKW (1) km/ PKW PKW-Diesel Mofas km/ Mofa Motorr. km/ Motorr. Bus km/ Bus 
(2) (3) (2) (2) (2) 

(1000) % der Neuzu- (1000) (1000) (1000) 
lassungen 

1971 1.325 16.250 2% 1.670 2.190 102 5.540 6,9 44.110 
1981 2.313 12.920 4% 517 1.740 88 4.400 9,1 48.170 
1991 3.100 14.732 22% 416 1.990 112 5.020 9,3 52.780 
2001 3.861 13.700 25% 314 1.850 139 4.600 9,9 55.000 
2011 4.249 13.700 25% 269 1.850 157 4.600 10,2 55.000 
2021 4.440 13.700 25% 248 1.850 165 4.600 10,4 55.000 

(1) PKW werden in der Rechnung noch nach Hubraumgrößen unterschieden 
(2) Die Größenordnungen der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen stammen aus diversen Sonderauswertungen 
(3) Im Jahr 1993 hatten dieselbetriebener PKWs & Kombi an den Neuzulassungen bereits einen Anteil von etwa 32%. Aufgrund der abseh-

baren Erhöhung der Dieselbesteuerung infolge des EU-Beitrittes, und der im Verhältnis zu PKWs mit Ottomotoren schärferen Absenkung 
der Abgasgrenzwerte für PKW-Diesel im Jahr 1996 wird eine deutliche Abnahme der Kostenvorteile, und damit auch der 
Zulassungsantei le, angenommen 

Tabelle 3.4.3.3. Entwicklung der jährlichen Personentransportleistung in Österreich im Referenzszenario in Mio. Personenkilo­
metern und Anteile an der gesamten Personentransportleistung. Flugverkehr ist nicht berücksichtigt. 

MIV(1) Bus (2) ÖPNV-el. (3) Bahn (4) FuB&Rad Gesamt 

Jahr Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % Mio. % 

1971 29.354 54.5% 8.317 15.4% 2.705 5.0% 6.698 12.4% 6.830 12.7% 53.904 100% 
1981 39.649 58.2% 11.566 17.0% 2.850 4.2% 7.246 10.6% 6.790 10.0% 68.101 100% 
1991 59.986 64.8% 12.328 13.3% 4.025 4.4% 9.428 10.2% 6.750 7.3% 92.516 100% 
2001 68.049 65.6% 13.749 13.2% 4.741 4.6% 10.520 10.1% 6.710 6.5% 103.768 100% 
201 1 73.643 66.5% 14.119 12.7% 5.202 4.7% 11.169 10.1% 6.670 6.0% 110.804 100% 
2021 75.756 66.6% 14.355 12.6% 5.490 4.8% 11 .560 10.2% 6.650 5.8% 113.811 100% 

(1) MIV iSi als PKW&I(ombi und motorisielte 2-Räder definiert 
(2) Nur dieselbetriebene Busse; 
(3) Als ÖPNV-el. sind elektrisch betriebene Nahverkehrsmittel definiert (Straßenbahn, O-Bus, U-Bahn), 
(4) Beinhaltet die ÖBB, Privatbahnen und S-Bahnen. 

11 
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aber dei grol)tu Toil des Gutervelkellrs auf dCIl 
Nahverkehr. 

Bel dell Berecl1r1l1ngen der Gl:tertrclilsportielstlifl­
gen 1111 Straßell\lelkehr besteheil clel7elt größere 
Unslchcrl,cl:ell. elCl hier leelleJllc ll tur den gre1lz­
Liberscllreltencicn Verkellr I/veltgellelld geslcllerte 
und vollstcindlgc Statistiken vorliegeil. Die Fallrlel­
stung eier bStClrcichlscllOll LKW 1111 Ausland Ist 
dabei W01)el Clls die Falllc!stu"g ,\USandlscller 
LKW In Osterrelcll 

Im Straßelwerkellr wurde eJle EntwIcklung del- Gu­
terverkellrslelstullq Ilier (ibel- deli KFZ -BOStCllld, 
die dUI-chscllllit1lichen Jal1((;sfahrleistungen und 
die NutziClelef3ktoren IlochCjerechllet und Llbel' die 
gesamte 111 OstelTedl al' elell Stl'Clßenguterver­
kehr vel'kaufte MellCje all Dleselkmftstoff abCje­
stimmt. E's Ist Iccloch nlcllt 3USLlIsclllleßen. daß 
e,ne tJetl'ilc'ltl,clle Mellge eies Ifl Osterreich ver­
kauften Kraftstoffes bel wenzllborschreitendom 
lind Tmllsltverkehr Im AuslClnd verlxoucht wird. In 
Tabelle 3.4.3."" Silld die grLindleqenden Anllah­
men fllr (Jas ReferellzszellClilo zus3mmengefaßt. 

Die ciurchscllillttilcheil BelaeJullgell werden aus 
der FClllrLeuCjlllotorrsierullg ulld dell Nutzladefak­
toreil berecllllet. Die Nut71adetaktoren wurden 
dabei weltgelleml all eJle ljeSamtell Tonnenkilo­
meter eies St,'d!jerwe,keI1I's 111 Osten'elch nacll an­
gepaßt und biS 2021 für eile RechllLlIlq gleicll be­
lassen. Dabei '//lIiTlen die TI-aktoren. Motorkarren 
uno "SOllstlge KFZs" 11ICIlt weltel IJeruckSlclltlgt. 
Die ErgelJnlssc sind In Tabelle 3,4,3.1,-4. darqe­
stellt. 

Folgencie Anl1dhmell wurdell ZUI- Ersteiluilg des 
Referenzszenclrls getroffen: 

• Eine Abl1allljlCJkeit der GLitertrctrlsportlelstllllg 
VOll del- wlrtsclloftllchon Elltwlcklllng wird auch 
fLlr die Zukullft erwartet. 

• AufCJrumj cJer AllpaSSuriD der besteuerung VOll 
Dieselkraftstoff all das FU- Niveau Wird im Ge­
gensatL Zur'l Personel'verkellr mit einern ge­
rrngfuljlgell Anstieg eier varralJlen KosteIl 
wällrond der I I~Jchsten 25 Jahre qerecl1net. 

• Weiters V'llrcL wie Im Porsonenverkehr. ein leich­
ter Ruckgarlg des Wlrtschattswelchstums von 
etwa 2.2 u" p.a. 1995 auf 1,5"" pa 1111 ,Jahr 
2020 allgelloillmen. 

• Sinkende Allteile der GrurlClstofflncJustne lind 
zunellrnenclo Allteile des Dienstleistungsgewer­
bes Lillei hohorwertlger P'oclllkte wercJell nie 
Tral1sportieistLillgszuwachse [t -km] bezoljell 
auf (ile WlrtschaftsleistunCj (BIPl verrillgern. lIr1-
ter eier Annahme. daß elel' AnstloCJ der mltllelell 
Trar1Sp0!1Welten dies rllcht kompenSiert. Die 
mittlerorl Transportweiten hängeIl von dOll Fm­
tlguI1gstiefeil lmd dell Fntfemullgell zwiscllen 
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CIOll eillzeimm Fertlljllllgssclmttell sowie ZWI 
seilen Hel'stellem um! Halldei ab, 

• Dei' stel~J8I'cle /\Illel, 11011e;'/I"rtlger Proc!ukte Clll 
elel' WI11scilaftsieistul1Cl und der Trend zu einel 
VC:fr'lllgeluilCj eier Fel11ljlllllJstlcfe --C1'i:olter!ll1l 
Zll ell1elll stelgellClel', Allte,1 eies Stral3elKJlItoi 
vel-keills ~1Il der Cjesamtcoll Iransportloistul1C] 
fuhre'l. Der enorille Alltoilszuwachs eies 
Stl'aijel',Cjutel'iel'kehrs ZWSCIIO'l 1927 L11l0 19S12 

kOl1llte JIJGr 111 ZUKl111ft IJel otWJS hollcrCll vall;\­
l.llerl Kosten Ulle! IllslJeSOl1Clere bel 111t0I1SIVe'l 
Mililnahll1ell zur AttrClktlv1tdtssteigoruIlcj des 
ScillenellVerkehrs Cjpl)remst werden. 

• DIE-: Bahn WlrcJ allel VOlausslch; nac!l. tlOtz elel' 
Belru!lIJll} slcl' J!1 ,:lle Alllleru'lg eier Marktsl­
tuatloll imzupassell. wOlterhlll Anteile vel'llerell. 
Clel elle bosolldors IJall'lafflrle Transpolilli1cl,tr,l 
(je elel C";llIlldstofflllc1l1stl-lo 11dclllassel: cJwfte. 

• AllllllCllO FlllfllJSSe wie Im Schienenverkehr siml 
allCil III elel' DO'lallsel'lffaI111 zu ervvartel'. Die 
FE-:ltlgstollullfl cJes RI1elil MOIIl-Dollaukallals 
Wirkt clloselll Effekt jeelocll CIltgegell. so CiilR 
speziell IJel ste'gellDel Wllischaftskraft eJer ost­
IlcllE?ll NochbarlallCler deutliche ZUWilCllS0 
Irlögllcl1 Sllld, Absoilit l)etraclltet werden jedoch 
allcll 1'1 ZUk,lIlft nur qellil(jU Anteile allf eier 00-
Ilau lJf;folclei: ',..;eITlell. 

FUI- das Flpfel'8l1ZS7ellC1lio vilrel elalllit 0111 11lIttieiPr 
jai111lcl,e: Allstieg elel gesailltell TO'lilOIl-Km VOI! 
Straf)e. Balill UIl,j DOllaLisciliffallrt Uill ca. 1.2'1 
zWlschell ,S!Y1 Uild ;JU()1. LlIlCIUIll etwa U.Ö'", p.il 
ZWiSClle'l 2CJ 11 ullCl 2021 angesetzt ITalJelle 
3A3 SI C:;elllal' dem TI'8I1 (1 111 dei l~utE-;rtraIIS­

pOl1lclStllll~1 seit 19ö7 (AblJllelullg 3.4.32 I WillP 
Cl3(JceJen ,,111 gegelllriJPI- (Iem Wlrtscllafts'/lacllS­
tUlll stalkeles ArlstE:IQf:1l eier Gutertrclilspoltiel 
stullq [t kill] Lli erwartE:l1, so cl3f:\ z. B, elll LuwacilS 
Uill lll)el 100", gegelllll)er E1D 1 Im StlL111ellguter­
verKellr elJEmfalls c::r,I'CI lilliS IllOCJllCh 1St. 

So konllte elel- NlltLli\Clefaktm 'Neselltllch holl,,1 
seln,'herm el dei! di" trcll1spolilerterl Kul]Kl1letel 
uml clas Tr,lIlsportvCJlllinell bezoDell \lvlrc!. 

BISll8C wurdcn keine F)IOgI10SCI1 uber Ener9'evel 
blCluel· lIlK! Abgas '1011 F'llICjVC;IKelll- UIKI I'lpel 'llU::; 
qetlotfen. Dies Ist jeclellfalls 111 cJer n3cl1sten Ar­
(Jeltspllasc aufgrulld (Jel- w'11scl1aftllcl1ell lillcJ UI11 
weltpolll,scl181l Beclcutullg (ileser Velkellrstra~jcl 
umj IIll Slrlrle eiller (Jcsamtileillicheil Retrachtlrn~j 
des Verkehrs nachzuholen. 
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Tabelle 3.4.3.4. Entwicklung der KFZ-Gesamtbestände und der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen im 
Straßen-Güterverkehr von 1971 bis 1991 und im Referenzszenario 

LKW (1) Sattelkraft km/ 
Jahr 

Gesamtbestand km/LKW (2) 
fahrzeuge Sattel 

KFZ 

< 3,5 t 3,5 bis 15t > 15 t < 3,5 t 3,5 bis 15t > 15 t Ges. Best. Durchschn. 

1971 61.299 58.466 8.308 27.440 45.380 64.020 1.516 68.600 
1981 103.709 64.592 21.995 27.420 42.640 63.980 5.914 68.550 
1991 169.328 52.925 37.055 30.880 50.310 72.060 9.971 77.210 
2001 222.114 57.621 42.171 30.000 46.840 70.000 15.357 72.000 
2011 264.726 55.114 47.834 30.000 46.960 70.000 20.305 72.000 
2021 296.200 53.550 50.510 30.000 46.980 70.000 24.800 72.000 

durchschn. Nutzladefaktor (3) 

0,12 0,21 0,30 0,38 

Traktoren & 
Sonstige 

Ges. Bestand 

289.618 
371.544 
433.772 
483.462 
493.991 
490.400 

(1) Nach max. zulässigem Gesamtgewicht unterschieden. In der Emissionsberechnung wird auch nach Olto- und Dieselmotoren unterteilt. 
LKW < 3,5t entspricht LKWs bis inkl. 3.499 kg 

(2) Die Größenordnungen der durchschnittlichen Jahresfahrleistungen stammen aus Auswertungen der jährlichen Fahrzeugkontrolien. 
(3) Die Nutzladefaktoren sind hier als das Verhältnis von tatsächlicher Nutzlast [tl zu maximal möglicher Nutzlast [tl definiert, und beinhalten 

auch den Leerfahrtenanteil. Durch die massebezogenen Nutzladefaktoren wird daher nicht berücksichtigt, daß die Transportkapazität 
von LKW oft durch das Volumen beschränkt sein kann. So könnte der Nutzladefaktor wesentlich höher sein, wenn er auf die transpor­
tierten Kubikmeter und das Transportvolumen bezogen wird. 

Tabelle 3.4.3.5. Berechnete Gütertransportleistung in Österreich von 1971 bis 1991 und im Referenzszenario 
in Mio. Tonnenkilometern und Anteile an der gesamten Transportleistung (ohne Flugverkehr und Pipelines). 

Straße (1) Bahn (2) Donau (3) Gesamt 

Jahr Mio. % Mio. % Mio. % Mio. 

1971 6.413 36% 10.145 57% 1.360 8% 17.918 
1981 9.980 45% 10.805 48% 1.503 7% 22.289 
1991 16.303 52% 13.181 42% 1.663 5% 31.147 
2001 20.269 55% 14.565 40% 1.869 5% 36.704 
2011 23.863 58% 15.384 37% 2.121 5% 41.367 
2021 26.589 59% 15.875 35% 2.389 5% 44.853 

2021/1991 63% 20% 44% 

(1) Der Straßenverkehr beinhaltet leichte Nutzfahrzeuge, LKWs und Sattelkraftfahrzeuge. 
(2) Beinhaltet die ÖBB und Privatbahnen. 
(3) Berücksichtigt nur die Transportleistung in den Grenzen von Österreich. 
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2.2. Die Luftschadstoffe, Energie und Klima 

D e l3elastlll'c.J \ 011 Mnl1scll I 11 lel UIl'we!: clwcll 
Sc:h,xlstotflllllsslonnll Ist VOll dEm EIllISSIOIlSIll81,­
Cjnl'. Clel11 0:" 'Jllcl .:8I\1I,)lel' Vf;113l,f cl.:?r EIilISSIO-
11F-'1 Lind elnll I\US'//II KlIIlCJ81l der c,lrz811lel1 AbcFlS­
kUI11poneiltel1 IJestll11l111. 

2.2.1. Energieverbrauch und Abgas 

Die Cl8S31111011 ':erkchrsIJecII11Cjlell AI)I]aseI11ISSIO­
Ilell Illld du EI181-CjluvcltJrClul'1 II1 OSIClrtllCIl SIIKI 
VOI' elel- zuvor IJPIi,lIIc1eltell Vc;rkel',r SIIClcr1trclCje 
II/w. dereil .lU[JrUIHlelleDellCleI1 f'aktol eil abllClIl­
'=Ilg. 11' ?lllHllclest t?!lCI'solcl1elll Auslllali sillei le­
cloell auch (lire Art elel TrallsjJortlllittel. Illit dellell 
eire TrallspodielstLdKJell er-! IrZ1ell\ vl8lclel1. dereil 
AlltnelJsteclll'ologlPl' Ld'j eidS lewerl:Je Falll'Jer­
IIilltCIlillilflgdJ81lCI. Fur elle AuswirkuIIg811 der Ab­
~ldSClllISSI(l'lell allf :v1cmscll ullcl Ulllwel: Ist cler 
01 eier EI1':ISSIOlieii elle Tox Zitiit der emittierteil 
SulJstanL'Oll sowie elle Raulllolcinullcj ulKj Illflel­

stluKtur elc' IJlllgeuulllJ VCIl Becleutul1g. 

ule KFZs wel'elen 111 (ler ßC18CllnUI1Cj IlaC~l CJell 
wesclltllehel: Merkll1C1I(;n. ''Ivle utwa KFZ ,Art. All 
tnelJsart. ZUIJSSUllCJSFlllr. HlIl-Jlilum und Masse 
uilterseilleciell. Be, PKWs ,;veldel, allch dlc erl1011 
tell EmlsSIOIlCll dUI-eh Kaltstarts ullei thermische 
Alterungsetfckte elel Kata,ysatoreil beruckslel1tl~Jt 
Verclcll11 pful'CJs- 1,llel Velclul1stullgsellllsslollen 
wurden Illcllt IJewc:lmet. Diese dLJrltfJn lLlsat711cIl 
et\'I,1 2S eier gesdillten KolllelNJaSSerstoffellils­
S101181'1 eios Vwke'lrs I111 Jalll' 1!,)91 lJetl"lgen. Ta­
[Jollu 3.4JlJ .lelgt elle ErgefJlllSSe dm EIllISSICJIlS­
l)eruchnuI1gl;11 tUI' elCls Jalll 1 gel 1 . 

Flil eJas Hefurenzs/'eilarro wurcle allgellolll11101l, 
rlaß e'ltspl-ecI18'lrJ cluill Beltrrtt Osterlolel,s Z,II 

FU. die tlll 1996 [leschlossenell AbCJClsCJeset7cle 
bULKjen elel EU .lur flnW81ldul1Cj kommen 
iFURO ?\. Die Grellzvvel1e der EU fllr PKWs unel 
ScllVverlCllll-zeuge slllel ab 1996 ge~jelllJber der 
elw?eltlgen C;eset7uel)ullg ,11 Osterrelcll strellger. 
Flil ;'-Rmler INlrd vorausgesetzt. daß die derzeit II1 
OstelTelcl1 ~lllltlgell Grellzwerte aucl1 Ilach rJelll 
GeltJltt Ostwle,cllS '=Iultlg Olell)ell bzw. VOll elel' EU 
I I [X;rL10 IIIrnel I werclell. 

Die Abgdsgeset?cJeolillgell der EU Li I' eJas Jahr 
20()() (EURO :)1 SIlICI clerzelt 110ch in DISkLiSSIOI1. 111 

eJleselll Zusiwmlenlli-mg Ilat die Europäische 
KOlllmlssloll. die europälscl1e Autoll1olJllilldustrre 
(ACCA), L1lld die europäische Mllleralolllldustrle 
IEUHOPlfI) ,"in ProeJlC11111'l ulJer Luftqualitat. E1111S­
SIOllell. K'aftstotfe uilci Molorol11echnologie auf 
c.Jestell! DalJel wureJe Juch elll gellleillsailles .. Au­
toOI prClCJrcll'llll !EPFFE)"' IJeselllossel'. mil dem 
Ziel. eire llloqllchel1 Beitrage VOll Motortechllologl­
eil 1I11d CIIlzeillel1 Kraftsloftelgel'lscinttell auf eille 
VerlJOSSerllllg der Lllftqualitäl festzustellen. Aus 
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diesem ProCj1Cl1ll11l sollen lmlSslOllsCjlelllwelte tllr 
elas .Jcllli 2DClC) clllcJelHtet \\'enle:'. ~IS ZII' f ()s:le­
gUllL] cl'esel' C~rel';''.'ielt(, 111 elel' FU \'/erd81' CllfJ C18" 

zelt III DisKUSSIOIl st"llellclell 7 ailiell i1l1gCI10lll' 
l11ell 

Tal)(:llo :14 i.1 ullei TalJGlie :iLl.:l.8. 7PI~JtJI', die 
1I 1CJf'll '111 PKV\!s 1 111 Ci KomlllS SC\':'e 

1'1 Ostell(:ICll Ullcl Cl18 [Je 
SClllossellel1 I )7'·;·i. dlSKutllclrLel 'I C;II):lZ\'ieL'te 111 OH 
EU. Allf;]I",lIlli d,~r l.rlter'sc;hI8elllcllel~1 Tosllvkle1l 
Slllei elle G!c)llIv·,erte c'IIITI Tell Illcln ellreKt ';el-

Die ZI11 E"lllditlil :;1 CHI EU-GICCIl/'/iGI10 fUI 19ge 
ec'oleleillcileil 1pcllllC :JCIII?I' s ml 111?rells Ile,lto OCI 
meilrercil Herstf,llern StillId der ]c)chnlk uml wer-

dell kf'lI'e .':f'Sd't IcllPI' 1 

urS:lrjlul 

Fur elrr: Bere: 1'11I,ng :Itel 

I VOI 

AtXjaslreSSI1I1(Y"1 all eiltsprec:l1HI 1cleil rililrZGU­
gell 1111 rea!rJII F,lllrbE-:trw:IJ IJzw. Hochmc:lllllillgerl 
allf eI,t.., EIIIISSICWSVPlllilltcll ?Uk:l'lftlgS' KF LS I'el­
allCjeZlJ'=Iell 0811 BE-)I'ecllI11111'=1(;ll tur clas Reje 

rellL'SlHlarlO SII1(1 rel,lIlv Cjen:I'=I" VOI'SelllE':cllteITIl1 
gOll eies ElllIssionsvc"hilltells IriJer rllr: lGrJellS­
dauel' der Fclilr/E-'uge L'UCJllIl1dE-l CJelegt. VCJI'ilusset, 
ZUllq ,IiJlI~11 Ist I(,dcch eille '/e:rIJeSSeI1e lJiJel'pi'II­
fUIlCjSlllol11ocle eier im Verkehr IJeflllCJllcllnll KFZs. 

FUI elell spe7lheJ1e:l KI,Jltslotf\CII.JlcUcll eie" DK\'V 
wirrl al) delll ModellJCihr 1994 eille Jällrllclle Alj­
nalm1e UIY, <.8 tl'll dill: N8I,IZ,I';I'iSU'lcj81' 1111'el 
heili; eiE:" 811FPllle

" 
Hulnaul'll:;l(1'iSO'l :1I1ue110111 

mell. ['liese AIJIli11lllle elltsprrcllt clem lallCJlul1rlgcll 
'1'81KI .'ieI1l1gllJ:=ll 7'illScllell rlel lillflilillilig eici 

flll PKWs 111' Jallr 1 9fl I ull'l 
del11 ,hllr 1 ~'J91 elle VHrlJl',lLichswerte Sl'1gII1011811. 
Da die CO lIllCI SO -Ell1lsslollell 1:lb81 clell Kratt­
stotfveruraucl1 tlPrecllllet weiTltm. sIllkeil elle sPP 
ZlilscllPII Emls,ilOllell c.118ser KornpOllelltell alli1 
loC). Die ErgulJIII'iSP elPI' EI111SsiollSjJrogl 1oseil Slml 
In elell AblJllclllll'=lel1 JA:) 3 IllS :3.·LUJ. darrJ8 
stellt. 

Die Eilituhl urlg ,Ier elcrze,t gultlcjell AI;'clclSIJ8stllr, 
1111l11g(::1 tu" ejer A (IlleI Cl,':' 

weitere VerSCl1iytull~J der Grell?w~)rte 111 ZlIkllnfl II1 
der EU fU'IIHI O 111' Rej(n:117s,81'Z1IC: 1101;, s:clgcr­
clGr ZII Pliier (,rj'lJ!::'lelleI1,IJ)Sell­
kUllg eier SellacJslo!i,mllsslonell. 

Die speziflsd1el I Emlsslol1ell eier ScI'Clclslotfe CO 
HC und NO cJer seil 198;-- 11CU zllgel,lssellell 
PKWs wUlelell clamlt CJeCjellllller illteroll Modellerl 
1111 Pl'clktlsctlell BetllelJ Uill Wertr, zWlschcn 80 ' 
ulle! 9(] (, reejU?lert. Bel eliler' ulJerourellsclHllttllC'1 
häufig8n Alllall! VOll K,lltslm~s Ist das Hedukli­
onspotentlal Jeeocn ':jeII11'=1el. (j,1 elle KatCilysalol8rl 
erst 11ach l::.I'r(;lcI10'1 einer IJest'IIIITlte'l Relr eil' 
slelllperatul voll Vvil'ksCllll slild. DIP GeSall11erniS 
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Tabelle 3.4.3.6. Energieverbrauch und Abgasemissionen des Verkehrs in Österreich im Jahr 1991 

Endenergie CO. NO. HC CO Partikel SO. 
GWh (1) (1000 t) (1000 t) (1000 t) (1000 t) (1000t) (5) (1000 t) 

Straßenverkehr (1) 59.660 15.896 125,33 94,67 586,84 7,43 8,15 
PKW 33.810 9.009 54,91 69,72 510,39 1,03 2,48 
LKW und Sattel-KFZ 19.749 5.262 55,16 13,85 52,21 4,51 4,20 
2-Räder 400 107 0,14 7,04 15,16 0,02 
Busse 1.409 375 4,24 1,16 1,83 0,44 0,36 
Sonsiige (2) 4.291 1.143 10,88 2,90 7,25 1,45 1,09 

Bahn 2086 Strom 676 2,36 0,17 0,40 0,08 0,44 
672 Diesel 

ÖPNV-elektr. 295 Strom 79 0,06 0,003 0,01 0,004 0,04 

Schiffahrt (3) 154 41 0,46 0,04 0,09 0,01 0,05 

Flug, 1989 (4) 14.360 3.850 7,60 0,60 1,80 kA kA 
1992 (6) kA k.A. (5,15) (0,51) (1,40) 

Summe Verkehr 77.227 20.542 135,81 95,48 589,14 > 7,52 > 8,70 

Verdampfung: + 27,0 

(1) Falls nicht anders angegeben: Benzin und Diesel; 
(2) = Traktoren, Motorkarren, Arbeitsmaschinen und 'Sonstige KFZ'. Sattelzug-KFZ sind den LKWs zugeordnet 
(3) Nur Güterverkehr auf der Donau innerhalb Österreichs berücksichtigt 
(4) Flugverkehr im Jahr 1989 
(5) Partikelemissionen von Ottomotoren sind nicht berücksichtigt 
(6) Emissionen des Flugverkehrs 1992 

Tabelle 3.4.3.7. Entwicklung der Emissionsgrenzwerte für Kraftwagen der Kategorie A in Österreich (KDV) (1) und der EU 
(Typprüfung nach 91 /441 / EWG und 93/116/EG) 

Einsatzdatum Test CO HC NO. Partikel Anmerkungen 

Österreich: glkm g/km glkm glkm 

1982 R 15 24,2 2,1 1,9 Nach Hubraum gestaffelt, hier 
auszugsweise angegeben 

1986 FTP75 9,3 0,9 1,2 
1987 FTP75 2,1 0,25 0,62 0,373 
01.10.1993 FTP75 2,1 0,25 0,62 0,124 

EU: HC+NO. 

31.12.1992 R15+EUDC 2,72 0,97 0,14 

1.1.1997 R15+EUDC 2,20 0,50 0,14 Otto beschlossen 
1,00 0,70 0,08 IDI Diesel 
1,00 0,90 0,10 DI Diesel 

1.1.2000 R15+EUDC 1,50 0,20 Otto in Diskussion 
0,50 0,50 0,04 Diesel 

(1) Kategorie A: Kraftwagen < 3.500 kg Höchstgewicht und < 760 kg Nutzlast, ausgenommen geländegängige Fahrzeuge 
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Tabelle 3.4.3.8. Derzeit gültige und absehbare Abgasgesetzgebungen für Leichte Nutzfahrzeuge, 
LKW und Busse in Österreich (KDV) und der EU (nach 91/S421EEC) 

Einsatzdatum Test CO HC NO. PM 

Leichte Nutzfahrzeuge 
Österreich g/km g/km g/km g/km 
1989 FTP 75 6,2 0,5 1,43 0,373 
1995 FTP75 6,2 0,5 1,43 0,162 

EU HC+NO. 

EU Okt. 1993 R15 + EUDC 6,9 1,7 0,250 
EU Jan. 1997 R15 + EUDC 1,5 1,3 0,200 
EU 2000 R15 + EUDC 1,0 0,9 0,100 

Schwere Nutzfahrzeuge 
Österreich g/kWh glkWh glkWh g/kWh 
1.10.1991 R 49 4,9 1,23 9,0 0,700 
1.10.1993 R 49 4,9 1,23 9,0 0,400 
EU Juli 1992 R 49 4,5 1,10 8,0 0,612/0,360 
EU 01.10. 1995 R 49 4,0 1,10 7,0 0,150 
EU 01.01.2000 offen 2,0 0,60 5,0 0,100 

Anmerkungen 

< 3,5 t 
< 3,5 t 

< 3,5 t 
in Diskussion (1) 

Annahme! 

> 85 kW 
>85kW 

< 85/> 85 kW 
beschlossen 

offen 

(1) Auszug aus dem Diskussionsstand für IDI-Diesel > 1,7 t. Für DI-Diesel und Ottomotoren werden wahrscheinlich unterschiedliche 
Grenzwerte festgesetzt. 

Abb. 3.4.3.3. Endenergieverbrauch im Referenzszenario 
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Abb. 3 .4.3.7. HG-Emissionen im Referenzszenario 
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Abb. 3.4.3.8. Partikelemissionen im Referenzszenario 
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Abb. 3 .4 .3.9. S02-Emissionen im Referenzszenario (Bis 1.10.1994 mit 0 ,15 % Schwefelgehalt von Diesel, 
danach mit 0 ,05 % gerechnet) 
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sionen des Straßelwerkelirs ,<\leideIl alifgruncJ 
steigender FahrlelstullClen Dllerdlngs IllCllt In glel­
cllern Umfang wie die spezIfischeil EmiSSionen 
der Einzelfahrzeuge abnellmen (AbbIldungeil 
3.4.3.3. LJIS 34391 

Der Grellzwert fLJr Pmtrkelemlsslonen wurde Im 
Oktober 1993 Ilochrnals gesenkt. so elall moder­
Ile Diesel-PKW etwa Ilalb so hohe Partikelemis­
sIonen allfwelsen wie die Modelle kurz vor 1987. 
Mit den derzeit In Diskussion steheneieIl Abgas­
grenzwerten fur das Jallr 2000 vIerden weitere 
gravlerelxle Reduktioneil der spezlflscllen Schad­
stoffemissIonen notwendig. Die derzeit diskutier­
ten GrellzlNerte fur PartlkelcJlld NO wel'den ins­
I)esonders bel PKW-Dieselmotoren Ilocll einen in­
tenslvell EntwlcklungsaLlfwalld erfordern. 

Auch bei schwereIl LKWs bewirkten strengere 
AbgasgesetzgelJungell grorle Fortschritte In eier 
Abgastecllllologie. So konnten die spezifischen 
HC- Emlsslonerl In derl letzten 6 biS 10 Jallren um 
uber 60"'!, die Partikelernlsslonen um etwa 50"0 
und die NO, Emisslollen Uill ca. 30 u n reduziert 
werdeli, Auch öel oell Schwerfahrzeugeil vlLJrde 
die derzeit diskutierte deutliche ALJsenkullg der 
Grenzwerte Innerhalö eier EU wesentliche Reduk­
tionen der verkehrsbodirlgterl Abgasemissionen 
öewirken Infolge der schcirferen Glenzwerte fLJr 
NO Sind jedoch nur rnehl sehr gerrllge Ver­
brauchsverbesserungoll der Schwerfahrzeugmo­
toren abzusellon. Zusammen rnlt Optll1llerungell 
clrl dell FL\hrzeugen (LlI1twlelerstand. Getriebe und 
Reifeli) Wird Illor fur Fahrzeuge gleicher Masse mit 
einer jallrllchell Abnahme des Verörauclles je KI­
lorneter um 0,2{)c gerecllnet 

Im Bereich eier Mofas und Kleinmotorräder wer­
den fast ausschließlich 2-Takt-Motoren verwen­
det. OhilO Katalysator Ilabell diese 1111 Vergleich 7U 
4- Takt-Motoren sehr hohe Kolclelwlasserstof­
fenlisSlonen Seit 1988 gelten in Österreich neue 
Grenzwerte f(lr Motorfahrr~,cler, die derzeit ohne 
Abgaskatalysator richt zu erfülleIl slneJ. Damit 
konnten die spezlfiscllen HC- und CO-Ernlsslo­
nen um uber 90 c e gesellkt werden. Die NO­
ErnlsslOilen (ileser Fahrzeugqruppe werden darnlt 
nicht betroffen. Diese Sind jedoch von vernachlas­
slgbarer Große. Als Folge der abgasreduzlerell­
elen Mallnahmen sank auch der durchschnittliche 
Kraftstoffverbrallch um etwCl 15"c Wegeil der re­
latiV gerrllgerl BedeutLHlg der Kraftstoffkosten bel 
Mofas wird deren Verbrauch In Zukllnft olme wei­
tere gesetzliche Vorsclmftell j8doch kaum mehr 
abnehmen 

Seit 1990 gelten auch neue Grenzwerte fur Mo 
torräder. Diese sind f(1r 2 -Takt - und 4 -TDkt -Moto­
rell unterschledllcr festgesetzt. um der unter­
schiedlrcllen Charakterrstlk elleser beldell Motor­
konzepte gerecht zu werden. Die vor allelll IIll Be­
reich biS etwa 250 CCIll dominierenden 2-Takt 
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Motorrader konnel' die geltellClen HC-Gren7werte 
del'zeit nur mit Katalysator erreichen. womit slcll 
fLir drese Kategorre el11e o,hl111cl1e Wirkung \IJle öel 
Mofas ergibt. 

Oie bestellendeil Grellzv\'erto fur ,1- Tclkt -Motorra­
der Sind auch ohne Katalysator relatiV lelcllt LU er­
relchell. [=Ine den Ilelltm PKWs velglelchbare AI)­
gastechllologie wird derzeit nur '1011 wenigen Her­
stellern auf freiwIIligel baSIS ClIlgevvel1det. Nebell 
derl allfallendeil Mehrkosten best eh eil wegeIl dei 
velglelchswelse gerlllCJen Fahrzeu~JCJroße unel del l 

hohen MotorieistuIlgel1 auch SCllVJiorrgkeltOll. deli 
Katalysator in Cllisreichender E:rltferrlUng vom Mo 
tor anzlIt!rlngell Es durfte 01111e weitere Mal31l811 
mOll kaum Illit elrlem großeren Anteil von '4- Takt 
Motorraderll mit Kat 7U reclillen seill. Im l-1efe 
renZSZeni1ll0 INlrel Clngenoml1len, elaß die derzeltl 
gOil relativ strellgen Grenzwerte fLlr 2-Rädw 111 
OstelTerdl bestellen IJlelbell. bZ\iv. vor dei' EU 
LJbernOllllnen werden. 

Infolge der gesetLllcllen Reduktion eies Schwefel­
gehaltes irn Dleselkrctftsloff VOll 0.15 auf 0.05 Vo­
lumenspl'ozent werdel'l die SO -Ellllssloliell eier 
Dieselmotoren Uill etwa zwei Drittel abnehmen. 
Diese Maßnahmo wlrel zusatLllch eille Recluktloll 
der Partikelemissioneil erleichtern. 

Voraussetzung Llr die Im ReferellZszenarro be­
reellnetell Reeluktlonell eier Sclladstoffemlsslonell 
ISt die tatsachliche ElnfLlhrunCJ der Abgas~lre!l7-
werte 111 der EU in clen Jahlen 1996 und 2000 
nacl1 Tabelle 3A3.7. ulld Tabelle 3.4.3.8. Zusätz­
Ilcll muß Sichergestellt werden, daß die Abnahme 
der spe71flschen EI1llSSl0neil dei' Kr Zs Im realen 
Fallrbetrleb ci.hllilch groß wie III dell Testzyklen er­
fOlgt. die MotoreIl also nicht speziell auf elie Anfor­
derullgell des gesetzliCh vorgeschrrebenen Test­
zyklus ausgelegt Sind. 

AllS den Abblieluligen 3.4.3.3. biS 3.4.3.9. ISt zu 
ersehen, daß bei welterreichenden Maßnahlllel1 
IIll Bereich der AIJgasemlSSlollen vor allem NO 
CO und Partikel gesenkt werden sollten. FUI' dlo­
se Abgaskompollentell sind vor allem der PKW­
ulld Sehwerverkellr verantwCJI-tlich. Aill proölellla­
tischstell Wird die Reduktion der CO -EmisSIoneil 
und des Verblauches fossllel Energien gesehell 
Weiters stellt die gleichzeitige Absenkul1~J VOll 
NO-EmiSSionen uncl Kraftstoffverbrauch In Zu­
kunft eille große Her<Jusfordelung all die Tochno 
logle dar, da 1111 allgemeinen Maßnahmen zur Re 
duktlon der NO -EmiSSionen des Motors Zli el­
höhten Partikeleillissionen und elneill Anstieg des 
Krilftstoffverbrauches fuhren konIIon. Ilisbeson 
dere im Schwerverkehr sind elie MO~Jlichkelten fur 
eille weitere Serkullg eier Verbraucllswerte schorl 
jetzt relatiV gel'lllC). da Illoderne Nut7fahrzeuge aus 
GrLHlden der Wirtschaftlichkeit w81tgehenel ver­
örauchsoptlllllor1 SIIKI. Tendel1zlell '-\ann (Ierzelt 
öel einer weitereil Verbesserullg Illres Abgasver-
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Ilelltens nUr Ill.t sehr ~jerillgell Abrla1llllen des spe­
zifischen KraftstoffvedJrauches ulld der spezlfl­
scller CO -EnllSSlorlen gel'echnet werden. WOllllt 
auch der LU erwartende weitere Allstle~j der V8I­
kehrsbecJll1gten CO -Erollssionell ill Österreich 
vmwlegelld VOill Scllwerverkehr lJewlrkt werden 
wird. 

Prognosell Llbcr Enorgieverbrauch und Abgas dos 
Flugvel'kehrs kOllnten 111 elleser Phase eies NUP 
nicht erstellt werden. Der Luftverkehr auf und ubor 
elelll ostelTelcillschell BUllCiesgetJlet 118: derzeit 
einen gerillgell Anteil all dell verkehrsbedingten 
Emissionen klasslscller LuftschCldstoffe (unter 
6 All dell verkehlsbedlngten CO ,Ellllsslonon 
Illngegen Ilal eier Flugverkehr aller eillon Anteil 
VOll ca. 20 u 

u. 

Illfolge eier stetigen AIJsellkung der Emissions­
grenzwerte 1111 .. Lanclillg Take OW Zyklus der In­
ternational Crvil AVlatlol1 Organisation (ICAO-LTOI 
sinken auch clle spe71flscllell FlotteilemissIonen In 
(ler Luftfahrt st~indig Eine weitere Absenkung der 
zulasslgell NO -EmiSSionen IIll LTO-Zyklus Uill 
2C})c soll 111 Kurze erfolgen. Allerdings werden elle 
Ellllsslollell wahrend dei' Flugpllaso 1111 Testzyklus 
nicht erfaßt. AtJgesehen von Start und Landung 
stellen elle EmiSSIoneIl eies Flugvcrkellrs aber el­
Ilell uberregiclilalen und auch weltweiten Pro­
!Jlemberelch dal. Die AUSWirkung eier Abgase. Ins­
IJesondere VOll NO sowie kondenSiertem Wasser 
111 großen Hohen (Tropopause und Stratosphäre) 
auf elle Luftchelllie ISt derzeit noch unslcller, konn­
te Sich jedoch als sellr iJroblematlsch erweisen. 
AlICll eier speZifische Kraftstoffverbraucll der Flug­
zeuge I1ll11mt deutlich ab. Da die Kraftstoffkosten 
1111 Flugvel'kehr einen vvesentllcllen Kosterlfaktor 
ejarstellell ullcl (Iaher verbrauchsgunstigere Tecll­
Ilologiell In En!wlckluilg Slne!. ISt auch II1 Zukunft 
I1Ilt einer Jallrllcllen AbllC.1hme der speLlflschen 
Verbrauchswerte [MJiPassagier-kln] um etwa 2 
biS 3°0 zu recllllen. Da der Luftverkehr derzeit eier 
am stärksten wachsende Verkellrsträger ist. ist 
trotz vel'besserter Tecnnologlen 111 Zukunft welt­
welt mit einem deutlichen Allstieg des Energiever­
brauches und der CO -EmiSSionen zu recllnen. 

2.2.2. Die Immissionssituation 

Derzeit bestellen In Osterrelcll neben einer Verein­
barung ~Jemäß Art 15a des Bundesverfassungs­
gesetzes keine bundeseinheitlich festgelegten Im­
miSSionsgrenzwerte. Einzelne Bundesländer ha­
ben dieser Vereinbarung folgend eigenständige 
Immlsslonsg renzwerteverordnungen erlassen. 
Ndlt zuletzt aufgrund des EU-Rechtes Ist ein ein­
heitliches Bundeslmillissionsschutzgesetz In Aus­
arbeitung. 

Die Österreichische Akadelllie der Wissenschaf­
ten hat 1111 Rahmen Ihres Gutachtens .,Umweltwls-
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senschaftllche Grundlagen ulKI Zielsetzungen 1111 
Rahmen des Nationalen Umwelt plans fLlr die Be­
lelclle Kllll1i1. Luft. Larlll uncl Gerucl!' auch eine 
lIillfangredle Zusaillmenfassung über die Imillis­
SIOllssltuaticJIl In Österrelcll vorgelegt. Nachfol­
geneJ Sind einige eier dort getroffenen Aussagen 
fur den VerkehrsbereiCIl wledergeget)er1' 

An verkehrsllC1he gelegenen Meßstellen werden 
hohe Werte fur NO und NO CJelllessen Die Jah­
reSllllttelwerte fur NO laljen 1S'191 In Raillmgsräu­
Illeil LWIscllel1 30 und 40 ~I~J III An ell17elnell ver­
kehrsllahen Mef)stellen wurdell Jahreslllittelwerte 
biS 7U 84 ~Ig,m gefuneJen ISalzburq. Rildolfs­
platzl. An ..) " der 162 MeRstellell wurele eier Viel­
fach als Grenzwe1 angesellene Halbstllnclellllllt­
telwert (HMWI VOll 200 f-Igilll IllS zum Dreifachen 
Llberschrrtten. 

Da die Gruppe eier Kohlenwasserstoffe alls einer 
Vielzahl VOll ullteischledilchen Komponenten zu­
sammengesetzt 1St, Wird für eleren SUlllme kein 
Grenzwert angegeben. TYPische HC-Komponen­
ten eies Stral3enverkehrs zelgell In Ballungsgebie­
ten Zunahmeil U'" uber 100" gegerluber Rein, 
Iliftgebietell. Wesentliche geslilldheitsgefallrden­
eJe Kohlenwasserstoffkomponenten im KFZ -Ab­
CJas Sind BCllzoi und polyzyklische aromiltlsche 
Kohlenwasserstofte (PAH) Hohe Ozonwerte In 
Bodenna'le Sllld Ilur 1111 SOlllllierhaltljilhr festzu 
stellen. da elle Reaktion zur OLOnproduktion aus 
Kohlenwasserstoffen, Stickstoffoxideil. Kohlen­
stoffmonOXid unel Vielen emderen mogllchen Vor­
lallfersllbstanzen nur bel starker Sonileneillstrah­
lung IlltenSIV einsetzt. Neben einem eur-opawelten 
Anstieg eier Hintergrlllld-OLOnkollzentration 
kommt es 11el 101l1ger allhaltellCler Scll::illwetter­
perioden zu uberli1gerterl BelastungsspItzen. die 
'Nec:Jell der Reakl,c)nsdauw oft In eier' \flOlteren 
Umgebung der Vorläuferquelleil am Ilochsten 
sind. Der Illimalülyglenische Zielwert von 120 
~Ig. 111 wurde all fast alieil Mer3stellel'. die Vor­
wamstufe wurde 1993 all 6 Meßstellen. 1994 an 
22 Meßstellel1 wallrend 16 Tagen ubelschrrtten. 

2.2.3, Gesundheitliche Auswirkungen 

UmweltschacJstofie wIrkeil In sollr vIelfaltiger Wei­
se mlf Menschen. Tiere llild die Vegetatloll. Die 
unmittelbareil AuswlrkuIlgen auf den Menschen 
reichen von Bel~lstigungell Llber eine voruberge­
hencJe oder elauerl1afte Gesuneiheitsbeeilltl'achtl­
gung biS hin zu letalen Effekten. Als Beispiele kon-
11en 11ler etwa Benzol. polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAHI oder Partikel erwähnt 
werden. die eine kanzerogene Wirkung bel Men­
schen und TIereIl haben könllen. Im Sinne des 
Vorsorgeprrnzlpes Sind diese EmiSSionen weItest­
möglich zu senkeli. Außerdem hat auch die Ge­
ruchsbelästigung elurch AiJgasemlsslonen negati­
ve Effekte ellif Wohlbefinden ullcl Gesundheit. 
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Tabelle 3.4.3.9. Ursachen der starken und sehr starken Lärmstörung in Österreich 

Lärmquelle als Ursache der 

Lärmstörung genannt 

Verkehr 
Kraftfahrzeuge 
Straßenbahn 
Eisenbahn 
Flugzeuge 

Betriebe 
NachbanNohnungen 
Freizeiteinrichtungen 
Sonstiges 

Bei Pflanzen haben z.B. höhere Konzentrationen 
von Stickoxiden , Schwefeldioxid, einigen organi­
schen Verbindungen und Ozon eindeutig toxische 
Wirkung. Zusätzlich schädigen saure Niederschlä­
ge Pflanzen und Bauwerke. Die Wirkungen von 
Luftschadstoffen werden sehr ausführlich unter 
anderem im oben angeführten Gutachten der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften 
behandelt und sind daher hier nicht im einzelnen 
dargestellt. 

2.3. Lärm 

2.3.1. Die Lärmbelastung 

Lärm ist die Umweltbelastung, von der sich die 
Bevölkerung wegen deren direkter Wahrnehmbar­
keit am meisten betroffen fühlt. Das Ausmaß der 
subjektiv empfundenen Störung ist in den letzten 
Jahren gesunken (Abbildung 3.4.3.10.). 

Die weitaus dominierende Quelle der Lärmstörung 
ist der Verkehr (Tabelle 3.4 .3.9 .), wobei der 
Straßenverkehr überwiegt. Die Verkehrslärmbela­
stung ist sowohl durch die Emission der einzelnen 
Fahrzeuge als auch durch deren Anzahl bestimmt. 
Der äquivalente Dauerschallpegel (LA, eq) steigt 
mit dem Logarithmus der Verkehrsmenge d.h. er 
nimmt bei einer Verdoppelung der Verkehrsmenge 
um 3 dB zu, bei einer Halbierung der Verkehrs­
menge um 3 dB ab. Zum Vergleich sei hier ange­
geben, daß eine Schallpegeländerung um 1 dB 
kaum wahrnehmbar, eine Änderung um 3 dB be­
reits deutlich wahrnehmbar ist. Eine Änderung um 
10 dB bedeutet eine Halbierung bzw. eine Ver­
doppelung des Lautheitseindruckes. 

Erst eine Reduzierung der Verkehrsmenge auf 
1/ 10 ergibt somit eine Minderung um 10 dB. Wir­
kungsvolle Maßnahmen sind daher vor allem 
durch Verminderung der Emission der Fahrzeuge 
und durch eine Trennung von Lärmquellen und zu 
schützenden Bereichen zu setzen. Dabei sind aus 
technischen, ökonomischen und ökologischen 

Prozent der Wohnungen mit 

sehr starker starker 
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85,4 
71,1 

1,9 
6,2 
6,2 
7,6 
4,6 
0,6 
1,3 

Lärmstörung 

78,8 
65,3 

2,3 
5,8 
5,5 

10,4 
6,4 
1,4 
2,5 

Gründen i.a. Maßnahmen an den Lärmquellen 
vorzuziehen, wirken jedoch aufgrund der relativ 
langsamen Flottenerneuerung zeitlich verzögert. 

2.3.2. Straßenverkehr 

Die Lärmbelastung konnte in den letzten Jahren 
durch die Anwendung lärmarmer Straßenbeläge 
(Drainasphalt), durch Lärmschutzwände, eine Be­
grenzung der Geschwindigkeit (insbesondere 
nachts), sowie Schallschutzfenster in Wohnge­
bäuden reduziert werden. Eine Einführung von 
Tempo 60 nachts für LKWs an Autobahnen 
brachte eine Schallpegelminderung von 2 dB 
nachts, durch die Einführung des Nachtfahrver­
bots für nicht lärmarme LKWs an Autobahnab­
schnitten in Tirol ergab sich eine weitere Minde­
rung um 2 dB. 

Die Grenzwerte für die Geräuschemissionen der 
KFZs wurden in den letzten Jahren sowohl inter­
national als auch in Österreich herabgesetzt. Die­
se Grenzwerte sind allerdings - verglichen mit der 
Geräuschabgabe der auf dem Markt befindlichen 
Fahrzeuge - hoch. Auch der für 1995/96 vorge­
sehene Grenzwert wurde schon 1988 von über 
50% aller PKWs unterschritten. 

Früher wurden die Schallemissionen der Kraftfahr­
zeuge im wesentlichen durch das Geräusch des 
Motors und des Getriebes bestimmt. Die mehrfa­
che Herabsetzung der Grenzwerte für den Antrieb 
führte zu Geräuschemissionen in der Größenord­
nung des Rollgeräusches. Heute ist der Reifen­
lärm bei neuen PKWs über nahezu den gesamten 
Geschwindigkeitsbereich, bei neuen LKWs ab 
Geschwindigkeiten von etwa 50 kml h dominie­
rend. Eine weitere Herabsetzung der Geräusche­
missionen des Antriebes kann ohne die Berück­
sichtigung des Rollgeräusches, das durch Ge­
schwindigkeit, Reifen und Fahrbahn bestimmt 
wird, keine Minderung der Schall immissionen an 
Bundesstraßen und Autobahnen bewirken. Die 
derzeit verwendeten Reifen zeigen hinsichtlich 
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Tabelle 3.4.3.10. Schallpegelminderung durch Verminderung der Geschwindigkeit 

Fahrbahn Minderung des A-bewerteten Schallereignispegels(1) (dB) von PKW bei Verminderung der Geschwindigkeit 

Beton 
Asphalt 
Drainasphalt 

130 km/h 

85,5 
83 
80 

100 km/h 

82 
80 

77,5 

80 km/h 

79 
77,5 
75,5 

Fahrbahn Minderung des A-bewerteten Schallereignispegels (dB) von LKW bei Verminderung der Geschwindigkeit 

Beton 
Asphalt 
Drainasphalt 

(1) Grundlage für den äquivalenten Dauerschallpegel 

80 km/h 

89 
86,5 
83,5 

Abb. 3.4.3.10. Durch Lärm gestörte Wohnungen in Österreich 
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Abb. 3.4.3.11 . Maximaler Schall pegel (links) und Schallereignis (rechts) der Vorbeifahrt von PKW und LKW mit 
unterschiedlicher Geschwindigkeit (10m von und ca. 7 m über der Fahrbahn) 
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Abb. 3.4.3.12. Statistischer Zusammenhang zwischen dem äquivalenten Dauerschallpegel des Straßenverkehrs bei Tag vor dem 
Gebäude und der Störung in Wohngebäuden 

Wohnform: städtische Sraßen 
100 r-----------------------~ 

o 

Leq Tag (dB) 

100 

80 

60 

40 

20 

Wohnform: Gebäude mit Balkon, 

Terasse, Garten (Iändl. Gebiet) 

Leq bei Tag (dB) 

Abb. 3.4.3.13. Vergleich zwischen der Störung infolge Schienen- und Straßenverkehrslärm (Daten aus den Jahren 1986 bis 1988) 
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des Geräusches sowohl bei PKWs als auch bei 
LKWs Streuungen von etwa 4 dB. Negativ wirkt 
sich hier vor allem eine derzeit im Trend liegende 
höhere Reifenbreite bei PKW aus. Der Schwer­
punkt der weiteren Entwicklung muß daher bei 
der Reduzierung des Rollgeräusches (Reifen und 
Straßenoberfläche) liegen. Eine Schallpegelmin­
derung kann auch durch Reduzierung der Ge­
schwindigkeit erreicht werden (Tabelle 3.4.3.10. 
und Abbildung 3.4.3. 11.). 

Abbildung 3.4.3.12. zeigt den Zusammenhang 
zwischen Lärmbelastung durch den Straßenver­
kehr und der Störung in Wohngebäuden. Eine Ab­
schätzung der Wertminderung der österreichi­
schen Wohnungen bzw. Wohnhäuser durch den 
Verkehrslärm aufgrund einer Befragung ergab, 
daß die Wertverluste durch den Straßenverkehrs­
lärm beträchtlich sind. 
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Spontane Nennung 
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Mit der im Kapitel 2. 1. angegebenen Zunahme 
des Bestandes an PKWs und LKWs bis 2011 und 
unter der Annahme, daß die Schallemission der 
Fahrzeuge, die jährliche km-Leistung, die Länge 
des Straßennetzes und die Vertei lung auf die 
Straßen gleich bleibt, ergibt sich eine Zunahme 
des äquivalenten Dauerschallpegels um 1 dB. 
Das läßt eine Zunahme des Prozentsatzes der 
durch Lärm gestörten Wohnungen um etwa 2 
Prozentpunkte erwarten. 

In einzelnen Streckenabschnitten kann durch eine 
wesentlich höhere örtliche Verkehrszunahme 
auch eine höhere Zunahme des Schallpegels ein­
treten. So wird etwa für einzelne Abschnitte auf 
der A9 eine Zunahme des Schallpegels von 1991 
bis 2000 um bis zu 4 dB erwartet. 
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2.3.3. Schienenverkehr 

Die LalTTlbela0:3tung all SClilcllCllstreckell Ist eiurcll 
die Anzahl UIKJ Geschwindigkeit der Zügc, die 
GerauschellllsSlonen der Wagen und den Zustand 
der Schieneil besll11lmt. Mit eier Schlellenverkellrs­
larlllllllmlsSlonsscllutzverorcillllllg (SchLV) 1993 
vlulcien Grellzwerte tLn die GerauschemlsSlonen 
fLn 110U in den Verkellr gestellte Wagen eingefLlhrt. 

Die L~(enZwerte fur Reisezugwagen entsprechen 
den besten Wagen 11Cl.ch dem Ileutlgen Stand eJer 
Technik Die f-orderungen fur Guterwagen entspre­
cllen zwar tur oell Jetzigen Zertpullkt etwa dem 
Stand der heutl~Jen GLiterwagen mit klotzgebrem­
steil Rciderr.. alJer SCI10Il ab 199i Ist eine deutliche 
MlncJerung Uill j dB geforoert. und ab 2002 sollen 
Ilelle Güterwagell den StamJ der Technik. wie er 
letzt fur Reisezugwagen bekannt 1St. erfullen. 

FLlr die Lärmeillission sind vor allem die Art der 
Breillsanlage iklotzgebremst oder scheIbenge­
bremst) und eier Zustand Vorl Radem und Schie­
nen entscheidend. Messungen zeigen Urller­
sclllecJe von etwa 4 dB für dell Radzustand. der 
Zustand der Schienen kann Schallpegelunter­
schlecJe bis zu 10 ciB verursachen Entwicklungen 
VOll larmarmell lind radial einstellbaren Radsatzen 
uild larmarmen Drehgostellen flir GLlterwagen las­
sen erwarten, daß durch den schnelleren Aus­
tausch der R8der bzw. Drehgestelle an öster­
reichischen GLlterwagen In etwa 10 Jahren eine 
Schallpegelminderung um 3 biS 5 dB eintritt. Wer­
den diese Maßnahmen an dem in Osterreich ver­
kehrenden 8usl8ncJlschen Wagenmatenal nicht 
vorgenommen. ergeben sich entsprecllend genn­
gere Reduktioncil. wobei der logaritllmlsche Zu­
sammenhancJ zu beachten ISt. 

Eill Zusammenhang ZWischen der Larmimmlsslon 
Im Scillenell- ulld Straßenverkellr und der resul­
tierenden StorLlllg ISt In Abbildung 3.4.3.13. dar­
gestellt. Es ist zu ersehen. daß Straßenverkehrs­
Iarm ab einem Dauerschallpegel von etwa 50 dB 
LA.eq subjektiv als stöl'ender empfunden Wird. 

Flir dell österrelchlscllen Reisezugwagenpark 
kann mit dem ausschließlichen Einsatz der lärm­
armen Wagen rklch eier SchLV gegenüber dem 
derzeitigen Eln0:3atz von überwiegend klotzge­
tJremsten Wagen mit einer MIIlderung der Schall­
emiSSIonen um 7 dB gerecllnet werdell. Für Gü­
terzüge mit relll osterrelchischem Wagen material 
kann mit dem Einsatz neuer, larrnariller Räder ei­
ne Schallpegelminderung um 3 biS 5 dB erZielt 
werden. Der Austausch könnte In etwa 10 Jahren 
durchgefuhrt sen Unter der Annahme, daß die 
Anzahl der Züge und Ihre GeschWindigkeit unver­
andert bleibt lmd daß im Mittel über Tag und 
Nacht etwa gleich Viele Relse- und Güterzüge fah­
ren, ergibt sich mit vorstehendem eine Minderung 
der SchallemissIon der Schienenstrecken um 5 dB. 
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Es ISt jedoch zu erwarten. daß zUllllncjest fur eineil 
rell der Züge auf bestimmten Strecken die Ge­
scllwlndlgkelt UI1CJ dalnt auch die SchallemissIoll 
erhöht wird. Die Schailpegeiminderuilg durch nelle 
lalTnanlle Wagen Wird somit zum Teil zu einer M,rl­
derung der SchallemissIon der Schienenstrecken 
flillren. zum Terl aller auch durcll die Fahrt mt einer 
hoheren GeschWindigkeit nur be\:vlrkell. daß keine 
Erllohung der Scriallellllssion eilltntt. 

2.3.4. Flugverkehr 

In dei' Zlvriluftfallrzeuglärmlulasslgkeitsverorcl­
mJllg (ZLZV) wird die ilöchstzuldsslge Geräuscll­
ellllSSIOll der Filigzeuge festgelegt. DlIrcll die Än­
derullg 1989 wurde eine we0:3elltl,clle Versdldl­
fung der Grenzwerte elngeflihrt. die den Einsatz 
larmarmer Flug7Eluge (entsprechend Kapitel 3 
ICAO Annex 16) forCiert. Der Einsatz nicht larm­
zertifiZierter Flugzeuge Ist In Österreich verboten 
und clleauter'ell Kapitel 2-Flugzeuge dürfen nur 
mehr begrenzt eingesetzt werden. Die Vorschnf­
ten In Osterrelcil Sind Damit scharfer als In allde­
ren europalscl1ell LancJern. Auf Grund der ZIVIlluft -
fahrzeuglärrnll1lassigkeltsverordnung werejen 
nach 1995 mir mehr die larillarmell Kapitel 3-
Flugzeuge auf den osterrelcl1lschell Flughafen 
(Ausnallme Wlen,Sclwvechat [jel Tag) landen dur­
fen. Damit wercJen Sich die Fluglamllollen gelllaß 
Prognose 2000 trotz steigendem VerkehrsCluf­
komillon gegenLlber 1990 nicht wesentlich ver;'lIl­
clern. 

2.3.5. Schiffsverkehr 

Mit der an das Schiffahrtsgesetz aus 1990 arl­
schließenden Soon- ulld Flußverkehrsordnung (SF­
VO! uncJ der W8sserstraßenverl«ellrsordnung Wird 
eJle ilochstzulasslge Gerauschelllission von SchIf­
fen auf öffentllchml Gewässem festgelegt. Der 
SClllffsverkehr als Larillquelle wurde 111 der W,eller 
Umwelterhebung nlcllt getrennt angefuhrt. uild 
scheint auch Im Mikrozensus nicht auf. Es Sind 
keine Studien ül)er Storung durch Larm von Schif­
fen bekannt, was jedoch lokale Probleme nlcllt 
ausschließt. 

2.3.6. Grenz- und Richtwerte 
für Schall immissionen 

In ONORM S 5021 slne! allgemeine Planungsncllt­
werte fllr zulasslge Larlllllllmissionen fur unter­
schiedliche Nutlungsmöglichkelten angefÜhrt (Ta­
belle 3.4.3.11) 

Für Gebäude an Bundesstraßen bestehen geson­
derte Grenzwerte fur clie SchallimmissIon. Die der 
Planung des Larmschutzes zugrundegelegterl 
Grenzwerte für IJestehende Stra(3en Sind LA,eq = 
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Tabelle 3.4.3.11. Planungsrichtwerte für zulässige Immissionen (Immissionsgrenzwerte) nach ÖNORM S 5021 

Bauland- Gebiet und Standplätze 
kategorie 

2 

3 

4 

5 

Ruhegebiet, Kurgebiet, Krankenhaus 

Wohngebiet in Vororten, 
Wochenendhausgebiet, Ländliches 
Wohngebiet, Schulen 

Städtisches Wohngebiet, Gebiet für 
Bauten land- und forstwirtschaftli­
cher Betriebe mit Wohnungen 

Kerngebiet (Büros, Geschäfte, 
Handel, Verwaltung ohne 
Lärmemission, Wohnungen), Gebiet 
für Betriebe ohne Lärmemission 

Gebiet für Betriebe mit geringer 
Lärmemission (Verteilung, 
Erzeugung, Dienstleistung, 
Verwaltung) 

Immissionsgrenzwerte als A-bewerteter Schallpegel (dB) 

bei Tag 

Grundgeräusch­
pegel. LA,Gg 

35 

40 

45 

50 

55 

äquivalenter 
Dauerschall­
pegel. LA,Gg 

45 

50 

55 

60 

65 

bei Nacht 

Grundgeräusch­
pegel. LA,Gg 

25 

30 

35 

40 

45 

äquivalenter 
Dauerschall­
pegel. LA,Gg 

35 

40 

45 

50 

55 

Tabelle 3.4.3.12. Abschätzung der Flächeninanspruchnahme durch Verkehrsbauwerke (Verkehrsflächen). Berücksichtigt sind ver­
siegelte und nicht versiegelte Flächen w ie z.B. Bankett, Damm, Einschnitt, etc. 

öffentlicher Straßenverkehr 
Autobahnen 
Schnellstraßen 
Bundesstraßen 
Landesstraßen 
Gemeindestraßen 

Summe öffentliche Straßen 

nicht öffentlicher Straßenverkehr 
Forst -, Landwege 

Summe alle Straßen 

Schienenverkehr 
Normalspur, 2-gleisig, ÖBB 
Normalspur, 1-gleisig, ÖBB 
Schmalspur, ÖBB 
Privatbahn 

Summe Schiene 

Sonstiges 
Flughafen-Flugplätze 
Hafenanlagen (ohne Wasser) 
Park- und Abstellplätze (priv.) 
Tankstellen 

Summe sonstige Anlagen 

Summe Gesamt 

(1) Schätzung 

Länge 

km 

1.407 
287 

9.986 
26.000 
71.000 

108.680 

200.000(2) 

ca. 308.680 

1.670 
3.590 

360 
560 

(2) Die verfügbaren Daten streuen zwischen 100.000 und 200.000 km 
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Breite 

m 

42 
27 
16 
13 
9 

5 

13 
6 
5 
5 

Zuschlag 
für sonstige 

Anlagen(1) 

% 

5 
3 
2 

10 
5 
5 
5 

Fläche (1) 

km' 

62 
8 

160 
338 
639 

1.207 

1.000 

2.207 

23 
2 
2 
3 

51 

23 
5 

80 
3 

111 

2.369 

Anteil 

% 

2,8 
0,4 
7,0 

15,3 
29,0 

54,7 

45,3 

100,0 

45,0 
45,0 

4,0 
6,0 

100,0 

20,7 
4,5 

72,1 
2.7 

100,0 
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65 dB tags und 55 dB nachts. Für neue nach 
1975 gebaute Bundesstraßen gilt der Grenzwert 
von LA,eq = 60 dB tags und 50 dB nachts. 

Zur Begrenzung der Geräuschimmission an neu­
en oder erweiterten Schienenstrecken bzw. bei 
wesentlichen Umbauten trat mit 1. Juli 1993 die 
SchLV in Kraft, wonach bei Überschreiten festge­
legter Grenzwerte für den Beurteilungspegel 
Lärmschutzmaßnahmen vorzusehen sind. Für 
den Lärmschutz an bestehenden Schienen­
strecken bestehen keine Vorschriften. Durch den 
1993 ausgearbeiteten Schienenlärmimmissions­
kataster mit der Prognose 2000 des Bundesmini­
steriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
werden jedoch die Lärmzonen an den Schienen­
strecken festgelegt. Diese bilden Grundlagen für 
eine Prioritätenreihung von Lärmschutzmaßnah­
men. Die Einhaltung dieser Grenzwerte ist dabei 
durch bahnseitige Maßnahmen sicherzustellen, 
solange sie nicht mehr als das Dreifache objekt­
seitiger Maßnahmen kosten. 

Eine gesetzliche Festlegung von Fluglärmzonen in 
der Umgebung von Flugplätzen erfolgte in Öster­
reich bis jetzt nicht. Ein Gesetz zum Schutz gegen 
Fluglärm mit der Festlegung von Fluglärmzonen 
mit Immissionsgrenzwerten und zugeordneter 
Nutzung ist in Vorbereitung. 

2.4. Flächeninanspruchnahme und 
sonstige Umweltauswirkungen 

Da freie Flächen bereits ein knappes Gut darstel­
len, stellt der Schutz dieser ökologischen Res­
source eine wichtige Aufgabe der Umweltpolitik 
dar. Verkehrsanlagen auf öffentlichen und privaten 
Grundstücken beans~ruchen in Österreich insge­
samt ca. 2.370 km Verkehrsfläche. Dies ent­
spricht ca. 3% der Gesamtfläche oder etwa 7% 
des Dauersiedlungsraumes von Österreich (Tabel­
le 3.4.3.12.). 

Die Dichte des öffentlichen Straßennetzes liegt mit 
etwa 1,3 km je km

2 
etwa auf dem Niveau anderer 

westeuropäischer Staaten (z.B. Dänemark 1,65; 
Deutschland 1,8; Frankreich 1,47; Schweden 0,4). 

Jährlich ist derzeit mit einer Zunahme von bis zu 
10 km

2 
an versiegelten und nicht versiegelten Ver­

kehrsflächen zu rechnen, die vor allem den forst­
und landwirtschaftl ichen Straßen zuzuschreiben 
ist. Dabei sind Fahrbahn bzw. Forst- und Land­
wege und begleitende Anlagen, Erdkörper wie 
Damm, Einschnitt usw. berücksichtigt. 

Sonstige Umweltauswirkungen durch den Verkehr: 

• Der Zerschneidungseffekt von Verkehrsanlagen 
engt den Aktionsraum von Mensch und Tier 
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durch Barrieren ein. Die durchschnittliche "Ma­
schenweite" des Verkehrsnetzes beträgt 0,7 km 
x 0,7 km und schafft "Inseln" mit der mittleren 
Größe von 0,5 km

2
; 

• Boden- und Wasserverschmutzung durch un­
gereinigte Oberflächenwasser von Verkehrsan­
lagen und durch Unfälle, lecke Tanks, Reifen­
abrieb, Salzstreuung, Altöle, Abrieb von Fahr­
bahnbelag, verkehrsbedingte "saure" Nieder­
schläge durch NO" S02 usw; 

• Verlust von Wild (Unfälle), Kriechtieren und In­
sekten durch den Verkehr; 

• Landschaftsbildbeeinträchtigung 
durch Verkehrsanlagen; 

• Vibrationen durch den Verkehr 

3. Nachhaltigkeit im Verkehr - grundsätzliche 
Überlegungen und Zielvorstellungen 

"Die Entwicklung des Verkehrswesens muß sich 
an den grundlegenden Prinzipien des Nationalen 
Umweltplans, die die Nachhaltigkeit beschreiben, 
wie dem Schutzprinzip und dem Vorsorgeprinzip 
orientieren. Nach dem Schutzprinzip dürfen keine 
Emissionen zugelassen werden, welche die Ge­
sundheit des Menschen gefährden und sein 
Wohlbefinden beeinträchtigen oder eine gefähr­
dende Belastung der Umwelt verursachen. Das 
Vorsorgeprinzip besagt, daß zukünftige Genera­
tionen prinzipiell in der Befriedigung ihrer Bedürf­
nisse nicht beschränkt werden dürfen und poten­
tielle künftige Gefahren für Mensch und Umwelt zu 
vermeiden sind, wenn die Möglichkeiten dazu ge­
geben sind. " 

Folgende Grundsätze können daraus für ein 
"nachhaltiges Verkehrswesen" abgeleitet werden: 

• Minimierung ökologischer und gesundheitlicher 
Risken. 

• Minimierung des Gefährdungspotentials und 
Unfallrisikos. 

• Vorsorge geht vor Reparatur. 

• Optimale Energieeffizienz und 
Ressourcenschonung . 

• Einsatz der jeweils ressourcen- und umwelt­
schonendsten Verkehrstechnik und Technolo­
gie sowie Verkehrsmittel. 

• Ökonomische Effizienz zur Erzielung des größt­
möglichen volkswirtschaftlichen Nutzens bei 
geringstmöglichem Schaden. 
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• Ermogllchung ausgewogenerMoollltätschancen 
~ Im Sinne der Erreichbarkelt von Arbeitsplatz, 
Ausbildung, InfrastrukturGlnrichtungen, etc. für 
alle. 

• Forderung der Verkehrsarten, die den genann­
ten Grundsatzen Jeweils am besten entspre­
chen, also am umweltverträgllcllsten. am res­
sourcenschonendsten, energieeffizIentesten 
ulld am sichersten sind. 

Um diese Zielvorstellung zu erreichen. Ist die Ana­
lyse des ökologischen und ressourcenbezogenen 
Profils der Verkehrsmittel von grundlegender Be­
deutung. Eine solche Bllanzlerung zeigt deutlich 
auf, daß die umwelt- und ressourcenschonend­
sten Verkehrsarten, das Zufußgehen, das Radfah­
ren und bei ausreichender Auslastung auch der 
offentliche Verkehr (deshalb auch die Bezeich­
nung "Umweltverbund") Sind. Im Sinne der Ziel­
setzung sollten die Förderung des Umweltverbun­
des und die verträgliChere Abwicklung des Kfz­
Verkehrs Leitmotive für die EntwIcklung und das 
Setzen von Maßnahmenbündeln im Sinne der 
Nachhaltigkelt sem. Dazu ist U.cL die Förderung 
des Umweltbewußtseins über Information und 
Motivation für ein umweltverträgliches Mobllitäts­
verhalten notwendig. 

Diese Zielvorstellungen stellen Im Bereich Verkehr 
den Grundgedanken des Nationalen Umwelt plans 
dar. Zur Erreichung dieser zum Tell langfristigen 
Ziele sollen konkrete kurz- und mlttelfnstlge Ziel­
vorgaben festgelegt werden, die In Richtung der 
langfristigen Ziele führen, mit vernunftlgem Auf­
wand zu erreichen und auf rasch zu behandelnde 
Probleme abgestimmt Sind. Dabei Wird hier eine 
Zeitspanne von etwa 5 Jahren als kurzfristig, biS 
zu 10 Jahren als mittelfristig bezeichnet. 

3.1. Kurz- und mittelfristige umweltpolitische 
Zielvorstellungen 

EntspreChend der zuvor getrOffenen Definition ISt 
die Erreichung kurzfristiger Zielsetzungen vor dem 
Jahr 2000, mittelfristiger Ziele vor 2005 vorgese­
hen. 

Das Transportsystem In Osterreich erfüllt die 
durch Wirtschaftliche und soziale Aktivitäten her­
vorgerufene Transportnachfrage. Transport ISt al­
so kein Selbstzweck, sondern vielmehr eine 
Dienstleistung bzw ein Konsumgut. Das Trans­
portsystem ist daher wechselseitig eng mit Art 
und Umfang sozialer und Wirtschaftlicher AktiVitä­
ten verbunden. So paßt Sich das Verkehrsangebot 
soweit wie möglich der Nachfrage an, anderer­
seits können Änderungen des Transportangebo­
tes die Wirtschaft und SOZiale Aktivitäten sowohl 
quantitativ als auch in ihrer räumlichen Struktur 
beeinflussen. Das Transportangebot und die wirt-
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schaftllche AktiVität sind auch von der sozialen 
Akzeptanz und damit von den resultierenden Um­
welteinflüssen und -veränderungen abhängig. 
Wesentliche Änderungen im Transportsystem 
können daher auch deutliche Änderungen der So­
zial- und WIrtschaftsstruktur beWirken und vlce 
versa. Dieser Umstand ist neben den bestehen­
den Grenzwerten und Richtlinien fur ImmIssions­
belastungen sowie Vorgaben bezüglich der 
Raumverträglichkeit zu beachten, um möglichst 
pOSitive Effekte in allen diesen Belangen zu errei­
chen. 

3.1.1. Luftschadstoffe 

Es besteht ein wesentlicher Zusammenhang ZWI­
schen den Umweltbelastungen und der mögli­
chen Aktivität der einzelnen Sektoren. So behin­
dern hohe Emissionen bestehender Emittenten 
zusatzllche Wirtschaftliche Aktivitäten, wenn die 
Immissionsgrenzwerte für Lärm und Luftschad­
stoffe wie etwa StickOXide, Partikel oder Kohlen­
wasserstoffe in dem betreffenden Gebiet bereits 
nahezu erreicht sind. Denn bei geplanten größe­
ren stationären Anlagen muß nachgewiesen wer­
den, daß durch deren Betrieb keine unzumutbare 
Belastung der Anrainer zu erwarten 1St. Bei ande­
ren Anlagen ISt dies auf Einspruch der Anrainer 
nachzuweisen (.,SubJektiv öffentliches Nachbar­
schaftsrecht'l 

Derartige Regelungen bestehen derzeit Im IndiVI­
dualverkehr nicht, wodurch lokale Uberschreltun­
gen der Immissionsgrenzwerte, z.B. an stark be­
fahrenen Ortstraßen möglich Sind. Diese gefähr­
den die Gesundheit und das Wohlbefinden der 
Anrainer und Passanten. Damt Sind auch Wert­
verluste der anliegenden Grundstücke und Woh­
nungen sowie strukturelle Änderungen im betrof­
fenen Gebiet zu erwarten. 

Mittelfnstlg sollte jedenfalls von der Philosophie 
des "Auffüllens" von Immissionsgrenzwerten ab­
gegangen werden, da eine derartige Handlungs­
weise speziell bei den Emissionen mobiler Quellen 
keine Garantie vor einer zeltweisen Überschreitun­
gen maximal zulässiger Immissionsgrenzwerte 
geben kann. Weiters werden so neue wirtschaftli­
che AktiVitäten behindert. 

Ein wesentliches kurz- und mittelfnstiges Ziel ISt 
daher die dauerhafte und geSicherte Absenkung 
der Immissionen von direkten und sekundären 
Luftschadstoffen unter die Grenzwerte bzw. 
Richtlinien für Gesundhelts- und Vegetatlos­
schutz. Als Grundlagen dafür Sind die Luftgüte­
Qualitätskntenen der Osterr. Akademie der WIS­
senschaften, die Grenzwerte der ImmissIons­
schutzverordnungen der Länder und die auf BaSIS 
des in Ausarbeitung befindlichen BundesimmissI­
onsschutzgesetzes vorgesehenen Grenzwerte, 
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die Vorschläge des Landerausschuß Immissions­
SCI1UtZ in Deutschland (LAI) lind die Jeweils neue­
sten medizinischen lind umwelthygienischen Er­
kellntnlsse heranzuziehen (Kap. 22.2.) 

Aus dell Erfordernissen des Umweltschutzes wur­
den fur die weselltlichsten Ozonvorläufersubstan­
zerl verblnollche Ziele abgeleitet. 

• Reduktion der Vorläufersubstanzen von Ozon 
(kurz- bis mlttelfrrstlg): Die Emissionen der Ozon­
vorläufersubstanzen NO. und Kohlenwasser­
stoffe (ausgenommen Methan) Sind etappenwei­
se zu reduzieren. wobei bis 31.12.1996 eirle 
Reduktion um mindestens 40°.0, bis 31 ,12,2001 
Ulll mlndesterls 60'10 und bis 31,12, 2006 um 
mindestens 70 °0 bezogen auf die Emissionen 
von NO Im Jahr 1985 und von Kohlenwasser­
stoffen Im Jahr 1988 zu erreichen Sind. 

Da weserltliche Teile der direkten und sekundären 
Luftschadstoffe vom Verkehr verursacht werden, 
muß der Verkehrsbereich auch einen wesentli­
chen Beitrag zur Erreichung der genannten Ziel­
setzungen beitragen. Für eine Verbesserung der 
lokalen Luftqualität und zur Einhaltung der Immis­
sIonsstandards fur Gesundhelts- und Umwelt­
schutz werden im Verkehrsberelcll In Zukunft da­
her vor allem die EmisSionen an Kohlenwasser­
stoffkomponenten sowie Stickoxld- lind Partikel­
emiSSIonen gesenkt werden müssen. 

3.1.2. Lärm 

Im Sinne eines der langfrrstlgen Zielvorstellungen 
werden folgende konkrete kurz- und mittelfrrstlge 
Vorgaben festgelegt. Es soll 

• eine Scllallpegelzunahme durch die prognosti­
zierte erhöhte Verkehrsmenge Jedenfalls verhin­
dert werden (dazu ISt eine Senkung der Schall­
emissionen gegenüber heutigen KFZs um 
durchsdlnittlich 1 dB erforderlich): 

• möglichst der Prozentsatz der durch Lärm ge­
störten Wohnungen unter 25 % gesenkt wer­
den (das würde bei der bestehenden Verkehrs­
und SIedlungsstruktur eine Schallpegelsenkung 
um 5 dB erfordern): 

• vor Wohngebauden ein Schall pegel-Grenzwert 
von LA,eq = 65/55 dB (anzustreben 60150 dB) 
tags/nachts nicht uberschritten werden (derzeit 
werden In Innerstädtischen Hauptstraßen biS zu 
80 dB gemessen ). Soferne dies nicht möglich 
ist. soll in Wohnräumen ein Schallpegel-Grenz­
wert von LA,eq = 40/35 dB (anzustreben 40/30 
dB) nicht uberschritten werden. 

Zur Erreichung dieser Ziele stehen fahrzeugseitig 
wesentliche Möglichkeiten offen. 
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3.1.3. Energie und Klima 

Der Energiebedarf auf dem Verkellrssektor Wird In 
Qsterreicil zu etwa 97°n durcll fossile Energletra­
ger gedeckt. BenZill und Diesel haben darall INle­
derulll eilleil Anteil von ca. 99°0, Dementspre­
chend verursacrt der Transportsektor mit etwo 
20 0

CJ des östenelchlschen EnergleverbrCluches 
fast 27°0 der CO -Ellllsslonen. Im Sinne eillei 
dauerhaft uillweitvertragilcheil Mobilität I11llssell 
sowohl der Verbrauch IllCht erneuerbarer Roh­
stoffe als auch die EmiSSionen klrrnarelevanter Ab 
gase drastisch gesenkt werden. 

Im Sinne des Vorsorgeprinzipes wUlden auf Inter­
nationaler Ebene ReduktionSZIele fLir die 01l1thro­
pogenen CO -EmiSSionen festgelegt. 

• Rahillenkollver>tlon der Vereillten Nationen Llber 
Klimaänderungen: 154 Staaten ulld die EU ha­
ben eine "Klllllakonventlon" unterzeichnet. mrt 
dem Ziel, die TrellJllausgasellllsslonen auf elnelll 
ungefährlichen Niveau zu stabiliSieren. Oster­
reich hat die Kllrnakonventlon 1994 ratifiZiert 

• Toronto-Ziel: Die Weitklimakonferenz in Toronto 
1988 empfiehlt eine Reduktloll der CO -EIllIS­
Slonell biS 2005 um 20 °0 gegellLlber 1988 Die 
österreich ische Bundesregierung bekennt slcll 
im Energieberrcht 1993 zu dlesel'l Ziel, das 
aucll Im österrPlchlschen Gesamtverkehrskon­
zept des Bundeslllinisterluills fur öffentliche 
Wirtschaft und Vel'kelll' als Leitlinie der oster­
reichischen Verkehrspolitik fixiert 1St. 

• KllmablJlldnls-Z,elsetzung: Halbierung der CO -
EmiSSionen biS zum Jallr 2010. Europawelt ha­
ben slcll bisher 400 Städte ulld Gemeinden aus 
sechs Ländern dem Klimabllndnls angescillos 
sen. In Osterreich Sind mit Stand August 1994 
bereits 62 Städte (darunter auch Wien) und Ge­
meinden, sowie alle Bundeslallder laußer Vor, 
arlberg) dem KlimabLlndnis beigetreten. 

Als wesentliche kurz- und mlttelfrrstlge Angrrffs· 
punkte bieten sich Iller das Verkehrsverhalten, die 
Wahl bei der Fahrzeuganschaffung sowie verbes­
serte Technologlen an. Langfristig werden unbe­
dingt alternative Alltriebe und Ellergien notwendig 
sein. 

3.1.4. Sonstige Umweltauswirkungen 

Bezugllch der In Kap. 24. dargestellt eil Umwelt­
belasturlgen werden folgende ZIelvorstellungeil 
definiert: 

Flächenverbrauch : 
Minimierung durch effiZiente Infrastruktur, Planung 
mit neuen Richtlinien sowie Rückwidrnung von 
Ilicht mehr gebrauchten Verkellrsflächen. 
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Bo(lell unel Wasser: 
Velilleldu'l~J des ElntJrln~Jells nlcllt ablJaubarel 
Schadstoffe IlIllltassender ForscllLmgsbedarf) 

TrellllWrrkullg ulKI Zerschnelclungseffekt: 
Vern'e1dung '/ierterw Zerschneldur,g IZ. B. dur'cll 
Bundelung VOll Ver",ellrswe~Jell, Schaffung von 
OuerLJIlgsmöglichkeiten bel IJestellenden und 
zukLmftlgen Verkehrswegelll 

Lanclschaftsscllutz: 
Bessere EinfLlgLmg VOll Verkehrswegen In die 
La11Clsc:1aft durch lar,dschaftspflegerrsche Be­
gleit plane Iverpfllchtend) bel VerKehrswegen 

Vlbrcttionell: 
AIJllC\U von IJestellenden Vibrationen 111 der Nähe 
Vorl WohnsIedlungen umJ Verrneldung von Vibra­
tionen bel zukunftlgen Verkehrswegen u.a. durch 
eine Verbesserung des Unterbaus 

3.2. VOlkswirtschaftliche Aspekte 

BezLlgllch eier volkSWirtschaftlichen Aspekte haben 
der volkSWirtschaftliche Nutzen un:l die volkswirt 
schaftlichen Kosten die tragende Rolle. Entspre­
chende Betraclltullgen l1lussen den Verkehr als Tell 
des gesamten wlrtschaftllcllen. s071alen lind um­
weltbezogerlen Handeins sehen und alle entste­
henden Kosten und Nutzerl ber~ckslclltlgen. Es 
l1lussen also bel Kostenrechnungerl z.B. auch Fol­
ge kosten durch Umweltschi1Clen und Uilfalle sowie 
auch der Nutzen L.B. der veriügbaren Infrastruktur, 
et'Na tür Rettungstransporte, bel Überlegungen zu 
einer Optll1llerung der Effizienz des Verkellrs einbe­
zogen \vereien. Weiters Sind nicht nur Kosteneilis­
parungen durch okonoll1ische Transportabläufe bel 
gegebener Nacllfrage, sondern aucll Möglichkeiten 
zur ErZielung des gleichen Nutzens bel geringerGn 
Transporteriorderr1lssen zu Liberlegen. Als Beispiele 
können dazu etwa Ansatze In der Standortwahl, 
höheren Fertlgungstieten und auch Irn Konsurnver­
Ilalten der Bevolkerung gesehen werden. Da die fur 
eine derart komplexe gesal1ltheltliche Betrachtung 
eriorderllchen vVlssenschaftllchell Untersuchungen 
erst teilweise veriügbar Sind, werden Im folgenden 
nur Ansätze del'artlger Überlegungen mit besonde­
rem Bezug zum Verkehr behandelt. 

3.2.1. Volkswirtschaftlicher Nutzen des Ver­
kehrs 

Dazu werden folgende Definitionen festgellalten: 
Als volkSWirtschaftlicher Nutzen des Verkehrs wird 
die Reduktion von Ressourcenverbrauch (ein­
schließlich psychologischer Faktoren) aufgrund 
von Verkehr verstanden. 

Der volkswirtschaftliche Nutzen setzt sich aus den 
externen und lilternen Nutzen zusammen. wobei 
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eier Interne Nutzeil eJen Velkehrstellnellmern eJlrekt 
zugute kommt. wClhrend eier extGrne Nutzen IllCht 
t)el eJen Verkehrstellnehmem. die diesen Nutzen 
el'zeugen. anfallt. 

Durch den Verkehl' entstellt selbstverstandllch ein 
sehr gl'Oßer Nutzen. der aber großteilS als Interner 
Nutzerl direkt den Verkehrsteilnehmern Lugute 
kommt, z.B. uber kLirzere Reisezeitei; oder ledu­
zierte Transportkosten Beim extemen Nutzerl ISt 
grundsatzliCh zW!schen dem pekunlal8ll Nutzer). 
wie etwa den Gewinnen beim Kauf billigerer Güter 
wegen verringerter Transportkosten oder höheren 
Bodenpreisen we~len verl)esserter StrClßell- oder 
Schlenenlnfrastr~ktur und del11 tecllilologlschen 
Nutzen. etwa scllnelleren Rettungstransporterl, zu 
untersclleiden. 

Zu beClchten ISt dabei. daß der pekunlare exteme 
Nutzen In den Marktprozessen erfaßt 1St. wahrend 
der technologische exteme Nutzen rlicht durch 
die MarktproLesse übertragen Wird. Dies ist Inso­
feme von entscheidender Bedeutung. als I)el der 
Bllanzlerung von Nutzen unel Kosten alle von 
marktwirtschaftlichen Prozessen erfarlten Nutzen 
nicht einbezogeil werden cJLlrien. 

3.3.2. Kosten des Verkehrs 

Dazu werden folgelide Definitionen festgehalten: 
Als volkSWirtschaftliche Kosterl eies Verkellrs Wird 
der leistungsbezogene, bewertete Ressourcen­
verbrauch (einsclllleßllch psychologischer Fakto­
ren) aufgrund von Verkerlr verstanden. 

Analog zu den Nutzen des Verkehrs unterschei­
den Sich die volkswlrtscllaftlicllen Kosten In exter­
ne und interne Kosten. Inteme Kosten des Ver­
kehrs Sind jene Kosten. die von den Verkellrstell­
nehmern direkt getragen werden. wahrend die ex­
temen Kosten Jene sind. fur die die Verkehrsteil­
nehmer nicht unmittelbar aufkornmen. 

Neben den offensIchtlichen Kosten wie etwa für 
den Bau uneJ die Erhaltung der Infrastruktur sowie 
die Kraftstoffe und BetrrelJsmlttel entstehen fur die 
Volkswirtschaft weitere Kosten. z.B. durcil Unfall­
folgen. sowie Umweltschaden und aucll aus dem 
Flächenverbrauch. Insbesondere die quantitative 
Bewertung der Kosten Infolge von Umweltscha­
den ist sellr schWierig. Daß saubere Luft, reines 
Wasser und Flächen nicht unbeschrankt zur Ver­
fugung stehen, und daher Insbesondere In Bal­
lungsgebieten einen hohen Wert darstellen. ISt 
aber unbestrrtten. 

Die Kosten Infolge von Larm. Luftverschmutzung, 
Klirnaänderung und Unfallfolgen werden zum Bei­
spiel großteils von anderen getragen. Hier bezahlt 
die Allgemeinheit z.B. in Form von verminderter 
Lebensqualität (die Eigentümer von Grundstucken 
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oder Gebäuden bekommen dies sehr oft als Wert­
verlust direkt zu spüren). 

Die EU-Kommission hat 1994 in ihrem Weißbuch 
"Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäfti­
gung: Herausforderungen der Gegenwart und We­
ge in das 21. Jahrhundert" darauf hingewiesen, 
daß die externen Kosten der heutigen Verkehrssy­
steme bereits 3 bis 4 % des BIP ausmachen (Um­
weltverschmutzung, Unfälle, Staus). Vom Ver­
kehrsclub Österreich wurden die ungedeckten 
Wegekosten des Verkehrs in Österreich 1993 mit 
einer Untergrenze von 2,2 % des BIP abgeschätzt. 
Der motorisierte Straßenverkehr verursachte dabei 
94 % der externen Kosten, auf den Schienenver­
kehr entfielen 4% und auf den Flugverkehr 2%. 
Zahlreiche Studien zeigen, daß der motorisierte 
Verkehr (MIV und ÖV) auch in Österreich seine 
volkswirtschaftlichen Kosten bei weitem nicht 
deckt. Derartige Berechnungen sind insbesondere 
aufgrund der Schwierigkeiten bei der Bewertung 
von Folgekosten von Umweltschäden nicht unan­
gefochten. Weiters kann für einige Verkehrsmittel 
die Höhe der angesetzten Zinssätze die Ergebnis­
se wesentlich beeinflussen. Die volkswirtschaftli­
chen Gesamtkosten des Verkehrssystems erge­
ben sich aus den betriebswirtschaftlichen Wege­
und Betriebskosten, den (externen) Folgekosten 
aus dem Betrieb und dem Wegebau bzw. der -in­
standhaltung sowie für Unfälle und Umweltschä­
den abzüglich der externen Nutzen. 

Beispielhaft sind in Tabelle 3.4.3.13. Berech­
nungsergebnisse für die Wegekosten dargestellt. 
Obwohl die externen Nutzen dabei nicht erfaßt 

sind, regional deutlich unterschiedliche Ergebnis­
se möglich sein können, und trotz der bereits er­
wähnten Unsicherheiten bei den Berechnungen 
zeigen die Ergebnisse deutlich, daß der Verkehr 
derzeit hohe Kosten für die Allgemeinheit verur­
sacht. Der Kostendeckungsgrad dürfte unter 50% 
liegen, selbst wenn die externen, technologischen 
Nutzen berücksichtigt werden, da diese quantita­
tiv unbedeutend sind. 

Der Verkehr ist also volkswirtschaftlich gesehen zu 
billig, und zwar für alle Verkehrsträger. Unter­
deckungen sind natürlich auch in anderen öffent­
lichen Sektoren nicht auszuschließen, werden hier 
jedoch nicht weiter behandelt. 

Während beim öffentlichen Verkehr relativ hohe 
betriebswirtschaftliche Unterdeckungen und in 
der Regel geringere externe Kosten (Unfälle, Um­
weltbeeinträchtigungen) auftreten, führen beim 
motorisierten Straßenverkehr die externen Kosten 
zu großen gesamtwirtschaftlichen Unterdeckun­
gen der Wegekosten . 

3.2.3. Ansätze tür eine verbesserte ökonomi­
sche Effizienz 

Die Minimierung der Kosten für Betrieb und Infra­
struktur des Verkehrs durch eine möglichst effizi­
ente Betriebsführung aller Beteiligten kann die be­
triebswirtschaftlichen und damit auch die volks­
wirtschaftlichen Kosten bei allen Verkehrsmitteln -
insbesondere im öffentlichen Verkehr - senken. 
Dahingehende Ansätze werden hier nicht näher 

Tabelle 3.4.3.13. Betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche bzw. Gesamtdeckungsgrade der Wegekosten von Verkehrs­
trägern bei 3 % Zinssatz, ohne Berücksichtigung der externen Nutzen. 

Verkehrsmittel betriebswirtschaftlich (1) volkswirtschaftl ich (1) 

MIV-Wien 109 % 34 % 

ÖPNV-Wien 33% 29% 

LKW-Verkehr in Österreich 84 % 44 % 

PKW-Verkehr in Österreich 191 % 43% 

ÖBB-Bahnverkehr 71.2 % (2) Derzeit keine exakt 
38,1 %(3) ermittelten Daten. 
42,5 % (4) 
0,0%(5) 

(1) Der betriebswirtschaftliehe Deckungsgrad ist das Verhältnis von betriebswirtschaftlichen Einnahmen und Ausgaben (z.B. Mlneralöl-. 
KFZ-Steuer etc. bzw. bauliche und betriebliche Erhaltungs- und Kapitalkosten sowie Verwaltungskosten). Der volkswirtschaftliche 
Deckungsgrad bezieht neben der betriebswirtschaftlichen Voll kostenrechnung auch die Unfallfolgekosten und Ressourcenverbräuche 
der Umwelt ein. 

(2) anteilige Betriebskostendeckung inkl. Abgeltungen, d.h. die Einnahmen werden zu gleichen Teilen zur Deckung der Betriebskosten und 
der Wegekosten herangezogen. Abgeltungen nach BBG§ 18, der Nahverkehrsverordnung (14.10.1986) und der Schienenverkehrsweg­
verordnung (17.2.1987) 

(3) anteilige Betriebskostendeckung ohne Abgeltungen 
(4) volle Betriebskostendeckung inkl. Abgeltungen, d.h. die Einnahmen werden zuerst zur Deckung der Betriebskosten und der verblei­

bende Rest zur Deckung der Wegekosten herangezogen 
(5) volle Betriebskostendeckung ohne Abgeltungen 
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behandelt. Es Ist allerdings nidlt anzunehmen. 
daß allein damit elll volkswirtschaftlich kosten­
deckendes Verkehrssystem erreicht werden kann. 

Preise haben In unserer Marktwirtschaft eine zen­
trale Funktion als Marktregulativ. Uber die Preise 
erfolgt die Inforillation uber die Knappheit von Gu­
tem und der Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage. Daher sincl als welteriuhrende Maß­
Ilal11nen zur StelgerL,ng der EffiZienz Insbesonde­
re die EinbezIehung aucll der externen Kosten 
lind Nutzen In die Preise für die Verkehrsnutzung 
und die Senkung der externen Kosten durch eine 
Reduktion der Umweltbelastungen, der Unfälle, 
des Flächenverbrauches usw. aller Verkehrsmittel 
hervorzuheben. Entsprecheneie Maßnahmen wer­
den In Kap. 4. ausfllllrilch behandelt. 

Generell führt eine zu gennge Kostendeckung Im 
motonSlerten Verkehr 

• zu \olkswlftschaftlidl unzvveckmäß,gen 
Transporten 

• zu einer überllöhten Verkehrsnachfrage 

• als Folge zu einer negativeil Auswirkung fLIr 
Mensch und Umwelt. ebenso wie zu einem un­
effiZienten Verkehrsablauf i,Staus) 

• zu einer Förderung der Zersiedelung und Funk­
t!onsentmlschung Illit negativen Konsequenzen 
fur die Raul1lstruktur IZ.B. Nahversorgungspro­
blemel. 

Oie EU-KommiSSion hat Im 1993 vorgelegten 
Weißbuch zur 7ukünftlgen Entwicklung der ge­
meinsamen Verkellrspolitik eine Internalisierung 
der externen Kosten als Voraussetzung für eine 
umweltschonende Verkehrspolitik ausgewiesen. 
Zitat: "Schließlich mussen die Verkehrssysteme 
zum Umweltschutz und InsbesomJere zur Lösung 
großer Bedrohungeil für die Umwelt wie des 
Treibhauseffektes sowie zu einer dauerhaft um­
weltgerechten EntWicklung beitragen. Die Ver­
wirklichung all dieser Ziele setzt voraus. daß alle 
Verkehrsnutzer in der Regel die vollen Kosten (in­
terne und externe Kosten) der von ihnen In An­
spruch genommenen Verkehrsleistung tragen, 
selbst wenn die Gesellschaft In Einzelfällen für Be­
durftlge aufkommt. Oie InternaliSierung der exter­
nen Kosten sollte daher wesentlicher Bestandteil 
einer Verkehrspolitik sein, die den Schutz der Um­
welt mit einbezieht" (Zitat Ende) 

In Analogie zu den externen Kosten müssen auch 
die externen Nutzen erst InternaliSiert werden. 

Zur Verbesserung der Umweltqualität sowie zur 
Steigerung der EffiZienz und zur Sicherung einer 
nachhaltigen Funktlonalltät ulld Wettbewerbs­
fähigkeit der österreichischen Wirtschaft soll die 
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Anwendung der Kostenwailrllelt erfolgen. Daraus 
ergeben Sich folgende Forderungen: 

3.2.4. Internalisierung externer Kosten 

Nach dem Verursacherpnnzlp soll derjenige die 
Kosten der Umweltbelastung tragen. der für ihre 
Enstehung verantwortlich 1St. Im Verkehrswesen 
bedeutet also Internalisieren. daß die externen 
Kosten und auch die externen Nutzen den Jewei­
ligen Verkehrsarten angeredlnet werden. Wer mit 
allen Kosten seines Handeins konfrontiert wird, 
Wird Sich auch volkswirtschaftlich effizienter ver­
halten. 

3.2.4.1. Kostenwahrheit durch zeitliche und 
qualitative Variabilisierung 

Die Höhe des Preises muß einen direkten Bezug 
zur Ouantltät und Oualität der In Anspruch ge­
nommenen Leistung haben. Pauschal abgaben 
wie etwa KFZ -Steuer ul1d KFZ -HaftpflichtversI­
cherung entsprechen IllCht diesem Prinzip. Alle 
Fixkosten sind soweit wie möglich auf die Fahrlei­
stung umzulegen, also zu variabilisieren. Ver­
kehrsleistungen. die zu Spitzenzeiten In Anspruch 
genommen werden. Sind auch entsprechend 
höher zu bewerten. 

3.2.4.2. Kostenwahrheit durch Anwendung 
des Territorialprinzips 

Die Kosten Sind von den Verursachern dort zu be­
zahlen, wo sie entstehen. Dieses einfache Pnnzlp 
der räumlichen Kostenwahrheit entspricht dem 
Terntorlalprinzip. wie es bereits bel Mautstraßen 
und bei gebührenpflichtigen Parkplätzen ange­
wendet wird. Im Gegensatz dazu entspncllt das 
Nationalitätenprinzip. bel dem die Abgaben (zB 
KFZ -Steuer) nicht unbedingt dort bezahlt werden 
wo die Kosten verursacht werden. sondern bei­
spielsweise am Zulassungsort des Fahrzeuges, 
nicht der räumlichen Kostenwahrheit. 

3.2.5. Strategien zur Umsetzung 

Oie Preise für die Verkehrsnutzullg sollen varrabdl­
siert und schrrttwelse angehoben werden. Da sa­
Int die Deckung der volkSWirtschaftlichen Kosten 
durch die Verkehrsteilnehmer erst längerfrrstlg er­
reicht werden kann. soll vorerst die Wettbewerbs­
gleichheit In Hinblick auf die gesamten von den 
einzelnen Verkehrsträgern verursachten volkswirt­
schaftlichen Kosten errelcllt werden. 

Die Preise können etwa durch Road Pricing, eine 
Energie/CO -Steuer und einen Zuschlag zur Mine­
raiölsteuer bzw. höhere Tanfe im OV angehoben 
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werden. Im ÖV wäre auch die Tarifstruktur zu än­
dern (z.B. Verhältnis der Preise von Einzelfahrt und 
Monatskarte). Um unerwünschte Nebeneffekte wie 
z.B. eine Wettbewerbsverzerrung gegenüber an­
deren Staaten oder Tanktourismus zu vermeiden, 
sollen Maßnahmen, die derartige Effekte bewirken 
können, mit der EU und den Nachbarstaaten ab­
gestimmt werden. Auf die Sozialverträglichkeit ist 
durch Subjektförderung Bedacht zu nehmen. 

4. Maßnahmen 

In einem langfristigen Lösungsansatz muß das 
Transportsystem als Gesamtheit betrachtet wer­
den, in dem nach Möglichkeit die individuellen 
Vorzüge jedes Verkehrsträgers ausgenutzt und 
deren Nachteile minimiert werden sollten. Dabei 
sind die möglichen Maßnahmen nach ihrem öko­
logischen, ökonomischen und sozialen Nutzen zu 
untersuchen. Zur Beeinflussung der verkehrsbe­
dingten Umweltbelastungen stehen prinzipiell fol­
gende Wirkungsbereiche zur Verfügung: 

• Reduktion der Transporterfordernisse: Dies be­
inhaltet Maßnahmen, die die Notwendigkeit für 
Ortswechsel und insbesondere die zur Erfüllung 
des Wegezweckes zurückgelegten Weglängen 
reduzieren. 

• Verlagerungen der Transportleistungen: Höhere 
Transportanteile durch Verkehrsmittel mit gerin­
geren spezifischen Emissionsmengen bzw. ge­
ringerem spezifischen Energieverbrauch sowie 
eine Erhöhung der Auslastungsgrade führen zu 
geringeren Umweltbelastungen . 

• Verbesserte Fahrzeugtechnologie: 
Optimierungen konventioneller Fahrzeuge und 
alternative Energieformen können zur Redukti­
on der spezifischen Emissionsmengen (Emis­
sionen/ Fahrzeugkilometer) bzw. der spezifi­
schen Verbrauchswerte der einzelnen Verkehrs­
mittel und zur Anwendung erneuerbarer Kraft­
stoffe beitragen. 

• Verkehrsinfrastruktur: Verbesserte oder neu zu 
errichtende Infrastrukturen zur umweltgerech­
ten Abwicklung des Verkehrs können die Bela­
stungen durch den Verkehr reduzieren. Zu die­
sen Maßnahmen gehören etwa Lärmschutz­
wände und "lärmarme" Fahrbahnoberflächen, 
Tunnels und Einhausungen, Einrichtungen für 
den "Kombinierten Verkehr" , integrierte Ver­
kehrsachsen, öffentliche Verkehrsmittel, Fuß­
und Radwege sowie die Instandhaltung beste­
hender Infrastrukturen. 

• Ökologische Optimierung des Verkehrsablau­
fes: Dazu ist insbesondere das Fahrverhalten 
sowie die Verkehrsregelung und -steuerung auf 
einen möglichst umwelt- und ressourcenscho-
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nenden Betrieb der Verkehrsmittel abzustim­
men. Geeignete Maßnahmen sind etwa die Öf­
fentlichkeitsarbeit und Fließregelungen. 

Weiters sind aus umwelt politischer Sicht die resul­
tierenden Belastungen von Mensch und Umwelt, 
der Flächenverbrauch und Nutzungsbeeinträchti­
gungen zu berücksichtigen. Da die Wirkungen 
von Schadstoff- und Lärmimmissionen von der 
Struktur des betroffenen Gebietes abhängen 
(Wald, Wiese, Wohngegend, etc.). steht zur Re­
duktion der Belastungen infolge gegebener Emis­
sionsmengen folgende Möglichkeit offen : 

• Räumliche Anordnung des Transportangebotes 
und der Siedlungsstruktur: Eine Berücksichti­
gung der Ausbreitungsmechanismen von Emis­
sionen bei der Planung der Verkehrsinfrastruk­
tur (potentielle Emissionsquellen) und der Sied­
lungsstruktur (eventuell betroffene Bevölkerung) 
kann bei gegebenen Emissionsmengen die Be­
lastungen reduzieren. 

Naturgemäß müssen sich Maßnahmen auch an 
den verkehrs- und transportrelevanten Zielset­
zungen des 5. Aktionsprogrammes der EU für 
den Umweltschutz, dem Weißbuch der EU für die 
zukünftige Entwicklung der gemeinsamen Ver­
kehrspolitik, dem Grünbuch der EU zu den Aus­
wirkungen des Verkehrs auf die Umwelt und den 
Leitlinien des österreichischen Gesamtverkehrs­
konzeptes 1991 orientieren. 

Die Dringlichkeitsreihung von Maßnahmen und 
Maßnahmenbündeln soll über das Kosten/Nut­
zenverhältnis im Vergleich zu anderen gleichge­
richteten Maßnahmen gefunden werden. 

4.1. Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologien 

Bezüglich der Lärm- und Schadstoffemissionen 
sind durch eine Nutzung des technologischen Po­
tentials an den Fahrzeugen die größten Reduk­
tionspotentiale zu erkennen. 

4.1 .1. Luftschadstoffe 

Emissionsgrenzwerte sind Mittel zur Erreichung der 
umweltpolitischen Ziele. Sie sollen sich daher in er­
ster Linie am gesundheitlich und ökologisch Erfor­
derlichen orientieren, andererseits aber auch das 
absehbar technisch Machbare und volkswirtschaft-
1ich Sinnvolle im Auge behalten. Sie sollen längerfri­
stig und dynamisch (stufenweise) konzipiert sein, 
damit die Unternehmen Zeit haben, durch Struk­
turanpassungen und Technologieinnovationen die­
se Grenzwerte auch zu erreichen. Grenzwerte ha­
ben nicht nur für die Umwelt, sondern auch für die 
Wirtschaft positive Effekte, denn sie sind Innovati­
onsanreize für die Unternehmen, die damit ihre 
zukünftige Marktposition verbessern können. 
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Tabelle 3.4.3.14. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten Verkehrs in Österreich (ohne Luftfahrt und Pipeline) infolge der 
Verkehrsentwicklung nach Kap. 2.1 und den Abgasgrenzwerten für PKWs und Schwerfahrzeuge (LKW, Sattelzug-KFZ und Busse) 
nach Kap. 2.2. im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -23% -55% -21% +4% +4% -50% 

2005 gegenüber 1991 -58% -34% -68% -39% +5% +4% -49% 

2010 gegenüber 1991 -61% -41% -73% -47% +5% +4% -48% 

2015 gegenüber 1991 -63% -43% -76% -51% +4% +3% -49% 

2020 gegenüber 1991 -63% -43% -76% -53% +3% +2% -49% 

Tabelle 3.4.3.15. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten PKW & Kombi-Verkehrs in Österreich infolge der 
Verkehrsentwicklung nach Kap. 2.1. und der Abgasgrenzwerte nach Kap. 2.2. im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 802 
energie 

2000 gegenüber 1991 -50% -46% -63% +11% +2% +2% -29% 
2005 gegenüber 1991 -58% -59% -75% -22% +1% +1 % -30% 
2010 gegenüber 1991 -62% -64% -81% -39% -2% -2% -32% 
2015 gegenüber 1991 -63% -66% -82% -43% -6% -6% -35% 
2020 gegenüber 1991 -63% -66% -83% -44% -11% -11% -39% 

Tabelle 3.4.3.16. Änderungen der Abgasemissionen des gesamten Schwerverkehrs (LKW und Sattel-KFZ) in Österreich infolge der 
Verkehrsentwicklung nach Kap. 2.1 und der Abgasgrenzwerte nach Kap. 2.2 im Jahr 1996 und 2000 in der EU. 

CO NO. HC Partikel End- C02 802 
energie 

2000 gegenüber 1991 -52% -10% -42% -36% +5% +5% -60% 
2005 gegenüber 1991 -68% -24% -59% -56% +8% +8% -58% 
2010 gegenüber 1991 -76% -32% -67% -65% +12% +12% -56% 
2015 gegenüber 1991 -79% -36% -70% -70% +16% +16% -55% 
2020 gegenüber 1991 -79% -36% -70% -71% +21% +21% -53% 
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Mit den Im ReferenzszenarIo (Kap.2.2.1 angesetz­
ten Abgasgren7Vvelien sind wesentliche Reduk­
tionen der Luftschadstoffe zu erzielen. Die vorge­
gelJenen Grenzwerte fLir das Jahr 2000 sind noch 
illnerhalb der EU LU diskutieren und festzulegen. 
Infolge des Beitrittes Osterreichs wird es eine we­
selltllche AufgatJe der Bundesregierung sen bel 
der Ausarbeltullg dieser Gesetzgebung auf eille 
Sinnvolle Ausnutzung der technisch erreichbaren 
Reduktionspotentiale zu (Irangen. 

Bel der Festlegung zuk(Jnftiger Abgasgrenzwerte 
sollten alle KFZs erfaßt werden. Sie sollten i:lhn­
IICll stl8rlge Grenzwerte einzuhalten haben. da 
diese lokal hohe EmissIonsanteile aufweisen kon­
nell (z.B. Dleseltrrebfahrzeuge auf Verschub· 
strecken oder selbstfahrende Baumascillnen). Die 
dazu erforderllclle Motorentechnologie ISt La. 111 

folge der EntwIcklungsarbeiten fLir LKWs und 
PKWs verfügbar. Mit den Diskussionen (Jber wei­
tere Absenkungen der Grenzwerte der EU nach 
dem Jahr 2000 muß reclltzeltlg begonnen wer­
dell. um der Industrie ausreichende Vorlaufzeiteil 
eillraumen zu körlnen. Eine weitere Absenkurlg 
nacll 2000 ISt aus heutiger Sicht zu begrußen, da 
andernfalls weiterllill lokale Uberschreilungen von 
Immissionsgrenzwerten möglich sein könnten. 

Die Auswirkungen der biS zum Jahr 2020 abseh­
baren Absenkungell der Abgasgrenzwerte fLir die 
Straßenverkehrsmlltel auf die AbgasemissIonen 
des gesamten Verkehrs Sind In Tabelle 3.4.3.14, 
angegeben. 

4.1.1.1. PKWs und Schwerfahrzeuge 

Da die Abgasgrenzwelie der EU für PKWs und 
LKWs Im Jahr 2000 noch In DiSkUSSion stehen, 
hat Osterreich die Möglichkeit. Im Entscheldungs­
prozeß IntenSIV mitzuwirken. Dazu Wird es not­
wendig sein, an dem bereits erwähnten "Auto/Oll 
Programm (EPEFE)" der EU sehr aktiv mitzuwir­
ken, um ein entsprechendes Wissen In die Dis­
kUSSionen einzubringen. 

Neben der Festlegung der Abgasgrel1zwerte und 
der KraftstoffspezIfikationen muß die Erarbeitung 
und Definition der Testzyklen, in denen die Grenz­
werte nachgewiesen werden müssen, ein wesent­
licher Bestandteil der Tätigkeit sein. Die Testzyklen 
rllLissen so gestaltet sein, daß die wesentlichen 
Lastpunkte der Motoren erfaßt Sind, und gewahr­
leistet ist. daß außerhalb des Testzyklus ähnlich 
gerrnge EmissIonswerte erreicht werden. Da die 
EInhaltung der Grenzwerte bereits heute sehr 
komplexe Technologien erfordert, gewinnt die Er­
haltung der Funktionalität der emissionsrelevanten 
Bautelle zunehmend an Bedeutung. Daher ISt bel 
der Erarbeitung der Testzyklen bereits auf die spä­
teren Möglichkeiten zur Uberprüfung zu achten 
(Siehe auch "Wartung und Instandhaltung"). 
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Als nach dem Jahr 2000 weiterfuhrende Maßnah­
men Sind Insbesondere rm PKW-Sektor die kali 
fornlschen Abgasstandards auf Ihre Zweeklllaßlg­
kelt f(lr E::uropa zu (Jberpr(jfen. Diese sehen biS 
1997 die Elnfuhrung neuer Grenzwerte vor, die Je 
wells von einem bestimmterl Anteil der verkauften 
Neuwagen elnzul'Cllten Sind. Die schärfste Rege 
lung fur Otto- uneJ Dieselmotoren stellt dabei die 
"ULEV (Ultra Low Emission Vehlclesl" dar, die 
1 ,06 g CO/km, 0,12 g NO, km und 0,025 g Partl 
kel/km vorSieht. lind ab 1997 einfließen soll. Ne­
ben der Regelung der Formaldehydemlssionerl 
(0,005 g/km) wird allcll die Reaktlvitat der Koh­
lenwasserstoffe Im Abgas berucksichtlgt. Aller­
dings Sind diese E::mlsslonsstandards mit der der­
zeitigen Technolo(jle noeh nicht zu erreichen. Ab 
1998 mussen auell 2"0 der verkauften PKW aller 
großen Fallrzeugl1erstel:er voilig emissIonsfrei fah­
ren (Zero Emission Vel1lcles- ZEV). Ein emiSSions 
freier Betrieb ist heute nur rnrt Elektrofahrzeugen 
denkbar (Siehe "Alternative Antrlebe"l. Der Anteil 
dieser ZEV Wird In KCllifornlen bis zum Jahr 2003 
auf 10"0 angehoben. 

Ob die Einfuhrung von ULEV- Abgasstandards ZLl­

sätzllCll zu den hier empfohlenen Maßnahmen irl 
Österreich aus umweltpolitischer Sicht notwendig 
ISt, muß In Zukunft anhand von Messullgen der 
Abgasimmissionsbelastungen uberprüft werden. 
Die ElnfLihrung von "Zero-Emission Vehlcles" In 
größerem Umfan~J stellt langfristig Jedenfalls ein 
wesentliel1es Ziel dar, wenn diese mit erneuerba­
ren El1erglequellel1. wie etwa Strom aus Wasser­
kraft oder Solarenergie betrieben werden können. 
(Siehe dazu Tabellen 3.4.3.15. und 3.4.3,16,) 

4.1.1.2. 2-Räder 

Die derzeit In Osterreich gLlltlgen Grenzwerte fur 
Mopeds und Motorräder sind Insbesondere für 2-
Takt Motoren streng, und bringen vor allem in 
Stadtgebieten nellilenswerte Reduktionen der 
Kohlellwasserstoffelllissiorlen mit sich (ca -5°c 
der Gesal1ltemisslollen). Infolge der Flottener­
rleuerungen wLlrde diese EntWICklung aucll In Zu­
kunft alldauern. In eier EU bestehen derzeit keine 
gleichwertigen Bestll1llllungerl so daß dlo Grenz­
werte Ir1 Osterreich vorläufig aufrecht erllalten 
werden können. Um rJiese Standards zu erhalten, 
ware jedenfalls auf eine Ubernallme der derzeiti­
gen österreichlsehen Grenzwerte durcll die EU 
hinzuarbeiten, Weitere Verschärfungen fLir 4-Takt­
Motoren sollten in diesem Zusammenhang eben­
falls angesprochen werden. 

4.1.1.3. Zugmaschinen, Bahnverkehr, Donau­
schiffahrt 

Der Anteil dieser Fahrzeuggruppen an den ge­
samten EmiSSionen des Verkehrs ISt relatiV gering. 
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Abb. 3.4.3.14. Bandbreite möglicher Treibhausgasemissionen als C02-Equivalente (C02, CH4, N20, etc.) 
im gesamten Kraftstoffzyklus von PKW (Kraftstofferzeugung bis -verbrennung) 
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Tabelle 3.4.3.17. Gesamtkosten je PKW-km (fixe und variable Kosten) alternativer Energien im Straßenverkehr 

Kraftstoff 

Benzin 
Diesel 
Flüssiggas (LPG) 
kom pr. Erdgas (eNG) 
Methanol aus Erdgas (MEOH/NG) 
Methanol aus Holz 
Ethanol aus Mais (ETOH) 
Ethanol aus Holz 
Strom 
Wasserstoff, flüssig 

Kraftstoffkosten je 
Energiegehalt 

[Benzin = 100%] 

100% 
100% 

73% bis 95% 
70% bis 95% 

96% bis 135% 
260% bis 315% 
360% bis 400% 
260% bis 315% 
185% bis 370% 
145% bis 555% 
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Fahrzeugkosten 
[Benzin = 100%] 

100% 
100% bis 115% 
101% bis 106% 
103% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
100% bis 106% 
138% bis 163% 
118% bis 132% 

Gesamtkosten je 
Kilometer 

[Benzin = 100%] 

100% 
97% bis 115% 

100% bis 104% 
100% bis 104% 
97% bis 107% 

107% bis 117% 
117% bis 124% 
110% bis 120% 
125% bis 152% 
11 5% bis 150% 
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Lokal können ledoch durchaus erhebliche Bela­
stungen auftreten. Dies Ist insbesondere In der 
Nahe von Bahllhöfen mit starkem Verschubbe­
trIeb durch DIeselloks möglich. Oie o.a. Fahrzeuge 
unterliegen derzeit In Osterreich und der EU kei­
nen Abgasbestimmungen. Im Zuge einer Gleich­
behandlung der Verkehrsmittel waren entspre­
cllende Grenzwerte einzuführen. Diese könnten 
fur DIeseltrIebfahrzeuge und Donauschiffe durch­
aus von LKW-Motoren übernommen werden. Für 
die Emissionen von Traktoren ISt derzeit ein Ge­
setzesentwurf In der EU im Beschlußstadium. 

4.1.1.4. Alternative Antriebe und Verkehrs­
mittel 

In Bereichen hoher ImmissIonsbelastungen durch 
verkehrsbedingte Partlkel- und NO-Emissionen 
kann der Einsatz alternativer Antriebe bzw. Ener­
gien, wie etwa Gasmotoreil oder Insbesondere 
"Zero Emission Vehlcles" (Elektrofahrzeuge) we­
sentliche Entlastungen bewirken 

Im Sinne des langfristigen Zieles, eine Minimierung 
des Verbrauches fossiler Kraftstoffe und der Treib­
hausgas- und Schadstoffemissionen zu erreichen, 
sind solche alternative Antriebe und Verkehrsmit­
tel zu bevorzugen, die ohne fossile KraftstOffe be­
trieben werden konnen, und gerrnge Schadstoff­
emissIonen verursachen. Diesem Grundsatz ent­
sprechen derzeit elektrisch betriebene Fahrzeuge 
am besten. da elektrischer Strom aus allen Ener­
gletragern gewonnen werden kann, und der KFZ­
Betrieb emissionsfrei ist. Die heutige Generation 
an Elektrofahrzeugen hat Jedoch gegenüber her­
kömmlichen Antrieben geringere Fahrleistungen 
und Reichweiten bei höheren Kosten. Langfristig 
könnte die Speicherung der Energie durch soge­
nannte "Fuel-Cells" wesentliche Verbesserungen 
bewirken. Dazu mLißten deren Kosten Jedoch ca. 
auf 1/50 bis 1.100 redUZiert werden. 
Neben den FahrzeugemiSSIonen Sind auch der 
Energiebedarf und die EmiSSionen bei der Kraft­
stoff- bzw. Energieerzeugung für die Bewertung 
alternativer Antriebe maßgeblich. In umfassenden 
Betrachtungen werden die Schritte Rohstoffge­
wInnung (z. B Kohleförderung). ROhstofftransport, 
Kraftstofferzeugung. Kraftstofftransport und Kraft­
stoffverbrellnung betrachtet. Diese Schritte wer­
den i.a. als gesamter Kraftstoffzyklus bezeichnet. 
Abbildung 3.4.3.14. zeigt die Bandbreite mogll­
cher Treibhausgasemissionen bel Anwendung un­
terschiedliCher Kraftstoffe und Herstellungsverfah­
ren Im gesamten Kraftstoffzyklus. (Siehe dazu Ta­
belle 3.4,3.17,) 

Oie Emissionsbilanzen für Treibhausgase und 
Luftschadstoffe Im gesamten Kraftstoffzyklus han­
gen bel elektrischer Energie vorwiegend von der 
Art der Kraftwerke ab. Bei Biokraftstoffen haben 
z,B. auch die Energle- und Dungeintensltat der 
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LandWirtschaft einen großen Einfluß. Daher sind 
mit der politischen Entscheidung zur Einführung 
alternativer Antriebe, wie etwa Elektrofahrzeugen, 
auch Entscheidungen über die Energieversorgung 
miteinzubeziehen bzw. vorauszusetzen. 

Solange die Kosten ökologisch geeigneter alter­
nativer Antriebe hoch Sind. ISt deren Verwendung 
im Sinne des besten Nutzen/Kosten VerhClltnlsses 
III Ballungszentrer; vorzuziehen, da dort die gerin­
geren SchadstoffemissIonen besonders vorteilhaft 
sind. Dazu bieten Sich insbesondere Fahrzeugflot­
ten und Verkehrssysteme an, die vorwiegend im 
innerstadtischen Bereich genutzt werden. Bel die­
seil ISt der Effekt auf die lokale Luftqualltat relativ 
hoch und eine zentrale Betankung und Wartung 
einfach möglich. Neben einer Reduktion der EmiS­
sionen kOllnen auch Erfahrungen mit alternativen 
Antrieben gesammelt werden. 

Oie Kostennachteile. die zT unausgerelften Tech­
nologien und der Zelt horizont für das Toronto-Ziel 
(20051 und das KlimabündniS (2010) lassen nicht 
erwarten, daß alternative Antriebe einen wesentli­
chen Beitrag zum Erreichen dieser Ziele im Ver­
kehrssektor leisten können, wenn nicht IntenSive 
Forderungsmaßnahmen oder Rahmenbedingun­
gen, wie etwa kostenwahre Preise geschaffen 
werden. 

4.1.1.5. Evaluierung des Erfolges der Abgas­
gesetzgebu ngen 

Um die Abgasgrenzwerte auf die tatsachlichen Er­
fordernisse des Umweltschutzes, also die ImmiS­
sionsbelastungen, abstimmen zu können, m(is­
sen die Immissionsmessungen In verkehrsreichen 
Straßen systematiSCh IntensiViert werden. 

Dazu sollen vermehrt Dauerrneßstellen für Immis­
sionen und Verkehrsstarke an stark belasteten 
Straßenzugen Installiert werden. Da die Meßer­
gebnlsse zur Feststellung der Gesundlleitsbela­
stungen herangezogen werden sollen, sollten die 
Meßstellen möglichst In Klndernasenr,öhe ange­
bracht sein. 

Um den Einfluß auslandlscher KFZ mit unter­
schiedlichen Abgasnormen festzustellen, waren 
auch in den Grenzgebieten zu den entsprechen­
den Nachbarstaaten derartige Messungen durch­
zuflihren. 
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Maßnahmen im Bereich 
"Fahrzeugtechnologien-Abgasemissionen": 

Österreich soll sich aktiv für eine weitere Absen­
kung der Abgasgrenzwerte und die Festlegung 
entsprechender Kraftstoffspezifikationen in der EU 
im Jahr 2000 einsetzen. Dabei soll verstärkt auf 
gesundheitsgefährdende, bisher nicht limitierte 
Abgaskomponenten Rücksicht genommen wer­
den. 

Bei der Erarbeitung und Definition von zukünftigen 
Testzyklen ist nicht nur auf die Erfassung der 
wichtigsten Belastungspunkte im Lastkollektiv zu 
achten , sondern auch auf die praxisnahe Gestal­
tung im Rahmen einer denkbaren, regulären oder 
stichprobenartigen gesetzlichen Nachprüfung der 
im Verkehr befindlichen Fahrzeuge. 

Österreich sollte sich in der EU für eine Übernah­
me der derzeit gültigen österreichischen Abgas­
grenzwerte für 2-Räder einsetzen. Eine zusätzli­
che Absenkung der derzeitigen Grenzwerte für 2-
Räder mit 4-Takt-Motoren wäre dabei anzustre­
ben. 

Abgasgrenzwerte für motorisierte Fahrzeuge bzw. 
Fahrzeugmotore, für die derzeit in der EU keine 
Grenzwerte bestehen, wie etwa Traktoren, Son­
derfahrzeuge, Dieseltriebfahrzeuge und Donau­
schiffe sollten in der EU festgelegt werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund und EU 

Um die Auswirkungen der Abgasgesetzgebungen 
auf die Immissionssituation sowie die Notwendig­
keit weiterer Absenkungen dieser Grenzwerte be­
urteilen zu können, sollten - möglichst EU weit -
in mehreren stark durch den Verkehr belasteten 
Straßen kontinuierliche Immissionsmessungen in 
Verbindung mit Verkehrszählungen durchgeführt 
werden . Diese Messungen sollten in Nasenhöhe 
durchgeführt werden , und neben CO, NO, und 
HC auch Partikel und Benzol erfassen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund bzw. Länder, EU 

Es sollen - möglichst EU weit - Rahmenbedingun­
gen zur Förderung von abgasfreien KFZs, z.B. in 
sensiblen Bereichen (Ballungsräume und Frem­
denverkehrsgebiete) geschaffen werden. Dabei 
sind auch die Umweltbelastungen zur Energie­
und KFZ-Herstellung sowie Entsorgung in den 
Entscheidungen zu berücksicht igen. Auf d ie 
Standortqualitäten bzw. mögliche unerwünschte 
Abwanderungseffekte mit verkehrsinduzierenden 
Wirkungen ist dabei Rücksicht zu nehmen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz-, mitteI­
und langfristig 
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Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden, 
Städte, Verkehrsbetriebe, Post, Polizei, etc.; EU 

Forschung und Entwicklung im Bereich nicht fos­
siler KFZ -Antriebe soll verstärkt unterstützt und 
gefördert werden. Dabei stellen insbesondere 
Flotten im Stadtverkehr sinnvolle Marktnischen für 
Erprobung und Einsatz dar. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel- und langfristig. 
Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden, 
EU 

Österreich soll sich in der EU für Mindeststan­
dards für Fahrzeuge aus Drittstaaten bei der Ein­
reise in die EU einsetzen 

Realisierungsmäglichkeiten: mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

4.1.2. Lärm 

Die Lärmbelastung kann neben verursacherbezo­
genen bzw. fahrzeugseitigen Maßnahmen auch 
durch Schallschutzmaßnahmen am Objekt redu­
ziert werden. Dabei sind aus technischen, ökono­
mischen und ökologischen Gründen im allgemei­
nen Maßnahmen an der Lärmquelle vorzuziehen. 
Andererseits wirken Verbesserungen an den Fahr­
zeugen wegen der teilweise niedrigen Aus­
tauschraten der Flotten bzw. des rollenden Mate­
rials verzögert , passiver Schallschutz, wie etwa 
Lärmschutzwände und Schallschutzfenster je­
doch sofort nach der baulichen Fertigstellung. 

4.1.2.1. Straßenverkehr 

Mit der in der EU für 1995 vorgesehenen Herab­
setzung der höchstzulässigen Geräuschemission 
kann eine Schallpegelminderung um 5 dB für 
PKWs und um 6 dB für LKWs erwartet werden 
(wegen der Austauschrate jedoch nur langsam 
wirksam), die sich im langsamen Stadtverkehr bei 
Beschleunigungsvorgängen auswirken kann. Aller­
dings ist die Geräuschemission bei der derzeitigen 
Typenprüfung nur wenig repräsentativ für die 
Emission im städtischen Fahrbetrieb. Mit der Ein­
führung von Betriebsbedingungen für die Typprü­
fung, die der Praxis im Stadtverkehr besser ange­
paßt sind, könnte bewirkt werden, daß eine Re­
duktion der Geräuschgrenzwerte auch unmittelbar 
zu einer Reduktion der Lärmbelastung in städti­
schen Straßen führt. Im schnellen Überlandverkehr 
ist die Herabsetzung der Grenzwerte wegen des 
überwiegenden Rollgeräusches kaum wirksam. 

Es sind daher auch Maßnahmen zur Begrenzung 
des Reifenlärmes zu ergreifen. Dazu muß die 
Festlegung der Meßmethode und von Grenzwer­
ten für die Typprüfung forciert werden . Eine inter­
nationale Zusammenarbeit ist auf diesem Gebiet 
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unbedingt erforderlich. Entsprechende Arbeiten 
werden derzeit am International Institute of NOlse 
Control durchgefuhrt. Wegen der hoheren Aus­
tauschrate fur Reifen als fur Fahrzeuge kann damit 
someller eine Larmmlnderung erZielt werden. Die­
se könnte etwa 3 dB betragen, wenn keine neuen 
Technologien f(ir Reifen entwickelt werden, son­
dern nur die derzeit auf dem Markt befindlichen 
mit der gerlnrJsten Larmentwlcklung eingesetzt 
werderl. Durch Förderung von Forschung und 
EntwIcklung auf dem Gebiet des Reifenlärms kön­
nen in etwa 10 bis 20 Jahrerl SchallpegelmInde­
rungen von ca. 7 dB erwartet werden. Ein ent­
sprechender Stufenplan Ist Inl Endbericht der zur 
Erarboltung dieses Kapitels des Nationalen Um­
weltplanes eingerichteten Arbeitsgruppe Verkehr 
und Transportwesen dargestellt. 

Die Kosten und auch die aktive Fahrsicherheit 
müssen sich nach Auskunft der Reifenhersteller 
bel ..Iarmarmen Reifen" nicht vom derzeitigen 
Standard unterscheiden. 

Durch eine, der bestehenden Regelung bel LKWs 
entsprechende Festlegung der Qualifikation "lärm­
arm" fur PKWs und alle anderen Fahrzeugkategori­
en und die Scrlaffung von Nutzervortellen fur diese. 
konrlte Je nactl der Anzahl der angeschafften lar­
marmerl Fahrzeuge eine Schallpegelminderung um 
etwa 1 biS 3 dB er\vartet werden. In stcidtlschen 
Strar3en, In welchen nur larmarme FahrzeurJe fahren 
d()rfen, z. B. nachts. konnten die Schal!pegel Je 
nach Festlegung der Qualifikation ..Icirmarm' um et­
wa 3-5 dB gesenkt werden. In Straßen außerorts Ist 
wegen des vorherrschenden Rollgeräusches die 
AUSWirkung gerrng. Die Qualifikation "lärmarm" soll­
te danach laufend (In 3 biS 5 JahresabstämJen) neu 
festgelegt werden. Eine analoge Regelung könnte 
auch bel der- Reifen erfolgen. Probleme bestehen 
bel der Festlegung der Qualifikation. da eine Ab­
hängigkeit der Fahrgerauschmeßwerte von der 
Fahrzeugausstattung IZ.B 4-Gang-, 5-Gang-, Au­
tomatlkgetnebe) möglich ISt. Die Festlegung geeig­
neter Betriebsbedingungen ist daher von großer 
Bedeutung. Unbedachte Festlegungen könnten 
Sich auf die Fahrzeugkosten und den Energiever­
brauch negativ auswirken. 

Motonslerte 2-Räder Sind trotz deren relatiV genn­
gen Fahrleistungsanterlen ofters Grund von Lärm­
belastungerl. Die Ursacrlen sind neben zT nicht 
typgerechten Veränderungen an den Fahrzeugen, 
hohe Drehzahlen und LIterleistungen sowie der 
frerllegende Motor und Auspuff. Deutliche Reduk­
tionen der Gerauschemisslonen von 2-Rädern 
könnten daher durch Drehzahl- und LeIstungsbe­
grenzungen erreicht werden. Es sollten entspre­
chende Grenzwerte In der EU diskutiert werden. 

Durch larmarme Fahrbahnbelage kann eine 
Schallpegelminderung um 2 biS 3 dB erZielt wer­
den. 
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4.1.2.2. Schienenverkehr 

Die österrelchlscrle Gesetzget)ung fur neue 
Schienenfahrzeuge ISt 1111 Internationalen Vergleich 
sehr progressIv. Auf dem österreichischen Schie­
nermet? verkehren aber auch in und ausländi­
sche Güterwagen mit hoher Lärmemission In 
schlechtem Erhaltungszustand. Diese können die 
durch Maßnahmen an neuen österreichischen 
Wagen zu erZielende Larmmlnderung unwirksam 
machen bzw zumindest beträchtlich vermindern. 
Eine deutliche Verbesserung ware durch die Zu­
sammenstellung von speziellem, lärmarmem Wa­
gen material für Nachtsprungzüge zu erreichen. Es 
mußte daher unbedingt angestrebt werden, auf 
Internationaler Ebene (EU, europäische Verkehrs­
ministerkonferenz CEMT; Internationaler Verband 
der Eisenbahnen LJIC) eine Vereinbarung über die 
Grenzwerte für die Geräuschemission der neu in 
Verkehr gesetzten Wagen und den Erhaltungszu, 
stand der In Verkehr stehenden Wagen zu treffen. 
Bereits 1983 lag ein Entwurf für eine EWG-Richt 
linie uber die GeräuschemissIon von Zugen vor, 
wurde aber biS jetzt nicht verabschiedet. 

Für die aus dem Ausland kommenden GLlterwa­
gen ISt derzeit eine Begrenzung der Radunrund­
heiten Im Hinblick auf die VerkehrSSicherheit vor­
geschrieben. Es sollte geprüft werden, ob die 
Grenze der Radrauhlgkelt so festgesetzt werden 
kann, daß sie der Lärmminderung dient. 

4.1.2.3. Flugverkehr 

Mit der Zivilluftfahrzeuglarmzulassigkeitsverord­
nung sind vergleichsweise ngorose Grenzwerte 
für die Lärmemissionen der Fluggerate (Verkehrs­
und Sportflugzeuge) festgelegt. Die EntWICklung 
sollte dennoch laufend beobachtet. und die 
Grenzwerte gegebenenfalls angepaßt werden. 
Durch prels- und ordnungspolitische Maßnah­
men, etwa larmemrsslonsabhangige Start- und 
Landegebühren, könnte eine Verbesserung der 
Technologie rascher Wirksam werden, 

Durch die sprunghafte Zunahme der Uberflüge 
des osterreichischen Bundesgebietes Infolge des 
Balkankonfliktes kam es auch zu einer Lärm­
störung In ruhigen Erholungsgebieten. Es sollte 
daher eine Begrenzung der Anzahl der Uberflüge 
auf einem Flugweg und ein Verbot des Überfluges 
durch nicht lärmzertifizierte und laute (vgl. Kap, 2.) 
Flugzeuge zumindest während der Nachtstunden 
angestrebt werden. 

4.1.2.4. Infrastruktur 

Da Maßnahmen an den Straßenverkehrsmitteln 
I,a. nicht direkt auf lokale Probleme Rücksicht neh­
men können, wird eine Anwendung von Lärm-
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schutzwänden, Einhausungen und Schallschutz­
fenstern für bestehende Wohngebiete an beste­
henden Straßen auch in Zukunft notwendig sein, 
wenn der Grenzwert LA,eq = 60/50 dB 
tags/nachts überschritten wird. Analoge Maßnah­
men müßten auch bei Schienenwegen aufgrund 
des derzeit in Ausarbeitung befindl ichen Schienen­
lärmimmissionskatasters zur Anwendung kom­
men. 

Wesentliche Reduktionspotentiale bestehen auch 
durch eine geeignete Raumordnung und eine Än­
derung des Fahrverhaltens der Verkehrsteilnehmer 
(Kap. 4.2.). Dabei ist aus Sicht des Lärmschutzes 
eine Bündelung der Verkehrswege der unterschied­
lichen Verkehrsträger mit ausreichendem Abstand 
zu bewohnten Gebieten oder passiven Lärm­
schutzmaßnahmen wie etwa Lärmschutzwänden 
oder Einhausungen anzustreben. Ebenso ist es zu 
vermeiden, daß Flächen in Wohngebiete umgewid­
met werden, wenn diese an bestehenden emis­
sionsträchtigen Verkehrswegen liegen. 

Die technischen Möglichkeiten zur Lärmminde­
rung sind noch nicht vollständig erforscht und 
ausgenützt. Langfristig könnten Forschung und 
Entwicklungen, z.B. im Bereich des "Active Noise 
Control" Entlastungen bewirken. Dieses Prinzip 
beruht auf dem Umstand, daß sich Schallwellen 
gleicher Frequenz und Amplitude gegenseitig aus­
löschen, wenn sie gegenphasig aufeinander­
treffen. Dieses System ist sowohl am Emittenten 
als auch zum Schallschutz am Objekt denkbar. 
Förderung von Forschung und Entwicklung dieser 
Technologie ist daher zu befürworten. 

4.1 .2.5. Evaluierung 

Dazu wird empfohlen Dauerschalipegelmeßstelien 
an Straßen und Schienenwegen einzurichten. Die­
se werden zweckmäßig in Verbindung mit Ver­
kehrszählstellen angeordnet, um den Einfluß der 
Verkehrsmenge berechnen zu können. Damit 
kann eine eventuelle Änderung der Schallemission 
des Fahrzeugkollektivs, etwa im Straßenverkehr 
durch den Trend zu breiteren Reifen oder durch 
Verschiebung des Anteils lärmarmer oder beson­
ders lauter Fahrzeuge, beobachtet werden. Im 
Straßenverkehr könnten je 2 Meßstelien Oeweils 
eine an der Autobahn und je eine an einer Bun­
des- oder Landesstraße) in Ost- und Westöster­
reich ausgewählt werden. Der Meßpunkt wird 
zweckmäßig über der Fahrbahn gewählt, wo die 
geringsten Einflüsse durch unterschiedliche Aus­
breitungsbedingungen bestehen. 
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Maßnahmen im Bereich "Fahrzeugtechnolo­
gien-Lärm": 

Meßmethoden und Grenzwerte, die den Betriebs­
bedingungen des städtischen Verkehrs entspre­
chen sowie Meßmethoden und Grenzwerte für 
den Reifenlärm sollen in internationaler Zusam­
menarbeit (EU, ECE) festgelegt werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, International , EU 

Es sollten Untersuchungen über Möglichkeiten zu 
einer Qualifikation "lärmarmer KFZ" und von Nut­
zungsvorteilen für diese durchgeführt werden. Die 
Qualifikation sollte auch die Reifen beinhalten. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund und EU 

Österreich sollte sich für die Einführung von 
Geräuschgrenzwerten sowie für schärfere Vor­
schriften über den Erhaltungszustand von Wagen 
und Rädern für Schienenfahrzeuge auf internatio­
naler Ebene (EU, CEM1) einsetzen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund in EU, CEMT und UIC 

Forschung und Entwicklung im Gebiet des Lärm­
schutzes (z.B. "Active Noise Control") sollte in 
Österreich vermehrt gefördert werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Mittel- und langfristig 
Maßnahmenträger: EU, Bund, Wirtschaft 

Um die Schallemissionen des in Österreich ver­
kehrenden Fahrzeugkollektives überwachen zu 
können, sollen Dauermeßstelien errichtet werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund bzw. Länder 

Verhandlungen zur Einschränkung oder zum Ver­
bot von Überflügen des österreichischen Bundes­
gebietes durch laute Flugzeuge sollen aufgenom­
men werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 
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Maßnahmen im Bereich "Infrastruktur-Lärm": 

Bei starker Lärmbelastung sind weiterhin passive 
Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Schallschutzwän­
de, Überbauten) zu ergreifen, wenn die Immis­
sionsgrenzwerte kurzfristig durch verbesserte 
Fahrzeugtechnologien oder angemessene ver­
kehrsplanerische Maßnahmen nicht zu erreichen 
sind. 
Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

Um eine flächenhafte Belastung der Bevölkerung 
zu minimieren, sollen die Verkehrswege möglichst 
gebündelt werden. Dazu sind auch entsprechen­
de Verkehrsinfrastrukturen, wie etwa Terminals, zu 
errichten. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel-, und langfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder, Gemeinden 
und Verkehrsträger 

4.1 .3. Energieverbrauch und C02-Emissionen 

Auch in bezug auf den Energieverbrauch beste­
hen fahrzeugseitig große Einsparpotentiale, die 
durch entsprechende Information und Randbe­
dingungen genutzt werden sollen. Neben Ver­
brauchsgrenzwerten haben auch die Energieprei­
se einen wesentlichen Einfluß auf das Kaufverhal­
ten und die technologische Entwicklung. 

4.1 .3.1. Straßenverkehr 

Bei PKWs werden derzeit Möglichkeiten zu einer 
Reduktion des spezifischen Kraftstoffverbrauches 
[1 /100km) um über 40% gesehen, ohne Komfort 
und Sicherheit für die Insassen einzuschränken. 
Damit könnte im ECE-1 /3-Mix in der unteren 
Kompaktwagenklasse mit Ottomotoren ein Ver­
brauch von etwa 3,5 1/100km, mit Dieselmotoren 
ca. 3,0 1/100km erreicht werden. Mit der derzeiti­
gen Flottenzusammensetzung nach Ottol Diesel, 
Größe, Hubraum und Leistung ist ein Neuwagen­
Flottenverbrauch im ECE-1 /3-Mix von etwa 4,5 
1/100km denkbar, da die PKWs im Durchschnitt 
über der Kompaktwagenklasse liegen. Im realen 
Fahrbetrieb ist u.a. wegen der Kaltstarts und dem 
Energieverbrauch von Zusatzeinrichtungen mit et­
wa 12% höheren Verbrauchswerten zu rechnen. 

Voraussetzung dafür, daß die Verbrauchsabsen­
kungen durch verbesserte Technologie auf die 
Flottenverbrauchswerte voll durchschlagen, ist, 
daß die verkauften Neuwagen nicht weiterhin 
ständig schwerer, leistungs- und hubraumstärker 
werden. In der Vergangenheit wurden so wesent­
liche Einsparungen kompensiert . So nahm der 
Neuwagen-Flottenverbrauch der PKWs in den 
letzten 20 Jahren um etwa 20% ab, während die 
durchschnittliche Fahrzeugmasse um 16% auf et-
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wa 1 .060 kg und die mittlere Motorleistung gar 
um 48% auf ca. 64 kW zunahm. (Siehe dazu Ab­
bildung 3.4.3.15.) 

Im Referenzszenario wird davon ausgegangen, 
daß der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch von 
neuzugelassenen PKW in den einzelnen Hub­
raumklassen um 1,8% p.a. abnimmt. Bis 2020 er­
gibt das eine Reduktion um etwa 40% gegenüber 
1991. Für Schwerfahrzeuge wurde bis 2020 mit 
einer Reduktion um insgesamt 2,5% gerechnet. 
Weiterreichende Reduktionen durch geänderte 
Fahrzeugtechnologien wären derzeit nur mit er­
heblichem Entwicklungsaufwand oder durch re­
duzierte Komfort- und Leistungsansprüche denk­
bar. Da der österreich ische Markt für PKW ver­
gleichsweise klein ist , sollten überregionale Rege­
lungen angestrebt werden . Das theoretische Ein­
sparpotential durch realistische Verbrauchsvorga­
ben, die in Österreich allenfalls isoliert durchge­
setzt werden könnten (z.B. 3% p.a. für PKW-Neu­
zulassungen), bewegt sich bis 2020 in der Größe­
nordnung von 5% gegenüber dem Referenzsze­
nario. Das Reduktionspotential wird deshalb so 
gering eingeschätzt, weil nicht erwartet werden 
kann , daß für den relativ kleinen österreichischen 
Markt spezielle Fahrzeugkonzepte entwickelt wer­
den, oder daß die Forschungsanstrengungen der 
PKW-Hersteller wesentlich intensiviert werden . 
Damit müßten die Vorgaben vorwiegend über 
steigende Anteile von Kleinwagen erfüllt werden, 
und könnten nur solange aufrecht erhalten wer­
den, als entsprechende Fahrzeuge am (internatio­
nalen) Markt existieren. 

Größere Erfolge können nur auf größeren Märkten 
erwartet werden. In diesem Fall wären freiwillige 
Vereinbarungen mit den Herstellern , Verbrauchs­
höchstwerte oder Flottenverbrauchslimits mögli­
che Maßnahmen. Könnten etwa in der EU Ver­
brauchsabsenkungen um 5% p.a. durchgesetzt 
und aufrecht erhalten werden bis der ECE-1 /3-
Mix-Verbrauch der österreichischen Neuwagen 
um 60% auf etwa 3,0 1/100 km gesunken ist, sind 
in Österreich die in Tabelle 3.4.3.18. dargestellten 
Einsparungen möglich. Allerdings sind drastische 
Reduktionen der mittleren Motorleistungen und 
Fahrzeuggrößen und -gewichte erforderlich. 

Bei LKW sind die technischen Möglichkeiten we­
sentlich geringer. Einsparungen von etwas über 
10% scheinen möglich zu sein. 

4.1 .3.2. Schienenverkehr 

Neben einer Optimierung des Geschwindigkeits­
verlaufes wären auch viele technologische und in­
frastrukturelle Maßnahmen wie etwa eine weitere 
Elektrifizierung, Bremsenergierückspeisung, Ge­
wichtsreduktion der Fahrzeuge und eine Verein­
heitlichung des europäischen E-Netzes möglich . 
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Abb. 3.4.3.15. Berechneter Kraftstoffverbrauch der PKW-Flotten im realen Fahrbetrieb und der Neuzulassungen im 1/3 Mix 
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Tabelle 3.4.3.18. Abnahme des Kraftstoffverbrauches bzw. der C02-Emissionen infolge einer Absenkung der Verbrauchswerte der 
PKW-Neuzulassungen um 60 % zwischen 1996 und 2012 (-5 % p.a.) 

Jahr 

1991 
2000 
2010 
2020 

Verbrauchswerte 
(Änderungen gegenüber 1991) 

ECE-1/3-Mix PKW-Flotten-
PKW-Neuzu-Iassungen Realverbrauch [Vi OOkm] 

-0% 8,25 
-25% 7,00 
-55% 4,90 
-60% 3,80 

Gesamtverbrauch pro Jahr (1) 
(Änderung gegen Referenzszenario) 

Gesamtverbrauch PKW Gesamtverbrauch 
Straßenverkehr 

-0% -0% 
-4,6% -2,6% 
-23% -13% 
-31% -16% 

(1) eventuell steigende Jahresfahrleistungen infolge der geringeren Verbrauchswerte sind nicht berücksichtigt 

Maßnahmen im Bereich "Energieverbrauch 
und C02-Emissionen": 

Österreich soll in der EU für Maßnahmen zur Ab­
senkung des durchschnittlichen Kraftstoffverbrau­
ches der KFZ-Flotten eintreten . 

Dabei sind bei PKW-Neuzulassungen bis 2010 
Absenkungen des Normverbrauches um 40% und 
bis 2020 Absenkungen um 60% anzustreben. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz-, mittel-, und 
langfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

4.1.4. Wartungen und Instandhaltungen 

Verbesserte Fahrzeugtechnologien und Infrastruk­
tureinrichtungen können nur dann voll wirksam 
sein, wenn eine angemessene Kontrolle und War­
tung erfolgt. Die Regelungen dazu sind in ver-
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schiedenen Bereichen derzeit von unterschiedli­
cher Effektivität. 

4.1 .4.1. Straßenverkehr 

Die zur Zeit vorgeschriebene jährliche Überprü­
fung der PKWs beinhaltet auch die Kontrolle des 
Abgasverhaltens. Die Methode und das Intervall 
zwischen den Untersuchungen entsprechen dem 
heutigen Wissenstand. Bemühungen, geeignetere 
Kontrollverfahren zu entwickeln sind derzeit inter­
national im Gang und sollten jedenfalls von Öster­
reich unterstützt werden. Unsicherheit besteht 
auch bezüglich der Qualität der Umsetzung be­
stehender Regelungen. Klarheit könnten hier nur 
Felduntersuchungen an PKWs schaffen, bei de­
nen diese stichprobenartig aus dem Verkehr ge­
nommen und nach der periodisch auf Basis des 
Kraftfahrgesetzes vorzunehmenden KFZ -Über­
prüfung bzgl. ihres Emissionsverhaltens vermes-
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sen werden. Da schlecht gewartete PKWs ein 
Vielfaches der Schadstoffemissionen aufweisen 
können, ist das Reduktionspotential bzgl. der 
Schadstoffemissionen von Maßnahmen in diesem 
Bereich vorläufig mit bis zu 10% anzusetzen. 

Noch größere Unsicherheiten bestehen über den 
durchschnittlichen Wartungszustand von Schwer­
fahrzeugen. Häufig zu beobachtende sichtbare 
Partikelemissionen im realen Straßenbetrieb 
könnten jedoch auf einen teilweise schlechten 
Wartungszustand zurückzuführen sein. Optimal 
gewartete und eingestellte moderne Schwerfahr­
zeuge zeigen dagegen kaum sichtbare Emissio­
nen. Konkrete Aussagen und Maßnahmen könn­
ten jedoch auch hier nur nach entsprechenden 
Messungen abgeleitet werden. 

Die Lärmemissionen könnten bei lückenloser 
Überwachung der im Verkehr stehenden Fahrzeu­
ge deutlich gesenkt werden. Unter der Annahme 
der Zusammensetzung des Fahrzeugkollektivs 
und der Überschreitung der höchstzulässigen 
Geräuschentwicklung, wie sie in Wien im Jahre 
1988 festgestellt wurde, kann eine Schallpegel­
minderung um 4 dB erwartet werden. Die Über­
wachung muß auch die Kontrolle der Beibehal­
tung der Reifentype entsprechend der Typenprü­
fung beinhalten. Bei Änderung der Bereifung 
müßte der Nachweis erbracht werden , daß der 
Schallpegel des Betriebsgeräusches gemäß Ty­
penprüfung nicht überschritten wird. Bei motori­
sierten 2-Rädern wären genaue Kontrollen der 
Beibehaltung von Motoreinstellungen und Aus­
pufftype bzw. deren Funktionsfähigkeit sinnvoll. 

Im Bereich der Straßenverkehrsinfrastruktur verur­
sacht die Splitbestreuung der Straßen im Winter je 
nach Witterung größere Mengen an Staub. Die 
Entwicklung und der Einsatz alternativer Streumit­
tel oder häufige Straßenreinigungen könnten Ver­
besserungen bewirken. In welchem Außmaß auf 
Straßen abgelagerte Schadstoffpartikel (z.B. 
Schwermetalle), Öl und Reifenabrieb eine Gefähr­
dung der Umwelt (insbes. des Grundwassers) 
darstellen, muß geklärt, und bestehende Bela­
stungen müssen reduziert werden. 

4.1.4.2. Schienenverkehr 

Derzeit bestehen keine gesetzlichen Vorschriften 
für Abgaskontrollen an Dieseltriebfahrzeugen . Die­
se erfolgen nach Ermessen der Österr. Bundes­
bahnen bzw. Privatbahnen. Den Regelungen im 
Straßenverkehr angepaßte Umweltschutzstan­
dards, Überprüfungsmethoden und Intervalle 
wären jedenfalls wünschenswert. 

Bei einem schlechten Erhaltungszustand der 
Schienen kann die Erhöhung der Lärmemission 
bis zu 10 dB betragen. Eine laufende Überwa-
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chung des Erhaltungszustandes durch Meßwa­
gen könnte derartige Fehler aufzeigen. An Schie­
nenstrecken mit erhöhter Schallemission nahe 
Wohngebieten sollten dann die Schienen geschlif­
fen bzw. sonstige Gleiserhaltungsmaßnahmen ge­
troffen werden . An den im Verkehr stehenden Wa­
gen beeinflußt der Radzustand (Flachstellen) die 
Schalle miss ion wesentlich. Eine entsprechend 
häufige Wartung soll daher als Maßnahme zur 
Lärmminderung eingesetzt werden. Aufgrund von 
Messungen kann mit einem gutem Erhaltungszu­
stand aller Wagen eine Schallpegelminderung um 
3 dB erzielt werden. 

Die Kosten für die Überwachung dürften in bei den 
o.a. Bereichen geringer als die für eine gleiche 
Schallpegelminderung erforderlichen Lärm­
schutzwände sein. 

4.1.4.3. Sonstige Verkehrsmittel 

Für diese, das sind u.a. Schiffe, Seilbahnen, 
Schlepplifte und Pistengeräte sollten die derzeiti­
gen und zukünftigen Umweltschutzstandards des 
PKW- bzw. Schwerverkehrs angepaßt übernom­
men werden, soferne nicht begründete strengere 
Regelungen bestehen, wenn diese Verkehrsmittel 
z.B. häufig in sensiblen Bereichen verkehren. 

Maßnahmen im Bereich "Erhaltung und War­
tung der Verkehrsmittel": 

.oie im Verkehr befindlichen KFZs sollen bezüglich 
ihrer Lärmemissionen regelmäßig kontrolliert wer­
den. Entsprechende Regelungen sollen in Öster­
reich und möglichst auch in der EU eingeführt 
werden. Dabei ist bei PKWs auch die Beibehal­
tung der Reifentypen entsprechend der Typisie­
rung zu kontrollieren. 

Es sollen Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Prüfmethoden für die Abgasüberprüfungen von 
im Verkehr befindlichen KFZ erarbeitet werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

Der Erhaltungszustand der Schienenfahrzeuge, 
insbesondere der Radzustand, soll regelmäßig 
kontrolliert und gewartet werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, ÖBB, Verkehrsbetriebe 

Österreich soll sich für analoge Maßnahmen im 
Bereich einer besseren Erhaltung von Schienen­
fahrzeugen und KFZs auch in den Ländern ein­
setzen, deren Fahrzeuge in Österreich verkehren. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU, International 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 211 von 324

www.parlament.gv.at



Maßnahmen im Bereich 
"Erhaltung und Wartung der Infrastruktur" : 

Es soll der Erhaltungszustand der Schienen in 
Hinblick auf die Lärmemissionen laufend mittels 
Meßwagen kontrolliert werden. Im Bereich von 
Wohngebieten sind gegebenenfalls Erhaltungs­
maßnahmen zu treffen. 

Realisierungsmögl ichkeiten : Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, ÖBB, Verkehrsbetriebe 

Die Auswirkungen von Staub durch Split , Öl , 
Straßen- und Reifenabrieb sowie Schadstoffparti ­
kel sollen in einem Forschungsprogramm unter­
sucht werden. Qualitätsnormen für die eingesetz­
ten Streumaterialien und deren Handhabung sol­
len erstellt werden . 

Realisierungsmöglichkeiten : Kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

4.1.5. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Als Wirkung der zuvor genannten Maßnahmen im 
Bereich Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologie 
können die in Tabelle 3.4.3.19. zusammengefaß­
ten Änderungen der Umweltbelastungen erwartet 
werden. Berücksichtigt sind: 

• die EU-Abgasgrenzwerte für 1996 und die An­
nahmen bezüglich der Grenzwerte für das Jahr 
2000 für den Straßenverkehr 

• Analoge Abgasgrenzwerte für Traktoren, Motor­
karren und "Sonstige KFZs" 

• die 60 prozentige Absenkung der Verbrauchs­
werte für PKW-Neuzulassungen in der EU 

• Maßnahmen an Fahrzeugen und Infrastruktur 
zur Reduktion der Lärmbelastung 

• Maßnahmen im Bereich Wartung und Instand­
haltung 

Es zeigt sich, daß die Emissionen an Luftschad­
stoffen durch fahrzeugseitige Maßnahmen trotz 
steigender Verkehrsleistungen sehr stark reduziert 
werden können. Der tatsächliche Erfolg müßte 
durch kontinuierliche Immissionsmessungen in 
hochbelasteten Gebieten nachgewiesen werden. 
Auch im Bereich Lärm dürften die kurz- und mit­
telfristigen Zielvorstellungen großteils erreicht wer­
den. Bei lokalen Abweichungen wären entspre­
chende verkehrsplanerische Maßnahmen bzw. In­
frastruktureinrichtungen wie z.B. Schallschutz am 
Objekt erforderlich. 

In bezug auf den Energieverbrauch, die Treib­
hausgasemissionen und den Flächenverbrauch 
können jedoch nur geringe bzw. keine Verbesse­
rungen erwartet werden. 

Tabelle 3.4.3.19. Änderungen der Abgasemissionen und der Lärmbelastung des gesamten Verkehrs in Österreich (ohne Luftfahrt und 
Pipeline) infolge der empfohlenen Maßnahmen im Bereich "Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologie" und der Verkehrsentwicklung 
nach Kap. 2.1 

CO NO. HC Partikel (2) End- C02 502 
energie 

Abgasemissionen (1) 
2000 gegenüber 1991 -50% -24% -57% -25% +1,5% +1,2% -51% 
2005 gegenüber 1991 -59% -36% -70% -43% -2,7% -3,2% -52% 
2010 gegenüber 1991 -62% -42% -75% -53% -7,6% -8,4% -53% 
2015 gegenüber 1991 -64% -45% -78% -58% -11,7% -12,7% -54% 
2020 gegenüber 1991 -65% -46% -78% -60% -12,4% -13,6% -55% 

Lärmemissionen (1) 

Änderung gegenüber dem Referenzszenario im Jahr 2020 Straßenverkehr im Ortsgebiet: -8 bis -13 dB 
Straßenverkehr außerorts: -8 dB 

Änderung gegenüber 1991 Straßenverkehr im Ortsgebiet: -7 bis -12 dB 
Straßenverkehr außerorts: -7 dB 
Schienenverkehr: 0 bis -5 dB 

(1) Berücksichtigt sind: die EU-Abgasgrenzwerte für 1996 und die Annahmen bezüglich der Grenzwerte für das Jahr 2000 für den 
Straßenverkehr, analoge Grenzwerte für Traktoren und "Sonstige KFZ" ab 1.1. 1998 bzw. 1.1. 2002, eine 60prozentige Absenkung der 
Verbrauchswerte für PKW-Neuzulassungen in der EU zwischen 1996 und 2012, Maßnahmen an Fahrzeugen und Infrastruktur zur 
Reduktion der Lärmbelastung und die Maßnahmen im Bereich Wartung und Instandhaltung. 

(2) Strom, Benzin und Diesel; 1000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
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4.2. Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsverhalten 

Als Verkellrsverllalten wird Iller der Einflul3 auf die 
Verkellrslllittelwahl (MIV. Ov. nicht motOriSiert), 
dos Fallrverhaltell Im motorisierten Inellvlduolver­
kellr IMIVI und aucll clle Wahl bei eler Anschoffung 
eines eigenen Verkehrslllittels verstanden. 

4.2.1. Personenverkehr 

Ellle Heduktion eJer Umweltbelastungen soll durch 
wenlDer lllotOriSlerte Wege. geringere WcglallDen 
UIKj den vermellrtell UmstleD auf umweltverträgli­
chere Verkehrsmittel erreicht werden. Dazu Ist el­
Ile Kombination verschiedener. gleichartlD Wirksa­
mer Maßnahmen LU setzen. Einzelmaßnallmen 
LeiDeil I.a. geringere Wirkung und 'oder finden ge­
rrl1DGrc Akzeptallz Die vvesentllchsten Maßnah­
mengebiete Sind 

• Raumplanung zur Reduktion der Wege und 
We~jlangen. die nllr motorisiert zurLlckgelegt 
wel'clen können: 

• Verkel11spianuilD ullel Verkehrsorganisation zur 
VerlJeSSerullg ullCl vermehrten Nutzung des 
IllCht motOriSierten Verkehrs (Fußgänger und 
Radverkellr), des öffentlichen Verkehrs und des 
kombinierten Verkehrs sowie zur Optimierung 
der Verkehrsabl~lufe: 

• OkOI10l11lscile Mal3nahmen als Anregung zur 
vermehrten NUtZUI1D umweltverträglicher Ver­
kelll'sllllttel Lll1d zur Bereitstellung notwencllger 
IllVestltlonsmlttel 111 die Infrastrukturen: 

• Offelltllcllkeltsarbelt tur ein umweitbewuI3tes 
Verkeilisverilaltell lIllcJ zur Ilölleren Akzeptanz 
VOll Umweltscllutzmaßlklllmen. 

Neben elnel Reduktloll verkehrsbedrngter EmiS­
sionen können mit cllcsen Maßnahmeil men­
schellfreundllcllere Verkehrs- und Wohnstruktu­
ren Descllaffen werden. Eine sparsamere und um­
weltbewulltere Organisation und Abwicklung des 
KFZ -Verkehrs fLIllrt zu geringeren Trennwlrklmgen 
111 Slecllullgsgebletell. mehl' Raum fLlr nicht moto· 
rlslerte Verkellrsterillelliller und höhere Wohnqua -
Iltot In Ballungsrauillerl Derartige Veränderungen 
korlileil 111 der FolDe zu weiteren Abnahmen des 
MIV fuhren, da das Umsteigen auf umweitgerecil­
tere Velkellrsarterl iJll Attraktivität gewinnt. Hohe­
re LelJcnsqualltäten In Ballungsräuillen konnen in­
lolge zu einer weltel'OIl Reduktion des motorrsler­
ten Frelzeltverkellrs fllhrell. 

4.2.1.1. Raumplanung und Siedlungsentwick­
lung 

Sinnvolle Maßnahmen zur Reduktion der Tlans­
portn3cllfrage Illl.lSSen elas tatsächliche Bedurfills 
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zur DurchfLrhrunrJ eines Weges IJeelnflussen und 
Insbesondere die erforderliclle WeDlängo zur Er­
tüllunD des Zweckes eines Weges recJll7leren. 

Das BedürfniS ZUI' DlIrcilfuhrung VOll Wegen durf­
te aus IleutlDer Srctlt rlur gerrngfllglg tJelnflußbar 
seill. Ansatze waren hier Illogllcllerwelse In Tele­
kOllllllunikatlonsclrlrlchtullDen zu s811ell. 

Eine Reduktion der notwendigen Weglc'trlDen ist 
durch eine geeignete RauIllorcJI1UilD zweifellos 
IllÖDllCh unel 3ucll wunschenswert. Zusatzllch 
kelllll durch eine DeelcJnete Rauillorclnllng die Er­
relell-barkelt une! dalllit auch die Auslastung von 
öffentlichen Verkehrsmitteln verr)essert und die 
AttraktiVität des nicht rllotorislertell Verkehrs er­
hoht werden. 

Maßnahmenempfehlungen dazu wurden bereits 
von der Osterre chlschen RaulllorCillwlCjskon­
ferellz IIll Osterreichischen Rauillorclmmgskon­
zept 1991 abgecjebell lind werden 11IGr nlellt 1111 
einzelnen aufgelistet. Deren Umsetzung würde Je­
derlfalls den Zielen eies Nationalen Uillweltpl3nes 
eiltsprechen. 

Grundlegende Krlterlell eiller ressourcellscllonen­
den Raumplanung slnel die Schafflillg von Sled­
lungsstrukturen mit anDemessenen Siedlungs­
dlcllten, die Mischung v8rfrbDliciler NutLlIngen und 
das ErlllöDlichen kurz"l Wege zu ArlJeitsplätzen. 
Versol'gungs- uno Infrostruktureinrrclltungen wie 
etwa ElnkaufslToqllchkeltell. Schulen und 
Frelzeltelrlrichtllngen. attroktlve Wege tUI Fußgan­
ger und RadfRhrer sowie eine gute Crlclcllbarkelt 
von offentllcherl Verkellrslllittein. Dementspre­
chend sollten die Instnlllleilte der Flbchenwldmung 
und Bebauungspldllllilg. SO\Nle eier Wollilbaufor­
cieruilgen zum Stop eier ZerSiedelung uml 7ur För­
cJerullg verdichteter. zu Fuß und per Rad jlewaltlg­
IJdrel' SledllinDstr~kturell im ElnzueJsberelch von 
Haltestellen des öffentllchon Verkellrs eillgesetzt 
werden. Weiters sollten Verkellrs8rrcger, wie Ein­
kaufszentren. Freizeitanlageil, etc. Integrrert In be­
stehende Ortsstrllkturell errrciltet wercl8ll. 

D81Jel bestellt IrlslJeSOllClere 111 der Umgebung 
wachsencer SleullillgsDelJlete I'aschel Hand­
lun~jsbedarf. Durch eine BUlldellillg eier Neubau­
teil eiltlang von l\cl1sell mit lelstullDsfalllgen öl­
femtllcllen Transportlllö~Jllcllkeiten silld die Halte­
stelloll Illelst zu FlIfj errelClllJdr. Bel elel' Fläcllen­
vVldlllllng Sind daher clle Tlends zukllnftlCjel' Aus­
breltullDsnchtungen der BesledelullD 7U beaclltell. 
gegel)eneilialls zu beolrlflussen und rechtzeitig ein 
ausreichender Raum fLI!' öffentliche VerkE-?llrslllittel 
elnzuplanen. Entlang der Hauptausbmltlmgsrrch­
tun gen Sind kleirlräuillige SledlunDszelltrerl Illit 
vcrc!ichteten WOhllb8uten, ousrelchcncler Betx'lU­
ungsdlchte und einer Dliten AusstattuI1Cj Illit Infra­
strllkturelnl'lchtungen iH'lZlIstreben. In eierartigen 
Sieellllilgsstruktureil kOl1ll811 Viele Wege IIll .. Um-
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weltverbund" (Fuß, Rad, ÖV) erfolgen. Modellpro­
jekte für autofreies Wohnen und Car-Sharing kön­
nen zu einer sparsamen und effizienteren Autonut­
zung führen und sollten gefördert werden. 

Eine Reduktion des motorisierten Verkehrs kann 
mit diesen Maßnahmen in den nächsten Jahr­
zehnten vorwiegend bei neu zu errichtenden ur­
banen Siedlungsgebieten erreicht werden. Auf­
grund der äußerst langen Austauschzeiten der 
Wohn- und Siedlungseinrichtungen sind große Er­
folge erst durch eine konsequente Raumord­
nungspolitik über das nächste Jahrhundert abzu­
sehen. Als langfristige verkehrs- und umweltpoliti­
sche Zielvorstellung wird derzeit eine fußgänger­
und radfahrfreundliche Siedlungsstruktur gese­
hen, in der Fahrten mit dem PKW wesentlich sel­
tener wirklich notwendig sind. 

Bis zum Jahr 2020 könnte durch Maßnahmen im 
Bereich der Raumordnung eine Reduktion der 
Fahrleistungen von PKWs um etwa 3% gegenü­
ber dem Referenzszenario 2020 erreicht werden. 
Ähnliche Größenordnungen werden auch in für 
die BRD angegeben. Längerfristig sind wesentlich 
stärkere Auswirkungen zu erwarten. 

Immissionsreduzierende Raumordnung und 
Planung 

Ein Nichtberücksichtigen der Emissionen auf Ver­
kehrswegen in der Flächenwidmungs- und Be­
bauungsplanung führt zu einer hohen Lärm- und 
Abgasbelastung der Bevölkerung. Insgesamt 
können bei Beachtung der bestehenden oder in 
Zukunft absehbaren Schadstoff- und Schallquel­
len und der Ausbreitungsgesetze sowie den 
zulässigen Immissionsgrenzwerten bei der 
Flächenwidmung und Raumplanung die Belastun­
gen der Bevölkerung durch Lärm und Abgase we­
sentlich reduziert werden. Andererseits müssen 
auch bei der Planung von Verkehrswegen beste­
hende Siedlungsstrukturen entsprechend berück­
sichtigt werden. 

Flächenwidmungen für Wohnbebauung ohne Be­
achtung der Emissionen an Verkehrswegen sind 
zu vermeiden . Bei bestehenden Infrastrukturen 
können Umfahrungen dann zweckmäßig sein, 
wenn sie eine dauerhafte Entlastung des Ortsge­
bietes (dauerhafte Verlagerung des Durchzugsver­
kehrs) bringen und die Neubelastung in verträgli­
chem Rahmen bleibt. Umfahrungen sollten mit ei­
ner verkehrsberuhigenden Umgestaltung des 
Ortsgebietes gekoppelt sein. Ortsumfahrungen 
dürfen jedoch nicht zu einer Ausweitung der 
Straßenkapazität führen, da durch eine erhöhte 
Attraktivität Anreize zu einem verstärktem Wachs­
tum des Kfz-Verkehrs geschaffen würden . 
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In Ballungsgebieten können bei etwas größeren 
Abständen von Wohnhäusern und stark befahre­
nen Straßen Immissionsschutzeinrichtungen für 
Lärm und Geruch errichtet werden. 

Bei der Planung ist auch auf geringe Lärmemis­
sionen und entsprechenden passiven Lärmschutz 
an den Verkehrsachsen zu achten, um eine Ak­
zeptanz verkehrsnaher Wohnungen zu erreichen . 
Bezüglich der Raumnutzung zeigen sich aller­
dings aus Lärmschutz und Verkehrsvermeidung 
widersprüchliche Forderungen. Im Sinne einer ge­
ringen Lärmbelastung ist die Mischung von Woh­
nungen und Ausbildungsplätzen mit Industrie­
und Gewerbeflächen nicht zu befürworten. Eine 
Trennung dieser Einrichtungen in Wohn- , Arbeits­
und Freizeitgebiete führt aber zu einer erhöhten 
Verkehrsnachfrage. 

Die Entwicklung zufriedensteliender Kompromisse 
wird hohe Anforderungen an die Planer und Ar­
chitekten stellen. 

Insgesamt zeigt sich im Bereich "Raumordnung" 
ein wesentliches langfristiges Potential, das je­
doch nur durch integrierte Betrachtung von 
Wachstumstendenzen, Bevölkerungsinteressen, 
Verkehrsplanung und zukünftigen Entwicklungen 
von Abgas- und Lärmemissionen der Verkehrs­
mittel voll genutzt werden kann. Zur Information 
der Planer in Ländern und Gemeinden und auch 
der interessierten Bürger wären vorhandene Da­
ten über die derzeitigen und zukünftig zu erwar­
tende Emissionen und die Immissionen in der 
Umgebung der Verkehrswege zu veröffentlichen. 
Fehlende Daten und Berechnungen wären zu er­
gänzen . Damit könnten Fehlinvestitionen für 
Wohnbauten und nachträgliche Forderungen 
nach Lärmschutzeinrichtungen und damit verbun­
dene hohe Kosten vermieden werden. Darüber­
hinaus sind die rechtlichen Grundlagen für einen 
wirksamen Umweltschutz im Rahmen der 
Raumordnungsgesetzte zu verbessern. 

Maßnahmen im Bereich "Raumordnung": 

Flächenwidmungen und Bebauungen sollen nach 
Kriterien der zu Fuß zurückzulegenden Weglän­
gen zu Versorgungs- und Infrastruktureinrichtun­
gen, nach attraktiven Wegen für Fußgänger und 
Radfahrer sowie der Erreichbarkeit von öffentli­
chen Verkehrsmitteln vorgenommen werden. Der­
artige Strukturen werden durch angemessene 
Siedlungsdichten begünstigt. 

Erweiterungen von Siedlungsgebieten sollten ent­
lang von Achsen mit ausreichendem Raum für lei­
stungsfähige öffentliche Verkehrsmittel geplant 
werden, wobei eine Aneinanderfügung kleinräumi­
ger Siedlungszentren mit ausreichenden Infra­
struktureinrichtungen anzustreben ist. 
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Bei Flächenwidmung und Planung sind gegebene 
und in Zukunft zu erwartende Immissionsbela­
stungen zu berücksichtigen (z. B. ÖNORM S 
5021). Die dazu notwendigen Daten und Berech­
nungsergebnisse sollen verfügbar gemacht wer­
den. In diesem Zusammenhang wird die Ein­
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) für Raumordnungskonzepte und eine Ver­
besserung der rechtlichen Steuerungsmöglichkei­
ten empfohlen. 

Realisierungsmöglichkeiten: 
langfristig, Beginn sofort 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Zur Begrenzung des Verkehrs durch ökologisch 
sensible Gebiete sollen marktkonforme Mechanis­
men zur Umsetzung in der EU entwickelt werden 
(z.B. Ökopunkteprinzip). 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- mittel- und 
langfristigfristig . 
Maßnahmenträger: Bund, EU 

Es wird vorgeschlagen, Richtwerte für die umwelt­
und verkehrsoptimale Nutzung von Gebieten 
(Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeitein­
richtungen) zu entwerfen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

4.2.1.2. Verkehrsplanung und Verkehrsorgani­
sation 

Zur Umsetzung der Maßnahmen im Bereich 
Raumordnung sind jedenfalls die angesproche­
nen verkehrsplanerischen Maßnahmen, die An­
bindung der geschaffenen Siedlungsstrukturen an 
leistungsfähige öffentliche Verkehrsmittel und die 
fußgänger- und radfahrerfreundliche Gestaltung 
der Verkehrswege erforderlich. 

Derartige Maßnahmen sind darüber hinaus we­
sentlich auszudehnen , wenn merkliche Reduktio­
nen des MIV erreicht werden sollen . Die Grund­
überlegungen stützen sich dabei einmal auf den 
Umstand, daß öffentliche Verkehrsmittel bei einer 
entsprechenden Auslastung die Transportleistun­
gen wesentlich umweltschonender erfüllen (z.B. 
Tabelle 3.4.3.20.) und zudem eine höhere Perso­
nenverkehrsleistung bei einer gegebenen Fahr­
bahn kapazität aufweisen. Die Verlagerungs-mög­
lichkeiten sind allerdings wegen der unterschiedli­
chen Qualitäten der Verkehrsträger beschränkt. 
Eine sinnvolle Verlagerung in Richtung ÖV (Öffent­
licher Verkehr) ist vor allem innerhalb von Bal­
lungsgebieten, entlang von Siedlungsachsen und 
zwischen Ballungsräumen zu sehen . In verkehrs­
schwachen Zeiten und Gebieten können die Aus­
lastungsgrade so nieder werden, daß der traditio­
nelle ÖV sowohl aus wirtschaftlicher als auch um­
weltpolitischer Sicht nachteilig ist. In derartigen Si­
tuationen können bedarfsorientierte, flexible ÖV­
Systeme zu wesentlich höheren Auslastungsgra­
den führen . 

Eine höhere Attraktivität des ÖV könnte vor allem 
durch Maßnahmen zur Geschwindigkeitsteige­
rung, Netz- und Kapazitätsausweitungen, Taktop­
timierungen, Preisregelungen sowie einer verbes­
serten Haltestellen- und Park&Ride sowie Ride& 
Ride Infrastruktur erfolgen. Dabei wäre auch die 
Bildung von Verkehrsverbünden zu forcieren. Län­
gerfristig wäre ein österreichweiter Verkehrsver­
bund im ÖV mit entsprechenden Zeitkarten, Um­
welttickets oder Kreditkarten denkbar. 

Langfristig könnte ein europäisches Hochlei­
stungsbahnnetz die Attraktivität der Bahn wesent­
lich steigern und insbesondere auch eine sinnvol­
le und umweltschonendere Alternative zu kürze­
ren Flügen darstellen. Bei einer Planung wäre der 
höhere Energiebedarf, eine mögliche verkehrsin­
duzierende Wirkung und die Kosten von höheren 
Reisegeschwindigkeiten mit den positiven Effek­
ten abzuwägen. 

Tabelle 3.4.3.20. Durchschnittliche C02-Emissionen je Sitz- und Stehplatz- bzw. Personen kilometer im österreichischen 
Transportsystem 1991, mit den im Jahr 1991 erzielten Auslastungsgraden. 

9 COv'Sitzplatzkilometer (5) 
Auslastungsgrad 
9 COv'Personenkilometer 

MIV(1) 

43,5 
26% 
152 

(1) Durchschnitt für PKW und motorisierte 2-Räder 
(2) mit den Auslastungsgraden der ÖBB-Busflotte 1991 

Bus (2) 

12,5 
36% 
30,5 

ÖPNV-el. (3) 

ca. 6.0 
ca. 43% 

14,0 

(3) Durchschnitt von Straßen- und U-Bahnen sowie O-Buslinien mit dem österreich ischen EVU Kraftwerksmix; 
Auslastungsgrad aus Grazer Verkehrsbetriebe 1991 

(4) Mit dem ÖBB-WasserkraftlEVU-kalorisch-Kraftwerksmix 
(5) Bei öffentlichen Nahverkehrsmitteln sind auch die Stehplätze berücksichtigt 

- 215-

Bahn (4) 

ca. 8,3 
ca. 25% 

32,0 
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Ein großer Tell der Autofahrten fuhrt über kur7e DI­
stanzen, die audl zu Fuß oder Illit dem Rad tle­
waltlgt werden könnten. Viele Verkellrstellnehmer 
- u.a. PKW-Benutzel' - f(Jhren neben eier Wet­
terabhanglgkelt den zu hohell KFZ-Verkellr als Ar­
gument gegen die Verweildung des Fahrrades an, 
Daher muß der nlcnt motorisierte Verkehr durch 
attraktive und flachenerschließende Wege unter­
stlJtzt werden. Dazu müssen Rad- ulld Fußwege 
erweitert und im bestehenden Straßennnetz IJes­
sere Bedingungen geschaffen werden. Denkbar 
sind hier verkehrsberuhigte Straßen und Zonen, 
die abseits der Hauptverkehrsrou:ell ein attrakti­
ves Netz für den nicht motorisierten Verkehr bll­
derl könnten, 

Erfahrungen zeigen Jedoch, daß die Anderungen 
des Modal Spllt Infolge von Verbesserungen im 
OV und IllCht motOriSierten Verkehr relatiV gerillg 
sind, wenn keine begleitenden Maßnahmen ge­
setzt werden, Das unerwünschte Resultat war ge­
rlngfuglge Anderungen Im MIV bel hohen Investiti­
ons- und Betriebskosten sowie geringeren Beset­
zurlgsgraden im OV 

Großere Verlagerungseffekte sind Im Allgemeinen 
erst zu erwarten, wenn parallel die Attraktlvltat des 
MIV gesenkt wird, was dann allerdings die Stand­
ortqualitat beelnflußt. Im Bereich der Verkehrspla­
mlng und Verkehrsorganisation ware dazu die Re­
duktion der zulässigen HöchstgeschwIndigkeiten 
eine wesentlich Maßnahme, Dies fljhrt zu geringe­
ren Reisezeitvorteilen von PKWs, reeluzlert die 
TrennwIrkung von Straßen und erhöht zusatzllch 
die Sicherheit und Attraktlvltat der nicht motorisier­
ten Verkehrsformen, Diskutiert werden Senkungen 
der HöchstgeschwIndigkeiten auf Autobahnen, 
Außerortstraßen, Irlnerstadtlschen Hauptverkehrs­
straßen und Innerstädtischen Nebenstraßen (etwa 
100/80/50/30) sowie eine verstärkte Uberwa­
Chung, entsprechende Offentlichkeltsarbeit LHld 
BewußtseinsbIldung sowie höhere Strafen, Eine 
weitere Möglichkeit. die In Zukunft zu diskutieren 
sein Wird, Sind tecllnlsche Maßnahmen an den 
Fahrzeugen zur EInhaltung der zulasslgen Höchst­
geschwindigkeit (zB Tempodrossel), 

Durch geringere GeschWindigkeiten können auch 
Larm- und Schadstoffemissionen sowie der Ener­
gleverbrauch redUZiert werden, Die erZiel bare 
Lärmminderung ISt in Abbildung 3.4.3.11 abzule 
sen, Zusatzllcll kann ein Effekt entgegen der der­
zeitigen ZerSIedelungstendenz erwartet werden, 
da die flJr die Mobilitat pro Tag aufzuwendende 
Zeit bei Uberschreitung von etwa 1 bis 1,5 Stun­
den i,a, zunehmend unakzeptabel Wird, Da eine 
Tendenz zu gleichbleibenden Reisezeiten festzu­
stellen ist. kann bel genngeren Reisegeschwindig­
keiten mit sinkenden Weglängen gerechrlet wer­
den, Da überhöhte GeschWindigkeiten zu den 
Hauptunfallursachen zählen, stellt eine LJberwach­
te Senkung der GeschwIndigkeitslimits auch eines 

,216, 

der \'vesentllcllsten Mittel zur Senkung eier Opfer­
bilanz des Straßenverkehrs dm, 

Bel der Erorterung einer Sonkung eier Gescllwln­
digkeltsllmlts Insbesonelore fur Autol)allnen lind 
Außerortstmßerl konnte 111 dem zur Erarbeltung 
dieses Kapitels des NUP elngerlcllteten Art)elts­
kreiS keille elnholtllche POSition entWickelt wer­
den, Der AnSicht, daß eier motorisierte ImJlvloual 
verkehr generell elngeschrEmkt werderl soll, steht 
dlo Auffassung gegemJber, daß ein scllilelier unel 
bequemer Ortswechsel cJurdlaus begrLJßenSVJert, 
und ebenso wie die UmweltsItuation ein Bestalld­
tell der Starldortqualltat 1St. solange damit keine 
unvertretbaren Belastungen anderer Verkehrstell­
Ilehmer und der Umwelt verlJunelen slneJ Erstere 
Argumente werderl z.B, durch eineil holleren 
Energieverbrauch bel hoheren GeschwllleJrCjkelterl 
unterstlJtzt. die andere Seite z.B. durdl die toch­
nologlschen Verbessenillgen, durch die die 
Schadstoffemlsslonerl und aucll der Verbraucll 
fossiler Kraftstofie Je gefallrGnem Kilometer stall­
dlg Sinken, Da der Großteil der BevölkerunCj so­
wohl Fahrer oder Mltfahrer von PKW als ducll 
durch Verkellrsauswlrkungell Betroffelle slllel. 
Wird uber dlose Anslcllterl auf breiterer Ebene eils­
kutlert und politische Entscheldwlgen ~Jetroffen 

werden müssen, Einer IIltenslven Intormatlon uneJ 
Bowußtselnsblldurlg kOlTlmt [ller eine große Be­
deutung zu. 

Neben AbsenkLingen der GeschwlncJlgkeltsllmlts 
können auch Elnfahrtbeschrankungen In sensible 
Gebiete, wie etwa Inrlellstadtkerne oder TourIs­
musorte, sowie Parkbeschrankungell und -be­
Wirtschaftung (Siehe Kap, 4,2,13,) Sinnvolle Re­
strrktlonen für don MIV darstellen. Dlest) kormen 
generell fLlr den MIV oder aber nach Zelt, Abgas­
emlsslons- und Larnmlveau varrabel 81ngefuhrt 
werden, Der Umfang derartiger Mar3nahmen muß 
aber auf die StallcJortqualltat dor Elnrrchtungen in 
der betreffenden Zone Rucksicht nellmen. Neben 
Wirtschaftlichen AuswirkLingen könnten sonst url 
erwljnschte Verlagerungseffekte VOll Infraslruktur­
einrichtungen an die Peripherie erfolgen, Bei ge­
eigneter Gestaltung kann aber durchaus eille er­
Ilohte Standortqualität In verkehrsberulligten Ge­
bieten und Fußgangerzorlen erreicht werden, 

Maßnahmen im Bereich 
"Verkehrsplanung und Verkehrsorganisation": 

Der öffentliche Verkehr soll u,a. durch NetzerweIte­
rungen, Beschleunigungsmaßnahmen, optimierte 
Taktgestaltung, Tarifregelungen, Verkehrsverbünde 
und verbesserte Infrastrukturen Im Haltestellenbe­
reich möglichst attraktiV gestaltet werden, Dies ist 
insbesondere In Ballungsräumen, Siedlungs- und 
Wirtschaftskorridoren und ZWischen Ballungs- und 
Wirtschaftszentren anzustreben, Die Umstiegsmög­
lichkeiten ZWischen den verschiedenen Verkehrstra-
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gern sind durch Linienführung, Park&Ride und Ri­
de&Ride Einrichtungen zu optimieren. Darüberhin­
aus ist die gute Versorgung und Erschließung des 
ländlichen Raumes durch öffentliche Verkehrsmittel 
sicherzustellen. Konzepte für eine ökolgisch und 
ökonomisch effiziente Flächendeckung sollen erar­
beitet werden. In Räumen und Zeiten schwacher 
Verkehrsnachfrage sollen dabei bedarfsorientierte 
Formen des öffentlichen Verkehrs forciert werden. 

Der Umfang dieser Maßnahmen ist auf den zu er­
wartenden umweltpolitischen und wirtschaftlichen 
Erfolg abzustimmen und richtet sich daher auch 
nach den eingesetzten Maßnahmen im MIV. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfrist ig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund, In­
ternational 

Die Bedingungen für Fußgänger und Radfahrer 
sollen entscheidend verbessert werden . Dazu 
sind u.a. attraktive, flächenerschließende Fußwe­
ge und Radroutennetze anzubieten. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Planung und Bau von Verkehrsinfrastrukturen sind 
in allen Fällen möglichst landschaftsschonend zu 
betreiben. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz-, mittel- und 
langfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Wenn Staus und Umweltbelastungen in sensiblen 
Gebieten nicht infolge der übrigen vorgeschla­
genen Maßnahmen gesenkt werden können, sind 
Straßen neu- oder Ausbauten oder ein Abbau von 
Verkehrsspitzen durchzuführen. Emissionsstei­
gernde Effekte sind zu vermeiden und langfristige 
Alternativen sind zu überprüfen. 

Realisierungsmögl ichkeiten: kurz-, mittel- und 
langfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Bei Überschreitung von Schall immissionsgrenz­
werten in sensiblen Gebieten sind die bestehen­
den Tempolimits an der entsprechenden Stelle zu 
senken. 

Die Überwachung der Geschwindigkeitsbe­
schränkungen sollte verstärkt , die Verständlichkeit 
und Akzeptanz verbessert und die Strafen bei 
Überschreitungen angehoben werden. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurzfristig 
Maßnahmenträger: Bund 
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4.2.1.3. Ökonomische Maßnahmen 

Änderungen der Kosten für die Nutzung von Ver­
kehrsmitteln beeinflussen die Verkehrsmengen 
und die Verkehrsmittelwahl. Besonders intensiv 
wurden bisher die Abhängigkeiten des PKW-Ver­
kehrs von den Kraftstoffpreisen untersucht. Als 
Auswirkungen einer Erhöhung der Kraftstoffpreise 
(Zapfsäule) werden La. folgende Effekte erwartet: 

Kurzfristig « 1 Jahr): Reduktion der spezifischen 
Fahrleistung und ökonomischer Fahrstil 

Langfristig (> 3 bis 10 Jahre): Reduktion der spe­
zifischen Fahrleistung, ökonomischer Fahrstil, 
Neuzulassungen leichterer und verbrauchsgünsti­
gerer PKW, beschleunigte technologische Ver­
besserungen 

Vereinfacht wird das Verhältnis der Änderung von 
Fahrleistung oder Krafftstoffverbrauch zur Ände­
rung der Kraftstoffpreise als "Preiselastizität" be­
zeichnet. Die Ergebnisse von Abschätzungen der 
Elastizitäten sind im Endbericht der zur Erarbei­
tung dieses Kapitels im NUP eingerichteten Ar­
beitsgruppe dargestellt. 

Der Verkehr und damit auch die Umweltbelastun­
gen durch den Verkehr können also durch Ände­
rungen der Preisniveaus und Preisstrukturen (bzw. 
der relativen Preise) beeinflußt werden. Am effek­
tivsten wirksam ist dabei die Änderung der varia­
blen Kosten der Verkehrsmittelnutzung. Neben 
der Änderung des Verkehrsaufkommens und der 
Verkehrsmittelwahl kann durch höhere Kraftstoff­
preise auch die Entwicklung alternativer Antriebe 
und Fahrzeuge beschleunigt werden, da deren 
Kostennachteile gemindert werden könnten (Ta­
belle 3.4.3.17.). Im Sinne der langfristigen Ziele 
des Nationalen Umweltplanes wären die Preise für 
den MIV relativ gegenüber dem ÖV anzuheben . 
Die absolut anzustrebenden Preise können sich 
dabei z.B. an den beabsichtigten Verlagerungs­
und Reduktionseffekten, der Akzeptanz der Be­
völkerung und einer anzustrebenden volkswirt­
schaftlichen Kostendeckung ("Kostenwahrheit" 
siehe Kap. 3.2 .) orientieren. 

Um die Zielvorgaben bzw. eine Kostenwahrheit zu 
erreichen, müßte der Verkehr jedenfalls wesentlich 
teurer werden. Wie die Berechnungen (Tabelle 
3.4 .3.26.) zeigen, sind schrittweise Kraftstoffprei­
serhöhungen um 50% (real) in Kombination mit 
den übrigen empfohlenen Maßnahmen aus heuti ­
ger Sicht längst nicht ausreichend, um die CO,­
Reduktionen gemäß dem Toronto-Ziel oder gar 
dem Klimabündnis zu gewährleisten. Bei Preis­
steigerungen in dieser Größenordnung über einen 
längeren Zeitraum, die mit der EU und den Nach­
barstaaten abgestimmt sind, kann noch von einer 
geringen sozialen Belastung ausgegangen wer­
den, da durch technologische Verbesserungen 
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und die Wahl kleinerer PKWs die Kraftstoffmehr­
kosten nahezu kompensiert werden können. We­
sentlich stärkere Erhöhungen der Kraftstoffpreise 
In einer kurzen Zeitspanne lassen aber erhebliche 
Anpassungsschwierig keiten erwarten. 

• Eine ausreichende Erweiterung des ÖV-Netzes 
und die Bereitstellung nicht fossiler Kraftstoffe 
stößt aus Gründen der Planung und Bauver­
handlungen sowie beschränkten FInanzmitteln 
auf Umsetzungsschwierigkeiten und kann da­
her derzeit nur langsam erfolgen. 

• Die Bevölkerungsgruppe, die beruflich oder auf­
grund der Lage ihrer Wohnstätte auf den MIV 
angewiesen ist. erfährt während des Struktur­
wandels erhebliche Mehrkosten 

• Wohngebiete mit unzureichender Infrastruktur 
werden an Attraktivität verlieren. solche mit gu­
ter Verkehrslage gewinnen. Aufgrund der 
langsamen Anderung der Raumordnung wer­
den die Preise für letztere stark steigen, Häuser 
in schlechter Wohnlage werden schwer zu ver­
kaufen sein. 

• Die Anpassungseffekte in der heimischen Wlrt­
schaftsstruktur, von der Produktpalette bis zur 
internationalen Arbeitsteilung. können hier nicht 
abgeschätzt werden, Preisanstiege fur ver­
schiedene Güter als Folge der höheren Trans­
portkosten sind in der Anpassungsphase aber 
zu erwarten. 

• Werden die Kraftstoffpreise lediglich In Oster­
reich erhöht, ist je nach Preisanstieg mit auch 
umweltpolitisch unerwünschten Effekten zu re­
chen, deren Größenordnung aber schwer ab­
schätzbar ist. Diese wären etwa höhere Preise 
für inländische Güter und daher Wettbewerbs­
verzerrungen gegenüber dem Ausland und 
auch ein Tanktourismus. 

Aus diesen Problembereichen können folgende 
Voraussetzungen für die Erhöhung der Kraftstoff­
preise abgeleitet werden (siehe auch Kap. 3.2.) 

• Kraftstoffpreise müssen mit der EU und den 
Nachbarstaaten abgestimmt sein und sollten 
möglichst europaweit in einem verträglichen 
Verhältnis stehen. 

• Grundsätzlich sind sämtliche Preissteigerungen 
schrittweise über einen längeren Zeitraum vor­
zunehmen. Die beabSichtigten Steigerungsra­
ten müssen dabei zu Beginn bekanntgegeben 
werden, um rechtzeitige Anpassungsmöglich­
keiten zu gewährleisten. 

• Bevölkerungsschichten und Wirtschaftszweige. 
die auf die Nutzung des motorisierten Straßen­
verkehrs angewiesen sind müssen bel drastl-
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schen Preiserhöhungen In der Übergangsphase 
geeignete Ausgleichszahlungen erhalten. Dieser 
Ausgleich ISt strukturbezogen und möglichst 
nicht In der Form eines Kilometergeldes vorzu­
nehmen, da sonst der Lenkungseffekt verloren 
geht. 

Um die Akzeptanz für eine steuerbedingte 
Preisanhebung im MIV zu erreichen. wäre es not­
wendig, gleichzeitig die Attraktivität des ÖV zu er­
höhen. Im übrigen beabsichtigt die Östereichische 
Bundesregierung Im Rahmen der Ökologisierung 
des Steuersystems, durch die schrittweise Ein­
führung einer Energieabgabe die steuerliche Bela­
stung von der menschlichen Arbeitskraft hin zum 
Ressourcenverbrauch zu verschieben. 

Die Herstellung kostenwahrer Preise im Verkehr 
stellt insgesamt eine wichtige und effektvolle aber 
auch sehr komplex wirksame Maßnahme dar. Für 
die Erreichung dieses Zieles sollte daher ein EU­
weiter Stufenplan erarbeitet werden, der auch die 
angrenzenden Staaten berücksichtigt. Bei der Er­
arbeltung der Strategie dafür sind die Prinzipien 
nach Kap. 3.2. zu befolgen. um den bestmögli­
chen umweltpolitischen Effekt zu erreichen. 

Variabilisierung der Kosten. 
das tleißt Umlegung der Jährlichen FIxkosten 
(KFZ -Steuer, Versicherungen) auf den gefahrenen 
Kilometer oder den verbrauchten Liter Treibstoff. 
Der derzeitige hohe Fixkostenanteil des KFZ be­
Wirkt abnehmende Kosten je gefahrenem Kilome­
ter mit zunehmender Kilometerleistung. Die Fixko­
stenanteile werden bei Preisvergleichen mit dem 
ÖV auch oft nicht beachtet. 

Erhöhung der (variablen) Kosten. 
Anzustreben ISt eine verursachergerechte Höhe 
der Gebühren für alle Verkehrsträger, wobei Um­
welt - und Unfallfolgekosten zu berücksichtigen 
sind. Eine Erhöhung der variablen Kosten für den 
motorisierten Straßenverkehr kann z. B. durch 
höhere Kraftstoffpreise und mehr fahrleistungsab­
hängige StraßenbenützungsgebLihren und fahrlei­
stungsabhängige Steuereinhebung erfolgen. Im 
Straßenwesen ISt verstärkt Road Prlcing, das ge­
zielt zeit- und streckenabhängige Bemauten von 
Straßen, als verkehrslenkende Maßnahme einzu­
setzen. Als Ziel wäre Road Pricing auf allen 
Straßen und für alle KFZs einzuführen. Solange 
dieses Ziel wegen technologischer, organisatori­
scher und ökonomischer Schranken nicht um­
setzbar ist, wäre als Vorweglösung z.B. Road PrI­
cing am Hochleistungsnetz zu realisieren. Dabei 
ist mit entsprechenden Begleitmaßnahmen am 
Mautnetz und am parallelen unbemauteten 
Straßennetz sicherzustellen, daß bei Einführung 
von Road Pricing eine positive Umwelt- und Ener­
gieblianz im Gesamtsystem gegeben ist. Road­
Prlcing bietet die Möglichkeit. die variablen Kosten 
auch von der Tageszeit und der Jeweiligen befah-
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renen Strecke abhängig zu machen. Wenn das 
Road-Pricing nur auf übergeordneten Strecken, 
speziell auf Autobahnen erfolgt, sind aber Verla­
gerungseffekte auf das untergeordnete Straßen­
netz zu erwarten . Da dort die Emissionen und der 
Energieverbrauch je gefahrenem Kilometer i.a. 
wesentlich höher sind, und mehr sensible Berei­
che in Straßennähe liegen, werden durch diese 
Maßnahme negative Umwelteffekte erwartet. Um 
diesen Effekt zu vermeiden, sollte das Road-Pri­
cing möglichst alle gefahrenen Wege erfassen. 
Dazu könnte etwa eine On-Board-Unit herange­
zogen werden, die die gefahrenen Kilometer regi­
striert und entsprechende Beträge abbucht. 
Schwierigkeiten können sich allerdings bei der Er­
fassung ausländischer KFZs ergeben, die bei ei­
ner europaweiten Einführung derartiger kompa­
tibler Systeme entfallen würden. 

Die zweifellos einfachste und (technisch) rasch um­
setzbare Variante zur Erhöhung der Straßenbenüt­
zungsgebühr ist eine Anhebung der Kraftstoffprei­
se im Wege der Mineralölsteuer. Diese ist weitge­
hend fahrleistungsabhängig, setzt die Kostenwahr­
heit jedoch nicht eindeutig nach dem Territorialprin­
zip um und entspricht nicht dem Ziel der zeitlichen 
Variabilisierung (Kap. 3 .2.). Andererseits ist der Ver­
ursacherbezug in Hinblick auf den Energiever­
brauch und die C02-Emissionen gewährleistet. 

Parkraumbewirtschaftung 
Diese bedarf keiner Akkordierung mit der EU oder 
den Nachbarstaaten, ist aber ebenfalls ein we­
sentliches ökonomisches Lenkungsinstrument. 
Flächen stellen insbesondere in dichter besiedel­
ten Gebieten ein knappes und teures Gut dar. 
Parkgebühren sollten daher an den tatsächlichen 
Marktwert der verbrauchten Fläche bzw. an ge­
wünschte Lenkungseffekte angepaßt werden. 
Außerdem wird die Parkraumverfügbarkeit bzw. 
die Erreichbarkeit zunehmend zu einem Wettbe­
werbsfaktor. In hochbelasteten Gebieten wären 
die Dauerparkplätze entlang der Straße zu redu­
zieren und gegebenenfal ls gebündelte Parkgele­
genheiten in weniger belasteten Gebieten zu 
schaffen . Der Umfang derartiger Maßnahmen muß 
jedenfalls auf unerwünschte Abwanderungseffekte 
der Wirtschaftseinrichtungen in die Peripherie 
Rücksicht nehmen, die zu einer dezentralen 
Raum- und Siedlungsentwicklung führen würden. 

Maßnahmen im Bereich "Ökonomische Maß­
nahmen" im Personenverkehr 

Die Kosten der Verkehrsmittelnutzung sollten so 
weit wie möglich variabilisiert, d.h. auf die Fahrlei­
stung bezogen werden. 

Um echte Marktpreise zu erhalten, müssen auch 
die externen Kosten und Nutzen des Verkehrs 
schrittweise internalisiert werden . Zur Einführung 
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kostenwahrer Preise im Straßenverkehr eignen 
sich fläch.endeckendes Road-Pricing und ein Zu­
schlag zur Mineralölsteuer. Das Ausmaß der 
Preiserhöhungen muß sich an den Zielen der Än­
derung des Mobilitätsverhaltens bzw. der Interna­
lisierung orientieren. Bei Road-Pricing ist auf die 
Entwicklung in der EU und den Nachbarstaaten 
Bedacht zu nehmen. Kraftstoffpreiserhöhungen 
erfordern ebenfalls eine Abstimmung mit der EU 
und den Nachbarstaaten. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: International, EU , Bund 

In stärker belasteten Gebieten sollte Parkraumbe­
wirtschaftung erfolgen bzw. erweitert werden. Der 
Umfang dieser Maßnahme ist auf die Nachfrage 
und mögliche, unerwünschte Abwanderungsef­
fekte der Wirtschaftseinrichtungen in die Periphe­
rie abzustimmen. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Gemeinden 

4.2.1.4. Öffentlichkeitsarbeit und Bewußt­
seinsbildung 

Durch ein allgemein umweltbewußtes Verkehrs­
und Konsumverhalten könnten die Umweltbela­
stungen wesentlich reduziert werden. Z. B. stehen 
im MIV durch eine moderate Fahrweise und die 
Anschaffung verbrauchsgünstiger Fahrzeuge 
große Einsparpotentiale offen. Werden die PKWs 
generell sparsam, d.h. in niederen Drehzahlen und 
mit gleichmäßiger, energiesparender Fahrweise 
betrieben, können die durchschnittlichen Ver­
brauchswerte und Abgasemissionen um etwa 
10% gesenkt werden. Die Lärmminderung könnte 
insbesondere in den städtischen Straßen bis zu 
5 dB erreichen. Eine Senkung der durchschnittli­
chen Fahrzeuggröße in der PKW-Flotte könnte et­
wa 5 bis 7% Verbrauchseinsparungen je 10%iger 
Reduktion der Fahrzeugmassen bewirken. Noch 
größere Effekte könnten durch die Verkehrsmittel­
wahl erwartet werden. Da z.B. kurze Fahrten mit 
dem PKW infolge erhöhter Abgasemissionen und 
Kraftstoffverbrauchswerte nach dem Start über­
proportional hohe Belastungen je gefahrenem Ki­
lometer verursachen, sollten diese Strecke aus 
Umweltbewußtsein soweit wie möglich zu Fuß 
oder mit dem Rad zurückgelegt werden. 

Die Verbreitung der Daten und Fakten zur Mobi­
lität durch umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit und 
Informationskampagnen, Einbeziehung der Medi­
en, Verbreitung von Publikationen, etc. ist also ei­
ne wesentliche Voraussetzung zur Änderung des 
Mobilitätsverhaltens. Der Nutzen der verkehrs­
technischen und ökonomischen Maßnahmenbün­
del - gesündere Umweltverhältnisse und höhere 
Lebensqualität durch umweltbewußtes Verkehrs-
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verhalterl - soll wn Bewußtsein der Bevolkerung 
und der Melnungsbllejner. wie EntscheldunrJstra­
ger verankeli wereJen. Durch Imagekampagnen 
und Marketillgaktionell fLlr den öffentlichen Ver­
kehr, das Zufußgehen und Radfahreil sollen diese 
Verkehrsarten eirlen welt allgeseherleren Status 
erhalteIl als blsller. 

Illsbesolldere Ist aucll der "Verkehrsunterricht" Im 

Sllllle eiller Herallblldullg eilles umweltonelltlertell 
Verkehrsverhaltens uillzustellen. Ccm Heranwach­
senden sollten die Zusallllllellilange GesulldllelL 
Uillweit uneJ Verkellr und die Bedeutung des elge­
Ilen Beitrags fLJr eine uillweitvertraglicilere Ver­
kehrsmitteiwahl vermittelt werden. Insbesolldere 
ist der öffentliclle Verkehr durch geeigllete Ullter­
richtsunterlagen In den Ullterrd1l zu Illtegriereil. 
Auch In dell Fahrscllulen muß der verantwor­
tungsbewußte und umweltschonende Umgang 
mit dem Kraftfahr7eug ein weselltllcher Bestand­
teil der FahmusblldLJng seill. 

Auf betrieblicher und kommunaler Ebene sollten 
verstärkt Beratul1gsdlenstlelstullgen für eille ver­
träglichere Mobilität angeboteIl werder1. Wie ill 
dell Niederlallden (ab 50 Beschaftlgte auf freiwil­
liger BasIs) sollte d e Erstellung von betrieblicheIl 
Mobilitatsplanen Lur ReduzieruI1g der Autobellüt­
zung forciert werden. 

Maßnahmen im Bereich 
"Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseins­
bildung" im Personenverkehr" 

Durch eine gezlelte Öffelltlichkeitsarbeit ulld Ver­
kehrsverhaltenserzIehung sollte das Bewußtsein 
über UmweltauswIrkungeIl der Verkehrsträger 
verstärkt ulld die Menschen zu einem umweltver­
träglicheren Verkehrsverhalten motiviert werdell. 
Illsbesolldere sollte eine Illformationskampagne 
über den NutzeIl VOll MaßllahmeIl zur Verällde­
rUllg der Verkehrsmittelwahl und zur Hebung des 
Image des Zufußgehells, Radfahrens und der 
Bellützung öffelltlicher Verkehrsmittel erfolgen. 

Weiters sollen leicht verständliche UnterlageIl 
über Fahrpläne, Routen und Tarife des ÖV in 
Österreich frei verteilt werden und auch an allen 
UmstiegsteileIl aufliegen. 

Es soll die Erstellung von Mobilitätsplänen für Eill­
richtungell ulld Betriebe zur Reduktioll der KFZ­
Fahrleistungen z.B. durch raumordnungs- und fi­
Ilanzpolitische Ullterstützullgell gefördert werden. 
Realisierungsmöglichkeiten: kurz-, mittel und 
langfnstig 

Maßllahmenträger: (Fahr-) Schulen, Verkehrsbe­
triebe, Gemeindell, Länder, Bund 
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4.2.1.5. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Die WlrkUllg des Maßnahlllenbulldels mit den 
Maßnalllllenempfelllungen 1111 Berelcll Raum- und 
Verkehrsplanung. Preispolitik und Offelltlichkeits­
arbeit im Personenverkellr hcingt wesentlich vom 
Urnfang der Allhebung der varrablen Kosten ab. 
Neben dem direkten Lenkungseffekt sollten da­
durch vermehrt Finanzlllittel 7.B. 7ur Attraktivitäts­
steigerung des ÖV und Ilicht Illotorlsiertell Ver­
kehrs verfLigbar sein. 

Fur die Berechnung der Auswirkung dieses Maß­
nahilleilbundels auf die AbgasemissIonen wL,rde 

eillmal eine schrittweise Erhohung der Kraft, 
stoffrealkosten Im Stmr3erwerkehr um 50°0 ZWI­
schen 1997 ulld 2005 

einmal eine schrrttwelse Erhohung der Kraft­
stoffrealkosten Im Straßellverkellr um 120D

J 

und der Preise fLlr den OV um 30D o zwischen 
1997 und 2013 angenommen. 

a) Maßnahn1ellbündelmit einer Anhebung der der­
zeitigell variablell Kosten um 50% 

GegenLJber der TremJentwicklung (Refe­
rerlLsLenarrO). wo el11e leichte Abllahme der 
Kl'aftstoffrealprelse angenommen wurde. Sind 
Illit dem vorliegenden Maßnahmen bündel eine 
Reduktion der Fahrlelslurlgen 1111 MIV um etwa 
30()" und etwas hol1ere Besetzungsgrade der 
PKWs zu erwarten. Die slarksten Abnahmen 
der Fahrleistungen Sind dabei Im Freizeitverkehr 
zu erwarten. 

Die Anteile kleinerer PKWs an dell Neuzulas­
sungen werden zu Urlgunsten der Ilubrauill­
starken PKWs zunehmen. und verbrauchsspa­
rende Technologlen werden Sich schneller 
durchsetzen. Dramatlsclle Anderungen der 
Strukturell ulld des Verkehrsverhaltens Sind 
aber nicht zu erwarten. (Siehe dazu Tabelle 
3.4.3.21.) 

b) Maßnahmellbundel mit einer Allhebung der 
derzeitigen val labien KosteIl um 120"c 1111 

Straßellverkehr ulld um 30"c höhere TIcketpreI­
se Im OV 

Prelsiinderungen dieser Großenordnung lassen In 
Verbindung mit den Maßrlahmen In dell BerelcllOIl 
Raumordnullg. Verkehrsplamlng ulld Offelltllcll­
keltsarbeit bereits deutliche Allderungell des Ver­
keilrsverhaltells uncJ lcirlgerfnstlg auch der Sieel­
lungsstrukturell elwartell Ellle Berechnung bzv'J. 
Abschätzung dei' Strukturveranderungen Ist mit 
größeren UnSicherheiten behaftet Die darauf auf­
bauenden Verbrauchs- LJIlcJ Emisslollsprognosell 
sind daher als plausible Ergebnisse unter den vor­
gegebenell Randbedingwlgell zu verstehen. Ne-
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ben den in Tabelle 3.4.3.22 . dargestellten Verän­
derung der Abgasemissionen ist auch eine for­
cierte Entwicklung von erneuerbaren Energien zu 
erwarten. 

4.2.2. Güterverkehr 

Langfristig kann und soll die Güterverkehrslei­
stung durch eine geänderte Wirtschaftsstruktur 
beeinflußt werden. Dazu ist eine Regionalisierung 
der Versorgungsstruktur und eine Erhöhung der 
Fert igungstiefen notwendig . Ein wesentliches In­
strument dazu sind wiederum die Transportko­
sten. 

Eine generelle Einschränkung der Güterverkehrs­
leistung kann hier kurz- und mittelfristig nicht er­
wartet werden. Eine Reduktion der Umweltbela­
stungen kann vorerst insbesondere durch eine 
bessere Auslastung der Verkehrsmittel, eine ver­
besserte Kooperation der Verkehrsträger und eine 
Verlagerung auf umweltschonendere Verkehrsmit­
tel erfolgen. 

Ausnahme dazu stellen Transitabkommen dar, die 
kurzfristig die einzige Möglichkeit darstellen, stark 
betroffene Gebiete zu entlasten. Aber auch die 
Transitproblematik ist nur zu entschärfen, wenn 
Wege gefunden werden , den Gütertransport ge­
nerell umweltfreundlicher zu gestalten . 

Aus heutiger Sicht sind die Bahn, Pipeline und die 
Schiffahrt die umweltschonendsten Verkehrsmittel 
(z. B. Tabelle 3.4.3.23.). 

Die derzeitige wirtschaftliche Entwicklung läßt er­
warten, daß die Transportleistung auf der Straße 
stärker zunimmt als auf Bahn und Donau (vgl. 
Kap. 2.1.2 .). Neben den Kostenvortei len tragen 
derzeit insbesondere die punktgenaue Zuliefe­
rung, die i.a. schnellere und verläßlichere Trans­
portabwicklung sowie die höhere Flexibilität zu 
den hohen Wettbewerbsvorteilen des Straßengü­
terverkehrs bei. Zur flächigen Verteilung der Güter 
bietet sich keine Alternative zum LKW an, über 
längere Strecken könnte jedoch die Bahn und z.T. 
auch die Donauschiffahrt Anteile gewinnen, wenn 
entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. 

4.2.2.1. Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsorganisation 

Grundlage für wesentliche Verbesserungen wäre 
eine weitgehende Kooperation der Verkehrsträger 
mit einer gemeinsamen, vernetzten und compu­
terunterstützten Transportlogistik. Unterstützend 
und fördernd dazu müßten die Umschlagmöglich­
keiten zwischen den Verkehrsträgern verbessert 
und beschleunigt, und das Angebot von Bahn 
und Schiffahrt attraktiviert werden . Dazu sind u.a. 
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Linienzugsysteme und rangierfreie Container-Um­
steigetechniken sowie der Einsatz von Querverla­
dungssystemen zu unterstützen. Im städtischen 
Bereich sollen City-Logistik Systeme zur Optimie­
rung des Lieferverkehrs entwickelt bzw. vermehrt 
angewandt werden. 
Eine geeignete Raumordnungspolitik, die 
Bahnanschlüsse und den kombinierten Verkehr 
unterstützt, soll die Kooperation fördern. Damit 
kann auch im Regionalverkehr ein flächenhaft 
kombinierter Verkehr ermöglicht werden. 

Deutliche Optimierungen in umweltpolitischer und 
wirtschaftl icher Hinsicht dürften so möglich sein. 
Restrikt ionen im Straßenverkehr können auch im 
Gütertransport helfen, die Entwicklung umwelt­
freundlicher zu gestalten. Bei derartigen Maßnah­
men ist jedoch unbedingt auf die Wettbewerbs­
fähigkeit der österreichischen Wirtschaft und der 
österreichischen Transportunternehmungen Rück­
sicht zu nehmen. Eine Umweltsanierung durch 
Verlagerung von Industrie und Gewerbe ins Aus­
land kann jedenfalls nicht Ziel des Nationalen Um­
weltplanes sein . 

Maßnahmenempfehlungen im Bereich 
"Raumordnung, Verkehrsplanung und 
Verkehrsorganisation" im Güterverkehr: 

Die Widmung von Industriegebieten und Betriebs­
baugebieten, sowie die Förderung zu Betriebsan­
siedlungen soll soweit wie möglich mit der Errich­
tung von Gleisanschlüssen oder einer Transport­
kette im kombinierten Verkehr verknüpft werden. 

Realisierungsmöglichkeiten : kurz-, mittel- und 
langfristigfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

Es soll die Kooperation zwischen allen Verkehrs­
trägern (Straße, Bahn, Schiffahrt , Pipeline und 
Luftfahrt) gefördert werden. Bemühungen eine 
verbesserte, computergestützte und vernetzte 
Güterlogistik zwischen den Verkehrsträgern auf­
zubauen, sollen angeregt und unterstützt werden. 
Insbesondere soll die Entwicklung des flächenhaf­
ten Kombi-Verkehrs forciert werden. Dazu sind 
u.a. eine flächenhafte Versorgung mit Gütertermi­
nals, Linienzugsysteme und rangierfreie Contai­
ner-Umsteigetechniken sowie der Einsatz von 
Querverladungssystemen zu fördern . 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig. 
Maßnahmenträger: Transportunternehmen , Bund, 
Länder 

Es soll der Bahn- und Donauverkehr weiter at­
traktiviert werden . Im Bahnbereich sind dazu wei­
tere Verbesserungen der Umschlaginfrastruktu­
ren, der Fahrplangestaltung und Tarifregelungen 
sowie der Transportkapazitäten und -geschwin-
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digkeiten anzustreben. In der Donauschiffahrt wä­
re in Teilgebieten ein umwelt- und landschaftscho­
nender Ausbau der Fahrrinnentiefe entsprechend 
der Donaukonvention anzustreben. Dabei sind die 
Überschneidungen mit Interessen des Arten- und 
Landschaftsschutzes zu beachten. 

Realisierungsmöglichkeiten: mittel- und langfristig. 
Maßnahmenträger: Bund, Länder 

4.2.2.2. Ökonomische Maßnahmen 

Auch im Bereich des Güterverkehrs sollte langfri­
stig die bereits beschriebene Kostenwahrheit an­
gestrebt werden. Dazu eignen sich Erhöhungen 
der Mineralölsteuer, Road-Pricing und die Einhe­
bung fahrleistungsabhängiger Schwerverkehrsab­
gaben. Aus ökologischer Sicht sollte sich Öster­
reich in der Europäischen Union dafür einsetzen , 
daß sich die Besteuerung des Straßengüterver­
kehrs am Grundsatz der Variabilisierung der Ko­
sten orientiert , also fahrleistungsabhängig erfolgt. 
Die Preiselastizitäten im Güterverkehr sind wegen 
der hohen Wettbewerbsvortei le des Straßenver­
kehrs derzeit aber wesentlich geringer als im Per­
sonenverkehr einzustufen. 

Bei diesen Maßnahmen ist ebenfalls eine Abstim­
mung mit den Nachbarstaaten erforderlich, um 
nicht die Standortqualität Österreichs und die 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Trans­
portunternehmen einzuschränken. 

Wie im Personenverkehr sollten die zusätzlichen 
Steuereinnahmen vorrangig für Umweltschutz­
maßnahmen im Verkehrsbereich verwendet wer­
den. Überschüssige Steuereinnahmen müßten 
aufkommensneutral zu Steuerentlastungen in an­
deren Bereichen (z. B. Lohnkosten) führen . 

Maßnahmen im Bereich "Preispolitik im Güter­
verkehr": 

Wie im Personenverkehr sollten die Kosten der 
Verkehrsmittelnutzung so weit wie möglich varia­
bilisiert, d.h. auf die Fahrleistung bezogen werden 
Um echte Marktpreise zu erhalten, müssen auch 
die externen Kosten und Nutzen des Güterver­
kehrs schrittweise internalisiert werden. Zur Ein­
führung kostenwahrer Preise im Straßengüterver­
kehr eignen sich flächendeckendes Road-Pricing 
und ein Zuschlag zur Mineralölsteuer. Das Aus­
maß der Preiserhöhungen muß sich an den Zielen 
der Änderung des Mobilitätsverhaltens bzw. der 

Tabelle 3.4.3.21. Erwartete Emissionsänderungen bis zum Jahr 2020 gegenüber dem Referenzszenario im gesamten österreichi­
schen Verkehr (ohne Luftverkehr und Pipeline) infolge einer Kombination der unter 4.2.1 . genannten Maßnahmen im Personenver­
kehr mit 50% iger Erhöhung der Variablen Kosten im MIV (Realpreise) 

Änderung der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1 .1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung und Siedlungsentwicklung nach 4.2.1.1., die Attraktivierung des ÖV und nicht motorisierten Verkehrs nach 4.2.1 .2. 
in Abstimmung mit den Preisanhebungen im MIV, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den MIV (schrittweise 5% p.a.), 
Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1.4. 

Pass.-km CO NO. HC Partikel C02 

PKW, mot. -Zwei-Rad -27% -39% -36% -37% -18% -42% 
Diesel-Bus +42% +36% +32% +34% +33% +33% 
Bahn, S-Bahn +40% +18% +18% +18% +18% +18% 
ÖPNV-el. (3) +66% +66% +66% +66% +66% +66% 
Donau (1) 0% 0% 0% 0% 0% 
Fuß & Rad +25% 
Summe (1) -4% -35% -9% -25% -2,1 % -18% 

Änderung der Abgasemissionen gegenüber 1991 (1 ) 

CO NO. HC Partikel 

2000 gegenüber 1991 -58% -28% -62% -23% 
2005 gegenüber 1991 -71 % -40% -76% -41 % 
2010 gegenüber 1991 -74% -46% -80% -48% 
2015 gegenüber 1991 -75% -48% -81 % -52% 
2020 gegenüber 1991 -76% -48% -82% -54% 

(1) die Emissionen im Güterverkehr bleiben gegenüber dem Referenzszenario unverändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
(3) Straßenbahnen, U-Bahnen und O-Buslinien 
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End- C02 
energie 

-5% -6% 
-11 % -12% 
-13% -14% 
-14% -15% 
-16% -17% 

Endenergie (2) 

-42% 
+33% 
+18% 
+66% 

0% 

-18% 

502 

-52% 
-54% 
-54% 
-54% 
-54% 
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Tabelle 3.4.3.22. Erwartete Emissionsänderungen bis zum Jahr 2020 gegenüber dem Referenzszenario im gesamten österreichi­
schen Verkehr (ohne Luftverkehr und Pipeline) infolge einer Kombination der unter 4.2.1. genannten Maßnahmen im Personenver­
kehr mit 120%iger Erhöhung der variablen Kosten im MIV (Realpreise) und 30%iger Erhöhung der Benützungsgebühren des ÖV 
zwischen 1997 und 2013. 

Änderung der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung und Siedlungsentwicklung nach 4.2.1.1., die Attraktivierung des ÖV und nicht motorisierten Verkehrs nach 4.2.1.2. 
in Abstimmung mit den Preisanhebungen im MI\/, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den MIV (schrittweise 5% p.a.) und 
30% höhere Tarife für den ÖV, Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1 .4. 

Pass.-km CO NO. HC Partikel C02 

PKW, mot.-Zwei-Rad -40% -51% -49% -49% -34% -57% 
Diesel-Bus +44% +37% +34% +36% +35% +34% 
Bahn, S-Bahn +42% +19% +19% +19% +19% +19% 
ÖPNV-el. (3) +41% +41% +41% +41% +41% +41% 
Donau (1) 0% 0% 0% 0% 0% 
Fuß & Rad +65% 
Summe -11% -46% -12% -33% -4,3% -26% 

Änderung der Abgasemissionen gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel 

2000 gegenüber 1991 -58% -28% -62% -23% 
2005 gegenüber 1991 -71% -40% -75% -41% 
2010 gegenüber 1991 -77% -47% -81 % -49% 
2015 gegenüber 1991 -80% -50% -83% -54% 
2020 gegenüber 1991 -80% -50% -84% -55% 

(1) die Emissionen im Güterverkehr bleiben gegenüber dem Referenzszenario unverändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 ,8333 Gwh gerechnet 
(3) Straßenbahnen, U-Bahnen und O-Buslinien 

(2) End- C02 
energie 

-6% -7% 
-12% -13% 
-18% -19% 
-22% -23% 
-23% -25% 

Endenergie (2) 

-57% 
+34% 
+19% 
+41% 

0% 

-25% 

502 

-53% 
-54% 
-56% 
-57% 
-57% 

Tabelle 3.4.3.23. Durchschnittliche C02-Emissionen je Tonnenkilometer Nutzlast im österreichischen Transportsystem 1991 

durchschn. LKW- durchschn. 
LKW (1) Fernverkehr (2) Bahn (3) 

Massebezogener 
Auslastungsgrad (4) 30% 60% ca. 38% 
9 C02ITonnenkilometer 322,8 68,1 28,4 

(1) Durchschnitt für alle in Österreich registrierten leichten Nutzfahrzeuge, LKWs und Sattelkraftfahrzeuge. 
(2) LKW-Lastzug mit 60% Auslastung 

durchschn. 
Donau 

kA 
25,7 

(3) Mit ÖBB-Wasserkraft/EVU-kalorisch-Kraftwerksmix 1991 , Auslastungsgrad aus Wagenachsen-km und transportierten t-km 
abgeschätzt. 

(4) Inkl. Leerfahrten. Der Mittelwert für die verschiedenen LKW-Massenklassen wurde über die Transportleistungsanteile gebildet. 
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Tabelle 3.4.3.24. Änderung der Gütertransportleistungen und der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne 
Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 infolge der Maßnahmen unter Punkt 4.2.2. mit einer 50%igen Anhebung der variablen 
Kosten gegenüber dem Referenzszenario 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1 .1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung nach 4.2.2.1., die Attraktivierung von Bahn und Donauschiffahrt nach 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Kraftstoffpreisanhebungen, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den Güterverkehr (schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsar­
beit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

t-km CO NO. HC Partikel C02 Endenergie (2) 

Güter-Straße (1) -5,5% -7% -8% -7% -7% -10% -10% 
ges. Bahn (1) +7,7% +4,2% +4,2% +4,2% +4,2% +4,2% +4,2% 
Donau (1) +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% +10,7% 
Summe (1) 0% -0,5% -3,3% -1,2% -2% -3,8% -3,7% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -24% -55% -22% +3,2% +2,8% -50% 
2005 gegenüber 1991 -58% -37% -68% -40% +1,7% +1,1% -51% 
2010 gegenüber 1991 -61% -44% -74% -49% +1,0% -0.2% -51% 
2015 gegenüber 1991 -63% -46% -76% -52% 0% -0,9% -51% 
2020 gegenüber 1991 -63% -46% -77% -54% -1,2% -2,4% -51% 

(1) Die Personenverkehrsleistung und die Emissionen aus dem Personentransport werden nicht verändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.25. Änderung der Gütertransportleistungen und der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne 
Luftfahrt und Pipel ine) bis zum Jahr 2020 infolge der Maßnahmen unter Punkt 4.2.2. mit einer 120%igen Anhebung der variablen 
Kosten im Straßengüterverkehr und einer 30%igen Anhebung der Tarife im Schienengüterverkehr gegenüber dem 
Referenzszenario 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berÜCksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 nach 4.1.1., die Maßnahmen zur 
Raumplanung nach 4.2.2.1., die Attraktivierung von Bahn und Donauschiffahrt nach 4.2.2 .1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise für den Güterverkehr (schrittweise 5% p.a.) und 30% höhere Tarife für den 
Güterverkehr auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

t-km CO NO. HC Partikel C02 Endenergie (2) 

Güter-Straße (1) -13% -17% -18% -18% -17% -22% -22% 
ges. Bahn (1) +4,5% +2,5% +2,5% +2,5% +2,5% +2,5% +2,5% 
Donau (1) +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% +7,5% 
Summe (1) -5,6% -1 ,0% -9% -3,3% -6% -8,4% -8,3% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenÜber 1991 (1) 

CO NO. HC Partikel End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -49% -25% -56% -22% +2,3% +2,0% -51 % 
2005 gegenüber 1991 -58% -38% -68% -41% -0,2% -0,8% -52% 
2010 gegenüber 1991 -62% -45% -74% -50% -2,3% -3,1% -53% 
2015 gegenüber 1991 -63% -48% -76% -54% -4,2% -5,2% -53% 
2020 gegenüber 1991 -63% -48% -77% -55% -5,9% -7,1 % -54% 

(1) Die Personenverkehrsleistung und die Emissionen aus dem Personentransport werden nicht verändert 
(2) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
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Internalisierung orientieren. Bei Road-Pricing ist 
auf die Entwicklung in der EU und den Nachbar­
staaten Bedacht zu nehmen. Kraftstoffpreiser­
höhungen erfordern ebenfalls eine Abstimmung 
mit der EU und den Nachbarstaaten. 

RealisIerungsmöglichkeiten: kurz- und mittelfristig 
Maßnahmenträger: Bund. EU. International 

4.2.2.3. Öffentlichkeitsarbeit und Bewußt­
seinsbildung 

Die Offentllchkeltsarbelt fur eine Reduktion der 
GLlterverkehrslelstung l11uß 1111 wesentlichen bel 
den Konsumeilten allsetzeII. EIIle Bewerbung 
heimischer Erzeugnisse. bzw. von Produkten 3US 
der cllrekten reglollalel-, Umgebung k3nn zu einer 
gerrrlgeren NaChfrage Ilach auslci.ndrschen Pro­
dukten bzw. GLltern Il1lt gror3en Transportwegen 
fLlhren. NetJen einer Verbesserung der Absatz­
chancen hellllischer Produkte v'llrel so auch die 
Gütertransportleistung gesenkt. Allnllch gerichte­
te Offentllchkeltsarbeit sollte naturllch auch in 111-
dustrie und Gewerbe durchgeflJhrt werden. 

4.2.2.4. Gesamtwirkung der Maßnahmen 

Die Wil"kung der zuvor angesprochenen M3ßnah­
Illenbundel Im Guterverkehr hangt. wie auch Im 
Personenverkehr. vvesentlidl vom Umfang der 
AllhelJung der variablen Kosten. bzw. den so 11-
IlallZlerbaren Maßnahmen Im öffentlichen Verkehr 
ab. Es SIIKJ aber weselltllcll geringere Verlage­
rungseffekte zu erw3rterl 

111 der Berechnung Sind Maßnahmen im Bereich 

• Raumordlllillg 
• Offentlichkeltsarbelt 
• Attmktivlerung von Bahll und Donauschiffahrt 

bzw. kombiniertem Verkehr 
• Verkehrsplammg und -regelung 
• Preispolitik 
• einmal eine Erllöhung der Kraftstoffrealkosten 

1111 StraßellVerkellr um 50"0 zwischell 1997 und 
2005 

• elnillal eille Erhohullg der Kraftstoffrealkostetl 
im StraßellVerkehr um 120(\, und der Tarife IIll 
Scillenellguterverkehr um 30 J o zWlscllen 1997 
und 2013 

berLlcksichtlgt. 

a) MaßnahmenbLmdel mit einer Anhebung der 
cJerzeitlgen variablen Kosten im Straßenguter­
verkehr um 50% 

Eine Allhebung der varrablen Kosten im 
Straßengllterverkehr wurde - In Kombination 
mit den Maßnahmeil zur Attraktivitätssteige-

- 225-

rung von Bahn und Sclliffahrt - dessen starken 
Anteilszuwachs an dei gesamteil Transportlei­
stung elnlJremsen. Gegenuber dem Refe­
renzszenarlO wird hier, entsprechend den Ab­
Ilänglgkelten in den Jallren 1971 biS 1993. mit 
einer Abnahme eies Straßenguterverkehrs um 
5.5°, gerechnet. Illsgesamt verbliebe delllloc'l 
eine Zunahme um ca. 45?" gegenuber 1991. 
(Siehe dazu Tabelle 34324) 

b) Maßllallmellbündel mit einer AnhebunD der 
derzeitigen variablen Kosten um 120"" Im 
Straßengllterverkellr und um 30°" höhere Tari­
fe Im Guterverkehr auf der Sch ene 

Eine Berecllnung bzw. Abschatzung der Struk­
turver,~nderungell ISt. noch mellr als lIll Perso­
nenverkellr. mit UnSicherheiten behaftet. Die 
daraul aufbauenden Verbrauchs- und Emis­
slonsprogllosen Silld daller als plaUSible EI­
gebnisse unter den vorgegebenen Randbedin­
gungen zu verstellen. III den Jahreil von 1971 
biS 1993 waren auch bel Dleselprelserhohun­
gen um uter 50"" (real) Antellszuwächsp des 
Straßengüterverkehrs lestzustellen (Abbildung 
34.32.). sodaß mit den daraus abgeleiteteil 
Abhci.nglgkelten auch bel DIeselpreisanstieg 
um 120)0 keine graVierenden Abnahmen der 
StraßellVerkehrslelstung zu erwarten sind. Die 
Mögllchkelterl zur Attraktlvierullg der Bahn 
werden aufgruncJ der Bauvorlaulzelten biS 
2020 1l0cllstwahrscll8lnllch ebeillalls keillen 
81nsclllleidenden Umschwung in Riclltung 
Schlelle beWirken. Eine optimierte 
verkellrstragerübergreifende Logistik kann da­
gegell WeSl?lltllcll roscller Ertolge zeigen. 

Insgesamt wird der Anteilszuwachs [t-km] des 
StraßengLlterverkellrs mit diesem Maßnahmen­
bundel w;)hrScllelnllcll Ilahezu gestoppt werden 
können (von ca. 52'\) Anteil in 1991 auf etwa fJ5SIJ 
in 2020) Aufgrund der höheren Transportkosten 
Wird mit einem Rückgang (Jer gesamten Tonnenki­
lometer um ca. 5.5'e' gerechnet. Weiters wel-den 
gegenüber dem Referenzszenarro 100 

0 Ilö~lel"8 

Nutzladefaktoren im Strar3engüterverkohr uncJ et­
was slnkellde Kraftstoffverbraucllswerte [Ir 100km] 
angellommerl. (Siehe dazu Tabelle 34.3.25) 

4.2.3. Umweltverträglichere Verkehrsabwick­
lung 

Mit den empfohlenen Maßnahmen (50% erhöhte 
vanable Kosten) ist biS zum Jahr 2020 eine Reduk­
tion der Straßenfahrleistungen (MIV und LKWl um 
knapp 20 lJ o gegenllber dem Referenzszenano zu 
erwarten. Gegenüber 1991 wird Sich dennoch ein 
Zuwachs von ca. 17°, ergeben. Um eille Vergleich­
maf31gung eJer TransportgeschWIndigkeiten und ei­
ne Abnahme eier S:aullauflgkeltell zu erreichen. 
Sind daher zus~ltzliche Maßnahmeil notwendig. 
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Tabelle 3.4.3.26. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der Maßnahmen aus 4.2. mit 50%iger Anhebung der variablen Kosten 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr nach 4.1.1., die 
Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1 .1. und 4.2.2., die Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt 
nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den Preisanhebungen im Straßenverkehr, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise 
(schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.1.4. und 4.2.2.3. 

co NO. HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -34% -10% -24% -4% -20% -19% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -57% -27% -61% -23% -3% -4% -52% 
2005 gegenüber 1991 -71 % -41 % -75% -41 % -11% -12% -54% 
2010 gegenüber 1991 -74% -47% -80% -49% -14% -15% -55% 
2015 gegenüber 1991 -75% -48% -81 % -53% -15% -17% -55% 
2020 gegenüber 1991 -75% -49% -82% -54% -17% -29% -56% 

(1) Strom, Benzin und Diesel: 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11 ,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.27. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 
2020 infolge der Maßnahmen aus Kap. 4.2. mit 120% iger Annhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr und 
30% Anhebung im ÖV 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr nach 4.1 .1., die 
Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1.1. und 4.2.2., die Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt 
nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den Preisanhebungen, 120% Anhebung der KraftstoffreaJpreise (schrittweise 5% p.a.) 
und 30% höhere Tarife für den Güterverkehr auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

CO NO. HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -45% -18% -33% -10% -33% -32% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten TransporIsystems gegenüber 1991 

CO NO. HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -56% -28% -61 % -23% -4% -5% -53% 
2005 gegenüber 1991 -70% -42% -75% -42% -14% -15% -56% 
2010 gegenüber 1991 -77% -50% -82% -52% -23% -24% -59% 
2015 gegenüber 1991 -79% -53% -84% -56% -28% -29% -61% 
2020 gegenüber 1991 -80% -54% -84% -57% -30% -32% 62% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin ojer Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.28. Erfolg des Maßnahmenbündels bezüglich des Ozongesetzes; mit 50%iger Erhöhung der variablen Kosten. 

Ziel für NMHC (1) nach Ozongesetz bzgl. 1988 
Erreicht gesamt HC (2) mit Maßnahmenbündel 
Ziel für NO. nach Ozongesetz bzgl. 1985 
Erreicht NO. mit Maßnahmenbündel 

(1) Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe 

1996 

-40% 
-51 % 
-40% 
-10% 

2001 2006 

-60% -70% 
-72% -82% 
-60% -70% 
-29% -42% 

(2) gesamte Kohlenwasserstoffe inkl. Methan. Die Reduktion der NMHC mit dem Maßnahmenbündel dürfte größer als die Reduktion der 
gesamt HC sein, da Methanemissionen durch 3-Wege Katalysatoren in geringerem Umfang abnehmen als die gesamten HC-Emissionen 
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Dazu bieten sich Verkehrsflußregelungen, bauliche 
Maßnahmen und ein Abbau von Verkehrsspitzen 
an. In allen Fällen ist eine Vergleichmäßigung des 
Verkehrsflusses bei einer annähernd gleichbleiben­
den mittleren Geschwindigkeit anzustreben, da bei 
wesentl ichen Beschleunigungen von verkehrsindu­
zierenden Wirkungen ausgegangen werden kann. 

Durch eine Verflüssigung des Straßenverkehrs kön­
nen Emissionen und Kraftstoff eingespart werden. 
So gehen im ECE-Zyklus beim Bremsen etwa 50% 
der gesamten Nutzenergie verloren. Durch auto­
matische Leitsysteme, die Routen und Geschwin­
digkeiten in Abhängigkeit vom jeweiligen Verkehrs­
aufkommen vorgeben, kann der Verkehrsfluß prin­
zipiell wesentlich verbessert werden. Derartige Sy­
steme könnten in Zukunft die Situation in stark be­
lasteten Gebieten entschärfen. Dies könnte auch 
durch einen Abbau von Verkehrsspitzen erreicht 
werden. Dazu können Arbeits-, Schul- und Ur­
laubszeiten flexibler gestaltet werden. Vor der Ein­
führung derartiger Maßnahmen wären jedoch 
eventuelle verkehrsinduzierende Effekte und alter­
native Möglichkeiten zur Verkehrsverlagerung zu 
prüfen. 

Straßen neu- und -ausbauten sind aus der Sicht 
des Umweltschutzes dann zweckmäßig, wenn sie 
nachweisbar dazu beitragen, durch den Straßen­
verkehr verursachte Umweltbelastungen aus sensi­
blen Bereichen (Ortsdurchfahrten, Erholungsgebie­
te) in weniger problematische Gebiete zu verlagern . 
Vor Entscheidungen zu Kapazitätsausweitungen im 
Straßennetz sind auch hier Alternativen zu prüfen 
und in die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ein­
zubeziehen. 

Im Bereich des öffentlichen Verkehrs sollten Be­
triebsleitsysteme und Beeinflussungstechniken für 
Lichtsignalanlagen zur Steigerung der Transport­
geschwindigkeiten forciert eingesetzt werden. 
Auch Fahrgastinformationssysteme und Techni­
ken zur Anschlußsicherung sind für eine höhere 
Attraktivität des ÖV wesentlich zu verbessern. 

Da derartige Maßnahmen nur lokal sinnvoll anzu­
wenden sind, ist eine allgemeine Abschätzung der 
möglichen Emissionsreduktionen im Rahmen die­
ses Berichtes nicht möglich. 

Maßnahmen im Bereich "Umweltverträg­
lichere Verkehrsabwicklung" : 

Um einen gleichmäßigeren Verkehrsfluß zu errei­
chen und Staus zu vermeiden, oder bei hohen Im­
missionsbelastungen Verkehrsreduktionen umzu­
setzen, sollen Leitsysteme im Straßenverkehr ein­
gesetzt werden. Dabei ist jedoch zu beachten, 
daß die verkehrsinduzierenden Effekte die Entla­
stungseffekte nicht überwiegen. 

·227· 

Zur Erhöhung der Effizienz und Attraktivität des öf­
fentlichen Verkehrs ist der Einsatz von Betriebs­
leitsystemen und Signalbeeinflussungen forciert 
voranzutreiben. 

Realisierungsmöglichkeiten: kurz- , mittel- und 
langfristig. 
Maßnahmenträger: Gemeinden, Länder, Bund 

4.2.4. Gesamtwirkungspotential 

Das Gesamtwirkungspotential ergibt sich aus der 
Summe der Wirkungen im Personen- und Güter­
verkehr. Überlagerungseffekte zwischen den Aus­
w irkungen im Personen- und Güterverkehr sind 
kaum zu erwarten. Die etwas geringeren Stauhäu­
figkeiten infolge eines geringeren PKW-Verkehrs­
aufkommens sind nicht berücksichtigt. Die Aus­
wirkungen der zu einer umweltverträglicheren Ver­
kehrsabwicklung empfohlenen Maßnahmen kann 
wegen fehlender Datengrundlagen derzeit nicht 
berechnet werden. 

a) Maßnahmenbündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten im Straßenverkehr 
um 50% 

Wie Tabelle 3.4.3.26. zeigt, sind mit diesem 
Maßnahmenbündel die Zielsetzungen bezüglich 
der C02-Emissionen nach dem Toronto-Ziel 
bzw. dem Klimabündnis und der NO,-Emissio­
nen nach dem Ozon gesetz nicht zu erreichen. 

b) Maßnahmenbündel mit einer Anhebung der 
derzeitigen variablen Kosten um 1 20% im 
Straßenverkehr und um 30% höhere Ticketprei­
se im ÖV 

Die Berechnungsergebnisse lassen auch mit die­
sem sehr ambitionierten Maßnahmenbündel nicht 
erwarten, daß die Zielsetzungen bezüglich C02 
und NO, erreicht werden (Tabelle 3.4.3.27.), wenn 
nicht wesentliche Verbesserungen im Bereich er­
neuerbarer Energien zu einem Durchbruch alter­
nativer Antriebe, wie etwa von Elektrofahrzeugen 
mit Solarstrom, führen. Der Erfolg derartiger Ent­
wicklungsarbeiten kann jedoch derzeit nicht ab­
geschätzt werden. 

5. Gesamtwirkung der empfohlenen Maßnahmen 

Die Gesamtwirkung der empfohlenen Maßnah­
men ergibt sich aus der Wirkung der Maßnahmen 
in den Bereichen: 

• Fahrzeug- und Infrastrukturtechnologien (Ab­
gas- und Lärmgrenzwerte, Verbrauchsvorga­
ben, Wartung und Instandhaltung, etc.) 
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Tabelle 3.4.3.29. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der empfohlenen Maßnahmen mit 50% iger Anhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr. 

Änderungen der Abgasemissionen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU tür 1996 und 2000 im Straßenverkehr sowie für 
Dieseltriebfahrzeuge, Traktoren und "Sonstige KFZ", eine Reduktion des Flottenverbrauches der neu zugelassenen PKW um 60% 
gegenüber 1991 , eine verbesserte Wartung und Instandhaltung, die Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1.1. und 4.2.2. , die 
Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen im Straßenverkehr, 50% Anhebung der Kraftstoffrealpreise (schrittweise 5% p.a.) sowie Öffentlichkeitsarbeit und 
Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

co NOx HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -36% -16% -27% -16% -30% -29% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NOx HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -58% -29% -62% -25% -9% -9% -54% 
2005 gegenüber 1991 -72% -43% -76% -44% -19% -20% -58% 
2010 gegenüber 1991 -75% -49% -80% -54% -23% -25% -59% 
2015 gegenüber 1991 -76% -52% -82% -58% -26% -28% -60% 
2020 gegenüber 1991 -76% -52% -83% -60% -27% -28% -60% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 

Tabelle 3.4.3.30. Erfolg des Maßnahmenbündels bezüglich des Ozongesetzes; mit 120% iger Erhöhung der variablen Kosten 
im Straßenverkehr und +30% im ÖV. 

1996 2001 2006 

Ziel für NMHG (1) nach Ozon gesetz bzgl 1988 -40% -60% -70% 
Erreicht gesamt HG (2) mit Maßnahmenbündel -51% -72% -82% 
Ziel für NOx nach Ozongesetz bzgl. 1985 -40% -60% -70% 
Erreicht NOx mit Maßnahmenbündel -10% -31% -45% 

(1) Nicht-Methan Kohlenwasserstoffe 
(2) gesamte Kohlenwasserstoffe inkl. Methan. Die Reduktion der NMHG mit dem Maßnahmenbündel dürfte größer als die Reduktion der 

gesamt HG sein, da Methanemissionen durch 3-Wege Katalysatoren in geringerem Umfang abnehmen als die gesamten HG-Emissionen 

Tabelle 3.4.3.31. Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis 
zum Jahr 2020 infolge der empfohlenen Maßnahmen mit 120°/oiger Anhebung der variablen Kosten im Straßenverkehr 
und 30% iger Anhebung im ÖV. 

Änderungen bis 2020 gegenüber dem Referenzszenario: 

In der Berechnung sind berücksichtigt: Die Abgasgrenzwerte der EU für 1996 und 2000 im Straßenverkehr sowie für 
Dieseltriebfahrzeuge, Traktoren und "Sonstige KFZ" , eine Reduktion des Flottenverbrauches der neu zugelassenen PKW um 60% 
gegenüber 1991, eine verbesserte Wartung und Instandhaltung, die Maßnahmen zur Raumplanung nach 4.2.1.1. und 4.2.2., die 
Attraktivierung von nicht motorisiertem Verkehr, ÖV und Donauschiffahrt nach 4.2.1.2. und 4.2.2.1. in Abstimmung mit den 
Preisanhebungen, 120% Anhebung der Kraftstoffrealpreise (schrittweise 5% p.a.) und 30% höhere Tarife im ÖV und im Güterverkehr 
auf der Schiene sowie Öffentlichkeitsarbeit und Bewußtseinsbildung nach 4.2.2.3. 

CO NOx HC Partikel Endenergie (1) 

Summe -48% -26% -38% -24% -39% -38% 

Änderung der Abgasemissionen des gesamten Transportsystems gegenüber 1991 

CO NOx HC Partikel (1) End- C02 S02 
energie 

2000 gegenüber 1991 -58% -31% -62% -26% -10% 11 % -55% 
2005 gegenüber 1991 -71% -46% -76% -46% -22% -23% -60% 
2010 gegenüber 1991 -78% -54% -83% -57% -31% -32% -63% 
2015 gegenüber 1991 -80% -57% -85% -62% -36% -38% -65% 
2020 gegenüber 1991 -81% -58% -85% -64% -36% -38% -65% 

(1) Strom, Benzin und Diesel; 1.000 Tonnen Benzin oder Diesel als 11,8333 Gwh gerechnet 
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• Raumordiluilg 

• OfferltllCilkeltsarbelt une! Bewußtseinsbildung 

• Attraktivierung eies ÖV und des Ilicht motori­
sierten Verkehrs sowie des GLlterverkellrs auf 
eier SC!llene unel eier Donau bzw. des kombi 
Illerteil Vel·kelll's 

• VerkeimipiClI1UIlg lInel -regelung 

• Preispolitik 

elllillal eille Ertlohullg der derzeitigen val'la­
bien KostenlrTl Straßenverkehr Uill 50"0 ZWI­
scl,el, 1 S)9i UI1CJ 2005 mit eiller zusbtzllcllen 
Varratlilisierung v::m FIxkosten (KFZ -Steuer. 
VelslchelllllgJ 

elnillal eille EI110hUIllj dei' cierzeltlgell varla­
blerl Kosten Im St"allellverkehr Uill 120'\J und 
elnel1: Pl'8lsanstleg IIll OV Uill 30"o zWlscllen 
199i LH1C! 201:1. 'Nieder mit einer zusatzlichen 
VariablllSlelUnlj VOll F,xkosten 

• uillweitvertraglichere Verkehrsabvvlcklung. 

5.1. Schadstoffe und CO,-Emissionen 

Eine nennenswerte Marktdurc:llClnngung von al­
teillativen AntrIebeil Lmd Fallrzeugell wurde In eier 
Berechmmg nlcllt tJerückslchtlgt. da die derzeit 
lllog!lch scllelnenclen Vananten heute entweder 
unausgerelft oder (unel) wesentlich teurer Sind. Die 
zukllnftlge Entwicklung 111 diesem Bereich ISt zur 
Zelt kauill abzuschätzel'. Irlternatlonal höllere 
P'else fLlr fossile Klaftstoffe wurden jedocll eine 
Intellslvleluncj der EntwIcklungsarbeiten ulld 
rnögllchervvelse einen schnellereil Durchbl'ucll be­
Wirken. Aufgrund elel' Dauer der Entwickluilgsar­
beltell unel der Fiottendurclldrrnguilg konnell Ilel'­
nellswerte uillweitpolitische Eriolge aber auch bel 
elllel11 rascheil Durchbrucll frLlhestells In 10 Jall­
ren erwartet werdel'. 

Als wesentlicher Faktor fLlr die erreichbareil Re­
duktionen dei SchaclstoffelTllsslonen zeigt slcll. 
neben technologlscllell Verbesseruilgen. die 
Preispolitik IIll Verkellr. 

5.1.1. Maßnahmenbündel bei einer Erhöhung 
der variablen Kosten im Straßenverkehr um 
50%. 

Eine 50 prozentlge ErhöllLlng der derzeitigen va­
rrablen Kosten durch eine schrittweise Kraftstoff­
prelsanhebung in Verbindung rnit Road-Pncing 
wLJrde etwa den Real preis des Jahres 1983 erge­
berl. Die Berechnungsergebnisse zeigen. daß die 
steigenden durcilschillttllcilen Elnkomrn8n. gerln-
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gere FallrverlJrducllswel'te der KFZs und eille 
gearlC!erte WI11schaftsstluktur 111 Zukunft Ueljell­
lJbel 1983 clellllocll 11011810 Verkellrslelsturlgen. 
Insbesolldere 1111 StraßeIICjutel'Vt)l-kelli elwilrien 
lassen. olJwolll dlo ZUSettzllcnell ElIlIldlllllell fur 
Maf311ahillen zum Umweitsclllltz IITl Vl)I'kelllsbe­
relcll. wie etwa IntellSlve Altmktlvllil1sstelljCr'L,ll­
gen 1111 OV gellLltzt wel'dell. 

Die 1111 Ozon~esetz geforelertell RecJllktlOllOll dei' 
He-EmiSSIOnell welclell 1111t clre"elll Mallnallillen 
bllllCJel cleutllcll ubel1rofjon, die CjeforcJertell Re 
duktlonell der NO,t:illlsslonell konl1E:m nlcllt er­
reicht werden. Dies Ist auf das derLelt cleutllcll ge­
rlnljere t8chnoloqlsche Poteiltlai zur Mrnclelun~J 

der NO -EiIllsslollen zurLlckzufl rllren. (Slelle daZli 
TalJelle 34.3.2fl.i 

Mit elleselll Mallilahm8nbuilCiei kOllllen das foroll­
lo-Zlel Lind die KlllllabundlllS ZleiSetzulllj trot! dei 
aLlllel'st sellariell Vel'einbal'ullgen zur Reeluktloll 
der Verlliaucilswerte eier PKW -NeU7Lllassul1Cjell 
1-6C'" biS 2C 12 gegel1 1 SJ91 i IIll Velkehrssektol 
111Cllt erlelellt werdell (TatJelle 34.329). So kon 
Ilell elle verkeilisbeclillgtell CO -Eillissiollen biS 
2005 11UI Ulll ea. 6'0 gegenuber 19(38 recluziert 
\/v'8r'dE;rl. 

Dieses Marlllal1lllellllurldol stellt Infolge der z.T 
unzulelcllendell uillweitpolltlscilen Flfolqe ein 
Mlnciestillail an rascll eriorcl8rllcllerl Hanolllnqell 
IIll Velkellrssektor elar. 

5.1.2. Maßnahmen bündel bei einer Erhöhung 
der variablen Kosten um 120% im Straßenver­
kehr, im ÖV und im Güterverkehr auf der 
Schiene um 30% 

Eine 120plC)7elltl~]8 Llllohung del- del'zeltlgen va­
Ilabiell Kosten 1111 Stl aßellVerkelli' elurcll eine 
sdlnttwelse Kraftstoffprclsanlleuung Uill 5"" pro 
Jahl all 1 ~)97 SO'Nle Road-Pnclng IdlCI eine Anlle­
IJull1j eJer Pmlse eies OV um 30 8 'J konllte etwa die 
Glölleilorelrllillg eier In Kap 3.2. bescllneb8118n 
"KostellVvalll'ile,t' IIll Velkellr IJewlI'ken. Mrt derar­
tlgell I'l'eisallderullgell Lind elell C1adul'cll Inogll­
cllell IIlVestitlon8n fUI Uillweitschutzlllaßnalll1len 
Sind deutliche t'\lld()rllllgen der WlltSCllclfts­
RaulllordllLlI1gs- lind Verkellrsstruktulen sowie 
des Verkehrsvel'ilaltens zu erwartell. 

Die Berc;c!lIlLingsergelJnlsse zelgel'. di-lfl dei End­
energl8velbrcluch IIn Verkeilisberelcl1 so hiS zum 
Jclhr 2Cl20 etwa auf das Niveau von 1 9i2 LUluck­
gescllraubt \Nerden kOllilte. Die IIll Ozon gesetz 
geforelertell Reduktunen der HC-EIllISSICJIl8n 
werderl Illit clleselll Maßni-l11111elllJLlIlelel deulilch 
Liberiroffen. elle Cjeforeler1en Reduktlcnell der NO -
Eillissiolleil konnell je(locll aucll Iller rllcht er­
reicht werden. ZukLlllftlge tecrlilologiscile Ellt­
wickluilgell IzB DENOX-Katalyscltor) oeler aucl, 
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alternative Antriebe, wie etwa Elektrofahrzeuge, 
könnten möglicherweise die geforderten Reduk­
tionen mit Zeitverzögerung bewirken. Das Poten­
tial dieser Technologien ist derzeit jedoch nicht 
abzuschätzen. (Siehe dazu Tabelle 3.4.3.30.) 

Auch mit diesem Maßnahmen bündel können das 
Toronto-Ziel und die Klimabündnis-Zielsetzung 
trotz der sehr scharfen Vereinbarungen zur Re­
duktion der Verbrauchswerte der PKW-Neuzulas­
sungen (-60% gegen 1991) im Verkehr nicht er­
reicht werden (Tabelle 3.4.3.31.). So können die 
verkehrsbedingten C02-Emissionen bis 2005 um 
ca. 10% gegenüber 1988 reduziert werden. 
Höhere Reduktionen bis 2005 können bei einem 
schnelleren Anstieg der Kraftstoffpreise erwartet 
werden, in der Berechnung werden die Preise ja 
zwischen 1997 und 2013 angehoben. Allerdings 
dürfte dann ein paralleler Ausbau der ÖV-Infra­
strukturen kaum mehr möglich sein. 

Derart hohe Preise für fossile Kraftstoffe ließen er­
warten, daß erneuerbare Energieträger noch vor 

2020 höhere Anteile im Transportsektor erreichen 
und weitere Reduktionen der Emissionen bewir­
ken können. Entsprechende Berechnungen wur­
den aber nicht durchgeführt. Die mit diesem Maß­
nahmenbündel erreichbare Reduktion der ver­
kehrsbedingten C02-Emissionen sowie die ver­
bleibenden Differenzen zum Toronto-Ziel und dem 
Klimabündnis-Ziel sind auch in Abbildung 
3.4.3.16. zu ersehen. Dabei wird auch optisch 
deutlich, daß sofort mit der Umsetzung und Wei­
terentwicklung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
begonnen werden müßte, um diese Ziele über­
haupt noch erreichen zu können. 

Aufgrund der umweltpolitisch unzureichenden Er­
folge bezüglich der Reduktionen der NO,- und 
C02-Emissionen kann auch dieses sehr ambitio­
nierte Maßnahmen paket keine umweltpolitisch 
zufriedenstellende Lösung auf dem Verkehrssek­
tor darstellen. Der vorliegende Bericht beschränkt 
sich jedoch im wesentlichen auf kurz- und mittel­
fristig realisierbare Maßnahmen, die den Trans­
portsektor in Richtung der langfristigen Zielvor-

Abb. 3.4.3.16. Die verkehrsbedingten C02-Emissionen im Referenzszenario (volle Linien) und im Reduktionsszenario 
(strichlierte Linien) mit dem wirksamsten Maßnahmenbündel 
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Tabelle 3.4.3.32. Änderung der Lärmemissionen des Transportsystems (ohne Luftfahrt und Pipeline) bis zum Jahr 2020 
infolge der empfohlenen Maßnahmen. 

Änderung gegenüber 1991 
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Emissionen 

Straßenverkehr innerorts: -7 bis -15 dB 
Straßenverkehr außerorts: -7 dB 
Schienenverkehr: 0 bis -10 dB 
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stellungen lenken könnten. Weiterführende Mög­
lichkeiten müssen daher in Zukunft gefunden wer­
den, wie es auch im Prozeß des Nationalen Um­
weltplans vorgesehen ist. Dabei sind die Potentia­
le der Fahrzeug- und Motortechnik (z.B. ULEV, 
ZEV), der Verkehrsplanung, -organisation und -ra­
tionalisierung sowie der Umsetzung der Kosten­
wahrheit weiter auszunutzen, um zu einem nach­
haltigen Verkehrs- und Transportwesen zu gelan­
gen. Diese Überlegungen müssen sich insbeson­
dere um Möglichkeiten für Absenkungen des Ver­
brauches fossiler Kraftstoffe sowie der CO,-, NO,­
und Partikelemissionen bemühen. 

5.2. Lärmbelastung 

Im Bereich der Lärmbelastung sind Erfolge vor­
wiegend durch technologische Maßnahmen an 
den Fahrzeugen, deren Instandhaltung, lärmbe­
wußtes Fahrverhalten sowie Infrastruktureinrich­
tungen , wie etwa lärmarme Fahrbahnbeläge und 
Lärmschutzwände zu erzielen. Mit den empfohle­
nen Maßnahmen können deutliche Verbesserun­
gen erwartet werden. Lokale Belastungsspitzen 
werden jedoch weiterhin zu erwarten sein und 
müßten durch Schallschutzmaßnahmen am Ob­
jekt minimiert werden . (Siehe dazu Tabelle 
3.4.3.32.) 

6. Methode, Unsicherheiten, offene Fragen und 
künftige Schwerpunktsetzungen 

Fahr- und Transportleistungen sowie Energiever­
brauch und Abgasemissionen des Verkehrs in 
Österreich wurden von der zur Erarbeitung dieses 
Kapitels im Nationalen Umweltplan eingerichteten 
Arbeitsgruppe rechnerisch ermittelt. Dabei sind 
außer der Verdampfung und Verdunstung von 
Kraftstoffen alle emissionsrelevanten Parameter 
soweit wie möglich berücksichtigt worden. Die 
Kaltstarteinflüsse bei 2-Rädern und im Schwer­
verkehr können derzeit wegen fehlender Daten­
grundlagen nicht berechnet werden. Die vorhan­
denen Meßdaten lassen vermuten , daß dadurch 
die errechneten Kohlenwasserstoff- und auch die 
Kohlenmonoxidemissionen etwas unterbewertet 
sind. 

Die Emissionsfaktoren wurden aus vorhandenen 
Literaturquellen und Meßergebnissen abgeleitet, 
beinhalten aber Unsicherheiten . Ein Forschungs­
projekt zur Ermittlung von KFZ-Emissionsfaktoren 
unter Zugrundelegung der österreichischen Ver­
hältnisse wäre in Zukunft wünschenswert, so wie 
der systematische Einsatz größerer finanzieller 
Mittel für die Untersuchung von Umweltproble­
men und Lösungsmöglichkeiten im Verkehrsbe­
reich wünschenswert ist. 
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Unsicherheiten resultieren auch aus fehlenden 
oder unzureichenden statistischen Unterlagen. 
Diese betreffen insbesondere die zugrundegeleg­
ten Fahrleistungen sowie die Nutzladefaktoren im 
Straßengüterverkehr und die Straßengüterver­
kehrsleistung an sich. Bei Überlegungen zu Verla­
gerungspotentialen stellen diese Datengrundla­
gen entscheidende Größen dar, weshalb Metho­
den zur besseren statistischen Erfassung gesucht 
werden sollten. 

Die Auswirkungen von Maßnahmenbündeln im Be­
reich Verkehrsplanung und insbesondere der Preis­
politik auf Energieverbrauch und Abgasemissionen 
wurden aus der Entwicklung in Österreich zwi­
schen 1971 und 1993 sowie zahlreichen literatur­
steilen abgeleitet. Drastische Änderungen, wie sie 
z.B. eine Anhebung der realen , variablen Kosten im 
Straßenverkehr um 120% und im ÖV um 30% dar­
stellen, traten in der Vergangenheit nicht in diesem 
Ausmaß auf, so daß Analogieschlüsse erforderlich 
sind. Diese sind insbesondere im Güterverkehr mit 
einigen Unsicherheiten behaftet und können daher 
nur die Größenordnungen der Veränderungen an­
geben. Zur besseren Beurteilung wären wesentlich 
umfangreichere Arbeiten durchzuführen. Diese 
müßten u.a. die Wettbewerbssituation der einzel­
nen Verkehrsträger unterteilt nach einzelnen Pro­
duktionsprozessen und Produktgruppen in Abhän­
gigkeit von Preis- und Angebotsveränderungen un­
tersuchen. Im Personenverkehr wären etwa Zeitrei­
hen über Siedlungsentwicklung und Bebauungs­
dichten, Straßennetzlängen, Verkehrsflächenver­
brauch und zurückgelegte Fahrzeug- und Perso­
nenkilometer sowie deren Abhängigkeit von den 
Transportkosten und Transportgeschwindigkeiten 
näher zu untersuchen. 

Es konnte bisher nicht endgültig geklärt werden, 
wieviel Tonnenkilometer im österreichischen 
Straßenverkehr geleistet werden. Aufgrund der 
vorliegenden statistischen Quellen über den ge­
samten Kraftstoffverbrauch im Straßengüterver­
kehr ergeben sich sehr niedere Auslastungsgrade 
für LKWs und Sattel-KFZs. Eventuelle Fehler könn­
ten z.B. in einem relativ hohen Anteil von in Öster­
reich verkauftem, aber vorwiegend im Ausland 
verbrauchten Dieselkraftstoff, der Nichterfassung 
einzelner Transportabläufe in den Güterverkehrs­
statistiken oder einer Unterschätzung des Diesel­
verbrauches anderer Sektoren, zu finden sein. 

Die derzeitigen Ergebnisse zeigen im internationa­
len Vergleich einen sehr hohli!n Energieverbrauch 
je geleistetem Tonnenkilometer. So ergeben sich 
für den österreichischen Straßengüterverkehr et­
wa 4,35 MJ/t-km. Berechnungen für andere Staa­
ten - für die EU wird etwa ein Durchschnitt von 
3,3 bis 3,7 MJ/t-km angeführt - zeigen fast aus­
schließlich geringere Werte. Da möglichst verläßli­
che Daten über die Gütertransportleistungen er­
forderlich sind, wenn Aussagen über Verlage-
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rungsmöglichkeiten und -effekte oder Erhöhun­
gen der Auslastungsgrade getroffen werden sol­
leb, ist eine weiterführende Analyse des Güterver­
kehrs unbedingt notwendig. 

Aus zeitlichen Gründen war es nicht möglich, die 
wirtschaftlichen und sozialen Folgewirkungen ver­
schiedener Maßnahmenbündel mit unterschied­
lich intensiven Umsetzungen zu bewerten. Maß­
nahmenintensitäten, die das Erreichen des Toron­
to-Zieles bzw. des Klimabündnisses bei den ver­
kehrsbedingten C02-Emissionen erwarten lassen, 
sind jedenfalls einschneidend und kurzfristig. 

Zur Erreichung dieser Zielsetzungen und auch zur 
Umsetzung der Maßnahmen bündel ist daher ein 
umfangreicher Forschungsbedarf gegeben, um 
einerseits Wirkungen genauer abzuschätzen, an­
dererseits innovative Lösungsansätze zu ent­
wickeln. Es erscheint deshalb zielführend, diesen 
Forschungsbedarf in interdisziplinärer Ausrichtung 
zu skizzieren und ein Begleitforschungsprogramm 
zum Nationalen Umweltplan zu initiieren. 

Weiters ist die Inangriffnahme von Modellvorha­
ben zu empfehlen, da sie für die Umsetzung der 
Maßnahmenbündel einen wichtigen Impuls dar­
stellen und wertvolle Erfahrungen liefern können. 
Daher sollten möglichst zu allen Maßnahmen, so­
weit möglich, NUP-Pilotprojekte gestartet werden. 
Diese Pilotprojekte sollten durch eine umfangrei­
che Forschungstätigkeit begleitet werden. 

Die Festlegung des Forschungsbedarfs und die 
Konzeption der Pilotprojekte sollten interdiszi­
plinär angelegt sein und insbesondere die The­
menfelder Verkehrstechnologie, Verkehrsplanung, 
Ökologie, Medizin, Ökonomie, Sozialwissenschaf­
ten , Psychologie und Kommunikation sowie 
Recht einbeziehen. 

Maßnahmen im Bereich "offene Fragen": 

Es soll eine fachübergreifende Studie, eventuell 
als NUP-Forschungsprogramm, über die Möglich­
keiten und die optimalen Strategien und Ziele ei­
ner umfassenden Umstrukturierung des Trans­
portsystems, der Wirtschaftsstruktur und des Ver­
haltens der Bevölkerung im Sinne einer nachhalti­
gen Entwicklung sowie der wirtschaftlichen und 
sozialen Folgewirkungen durchgeführt werden. Ei­
ne derartige Studie muß die Möglichkeiten in 
Österreich und auch die dazu erforderlichen Ver­
änderungen im Ausland behandeln. 

Im Rahmen dieser Untersuchungen soll insbeson­
dere auch eine Bewertung der wirtschaftlichen 
und sozialen Folgewirkungen der im Kapitel 3.4.3. 
empfohlenen Maßnahmen erfolgen. 

Realisierungsmöglichkeiten: Sofortiger Beginn der 
Studie, Umsetzung mittel- und langfristig 
Maßnahmenträger: Bund (Fachministerien) 
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Im Zuge der Erarbeitung des Nationalen Umwelt­
plans wurde von der für den Bereich "Verkehr und 
Transportwesen" eingerichteten Expertenarbeits­
gruppe eine Anzahl weiterführender Vorschläge 
und umweltpolitischer Forderungen zu einzelnen 
für diesen Sektor bedeutenden ökologischen Ziel­
setzungen und damit verbundenen Maßnahmen 
eingebracht, die in der nunmehr abgeschlossenen 
ersten Arbeitsphase des NUP nicht abschließend 
behandelt werden konnten und dementspre­
chend in der in Kapitel 3.4.3. vorgenommenen 
Zusammenfassung des Berichts der Expertenar­
beitsgruppe nicht wiedergegeben sind. Eine Dar­
stellung der in diesem Zusammenhang deponier­
ten Positionen und Forderungen findet sich im 
Endbericht der Arbeitsgruppe "Verkehr und Trans­
portwesen" des NUP. Sie werden einen Schwer­
punkt der weiterführenden Arbeiten bilden und 
sollen in der FortSChreibung des Nationalen Um­
weltplans berücksichtigt werden. 
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Einleitung 

In Österreich sind die meisten aquatischen und ter­
restrischen Ökosysteme durch menschliche Akti­
vitäten beeinftußt, das heißt, der überwiegende Teil 
des österreichischen Staatsgebietes ist Kulturland­
schaft, die über Jahrhunderte hinweg das Fortkom­
men unserer Vorfahren sicherte. Auch heute noch 
sind intakte Landschaftsökosysteme unabdingbare 
Voraussetzung für die langfristige Überlebensfähig­
keit der Menschen. 

Nach dem gegenwärtigen Wissensstand sind viele 
Landschaftsökosysteme als negativ beeinftußt an­
zusehen und ein Teil davon sogar als gefährdet ein­
zustufen. Besonders schwerwiegende Folgen ha­
ben Schäden an den Böden, weil Bodendegrada­
tionen oftmals irreversibel sind und Verluste an Bo­
denqualität starke Auswirkungen auf Wasser, Pflan­
zen und Tiere haben. Die Ursachen für die Ver­
schlechterung reichen oft weit zurück, da in der Ver­
gangenheit lokal oder regional eine sehr intensive In­
anspruchnahme erfolgte. In der industriellen Zeit 
war es einerseits die Intensivierung der Produktion 
durch einseitige Fruchtfolgen und Monokulturen, 
Energie-, Maschinen- und Chemikalieneinsatz, an­
dererseits die Verteilung, Akkumulation und Wirkung 
von Schadstoffen auf die Ökosysteme, die zur Ver­
schlechterung der Situation beitrugen. Dazu kam 
der stets steigende irreversible Verbrauch an natür­
lichen Ressourcen zur Deckung des Bedarfs einer 
materiell immer anspruchsvolleren Gesellschaft. 
Durch den extrem gestiegenen internationalen Gü­
teraustausch gerieten österreichische Betriebe in ei­
ne Wetlbewerbssituation, die eine Umsetzung land­
schafts- und umweltschonenderer Nutzungsmetho­
den weitgehend verhinderte. Legistische Maßnah­
men, die auf Handlungsvorschriften und Verbote 
abzielten, konnten leicht nachprüfbare, gesetzes­
widrige Handlungen zurückdrängen, als Basis für ei­
ne Ökologisierung erwiesen sie sich aber in vielen 
Fällen als ungeeignet oder scheiterten am Vollzug. 

Angesichts dieser Situation besteht ein dringlicher 
Bedarf an innovativen Ansätzen sowie der Schaf­
fung von wirtschaftlichen und politischen Rah­
menbedingungen zu deren Umsetzung. 

Allgemeine Zielsetzungen für die Bereiche Land­
wirtschaft, Wald und Wasser sind 

- maximale Ressourcenschonung unter Berück­
sichtigung der natürlichen Produktionskräfte 
und Regulationsmechanismen 

- Minimierung von ökologischen Risiken im Sinne 
der Nachhaltigkeit 

- Minimierung des Materialeinsatzes durch Steigerung 
der Energieeffizienz, sowie Schließung von Stoff­
kreisläufen Qnnerbetrieblich, regional, international). 
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1. Landwirtschaft 

1.1. Problemstellung 

1.1.1. Landwirtschaft - Umwelt 

Landwirtschaftliche Produktion steht in enger Ver­
bindung mit der Umwelt. Lange Zeit wurde dieser 
Zusammenhang als unproblematisch eingestuft . 
Die zunehmende Intensivierung agrarischer Pro­
duktionsvorgänge führte in Teilbereichen zu Pro­
duktionsmethoden, die diese traditionell positive 
Kopplung zwischen Landwirtschaft und Umwelt 
umkehrte. Wasser- und Luftverschmutzung, Bo­
denerosion und Artenverlust stellen dabei konkre­
te Probleme dar. Trotzdem wäre es falsch, die 
Landwirtschaft insgesamt als umweltschädigend 
anzusehen. 

Land- und Forstwirtschaft sind durch ihre außer­
gewöhnliche Produktionssituation (Flächenbezug) 
besonders von den allgemeinen Umweltbeein­
trächtigungen betroffen. Die landwirtschaftliche 
Nutzfläche sowie die österreichischen Wälder mit 
ihren vielfältigen Funktionen sind Schadstoffim­
missionen ausgesetzt, denen der Land- bzw. 
Forstwirt relativ ohnmächtig gegenübersteht. Luft­
und WasseNerschmutzung durch Verkehr, Indu­
strie und Gewerbe sowie Haushalte bis hin zu glo­
balen Umweltproblemen, wie die Zerstörung der 
Ozonschicht oder der anthropogene Treibhausef­
fekt stehen hier an prominenter Stelle. 

Bodenschutz verdient besondere Beachtung, da 
der Boden als zentrales Umweltmedium eine we­
sentliche Grundlage für das Leben der Menschen 
darstellt, jedoch gerade durch menschliche Tätig­
keiten in seiner Funktionsfähigkeit massiv bedroht 
ist und sich nicht oder nur in sehr langen Zeiträu­
men natürlich erneuert. 

Eine wichtige Funktion kommt der Landwirtschaft 
auch als Erhalter des Landschaftsbildes und der 
ökonomisch-sozialen Funktionsfähigkeit ländli­
cher Räume, als Partner im Naturschutz sowie bei 
der Bereitstellung nachwachsender Rohstoffe im 
Sinne der anzustrebenden Schließung von Ener­
gie- und StOffkreisläufen zu. Dieser Sektor ist wie 
kein anderer geeignet, diese gesellschaftlichen 
Anforderungen zu erfüllen. Die Bereitstellung von 
Biomasse als Substitut von fossilen Rohstoffen 
zur Verminderung der C02 Emissionen ist hier be­
sonders zu erwähnen. Die Erfüllung dieser Aufga­
ben ist bedroht, wenn durch nicht nachhaltige 
Produktionspraktiken bzw. exogene Umweltein­
flüsse die agrarischen Produktions- und damit Le­
bensgrundlagen zerstört werden. Dies gilt umso 
mehr in einer Situation, in der die Nahrungsmittel­
nachfrage auf globaler Ebene ansteigt. 
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1.1.2. Ursachen und Konsequenzen 
der Rahmenbedingungen 

Die Versorgurlgsslcherlleit mit Nallrungsmltteln 
hatte Ir1 der Geschichte der Menschl1elt Immer ei­
nen zentralen Stellenwert. In Inlandiscr1en Versor­
~JungsdeflZlten bel Nahrungs- und Futternllttelrl 
wurde 111 Osterreich durch preispolitische Maß­
nahmen entgegengevvirkt. Steigende Intensltäten 
sowie eine Stlmullerung des technischen Fort­
scllritts führten 7ur damals gewLHlschten Er­
hohung der Inlandsproduktion. wobei aller(llngs 
die Intensität europäischer Gunstlagen nicht el­
reicht wurde. 

Die sturmische EntwIcklung der Industneproduk­
tiOl1 indu71erte eine starke Abwanderung aus der 
LandWirtschaft. Dies erforderte die Substitution 
des ProduktlCJr1sfaktors ,.Arbelt" durch Kapital 
Der Einsatz vor1 synthetischen Pflanzenschutzmit -
telrl und eine umfangreiche Mascilinenausstat­
tung traten an die Stelle menschlicher Arbeits­
kraft. Der HandelsdLHlgerelnsatz trug zur Produk­
tionssteigerung bel. Wie In sämtlichen Wlrt­
scllaftsberelchen stellte die Umstellung auf fossile 
Erlergleträger ein wesentliches Charakteristikum 
fur den Ubergang von einem nallezu gescillosse­
nell zu einem weitgehend offenen System mit ei­
ner deutllcllen Erhohung der Abhangrgkelten ge­
genüber nlchtagranschen Sektoren dar. 

Diese Öffnung des Systel11s ermöglichte enorme 
(Arbelts-) Produktlvitätsfortschntte. Dadurch. so­
wie durch den Wegfall VOll Futterflächen für Zug­
tiere, wuchsen cJie Anget)otsmenge'l signifikant 
rascher als die Nachfrage. Zlinehmend traten 
strukturelle UberschLisse bel wlchtlgerl Er zeugnis­
sen auf. Die Politik der Industneländer reagierte 
kaum auf diese fundamentale Veranderung. Die 
Abslcherung der bäuerlichen Einkommen und die 
SIchersteilung der BeSiedlung des landlichen 
Raumes stand und steht Im Zentrum des politi­
schen Willens (LandWIrtschaftsgesetz BGBI. Nr. 
375/1992. § 1). Bisher wurde überwlegencj die 
Meinung vertreten, daß diese EInkommeil rlur 
uber Produkterlöse und nicht durcll eine gerechte 
HononerUllg der zalll'elchen sonstigen LeIstun­
geil (Multifunktionalitat der Land- und ForstWirt­
schaft) garantiert werden konnen. Auch aus emde­
rel1 s07lal- und Wirtschaftspolitischen GrLHlden 
reagierte die Politik kaum auf diese fundamentalen 
Veränderungen. sodaß es zu keinen marktonen­
tlerten Korrekturen kam. 

,< I 03tl('1 :<Ie:y:r~ (~u:,(J'I,jle K,tlAeWl(f;I,....,I!:::! :Is ;:uc: r ] K~jr; 
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Die elnzelbetnebllcflen Zieisetluilgen der Landv'Jlr­
te warerl cJaher verstandllcllerwelse an Ertrags­
steigerw1gfm und IllCllt all deli heute bekannten 
und daller geforcJerten volkswlrtscl,aftllCflen LII,d 
umweltpolitischen Zielen orientiert 

Die Preispolitik ist zunehmend weniger geeignet. 
zur SIcherung dei landWirtschaftlichen EInkom 
men beizutragen. weil die TransfereffizIenz die 
ser Stützungsform relatiV gerrng ist. Diese Art von 
Politik hat auch zu ökologischen Problemon ge 
führt. Indem sie Intensltatsstelgernd Wirkte uneJ 
damit den Einsatz umweltfrPulldlicher Technolo­
gien und Praktiken behinderte b7w unmöglich 
machte. Weil das Ziel der betnebswlrtschaftllchen 
Rentabilltat unverzichtbar ist, steht seit Jahrzehn­
ten die konventionelle. chemiegestutzte une! ener­
glelntensive LandWirtschaft weltweit Im Zentrum 
der FCJrschungsbemühungen. 

WIrtschaftsweisen mit Iloher Stoff- und EnergIeIn­
tensItät beWirken aucll In der Landwlrtscllaft vlel­
faltige negative externe Effekte 

Artenverlust und ArtenrückgEmg dllrch Lebens­
raumkonkurrenz L:neJ Nutzungsanderungen: 

Eintrag von Stoffeil In Agralökosysteme mit ne­
gativen Folgen fGr dell Boden-, Wasser- und 
Luft haushalt: 

Klimarelevante und andere gasförmige EmiSSIO­
nen In einem nicht oxakt bestimmten Ausmaß. 

Gegenuber vergleichbaren Landern Sind diese 
Probleme in Osterreich, aucl, bedlrlgt durch politi­
sche Gegenmaßnahmen (Bodenscllutzabgabe. 
Wasserrechtsgesetz, FörcJerung Blolar1dbau, 
Fruclltfolgeförderung) weniger stark ausgepragt. 

1.1.3. System bezogene Lösungsansätze 

Fur die negativen EntWICklungen ausscilließI1Cf1 
cJie Landwirte verantwortlich zu machen. gillge 
am Kern des Problems vorbei. Der Landwirt ist ein 
Akteur des agrarischen WIrtschaftssystems und 
hat Sich an die gegebenen Rahm8nl)ecJlngungen 
anzupassen. will er seine Einkommonsliele errei 
chen. Langfristig gesehen Sind es sogar die vor­
und nachgelagerten Bereiche. auch die Letztver­
braucher, welche von der Preispolitik prrmar profi­
tieren. 

Der Schlussel fur eine dauerhafte Bewciltlgung 
dieser Fehlentwicklung liegt dclrln. die Ursachen In 
der Gesamtheit der geanderten okonomiscllerl. 
strukturellen und Institutionellen Bedingungen zu 
suchen. Tradltlollelle Umweltpolitik mit Grenzwert­
festlegunger, und Produktionsauflagen kann da­
bei nur eine unterstutzende Rolle spielen. Die 
ubergeorcJnete Zieivorsteiluilg muß in Richtung el-
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ner <Jgrarpolltlscllell Korlzeptlon gehen, die eine 
ressourceneffizIente, okologlsch nachllaltlge und 
delliloch profitable LandwIrtsche1ft bel glelCIlzelti­
ger AnrJassung der RahmenbedIngungen ermög­
licht. Der blologlsclle Larldbau 111 Osterreich. rnt 
selrlen gesetzllcll festgelegten Produktlonsnchtll-
11ien und der behordllchen Kontrolle. stellt ein Bei­
spiel fur Ilachllaltige Landwlrtscllaft dar. 

Die dafLIl notwendige Illforillationspolltik muß dar­
auf abzielen, daß Anderungen Im Kaufverhalten 
eier Konsuillentell dahillgellend erfolgen. daß 
qualitativ hochwertige, gesu'lde Nahrungsmittel 
aus umweltschonelldell Produktionswelserl ver­
mehrt nachgefragt werden. Entsprechend aner­
kallilte Kontrollsysteme silld vorzusehen, damit 
die Herkunft Lmd Oualltat dieser Proelukte garan­
tiert sind. 

1.2. Nachhaltigkeit als Zielsetzung in 
der Landwirtschaft 

1.2.1. Zieldefinition und Prinzipien von Nach­
haltigkeit 

In bezug auf dds NachhaltigkeltszIel lassen sich 
drei aligellleille uild logisch zusalllillenhangende 
PrinzIpien identifizieren: 

Nachllaltigkeit Ist ein Eleillent der Wollifahrt III 
delll Sinne, daß durch die derzeitige Ressour­
cerwerwendung elle Wohlfahrt kLmftlger Gene­
rationen rllcht beelntrachtigt werden soll. Das 
erfordel: die Erhaltung der Produktionskapa­
zitat des globalen KapItalstocks, der aus natür­
lichen und VOIll Menscllen geillachten Elemerl­
ten besteht. 

Um NachllaltlgKelt zu errelcllerl bzw, abZUSI­
chern. IllUSSerl sowohl private als auch öffentli­
che Entscheidungen so getroffen werden, daß 
UmweltgLiter abgeSichert werden, und zwar un­
abllängig davoll. ob sie auf Markten gellandelt 
werdell oder durch nlchtmarktllche Prozesse 
zur Verteilung kOlllmen. 

Der Konservierung nlcllt ersetzbarer Uillweitgü­
ter (ArtenvIelfalt. Landschaftsschutz. rlatllrllche 
Ökosysteme und Biotope) ISt dann Vorrang ein­
zuraumen. wenn die Gefahr IrreverSibler Verlu­
ste besteht. 

Nachllaltlgkeit muß zur zentralen. langfristlgerl 
Zielsetzung der Landwirtscllaft werden. Dieses 
Ziel kann aber nicht dadurch erreicht werden. daß 
einige als kritisch eingestufte agrarische Produk­
tionspraktiken angepaßt werden. Eine nachhaltige 
LandwirtSChaft erfordert eine tragfahige und lang­
fristige Verbindung zwischen landwirtSChaftlichen 
AktlvItaten und der Wlrtschafts- und Umweltpoli­
tik: 

·237· 

Nachhaltlgkeit in der Landwirtschaft im ökologi­
schen Sinn ISt Ilur möglich, wenn aucll andere 
Wirtschaftssektoren IEllergle. Verkehr.) öko­
logisch nachhaltig agieren 

Nachhaltigkelt In dei' Landwirtscllaft Im ÖkorlC­
mlscllen Sinn ist nur mO~Jllch. wenn eine ökolo­
gisch nachhaltige Produktionsweise l'letrrebs­
Wirtschaftlich rentabel 1St. weil sonst langfrrstig 
keine LandWirte Illehr eXistieren. die diesen Vor­
gaben folgen kölmen 

Okologlsche unel okorloillische Nachhaltlqkelt 
erfordert eine weltgeherlde Betonurlg des Sub­
sidlaritatsprinzips zur Anpassurlg an die regio­
nalen Gegetlenhelten 

1.2.2. Elemente und Ebenen von Nachhaltig­
keit 

Das Konzept eier Nachhaltlgkeit umfaßt damit In 
seiner Anwelldung auf diE) Landwlrtscllaft 
grundsatzlich c!rel Komponenterl: 

Eine Liber die konservierende Sicl1twelse der 
Umweltllutzung hinausgehende okosystemare 
KompoIlente: 

eine der klJrlftlgen EntWICklung des agrarrschen 
Produktlonsvolumells allgepaßte Wachstums­
komponente; 

eille auf die SOZialen. regionalen und kulturellen 
Impllkatlol1en BeLug 'lehmende Verteilungs­
komponente 

Das Ziel eiller Ilacllhaltlgerl cntwlcklUllg ISt auf 
zwei ullterschlecilichen EbeneIl relevant. Auf eJer 
politischen Ebene wird die Konzeption Lind Illlple­
Illentatlon der umweltpolltlscllerl Maßnahmen 
entschieden. Hierbei ISt besonderes Augenillerk 
auf eine stärkere Marktorientierung sowie auf el­
rle BerLlckslchtlgung der SOZialen und ökologi­
schen Effekte der Ressourcellnulzullg zu legeil. 
Auf der IJetrlebllcilen Ebene cJagegen ISt die rlach­
haiti ge "Low Irlput"-Landwirtschaft iZ.B sparsa­
mer Einsatz externer Betrrebslllittel) sowie eile 
Ubernahme VOll ÖKologisch vorteililaften Techno­
logren und Praktiken zu föreiern. Die Ausbilduilg 
und Beratuilg muß hlenllt konform geilen. Gleich­
zeitig ist bel der Implementierung darauf zu acil­
ten. daß die ökonomischen Anreize mit den arlge­
strebten UmweltzIelen kompatibel Sind. 

(,11 Ir' i-.?ll1f:-r 11:!(JI~ldltl'-ler \\'1ri-)Uuft '.',8:-(ll:" "Il t)All LeLdl~-;il It 
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1.3. Rahmenbedingungen zur Durchsetzung 
umweltpolitischer Vorschläge in der 
Landwi rtschaft 

In einem ersten Scllntt rm,lsserl umweltpolitische 
Maßnahmen direkt auf die agrarrsche Produktion 
selbst gerrchtet und die Verbindungen mit nach­
gelagerten bzw. vorgelagerten Industnen beruck 
slchtlgt werderl. FLJIlf Schlusse1stellen können In 
diesem Bereich angeführt werderl: 

Auf der Outputseite der agranschen Produktion 
sollten marktonentlerte (vgl. Fußnote 4) Preise 
elngefuhrt werden 

Die Verwenclung agranscller Inputs darf nicht 
durcll Subventionen '/erzerrt werden 

EntWICklung und vermehrte Arwvendung um­
weltfreundlicher Technologlen 

FLir Liberbetnebllche Leistungen sollten konkrete. 
nachvollZiehbare Knterien erstellt werden. so daß 
sie unabhanglg von (Jer agranscllen Produktion 
bewertet und bel Krlapphelt honoriert werden 
konnen. 

Im Zuge der Umstellung auftretende Anpassungs­
kosten sollen durch zeitlich begrenzte. nicht pro­
(Iuktlonsverzerrende Maßnahmen kompensiert 
werden 

Die hier auf einer sehr allgemeinen Ebene vorge­
brachten Anregungen finden sich in konkretisierter 
Form sowohl In den Ergebnissen der GATI-Uru­
guay-Runde als auch In der reformierten Gemein­
samen Agrarpolitik der EU. Sie si1d damitfur 
Maßnahmenvorschlage Im Rahmen eines NatiO­
nalen Umweltplanes eine relevante Vorgabe. 

Der zur Zeit diskutierte Vorschlag zur Redimensio­
nlerung von agrarischen Stutz- und Scllutzele­
menten Im GATI (Allgemeines Welthandelsab­
kommen) ISt das sogenannte .,BIalr House Agree­
ment" vom November 1992. Aus oer angestreb­
terl Senkung der agrarischen Stütz- und Schutz­
niveaus kann elrle Verschlechterung der ökologi­
schen Produktionsstandards resultieren. Dieser 
Tendenz wird mit Maßnahmen entgegenzuwirken 
versucht, die in die sogenallnte "Greenbox" fallen' 

Forschung. Oualitätskontrolle. Beratung: 

Direktzahlungen an LandWirte. solange damit 
kein positiver Produktions-, Faktor- oder PreIs­
bezug verbunden ISt 

Ein kommen ssich eru n gs prog ramlll e 

Katastrophenschutz 

Strliegung von Produktionsfaktoren 

Investitionshilfen zur Beseitigung von Struktur­
nachteilen 
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konklete Umweitprogramille 

reglorlalpolltische Maf3nahmen 

Im Mal 1992 hat der Rat der EG den Vorsclllägerl 
zur einschileidendsten Umgestaltur1g der EG­
Agrarpolitik seit illrem Bestellen zugestimmt. Die­
se Maßnahmen wurden so ausgelegt. daß sie mit 
delll erwarteterl GATI-Abschluß kcrnpatlbel sind. 
Sie soller1 ZWischen 1993 und 1996 In die Realität 
umgesetzt werden. Die aus umweltpolltlscller 
Sicht relevanten Teile dieser Refolm umfassen 
primar 

1) die bereits illl Detail vorliegenden Forderungs­
moglichkelten flJr umweltscllonende Maßnah­
men der LallCIWIrtschaft (Verordnung 
EWG/2078/92) sowie 

2) die relativ attraktiv gestalteten Anl-elze 1'1 R!dl­
tung einer Aufforstung von Agrarfläcllen (Vel'­
ordnung EWG/2080!92) 

Ein Intematlonaler Faktol mit Einfluß auf die Lanel­
wirtschaft ISt auch die DiskUSSion um Treibhausef­
fekt ulld Zerstorung der Ozonschicht. Die LancJ­
wirtschaft Ist dabei in erster Linie Betroffener. zum 
Teil aber auch Verursach er. SpeZiell in bezug auf 
die Bewältigung des CO -Problems kommt der 
LandWirtschaft eine Wlclltlge aktive Rolle durch 
Bereitstellung emeuerbarer Energieträger 7U. 

1.4. Maßnahmenvorschläge 

1.4.1. Problembezogene Einzeimaßnahmen 

Die Umstellung unserer Wirtschaft allf ein nach­
haltiges WIrtschaftssystem Wird nicht nur helfell, 
die anstehenden Umweltprobleme (Treibhausef­
fekt. OzonlOCh. bodennahes Ozon, Bodenver­
sauerung etc.) durch gravierende Verringerung 
der Matenal- und Energlelntensitäten langfnstlg In 
den Griff zu bekommen, sondern auch Losungen 
für die drohender; SOZialen Probleme (strukturelle 
ArbeitslOSigkeit. Sozialabbau. umweltbedingte Mi­
grationen) und den Nord-Süd Konf!ikt (oligarchi­
scher Ressourcenverbrauch Im Norden sowie so­
Ziales und ökologisches Dumping Im SLlden) lie­
fem. 

Die folgende ÜberSicht (siehe Kapitel 1.4.3.)gibt in 
knapper Form die wesentlichen Aussagen dieser 
Arbeit zu dell wIchtigsteIl aktuelleIl agrarischeIl 
Umweltproblemen Iloch eillmal gerafft wieder. Da­
bei wird versucht. den Problemfeldern eillen 
Raumbezug (lokal. regional, natlollal, Internatlorlal) 
zu gebell sowie diese hinSichtlich des Zelthon­
zonts illrer LbsUllg (kurz-. mlttei- und lallgfnstlg) 
zu klaSSifizieren. 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)238 von 324

www.parlament.gv.at



Grundsatzlich lassen slcl, die Problemfelder In drei 
GruppeIl teileIl , bel deneIl die Landwirtschaft 111 

ullterschledllchen RolleIl auftntt, ncimlich als Be­
troffeller, Verursacher ulld Partner, Daraus abge­
leitet ergeben sich Maßnahmen zur Vermeidung 
unerwunschter okologlscher Effekte durch be­
stimmte ProduktlOllsformell ill der Lalldwirtschaft 
I,Vermelduligsmaßnahmell"), MaßnahmeIl in 
Richtung einer aktiveIl Beteiligurlg der Landwirt­
schaft an der Verbesserullg der Umwelt I..Gestal­
tungsmaßnahmen") sowie Maßllallmen, die zu 
setzen sind, um negative UmweltlJeelnflussungen, 
die auf die Landwirtschaft wirken, zurückzudran­
gen (Schutzmaßnahmen), 

Die RealisIerungschancen derartiger Maßnah­
menkollzepte hällgell maßgeblich von deren EIII­
schatzullg aus der Sicht der Landwirte ab, Hier 
sind DemonstratiollSprOjekte vorzusehell, die den 
potentiell Betroffenen eine Evalulerung der Wirk­
samkeit dieser Vorschläge unter realistischen Vor­
aussetzullgen ermöglicht. 

Um die Uberslchtllchkelt zu verbessern, wurdell 
am Ellde des Kapitels die MaßnahmenvorsChläge 
tabellansch zusammengefaßt. Die Zieldefillitiolleil 
- OberzIel ISt die Nachhaltigkelt ~ sind im Textteil 
ausfuhrlich dargestellt. Oie in Spalte 1 allgefuhrtell 
Probleme silld daher unter dem Gesichtspullkt 
der ubergeordneten Gesamtzielsetzullg zu sehell 
und IIlcht als Isolierte EInzeiprobleme, die mit End­
of-plpe-Losungsansatzen allgegangell werden 
sollen, 

1.4.2. Übergeordneter Gestaltungsbedarf 

Eine logisch konslstellte Einordnung landwirt­
schaftlicher Aktivitaten In eineIl gesellschaftlich ak­
zeptierten okologlschen Gesamtrahmen würde die 
Erbringung "multifunktionaler Leistungen" durch 
die Landwirtschaft bel adäquater Hononerung Sl­
cllern, Allerdings impliziert dies eine noch weiter­
gehendere Abhanglgkeit dieses Sektors von öf­
fentlichen Budgets als bisher, Damit entsteht Pla­
nungsunslcherhelt fur den Ausführenden, Dies 
kÖllllte durch eille rechtliche Abslcherung beseitigt 
werden, Jene uberbetnebllchen Leistungen, die 
zur Erhaltung der Lebensgrundlagell unabdingbar 
sind erfordern eine Abslcherung Im Verfassullgs­
rallg, 

In der Vergallgellheit war die Entwicklullg nachhal­
tiger Produktionspraktiken vornehmlich prakti­
schen "Tnal-and-error"-Bemuhungen praktizieren­
der Landwirte überlassen, Oie Geschichte des biO­
logischen Landbaus ist ein gutes Beispiel dafür, 
UniverSitäre Forschung und Lehre zeigten lange 
Zelt kaum Anzeichen einer Abkehr vom Ziel der 
MengenmaxImIerung, Die Veränderung der agrar­
politiSChen Rahmenbedingungen wird eine Um­
kehr bnngen, Die neuen Forschungspnoritaten 

·239· 

müssen sich in den personenbezogenen AnreIz­
und Karnerestrukturen niederschlagen, Inhaltlich 
gesehen mllssen Forschung und Lehre im Agrar­
bereich InterdlSZlplinarer werden, um die komple­
xen Verflechtungen von "Nacllhaltlgkeit" In ökolo­
gischer, ökonomischer und SOZialer HinSicht adä­
quat zu erfassen, 

Die Struktur der bishengen Ausbildung von Land­
wlrtell war lange Zelt geprägt durch das Ziel einer 
MaXImierung der Produktion, Eine konsequente 
Ausrichtung auf eine nacllhaltlC] betriebene Land­
Wirtschaft erfordert eine grundlegende Neukon­
zeption, Nachhaltige Praktiken steigern 111 der Re­
gel die Wissens- ulld damit Bilduligsanforderull­
gen an den praktischen Lalldwlrt, 

Die vor Beginn des Berufslebens er\vorbene Aus­
bildullg allein Ist in einer sich grulld'egend ändern­
den Umgebung zuwenig, Neue Forschungsresul­
tate müssen kontinuierlich in die praktische AII­
welldullg übertragen werdell, Das stellt hohe AII­
forderungeIl an das Informations-, Beratullgs- ulld 
Welterblldullgssystem, 

Auch wenll der angestrebte WertewalIdei 111 alieIl 
BereicheIl der Wirtschaft geliligt. so werdelI d8ll­
noch grundlegende PrinZipien eines aktiven Um­
weltmangements zu beachten bzw, weiterhin 
wahrzunehmen sein: 

Verrneldungsstrategien mLlssen an den Ursa­
chen ansetzen, teChnische Lösungen zur Verrin­
gerung der AUSWirkung Sind als nachrangig zu 
beurteilen 

Definition und Durchsetzung von "ökologischen 
Mlndestnormen der Produktion" auf regionaler 
bzw. nationaler Ebene sowie deren Internationa­
le Abslcherung zur Vermeidung von unausge­
wogener System konkurrenz 

Weitestgehende AmNendung des Verursacher­
prinzips bel Verstoß gegen die ökologischen 
Mindestnormen 

Forderung der ökologisch effiZientesten Techno­
loglen nach okonomischen Optimalltätskntenen 

Abgeltung de' Kostendifferenz zum Weltmarkt, 
die sich aus der EInhaltung der verpflichtenden 
okologlschen Mindeststandards ergibt 

Einsatz von ökonomlscrlen Anreizsystemen fur 
über die Mlndeststandards hinausgehende Lei­
stungen 

Internationale Harmonlsierung der Maßnahmen 
bei Problemen von staaten übergreifender bzw. 
globaler Relevanz 

"Stand-stlll"-Abkommen sollten nur kurzfnstlg ei­
nen Ersatz fur das Fehlen konstruktiver Resulta­
te darstellen 
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1.4.3. Maßnahmenmatrix Landwirtschaft 

1.4.3.1. Landwirtschaft als Partner 

ProbIembereIch jfUrsache lh~rm,g - p- 1F- F- Drlng- [281- Kontrolle 11 'MnBtzUlg 
Ausmaß lichkelt horIzcnt 

Anreicherung von Verbrennung von Änderung der Klimazonen, weltweit , Ausstieg aus der Ver- Stufenweise Verteuerung von Bund sd ab jährliche übergeord-
Kohlendioxid in fossilen Rohstoffen Überforderung der stand· Österreichs wendung von fossilen fossiler Energie durch Abgaben 1996 Bilanzie- net 
der Atmosphäre ortangepaßten Ökosyste- Anteil am Energieträgern auf den Verbrauch nicht er- rung des 
(Treibhauseffekt, me We~ausstoß neuerbarer Ressourcen über Co,-Aus· 
Klimaturbulenzen) 0,6 % das Niveau der Kosten für stosses 

erneuerbare Energien 

Einhaltung des Toronto·Zieles sd 
sowie gänzlicher Umstieg auf 
erneuerbare Energieträger 
gemäß eines zu erstellenden 
Stufenplans 

Forcierung von biogenen Erhöhte Förderungen für bio- Bund, Länder, sd 2005 jährliche 

~ 
Energieträgern gene Energieträger mit dem Gemeinden Energiebi · ..,. --

Ziel der Verdopplung des Ein- lanz c:> 

satzes von biogenen Roh-
stoffen bis 2005 

Einsparung von Energie Energieraumplanung zur Länder, d 2005 analog zu 
Steuerung des Einsatzes loka· Gemeinden Flächen-
Ier, erneuerbarer Energieträger wid · 
bzw. Verhinderung von nicht mungs· 
zielkonformen Investitionen plänen 
(z .B. Erdgasleitungen) 

Mangelhaftes Räumliche Trennung Verschwendung von Oe- österreichweit Kreislaufschließung durch Verordnungen zu den Boden- Bund , Länder sd, d 2000 Bodenin- übergeord-
Recycling organi· von Konsum und ponieraum, Belastung von Vermeidung von Schad· sChutzgesetzen , ventur, net 
scher Stoffströme Produktion, Luft, Wasser, Boden stoffen in organischen Ausführungsbestimmungen Stoff-

geringe Verantwor- Reststoffen zum Chemikaliengesetz (z.B. stromana-
tung für Abfallpro- Stoffverbote, Regelungen des lysen, 
dukte Inverkehrbringens), Bundes- Stoffzulas-

weite Mindeststandards für sung 
Schadstoffe und begleitende 
Bodenuntersuchungen 

Dringlichkeit: sd, d. n ............ sehr dringlich. dringlich, notwendig 
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1.4.3.2. Landwirtschaft als Verursacher 

ProbIembereIch 11 UI"IIIChe 1~ RaumbezugI I.6euIlgII8nsatz 

11=~ I ZustAndlgkeit Dring- Zeit- Kontrolle lJameIzu1g 
Ausmaß lichkeit ilhorlzlont 

Ausstoß von Luft· Methanemissionen Änderung der Klimazonen, weltweit, An· Techn. Lösungen für Ver· Erweiterung der Förderung für Bund, Länder d 2005 Bericht nieder 
schadstoffen! und NH3 bei der Überforderung der stand· teil der öster· ringerung der CH.·Emis· verbesserte Düngelagerstätten über die 
Treibhauseffekt , Tierhaltung Stickoxid- ortangepaßten Öko· reichischen sionen, (z.B. Biogas), um flächen· Lage des 
Klimaturbulenzen, emissionen systeme LW am Aus· Änderung des Konsum· deckende Ausstattung zu errei· LW 
bodennahes Ozon stoß aller verha~ens ehen 

Treibhausgase 
gering 

Schädigung der Atemor· Standortangepaßte Dün· F&E zur Erarbeitung von ver· Auftrag an sd 1997 Approba· Mittel 
gane von Mensch, Tier gung, Fruchtfolge und bindlichen Produktions· Wissenschaft tion durch Kap. 3.4.1. 
und Pflanzen Bodenbearbeitung standards für nachhaltige durch Bund Auftragge· Kap. 3.4.2. 

Landwirtschaft unter Berück- ber Kap. 3.4.3. 
sichtigung der lokalen Erforder· hinsichtlich 
nisse Gesamt· 

maßnah· 
Internationale Absicherung der Bund sd 2000 Bericht des menkon· 
verbindlichen Produktions· Land· zept 

"" ~I 
standards (AußerstreitsteIlung wirtschafls· 

~ in OECD und GATI bis 2000) ministers 

Umsetzungung der neuen d 2005 
fachlichen Erkenntnisse 

Belastung der unsachgem. Dün· Störung des Nährstoff· Teile der Ober· Bewirtschaftung unter Standortlieh angepaßter Ein· Eigentümer, sd ständig Gewäs· 
Oberflächenge· gung, ungeeignete haushaltes in Oberflächen· flächengewäs- Berücksichtigung der satz von Düngemittel, geeigne· Land, Bund sermoni· 
wässer und des Fruchtfolgen und uno gewässern Verschmut· ser standortlichen Vorausset . te Fruchtfolge, Beschränkung toring 
Grundwassers mit angepaßte Boden· zung des Grundwassers zungen des Chemikalieneinsatzes, 
Schadstoffen bearbeitung besondere Wirtschaftsweisen 
(N0 3·Belastung in sensiblen Gebieten 
des Grund-
wassers, Eutro· Porengrund· Partnerschaften mit der Erarbeitung und Umsetzung von Bund, Länder, sd 1997 
phierung von wasser unter Wasserwirtschaft Förderungsmodellen für wasser· Wasserwerke 
Oberflächen· einem Drittel schonende Landwirtschaft unter 
gewässern) der Fläche ge· Einbeziehung der Wasserwirt . 

fährdet schaft und der Konsumenten, 
damit aktiver Gewässerschutz 
wichtiges Betriebsziel der Land· 
wirtschaft wird d 

Dringlichkeit: sd, d, n .... sehr dringlich, dringlich, notwendig 
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~ 
~ 

ProbIembereich 

Belastung der 
Ökosysteme mit 
systemfremden 
Stoffen 

UrMChe 

Informationsdefizite 
(Hersteller, Behörden 
und Anwender) sowie 
Anwendungsfehler im 
Pflanzenschutz, 
Kostenvorteil ge­
genüber alternativem 
Pflanzenschutz 

\YIrt(oog RaumbezugI 11 L.6sungsansatz 
Ausma8 

Beeinträchtigung der Was- Regional 
serqualität und vermehrter 
Artenrückgang 

Verbesserung des Wis­
sens der Landwirte 

Berücksichtigung der Ein­
bindungsfähigkeit in 
natürliche Stoffkreisläufe 
bei der Produktgestaltung 

Überlegung zur Produkt­
haftung bei Herstellern 
der Mittel 

Verringerung des Einsat -
zes 

Extensivierung der Be­
wirtschaftung 

Umstieg auf biologischen 
Landbau 

Dringlichkeit: sd, d. n .... . .. sehr dringlich, dringlich, notwendig 

Maßnahme! 
Maßnahmenziel 

Erarbeitung, internationale Ab­
sicherung und Umsetzung von 
verbindlichen Produktions­
standards zur nachhaltigen 
Landwirtschaft unter Berück­
sichtigung der regionalen Erfor­
dernisse 

Verstärkung der Schulung und 
Beratung 

Verbesserung der Mittel durch 
adäquate Zulassungspolitik, 
um den Einbau aller Sub­
stanzen von Pfianzenschutz­
mittel in die natürlichen Stoff­
kreisläufe zu garantieren 

bessere Schulung und Bera­
tung 

Typisierung und Überprüfung 
von Spritzgeräten 

Forcierung von alternativem 
Pfianzenschutz 

Verteuerung der Mittel im eu­
ropäischen Gleichschritt 

Reduktion der nicht einbin­
dungsfähigen Wirkstoffmengen 
um jährliCh 4 % 

ZustindIgkeIt 

Wissenschaft, 
Bund 

Interessenver -
tretung, 
Länder 

Bund 

Bund, Länder 

Interessenver -
tretung, 
Länder 

Bund, Länder 

Bund 

sd 

sd 

d 

sd 

2005 

ständig 

2000 

1996 

ständig 

ständig 

jährliCh 

Kontrolle I~ 

Verpflich­
tende Ver­
öffent­
lichung in 
allgemein 
zugängli­
chen 
toxikolo­
gischen 
Unter­
lagen 

niedrig 
Kap. 3.4.2. 
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ti 

~ 

Gestörter Boden­
haushalt 

Gestörter Wasser­
haushalt 
siehe Tabelle Was­
ser 

Ausgeräumte 
Landschaft 

.... 
unsachgemäße Bo­
denbearbeitung 

Rurbereinigung 
Großflächige Bewirt­
schaftung 

WIItwng 

Verdichtung, verstärkter 
Wasserabfluß, Erosion, 
geringere Pufferkapazität, 
Humusverlust 

Artenverlust 
Erosion 
eintönige Landschaft 

Dringlichkeit: sd, d, n ........ ... sehr dringlich, dringlich, nctwendig 

AaunIbezugI II L4u ...... 
AI....e 
L 

Regional 

Regional 

Optimierung der Boden­
bearbeitung und Aussaat 
Erosionschutzstreifen, 
Flächeneinteilung nach 
Gelände 

WindsChutzgürtel 
angepaßter Maschinen­
einsatz 

Umstieg auf biologischen 
Landbau 

Vielfältige, standortange-
paßte, daher nachhaltige 
Naturbewirtschaftung 

MIi8MhnIIf 
.... AIItimenIIII 

z..III ......... I!:I!:-...IIKonIIaIe IiVImIIIuV 

-
Forschung und Entwicklung 
zur Erarbeitung von verbindli­
chen Produktionsstandards für 
nachhaltige Landwirtschaft 
unter Berücksichtigung der 
regionalen Erfordernisse 

Auftrag an 
Wissenschaft 
durch Bund 

Internationale Absicherung der Bund 
verbindlichen Produktions-
standards, das heißt 
AußerstreitsteIlung in OECD 
und GATT 

Umsetzung der neuen fachli ­
chen Erkenntnis 

Erarbeitung regionaler Kultur-
landschaftsleitbilder 

länder 

Wiedereinrichtung der Landschaft Bund, Länder 
gemäß Kulturlandschaftslei1bild 
mit min. 5 % der Idw. Nutzfläche 
als Biotopverbundflächen 

Beratung der Landwirte und Interessenver-
Information der Bevölkerung tretung 

Förderung der angepaßten Bund, Länder, 
Landbewirtschaftung unter an- Vereine 
derem mit Mitteln des Ver-
tragsnaturschutzes zur Siche-
rung einer die standortlichen 
Verhältnisse berücksichtigen-
den Agrarstruktur und einer 
harmonischen Kulturlandschaft 

sd 1997 Approba-
tion durch 
Auftragge-
ber 

2000 Erfolgsbe-
richt des 
Landwirt-
schaftsmi-
nisters 

sd 1997 Bericht 
zur Lage 
der LFW 

d 2005 

sd, d ständig 

sd ständig 
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1.4.3.3. Landwirtschaft als Betroffener 

Problembereich Ursache Wiritung Raumbezugl Lösungsansatz Maßnahmel Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle Vemetzung 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horizont 

Wirkung von exter- Emission von Schad- Vergiftung des Boden- weitweit Verringerung des Ein- Verschärfung der Schadstoff- Bund d ständig Luftgüte- Hoch 
nen Schadstoffen stoffen bei der Ener· lebens, Beeinträchtigung satzes von schadstoff· grenzwerte in Brennstoffen berichte Kap. 3.4.1. 

giegewinnung sowie des Pflanzenwachstums belasteten Brennstoffen der Län- Kap. 3.4.2. 
bei industrieller und Verringerung der der Kap. 3.4.3. 
gewerblicher Produk· Speicherkapazität Verbesserte Verbrennung, Bund d ständig 
tion Klimaänderung und Erhöhung der 

Nutzungeffizienz Abfallda-
tenver-
bund 

Einbau von Filteranlagen Gesetzliche Verschärfung der Bund sd 2010 
und Katalysatoren, Emissionsrichtlinien für Luft-

schadstoffe 

Typenprüfung bei Klein· Bund, Länder sd 1997 
feuerungsanlagen 

~ 
~ 
~ 

Verringerung des spezifi· Vorschriften beim Flotten- Bund sd 2010 
schen Treibstoffver- verbrauch 
brauchs für Mobilität und 
Transportdienstleistung Erhöhung der Attraktivität des Bund, Länder, sd ständig 

öffentlichen Verkehrs Gemeinden 

Reduktion des Luftschadstoff- Bund, Länder sd 2010 
ausstoßes um durchschnittlich 
3% jährlich innerhalb der näch-
sten 15 Jahre 

Ausbringung von 
kontaminierten Rest- Minimierung des Schad· BOdenschutzgesetze so an- Länder d 2000 Bodenzu· 
stoffen stoffeintrages auf Basis passen, daß es zu keiner An- standsin-

von Stoffstromanalysen reicherung mit Schadstoffen ventur 
somit Einschränkung der kommt ' 
Ausbringung von schad-
stoffhä~igen Substanzen Einrichtung von Bodendauer· 

beobachtungsfiächen als Basis 
für die Erstellung eines Boden-
informationssystems (BIS) 

Dringlichkeit: sd, d, n . .. sehr drrnglich, dringlich, notwendig 
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~ 
(Jo 

ProbIember8ich 

Rückzug aus der 
Landwirtschaft 

Ursache 

Nicht gesicherte Ein­
kommen, Einkom­
mensdiskrepanz zwi­
schen landwirtschaft­
lichen Einkommen 
und sonstiger 
Erwerbstätigkeit 

Wir1<ung 

Abwanderung aus ländli­
cher Umgebung 

Zusammenbruch der So­
zial - und Infrastruktur 

Verlust der Bereitschaft, 
Grenzertragsböden 
landwirtschaftlich zu nut­
zen 

Dringlichkeit: sd, d, n ......... .. sehr dringlich, dringlich, notwendig 

Raumbezug/ LOsungsansatz 
Ausmaß 

österreichweit 
mit unter­
schiedlicher 
regionaler 
Ausprägung 

Angepaßte Abgeltung der 
von der Landwirtschaft 
erbrachten multifunk­
tionalen Leistungen 

Maßnahmel 
Ma6nahmenziel 

Erarbeitung regionaler 
Strukturleitbilder zur Sicherung 
einer an die standortliehen 
Verhältnisse angepaßten 
Agrarstruktur 

Handelspolitische Absicherung 
eines Preisniveaus zur Siche­
rung der ökologischen Zielset­
zungen 

Aufbau regionaler Versor­
gungsstrukturen 

Ausbau der Öffentlichen Nach­
frage für nicht über den Pro­
duktmarkt abgeh baren Leistun­
gen z.B. integrierte Kulturland­
schaftsprogramme 

Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle \femetzI.Ilg 

Bund, Länder 

Bund 

Bund, Länder, 
Gemeinden 

IIchkeit horizont 

sd, d 2000 

d 2000 

sd, d ständig 

sd, d ständig 

Bericht 
zur Lage 
der LFW 

Hoch 
Kap. 3.4.3. 
Kap. 3.4.5. 
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2. Wald 

2.1. Problemstellung 

Der Wald in Österreich wird seit Jahrhunderten 
genutzt und ist im Vergleich mit Gebieten anderer 
Landnutzungsformen ein relativ naturnahes Öko­
system geblieben, das nachhaltig vielfältige Lei­
stungen für den Menschen zu erbringen vermag. 
Zahlreiche externe und interne Faktoren beein­
trächtigen jedoch Zustand und Funktionsfähigkeit 
des Waldes im Hinblick auf die erwünschten Wir­
kungen und gefährden die Stabilität. 

Die österreichische Waldinventur, die den Zustand 
des Waldes laufend erhebt, zeigt eine Zunahme 
der Waldflächen, Holzvorräte und -zuwächse so­
wie vermehrte Anteile von Mischbeständen, weist 
aber auch - ergänzend zu den Erhebungen des 
Waldschadenbeobachtungssystems (WBS), siehe 
dazu Abb. 3.4.4.1. - teilweise schwerwiegende 
Schäden an Waldbeständen aus. Eine verstärkte 
ökologische Orientierung bei der Waldbehandlung 
ist der Weg zu einer Entwicklung von stabileren 
Beständen, die den vielfältigen Ansprüchen der 
Menschen an den Wald optimal entsprechen. Die 
über die traditionelle Holznutzung hinausgehen­
den Leistungen des Waldes gewinnen stark an 
Bedeutung und erhöhen die Anforderungen an 
seine Leistungsfähigkeit. 

WALDSCHADEN-
BEOBACHTIJNGSSYSTEM 

[ ~"_YCrIIcb ..... ) 
_.vldeoProbelll<bea 

1994 

• 0 - 10. 

• 11 · ll"" 
• %6 - .50 '10 

• SI· IOO .. 

o 20 10 100 _ - -

Abb. 3.4.4.1. Waldschadenbeobachtungssystem 1994 

• 
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2.2. Ziele 

2.2.1 . Allgemeine Ziele 

Erhaltung der natürlichen und der kulturbedingten 
Biotop- und Artenvielfalt (biologische Vielfalt) 
durch aktive und/oder passive Schutz- bzw. Er­
haltungsmaßnahmen. Diese sind Bestandteil 
nachhaltiger Landnutzungssysteme, wofür die 
notwendigen ökonomischen Rahmenbedingun­
gen auszubauen bzw. neu zu schaffen sind: 

Aufrechterhaltung, Förderung und Wiederherstellung 
der Stabilität von Waldökosystemen durch angepaß­
te Waldnutzungsformen seitens der unterschiedli­
chen Nutzer bzw. durch Beseitigung der externen 
negativen Einflüsse menschlicher Tätigkeit auf die 
Waldökosysteme sowie gegebenenfalls Durch­
führung von erforderlichen Sanierungsmaßnahmen. 
Berücksichtigung und Koordinierung verschie­
denster Nutzungsansprüche im und am Wald 
(Holzproduktion, Schutz vor Naturgefahren, Erho­
lung, Wohlfahrtswirkungen. Natur- und Land­
schaftsschutz, Jagd, Weide, Waldareal für andere 
Nutzungsarten wie Verkehr, Betriebsanlagen oder 
Siedlung, Sondernutzungsform Energieholzplan­
tage) durch Prioritätensetzung, Interessensaus­
gleich und Kompromißbildung. 

• • • . . • •• 

.. 
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2.2.2. Spezielle Ziele 

Erhaltung, Wiederherstellung oder Neubegrün­
dung eines hinsichtlich Massen- und Wertleistung 
optimal aufgebauten Waldes, der über große in­
nere und außere Stabilität verfügt und welcher 
durch ein zweckmäßiges Erschließungssystem 
nach forstwirtschaftlichen Vorstellungen und 
möglichst naturnah bewirtschaftet wird, 

Walderhaltung, ·wiederherstellung oder -neube· 
gründung unter Berücksichtigung standörtlicher 
Gegebenheiten zur Erreichung einer hohen 
schutzfunktionalen und ökologischen Stabilität, 
welche die spezifischen Schutzerwartungen zu 
erfüllen vermag, 

Landschaftlich attraktive und interessante 
Wald/Freiflächen-Verteilung mit vielseitig struktu­
rierten und abwechslungsreich aufgebauten Wäl­
dern als Stützpfeiler einer naturverträgliChen Tou­
rismus- und FreizeitWIrtschaft bzw. Erholungsnut­
zung, 

Permanente und funktionsoptimale Bedarfs­
deckung der ausgleichenden und stabilisierenden 
Wirkungen des Waldes auf die gesamte Umwelt, 
Im speziellen auf die menschliche Gesundheit, 
durch nachhaltig stabil aufgebaute und vielseitig 
leistungsfähige Wälder, 

Erhaltung von natur- und kulturbedingten 
Wald/Freiflächenverteilungen, aber auch Schaf­
fung von Bereichen, in denen Jede menschliche 
Aktivität unterbleibt. 

Ökologisch vertretbare Jagdausübung mit akti­
vem und passivem Schutz aller natürlich vorkom­
menden TIerarten bel gleichzeitiger Priorität der 
Schaffung eines ausgewogenen Schalenwildl 
Wald-Verhältnisses, 

Trennung von Wald und Weide In Gebieten, in de­
nen Waldweide Waldfunktionen gefährdet. 

2.3. Problemkreise 

2.3.1. Einwirkung von Luftschadstoffen 

Forstschädliche Luftverunreinigungen bewirken 
auf der einen Seite direkte Veränderungen des 
Gesundheitszustandes von Pflanzen (hauptsäch­
lich durch das Eindringen in die Spaltöffnungen 
von Blättern und Nadeln), auf der anderen Seite 
kann es durch Einflüsse auf den Boden (Versaue­
rung, Schwermetallmobilität, unausgeglichene 
Nährstoffbilanzen, Schädigung von Bodenorga· 
nismen) zu indirekten Auswirkungen auf Pflanzen 
kommen, 
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Im Gegensatz zu den "klassischen Rauchschci· 
den" mit klar zuzuordnendem Verursacher wurden 
Im letzten Jat,rzehnt auch gravierende Waldschci­
den in emittentenfernen Gebieten (neuartige 
Waldschäden) gefunden, Eine eindeutige Zuord­
nung der komplex agierenden Wirkungsmecha­
nismen zu Verursachern ISt schWierig, dennoch 
steht unzweifelhaft fest. daß Luftschadstoffe an 
den neuartigen Wald schäden wesentlich beteiligt 
sind, wobei eine enge Verzahnung mit prädiSpo­
nierten, labilen Waidverhältnissen (z,B, nur be­
dingt standorttaugliche Bestände, ehemals streu­
genutzte Bestände) anzutreffen 1St. 

Eine globale Erwärmungstendenz, verursacht 
durch übermcißigen Ausstoß von Treibhausgasen, 
Wird von der überwiegenden Mehrheit von Fach· 
spezialisten für überaus wahrscheinlich gehalten, 

Auch wenn aus den vorliegenden Klimamodellen 
bestenfalls Grobaussagen abgeleitet werden kön­
nen, erscheint In Mitteleuropa eine Temperaturzu· 
nahme von 2' Celsius für die nächsten 30 bis 40 
Jahre denkbar, was beträchtliche AusWirkungen 
für Waldökosysteme mit sich bringen würde, Als 
Folge der gestiegenen atmosphänschen Ener­
gleumsätze erscheinen überdies gehciuft auftre­
tende Schäden durch Witterungsextreme unver­
meidlich, 

2.3.2. Ökologisch nachteilige 
Landnutzungsmethoden 

2.3.2.1. Schalenwildproblematik 

Eine nachhaltige Störung des GleichgeWichtes 
ZWischen Wildlebendem Schalenwild (Rehwild, 
Rotwild, Gemsen) einerseits und der WaIdvegeta­
tion (Wichtigste Nahrungsgrundlage und Habitat) 
andererseits, wurde erst durch anthropogene Ein­
griffe hervorgerufen, Hauptkomponenten dabei 
sind das starke Ansteigen von Schalenwilddichten 
bei gleichzeitigen einschneidenden negativen Ver­
änderungen seines Lebensraumes, Als Scha­
denssymptome Sind Verbiß-, Fege- und Schäl­
schäden, die die Waidvegetation destabiliSieren, 
sowie labilisierte, anfällige Wildpopulationen anzu­
führen, Bewußte und teilweise auch unbewußte 
menschliche Tätigkeit bzw, Unterlassungen sind 
für diese unbefriedigende Situation allein verant­
wortlich, Es besteht dringender Handlungsbedarf, 

2.3.2.2. Waldbewirtschaftungsmängel und 
-fehler 

Wo waldbauliche Fehlentscheidungen getroffen 
sowie Boden- bzw, Bestandesschädigungen 
durch ungeeignete Holzerntemethoden verur­
sacht wurden, kommt es zu einem unbefnedlgen­
den Waldaufbau, welcher durch einen hohen 
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Grclcl clll Lab111tat gekemzelchnet 1St. Solcherart 
allfgpbaut8 Walder sind von Sturm- un,j Schnee­
brucllschaden sowie Insektellinassenverillehrun­
gell IJ8S0nders betl'Often, wodurcll sowohl wirt­
schaftliche als aucll lllultlfunktlOni1le Ziele gefahr­
deI slnel Sekundare FlchtellrelntJestc'lIlde als Fol­
ge von Monokulturen oder Selektion durch Sclla­
lenwlld oder Welcletlerp Iieigell LU großflächigem 
ZusZlmmenbruch durch Stllrm- Schnee-, Insek­
ten- oder Pllzelnwlrkullg. DZldurcrl Silld Ilicht nur 
die Forstbetrrebe betroffen. sondern es kommt 
aLlcll zu NItrataustrag 111 das Grunelwasser. 

Mangelnde Berucksichtiguilg dor standortlichen 
Rallmellbecllngungen bel der Bauillartenwahi und 
ungeeignete Bpstalldesoellandlull~J zahlen 7U den 
wichtigsten walelbaullcnen F eilieiitscheiduilgen. 
Oie GrLlnde dafLlr liegen meist in der Nichtbeach­
tung von Stabilltbtskrrtenen 'nfolge ungenu­
gendelll Wissellsstand, Bevorzugung der ver­
meilltilch kostenqLlIlstiCJsten Vanallte ulld VerjLln­
gungsscllwierrgkelten clurch Schcllenwildelnfluf3, 
Pflege- und Durcnforstungsruckstande werden ei­
nor mangelhaften BestalldsbehcmcJlung zugeorel­
not unel slnel maßgeblich durch die okollomlscrlen 
Rahillenbedingungen. kombiniert Illie gleichzeiti­
gen waldbau lichen InformationsdefizItoll , gepragt. 

2.3.2.3. Waldweide 

Nebell cjer Jagd stollt die Waldweide eille der cll­
testen Nutzllngsfonnell VOll WalcJom dar. Aus elel 
heutigen Sicht ISt die Waldweide jedoch SOWOlll 
vorn Standpllnkt eier Vlenllaitung als auch aus 
waldwlrtscliaftlichen lIlld hydrologischEm Ge­
slclltspunktell übelwlPgpnd Ilegativ zu bewerten. 
Durch Illtensive Ausubunq der Beweldunq von 
Waldflclchell werclell Ileben der Vernichtllnq cjer 
VerjLillgling zusätzlich ~ll'oße Boden- und Bestan 
cJessclladiqullgen hervorqerufpn. BetraclltllcllO 
VerjLHlqllngsschaelen treten jedOell bereits SChOll 
bel nUI' sporacJlscller BewAldung auf. Das In Walel­
weldegeoletell produLierte, besollClers aber das 
darm auch tatsachllcll nutzbare Futterpotential, Ist 
im direkteil Verglelcll I1llt FutterancJebotell aus 
Reinweideflachen als mlßerst !JeSCheldell Zll be 
trachteli. 

2.3.2.4. Stabilitäts- und Ertragseinbußen 
als Folge historischer Waldnutzungsformen 

LU den Ilistonscilen VValdllutzullgsformen Silld vor 
Clilem Streullut;;ullg. Schiieiteluilg. Kohlerel lind 
PotlascrlegewlnllLlnq zu z,,111Ien. Sie Ilaben lieben 
der LlnkOlltrolllerten Holznutzllng 111 Form von 
wc-lld~Jelährdendell Großkahlsclilagen (Abholzung 
qiJrlZer Talflanken ohne BerLlckslClltlqullg spaterer 
Wlederbewaldun~J) entscllelcJend zu einer Deqra­
uatlon des Waldes als Ganzes. Ilauptsäclilich J8-
cJocl, eies WaldlJodells. geluhrt. Vv'irtschafts- Lind 
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gesellschaftspolltisclle Verällderuilgen haben zu 
einer allrnbhllcllen Beendigung dieser historischen 
WaldllutLLlnqsformen qefuhrt. was als unelnge­
schrbnkt positiv f(ir den Waldzustand Clnqeselien 
wereJen kann. 

Durcll die qeltenden fOlstgesetzllcll strengen Be­
stlmmunqen werden waldgefällrdende Bewirt­
schaftunqsrnethodel1 In aller Regol untersa~Jt. 

Trotzdem gibt es Ilacl, wie vor umfangreiche Hy­
potheken histonscher Waldnutzungsformen wie 
beispielsweise deqradierte Boden oder lInqe­
pflegte Waldbestande aus staneJortulltauqllchen 
Baumar'ten. 

2.3.3. Ungünstige ökonomische 
Rahmenbedingungen 

UngunstlDe ökOilomlsehe RClhl1lenbedlll~Jungell 

erschweren ganz allgemein die Realislerunq öko­
loqlsch optimaler Betnebsabläufe. 

Dureh clle Internationalisierung der Märkte felr Holz 
ul1d Holzprodukte Sieht Sich die österreichische 
Forstwlrtscl,aft Insbesondere Im Gebirge rlllt Kon­
kurrenzallgeboten aus Lalldern konfrOllliert. die 
kostengLlIlstlger produzIereil können (z,B. Skandl­
navlenl bzw. an Illedrrgere Umweltstandards qe­
bunden sind. 

Forstbetriebe erzielen derzeit allfqrund zT nocl, 
fehlender Mbr'kte fLlr Dienstleistungen. wie Schutz. 
Wollifahrt uno Erholunq nahezu ausschlieRllch 
Ertrage aus der Holznutzun~J. Dies beWirkt zuneh­
mend Ilogative l)etriebswlrtschaftllche EI'qebnls­
so, was neben verstarkten Anstrenqungen zur 
Durchfullrunq von Ratlonallslerullqsmaßnahlllen 
auch die Suclle nach denklJaren bnsparullqspo­
tent'alen fördert, Dadurch konntell blshenge POSI­
tive externe Effekte von Waldbewirtschaftllngs­
lllaRnahmen, wie beispielsweise eire Optimierung 
von SchutzwaidbewIrtschaftung und -pflege fall­
weise In Fraqe qestellt werelen, 

2.3.4. Änderung der Landnutzung 

2.3.4.1. Intensive Formen von Freizeit- und 
Tourismuswirtschaft 

Das stel~Jellele ErllolunqsbeciLlrfnis Lind der Wan­
elel IIll Verstandills eier Bevölkerunq illl Hillb'lck 
auf die Nutzung von fremdem Elqentum hat ZLi ei­
Ilem IllC1SSlvell Konfllktpotelltlal qefulll't. Radfah­
ren Im Waleje, Fluqsport, Vanantenschlfahrell, Rel­
len und das Beeren- ulld Pllzesal1lmeln fLlhren lo­
kal zu Celastunqen. die die BeolntrachtiguIlq eier 
Lebensgellleillschaft Wald elurch die normale Er­
holullCjsnutzun<;j weit Llberstelgen. 
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2.3.4.2. Energieholzplantagen 

Aus agrar- Uild energiepolitischen Grllnden 
scheint die Holzprocluktlon auf elleillaligen land· 
Wlrtscllaftllcllen Flacheil IIll Scllrleiluilltneb Illit 
.,Iandwlrtschaftllcllen" Proc1uktlollsrnethoclell. in ei­
nelll bestllllilltell Auslllaß slnllvoll zu sen Die Pro­
duktloll Ilat j8eloe!l urlter l11ogllCI1St genllgel11 E111-
satz VOll Dungel1l1ttelrl L lilei Herbiziden ZL I erfolgen. 

2.3.4.3. Wald als Entsorgungsfläche 

Das AIJIi1gem von Klarschlalllill Inl Walel Ist laut 
Forstgesetz generell untersagt. Wald kOllllllt flJr die 
Entsorgung ext8rner biogener Abfallstoffe (Klar­
schlaillm. Kompostl aus okologlschen Grunden 
IStoffanrelcllcrullg wegeil genllger Entzuge bel der 
HolL'procluktion und der hohen FilterwIrkung des 
INaldes fur Lliftsciladstoffel nicht 111 Frage, 

2.3.5. Sonstige Problemfelder 

2.3.5.1. Forstwegebau 

Eine naturnalle Waldbewlrtscllaftung ITllt Ihrer 
kleillflaciligell lmd Inhoillogenell Vorgallgsweise 
stellt besonclcre Ansprllche an die Erscrllleßungs, 
dichte. 

Die heute noch el'schllel311ngsbedurftigen Waldbe­
reiclle IJeflnelell Sich oft In sensllJlen SCllutzwald­
gebieten. Dort ISt grUlldsatzllcll eille besonders 
gewissel'hafte Bedarfsprufullg sowie eine sorgfcil­
tlge PI,lIlung ulKI uillweitschoneilde Bauweise 
anzllwemlen. 

2.3.5.2. Naturschutz und Landschaftsschutz 

ZUSjtZllCll zum SCllutZ und eier E:rhaltung der 
Ilaturllcllen Biotop- und Alienvlelfalt kOlllmt dell 
kulturbedillgtell SOllderforlllell (Nleder-, MitteIwaI­
eier, We!clewjlelen besolldere Wertigkeit zu. Ver­
glelcllbal mit eIer BellicksichtlgUllg VOll ErllO­
lungs- lIlld Sclllltzfuilktiollsaspekten stellt die 
RückslClltnallille auf diese wertvollen Land­
schaftstcI;e eine AbwelCllung VOll derzeit holznut -
zunrJsollentleltell fOlstbetnebswlltscllaftllchen 
Zieivolgaben dar. 

2.3.5.3. Schutzfunktionsaspekte 

Osterreichs Walder erfullell 1I1llfailgrelcile und 
Vielfältige SchLItzfunktionen, auf etwa einelll Drittel 
ele'- Flaclle liegen dies" sogar IIll vorrangigen öf­
fentlichen Intoresse, 

Der Aufbau bzw elie Erllaltung von scllutzfunktlo­
Ilal optlillal aufgebauteil Waldbeständen brillgen 
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((.Ir den Wald"l~lenturn"I' oft Meilrallfwenclullgen 
fllr 8IltsprecheilCie WalcJtJewlrtschilftllllgsmaßllah-
111en I)zw. Minelerelirage aus dor Holzproduktion 
mit slcll. In solcllell Fallen wlrel das Einkoillmen 
eier Elgelltulller, das (Ierzelt nouptsacllilch aus 
delll Verkauf VOll Holz zu erzielen 1St. wciterge­
schIllaien, so (laß elle eriorderllcllell Maßnolllllen 
Illcht mehr VOll cl lesen getragell I!verelen konllell. 

2.3.5.4. Erholungsaspekte 

bne don rJesetzdc!lon Bestlll1111UIKjell 1IIlt"I'lleg"n­
eie orelllllilgsgeillalle Woleibevillischaftung stl1lllllt 
111 elell Illelsten Fällen mit den Zieisetzungon von 
ErholLlllg LllJerelll 

111 Waldgeilletell mit Intensiver Erllolungsnutzung 
Ist eille dieseil AnsprllClle!l Dereelltvverclellcle 
Woldh"wlrtschaftlillg 111lt MelllalifwenClllllClen 
(L. B. Betreuullgspersollill, Ernoluilgselllriehtun­
gon) sowie mit Erlösrninclerlillgen verllunclell 

2.4. Maßnahmenvorschläge 

Ziel aller Maßllail:ren ISt es, eille Ilacllilaltige 
Waldilutzullg fllr alle Anspruche zu sichern ullclw­
reversible VerallClerullgen VOll INolelokosystelllen 
zu VerillelcJerl 

Die DrJllgllcllkelt der angefuhrten Maßllahlllen ISt 
111 drei Stuferl c1l1gegeberl 

selll elri:lgeml 
drlllCjellCI 
notwellcJlg 

Die ElllStLifullg erfolgt aus elnel l'lteDral(7!l (Jut­
aelltllchell Beurteilung eIer KIlteneil Raulllwlrkling 
(lokal regional, Ilillioncll, Illternatiollali. Beeill­
tl'aehtlglm~Jsgri]( I 12eltllcll, qLlalltatlv quantitativi 
unel RecjenenerlJarkell 

Die zeltLcho ReClllslelDark"lt eier angefllhliell Maß­
nal11ll8n iL8Ithu'lzont) 'st In (ll'el S:Uf"I', allcJege­
ben: 

- kurzfnstlg Ikl ~ ') JahrE: 
- Illlttelfnstl(J (In) ~ ') - 1U Jallre 
- langfristig (11 = 'CJ Jdlll'e 

Alle Maf31lC.1111llE:ll, auch elle Illittel- ullcl lall~Jfnstl­

g"n, SilKI unverzClglieh in AIlCJnff zu 'lohmell 

018 Mar311ahillenvorsehlage fllr elell Berelell Walel 
sinel In folgenelen Kapitel 2.4 1. zusC1rnlllengefarlt. 

2.4.1. Maßnahmenmatrix Wald 
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2.4.1 . Maßnahmenmatrix Wald 

EJI- 11- I§:JE:-: IF--_ JE1§~EJ 
---

Klimaänderung anthropogene Emis- Konzentrationsanstieg global wirk- Toronto-Ziel, Festlegung Klimaschutz- und Energieab- Bund! Land sehr k Umwelt- übergeord-
sion treibhauswirksa- treibhausrelevanter Gase sam von Etappenzielen gabe sowie weitere Empfeh- Gemeinde drin- kontrolle net 
mer Gase (CO., CH" in der Atmosphäre lungen der Co.-Kommission gend (gem. 
N,o, FCKW, .. . ) Umwelt-

Montreal-Protokoll Umsetzen der Maßnahmen des Bund!Land! klm kontrollge- übergeord-
Energieberichtes der Bundesreg. Gemeinde setz) net 

sprunghafte Änderung kli- Entwickeln von Protokol- Ratifizieren und Implementieren Bund!Land k übergeord-
matischer Rahmenbedin- len für andere Treibhaus- der Klimakonvention net 
gungen für Waldökosyste- gase 
me 

Klimakonvention Verstärkte Mitarbeit in interna- Bund k übergeord-
Verschiebungen im Arten- tionalen Gremien net 
spektum 

Internationale Waldkon-
Verschärfung klimatischer vention 

"" ~i 
Extreme (Sturm, Trocken-

'" heit, Niederschläge ... ) C) 
~I 
w. 

Einwirkung von Verbrennungspro- Destabilisierung der Veränderung Reduktion der Immissio- Einbau wissenschaftlicher Er- Bund sehr k Wald- übergeord-
Luftschadstoffen zesse WaJdökosysteme der WaJdöko- nen kenntnisse bei Immissionsstan- drin- schadens- net 

systeme auf dards gend beobach-
Produktion und An- Störung der natürlichen gesamter tungssy- übergeord-
wendung chemischer Stoffkreisläufe Fläche Anpassung der Emis- Förderung des Einsatzes er- Bund, Land, m stem, net 
Stoffe sionsgrenzwerte nach neuerbarer Energieträger Interessenver - Bioindika-

Vitalitätsschwächung 43,6 % der dem Stand der Technik tretung, EVU tornetz, 
untersuchten Luftgüte-

direkte und indirekte Bäume mit meßnetz 
Schäden an Fauna und Nadel- und Erarbeiten techno Normenwerte Bund!Land! k übergeord-
Flora Blattverlusten Durchsetzen des Vorsor- zur Präzisierung des Standes Gemeinden net 

geprinzipes und des Ge- der Technik (TA Luft) und Im-
Gefährdung der Waldfunk- 12 % der meinlastprinzipes plementierung in die Luftrein-
tionen Waldböden haltegesetze 

sind übermäßig 
versauert, Typenprüfung von Bund!Land/ k übergeord-
20 % sind ver- Kleinfeuerungsanlagen Gemeinden net 
sauerungsge- k übergeord-
fährdet Qualitätsnormen für Brenn- Bund, Land net 

stoffe 

Zeithorizont: k, m, I .... . kurz- (0·5 J). mittel (5 . 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-55 der B
eilagen X

X
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
250 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



'" ~ 

.... 'I' nIMc ... ........ ....... ....... ,. 11 AI-.IIII U. .... 1Iz 

" olL "-=dL---

genetische Verarmung 

Zeilhorizont: k, m , I ..... .......... kurz- (0-5 J) , mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

Erhalten und Wiederher -
stellen vitaler stabiler 
Waldbestände 

Erhalten der genetischen 
Vielfalt 

Ändern des Mobilitäts-
und Konsumverhaltens 

Reduktion grenzüber­
schreitender Luftschad­
stofftransporte 

Vermeiden des Öko­
dumpings 

.... ......., 
IlIiInIIIInIIIdII 

Überprüfung der Umwelthaf-
tungsbestimmungen, auch 
Verkehr und Hausbrand um-
fassend 

Umweltstrafrecht (Vollzugsver-
besserung) 

Technische und organisatori-
sche Maßnahmen im Verkehrs-
bereich 

Förderung von Energiespar­
maßnahmen 

Bund 

Bund 

BundlLand/ 
Gemeinden 

Bund/lnteres­
senvertretung, 
EVU 

Technologietransfer und Förde- Bund/lnteres­
rung von Sanierungsmaßnah- senvertretung 
men in den Reformstaaten 

Lebenszyklusanalysen für Pro­
dukte 

Implementieren von Umwelt­
standards z.B. im GATT 

k 

k 

m 

k 

m 

k 

m 

KanIraIIe 11---. 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 

übergeord­
net 
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Problembereich Ursache Wirkung 

Unausgewogenes Jagdphilosophie Destabilisierung der Wald-
SchalenwildJWald- (Trophäenjagd) Ökosysteme 
verhältnis 

VollzugsdefIZite bei Artenverarmung 
Jagdgesetzen und 
entsprechenden 
Bestimmungen im Verjüngungsschwierigkei-
Forstgesetz ten 

forstliche Maßnah- Holzentwertung 
men (bezügl. Le-
bensraumbeeinträch-
tigung) Verminderung des 

Schutzes von Naturgefah-
landwirtschaftliche In- ren 
tensivierung bzw. Ex-
tensivierung 

"> Verminderung der Wohl-
R; Freizeitwirtschaft , In- fahrtfunktion 

tensivtourismus 

Lebensraumbeein-
trächtigung durch 
Straßenbau, Sied-
lung, energiewirt-
schaftl. Anlagen 

Zeithorizont: k, m. I ............... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

Raumbezugl LOsungsansatz 
Ausmaß 

74 % der Zeitgemäße Jagdgesin-
Waldfläche mrt nung 
Verbißschäden 

Abstimmen der Waldbau-
23 % der es mit wildbiologischen 
Waldfläche mrt Erfordernissen 
Schälschäden 

Prüfen der legistischen 
In nur rund ei- Rahmenbedingungen 
nem Viertel (Forstgesetz, Jagdge-
derWaIdge- setze) 
biete ist die 
Verjüngung al- Wecken von Problembe-
ler wald baulich wußtsein 
erwünschten 
Baumarten 
ohne Schutz-
maßnahmen 
möglich 

genaue Zieldefinition bei 
Förderverträgen 

Maßnahme! 
Maßnahmenziel 

Zuständigkeit Dring- ZeIt- Kontrolle 'IerneImlg 

Ermöglichen der Waldverjün-
gung ohne Schutz durch: 

Konsequentes Monitoring der 
Auswirkungen der Jagd auf 
den Wald 

Jagdl. Maßnahmen (Wild-
standsreduktion, wildökolog. 
Raumpläne, überbetriebliche 
Wildbewirtschaftungskonzepte, 
Erarbeiten von Wildbewirt-
schaftungsrichtlinien in Scha-
densschwerpunktgebieten 
nach wildbiol. Kriterien) 

Forstl. Maßnahmen (Durchfor-
stungsrückstände aufarbeiten, 
artgerechte Einstände, 
Äsungsflächen u. Ruhezonen 
schaffen) 

Kooperation mit Jagdaus­
übungsberechtigten 

naturnaher Waldbau 

Berücksichtigung der Wildle­
bensräume bei Verkehrspla­
nungen 

Bund/Forst -
behörden 

Land/Jagd-
ausübungsbe-
rechtigter 

Wald besitzer 

Waldbesitzer 

Waldbesitzer 

BundlLand 

Behörde, In-
Öffentlichkeitsarbeit , Beratung teressensver-

tretung 

lichkeit horimnt 

sehr Kap. 3.4.3. 
drin- Kap. 3.4.5. 
gend Kap. 3.2. 
beson- k forstl. In-
ders in venturen, Kap. 3.4.3. 
Wald- Bericht Kap. 3.4.5. 
bestän- des BM Kap. 3.2. 
den mit für Land-
hoher und Forst-
Schutz wirtschaft 
wir- gem. 
kung Forstge-

setz (Wild-
klm schäden 

und Maß-
nahmen) 

forstliche Kap. 3.4.3. 
Inventuren Kap. 3.4.5. 

Kap. 3.2. 

m forst I. In- Kap. 3.4.3. 
venturen Kap. 3.4.5. 

Kap. 3.2. 

k Kap. 3.4.3. 
Kap. 3.4.5. 
Kap.3.2. 

m 
Kap. 3.4.3. 
Kap. 3.4.5. 

k Kap. 3.2. 

k Kap. 3.4.3. 
Kap. 3.4.5. 
Kap. 3.2. 
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Problembereich Ursache Wirkung Raumbezug/ Lösungsansatz Maßnahme! Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle Vernebulg 
Ausmaß Ma6nahmenziel lichkeit horizont 

KostenIErlös- internationaler Holz- Erschwernis des nachhal- Ganze Wald- Schaffung geeigneter Int. Mindeststandards für die Bund sehr k Internat. Kap. 3.4.2. 
Situation markt tigen Bereitstellung des fläche; beson- Rahmenbedingungen nachhaltige Holzproduktion drin- Gütesiegel Kap. 3.3. 

Rohstoffes Holz ders betroffen gend 
kostenintensivere Ge- sind schlecht 
birgsforstwirtschaft Verminderung des erschlossene, Abgeltung kostenwirksa- Kostenwahrheit durch Lebens- Bund, Interes- m übergeord-

Schutzes vor Naturgefah- minderproduk- mer rnultifuntionaler Lei- zyklusanalysen sensvertretung net 
Wettbewerbsverzer - ren tive Standorte stungen 
rung (billige fossile Ökologisierung des Steuersy- Bund, Land m übergeord-
Rohstoffe) Verminderung der Wohl- Optimierung betrieblicher stems net 

fahrtsfunktionen Einsparungs- und 
Ökocumping Ertragssteigerungs- CO,-Abgabe auf fossile Primär- Bund k übergeord-

potentiale energieträger net 

'" Erschließung neuer Ab- Förderung von Biomasse als Bund/Land k <.n 
Co> 

satzmärkte Energieträger (Gemeinde, 
Interessens- Kap. 3.4.5. 
vertretung) Kap. 3.3. 

Erhöhung der Wettbe- Erstellung eines Kataloges von Land! k Kap. 3.4.2. 
werbsfähigkeit von Holz Leistungen, die von der AJlge- Gemeinde 
gegenüber potentiellen meinheit nachgefragt werden, 
Substitutionsprocukten und Schaffung von geeigneten 

Abge~ungsinsturmenten 

Rationalisierung, Marketing Wald besitzer, m Kap. 3.4.2. 
Interessens-
vertretung 

Werbekampagnen k 
Interessens-
vertretung 

Zelthorizont: k, m, I . . ..... kurz- (0-5 J). miliel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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............... 11 UIIIIaIIe 11 ...... 

11 JL-J 
--- --,-- ---

Bewirtschaftungs- Wirtschaftlichkeits- Erschwernis der nachhalti- 7,3 % der naturnaher Waldbau Naturverjüngung fördern, Opti- Waldbesitzer drin- m Forstin-
mängel und -fehler überlegungen gen Bereitstellung des Stämme mit mieren der notwendigen Infra- gend ventur 

Rohstoffes Holz Ernteschäden Waldsanierungsmaßnah- struktur, Forcierung bestand-
im Ertrags- men schonender Forststechnik (z.B. 
waldlHoch- Seilkran, Pferd, Logline) 

Verminderung des Schut- wald Konsolidierung und Ver-
Nichtbeachten und zes vor Naturgefahren besserung des Waldbo- Umbau sekundärer instabiler Wald besitzer Forstin-
Unkenntnis negativer Durchfor- denzustandes Reinbestände ventur 
Folgewirkungen stungsrück-

Verminderung der Wohl- stände auf Minimieren von Holzernte- Durchforstungsrückstände auf- Wald besitzer m Forstin-
fahrtsfunktionen 20 % der und Wegebauschäden arbeiten, Verjüngungsmaßnah- ventur 

Waldftäche men, Baumartenwahl 
Beseitigung von Informa-

Beeinträchtigung von Na- tions- und Vollzugsdefizi- Schulung, Information, Bera- Interessenver- k Kap. 3.2. 
tur- und Landschafts- ten in bezug auf waldbau- tung, finanzielle Förderung tretung, Bund, 
schutz liche und nutzungstechni- Land 

sche Methoden 

"" 
:;1 
'"' ~ "" Beeinträchtigung der Stärkung der ökonomi-

wildökologischen Jagd- schen Situation der Be-
ausübung triebe 

Destabilisierung von Wald-
Ökosystemen 

Waldweide historisch verbriefte Erschwemis der nachhalti- 10 % der Trennung von Wald und Waldweidekataster erarbeiten Land not- m Kap. 3.4.5. 
Rechte gen Bereitstellung des Waldfläche Weide wendig Kap. 3.2. 

Rohstoffes Holz (länderweise 
stark unter- kritische Überprüfung Neuregulierung der Weiderech- Land/Bund m Kap. 3.4.5. 

Verminderung des Schut- schiedlich) agrarischer Subventions- te (Bereitstellen von Ersatzwei- Kap. 3.2. 
zes vor Naturgefahren richtlinien deflächen bzw. von Reinweide-

flächen, Umwandlung in Holz-
Verminderung der Wohl- bezugsrechte, Ablöse) 
fahrtsfunktionen 

Fördern von Folgemaßnahmen Land/Bund m Kap. 3.4.5. 
Beeinträchtigung von Na- (Zäune, Melioration, Er- Kap. 3.2. 
tur- und Landschafts- schließung, Weideeinrichtung) 
schutz 

Zeithorizont: k, m, I .......... ... . kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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~~Jl~ JL JI~Jl~ ............ Jr-I . .t 

--,--- ,------
Erholung, Freizeit- geändertes Konsum- Erschwernis der nachha~i- regionale und Erarbeitung von Bewer- Verankerung klarer Zielvorga- Waldbesitzer not- m 
wirtschaft und In- verh~en durch ge- gen Bereitstellung des lokale Schwer- tungskriterien (Bela- ben in den Forstbetrieben wendig 
tensMourismus selischaftliche Zwän- Rohstoffes Holz punkte stungsindikatoren, Kapa-

ge, Streßeinwirkung zitätsgrenzen, Gütesiegel) Berücksichtigung der Leitlinien Land k Kap. 3.2. 
und verstäriktes Erho- Verminderung des von Regionalkonzepten in Gemeinde Kap. 3.3. 
lungsbedürfnis Schutzes vor Naturgefah- Bewußtseinsbildung Detailprojekten Kap. 3.4.3. 

ren Kap. 3.4.5. 
Interessens- k 

aktive mariktwirtschaftli- Waldinformationstage, vertretung, 
Verminderung der che Bereitstellung von In- Werbekampagnen Bund/Land/Ge Kap. 3.2. 
Erholungsfunktion frastrukturleistungen meinde Kap. 3.4.5. 

durch die Forstwirtschaft 
verbesserte Leitsysteme, Walclbesitzer, m 

Beeinträchtigung von Abgeltung finanzieller Ver- MÖblierung, Führungen, Interessensver - Kap. 3.2. 
Natur- und Landschafts- luste und Mehraufwen- Infocenter tretungIBund/ Kap. 3.4.5. 
schutz dungen durch Begünstig- LandlGemein-

"" ~I te (Interessensgruppen, da, Vereine, <.n 
<.n Wirtschaftssektoren, All- Touismusbe-

gemeinheit) triebe 
Beeinträchtigung der waJdgebundene Verwendung 
wildökologischen Jagd- öffentlicher Abgaben, Sponsor- Land, Gemein- k Kap. 3.3. 
ausübung verträge de, Firmen Kap. 3.4.5. 

Historische Nut- Überlebensnotwendi- Erschwernis der nach halti- lokale bis re- Ausscheiden von Standortskartierung Bund not- m Kap. 3.2. 
zungsformen ge Nutzung der gen Bereitstellung des gionale Schwerpunktgebieten wendig 

"Waldprodukte" , ROhstoffes Holz Schwerpunkt -
Nahrungsbeschaf- gebiete Verjüngungsverfahren, Baum- Waldbesitzer m/l Forstin- Kap. 3.2. 
fung Verminderung des Verbesserung degradier- artenwahl, Durchforstungsver- ventur 

Schutzes vor Naturgefah- ter Waldböden durch ge- fahren, Einsatz bestandes-
ren eignete Maßnahmen schonender Forsttechnik 

Degradierung der WaIdbö- Information, Beratung, Bund, Land, m Kap. 3.2. 
den Förderung Interessens-

vertretung 
Destabilisierung der 
WaJdökosysteme 

Zeithorizont: k, m, I .............. kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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ProblembereIch Ursache Wirt<ung Raumbezug/ Lösungsansatz Maßnahme/ Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle lIerneIzmg 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkeit horimnt 

Neubewaldung/ Fehlende Land- "Verwaltung" landschaft- vor allem in Berücksichtigung der Erarbeiten konkreter Raum- Bund/Land/ not- m Kap. 3.4.2. 
Rodung schaftspfiege durch lieh wertvoller Flächen in Gebieten mit Waldausstattung bzw. und Landschaftspläne, Gemeinde wendig Kap. 3.4.3. 

Abwandern aus bäu- traditionellen Kulturräumen relativ hoher des Natur- und Land- Umsetzung des WEP Kap. 3.4.5. 
erlichen Betrieben Waldausstat - schaftscharakters von Kap. 3.2. 
bzw. Aufgabe landw. tung Waldflächen 
Produktionsfiächen 

Verkehr, Betriebsan- Entwaldung vor allem in Berücksichtigung des Bereitstellen von Budgetmitteln Bund/Land/ k 
lagen, Siedlung Ballungsräu- Waldentwicklungsplanes für Landschaftspflege Gemeinde 

men mä rel. (WEP) 

"" 
geringer Wald-

<n ausstattung 
'" 

Forstwegebau zu geringer Er- Erosion Lokale Prüfen der Erschließungs- Variantenstudium befugte Fach- not- k 
schließungsgrad für Schwerpunkte notwendigkeit kräfte gem. wendig 
kleinflächige Nut- Forstgesetz 
zungsmethoden Störung der Naturräume 

Notwendigkeit der Störung des Landschafts- Differenzierte umweltschonende Bauweise befugte Fach- k 
raschen Aufarbeitung bildes Erschließungsplanung kräfte gem. 
von Katastrophenhöl- und Bautechnik Forstgesetz 
zern auf großer m 
Fläche Einsatz alternativer Bringungs- Waldbesitzer 

techniken 

Zelthonzont: k, m, I ............... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Problembereich Ursache Wirkung RaumbezugI Lösungsansatz MaBnahme/ Zuständigkeit Dring- Zeit- Kontrolle VemetzUlg 
Ausmaß MaBnahmenziei lichkeit horizont 

Naturschutz- konventionelle Be- fallweise Beeinträchtigung Derzeit Natur- Moderne Betriebszieldefini- aktiver Vertragsnaturschutz Land! drin- m Kap. 3.2. 
aspekte/ triebsziele von Holzproduktion und waldreservate tion unter Einbindung von Gemeinde/ gend 
Naturwald- Schutzfunktion auf rund Naturschutzaspekten Vereine, 
reservate 2.500 ha Wald besitzer 

InformationsdefIZit 
Behinderung der natürli- Naturnahe Waldbewirt- Verstärkung der Ausbildung Interessens- k Kap. 3.2. 
ehen Sukzession bei Na- schaftung auf der Gesamt- und Information im Bereich Na- vertreter 

konservierender Na- turschutz nach Rarität fläche des bewirtschafteten turschutz für Wald besitzer 
turschutz (Rote Uste Waldes 
Naturschutz) Wald besitzer, m Kap. 3.2. 

Prüfung legistischer Rah- Fachübergreifende Zusammen- Naturschutz-
menbed. für die Absiche- arbeit mit Naturschutzgruppen behörden 
rung der .ökolog. Nachhal-
tigkeit" und .biolog. Vielfalt" 

Forcierung eines dynami-
schen Naturschutzes unter 

~ Berücksichtigung der nat. <n -.. 
Sukzessionsabläufe 

Erhöhung des derzeitigen 
Flächenanteiles an Natur-
waidreservaten 

Schutzfunktions- erhöhte Flächennut- Erschwernis der nachhalti- 30,7 % des Erstellung von Landeskon- naturnahe Verjüngung und Waldbesitzer, sehr Forstin-
aspekte zung durch Sieclung, gen Bereitstellung des Waldes 11. zepten zur Verbesserung Pflege von überalteten Schutz- Bund/Land drin- ventur 

Verkehr und Touris- Rohstoffes Holz WEP mit vor- der Schutzwirkungen des waldbeständen gend 
mus rangiger Be- Waldes 

deutung der Fördern von Schutzwaldsanie- Bund/Land 
Schutzfunktion rungsmaßnahmen 

m 
Konsequenter Vollzug forst ge- Bund 
setzlicher Bestimmungen be-
züglich Bann- und Schutzwald k 
sowie von Wäldern mit Neben-
nutzungen 

Kap. 3.4.2. 
AbgeItung von Mindererträgen und Bund! k Kap. 3.4.3. 
Mehraufwendungen bei Bannwäl- Begünstigte Kap. 3.4.5. 
dem durch die Begünstigten Kap. 3.2. 

Zeithorizont: k, m, I ... .... ....... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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3. Wasser 

3.1. Problemstellung 

Die vielfältigen Funktionen des Wassers haben in 
Österreich die Gestaltung des Siedlungsraumes 
und die wirtschaftliche Entwicklung über die Jahr­
hunderte entscheidend geprägt. Einerseits stand 
bei der Wahl der Siedlungsstandorte die mögliche 
Bedrohung durch und somit der Schutz vor dem 
Wasser im Mittelpunkt und andererseits war die in 
der Qualität und Quantität gesicherte Wasserver­
sorgung von höchster Bedeutung. Darüber hin­
aus stellte die unmittelbare Nutzung der Wasser­
kraft die Grundlage für die Entwicklung von Wirt­
schaftsstandorten dar. Die vielfältigen und oft sehr 
spezifischen Ansprüche an die Wassernutzung 
haben durch die damit verbundenen Auswirkun­
gen in bestimmten Bereichen zu maßgeblichen 
Beeinträchtigungen der Gewässer geführt. Im 
Rahmen einer umfassenden ökologischen Be­
trachtung müssen die Nutzungsanforderungen 
und deren Auswirkungen bewertet und im Sinne 
einer nachhaltigen Bewirtschaftung geregelt wer­
den, damit die - in Österreich grundsätzlich in 
reichem Maß - vorhandene Ressource "Wasser" 
auch in Zukunft in ihrer Qualität und Quantität er­
halten bleibt. 

3.2. Ziele und Zielkonflikte 

Die wasserwirtschaftliehe Planung hat im Rahmen 
der qualitativen und quantitativen Sicherung der 
Gewässer und deren Vernetzung mit dem Umland 
auch die Aufgabe, einen Interessensausgleich zwi­
schen den vielfältigen Nutzungs- und Schutzan­
sprüchen zu ermöglichen. Subjektive Ansprüche 
müssen sich im Rahmen der gesetzlichen Vorga­
ben auch dem im öffentlichen Interesse gelegenen 
übergeordeneten Rahmen von Wasserhaushalt 
und Vorsorge einfügen. Zur Darstellung , Vertretung 
und Durchsetzung wasserwirtschaftlicher Interes­
sen sind Fachgrundlagen als Entscheidungshilfe 
zu erarbeiten. Dazu dienen die Grundsatzkonzep­
te, die drei Schwerpunkte zum Inhalt haben: 

- Schutzwasserwirtschaftliehe Grundsatzkonzep­
te, die zur Koordination von räumlichen An­
sprüchen dienen; 

- Grundsatzkonzepte über Wasservorkommen 
(-reserven), die zur optimalen Sicherung und 
Nutzung in quantitativer und qualitativer Hin­
sicht dienen; 

- Grundsatzkonzepte über die Gewässergüte, 
die den Zustand, die Belastung und die Mor­
phologie unter Berücksichtigung aller maßgebli­
chen Faktoren erfassen, einem definierten Soll­
zustand gegenüberstellen sowie inhaltlich, zeit­
lich und volkswirtschaftlich Wege zur Errei -

·258 . 

chung des Sollzustandes bzw. festzulegender 
Zwischenziele aufzeigen. 

Weiters sind wasserwirtschaftliehe Planungen und 
Untersuchungen durchzuführen, um den Erforder­
nissen einer vorausschauenden Gestaltung ent­
sprechen zu können und eine Entwicklung zu er­
möglichen, die unter Abstimmung der Bereiche 
Raumordnung, Umweltschutz und wasserwirt­
schaftliehe Planung erfolgt. Die Ziele der wasser­
wirtschaftlichen Planung können nur unter 
Berücksichtigung ihrer kleinräumigen, regionalen , 
nationalen und internationalen Verflechtung fest­
gelegt werden, um bestmögliche Entscheidungen 
sicherzustellen. 

Charakteristisch für die Entstehung der Zielkon­
flikte im Bereich des Gewässerschutzes ist der 
hohe Widerspruch von Nutzungsanforderungen 
und Nutzungsauswirkungen zwischen den Nut­
zern aber auch innerhalb einzelner Nutzungsfor­
men sowie deren räumliche Verflechtung. Dazu 
kommen noch Zielkonflikte zwischen den Nut­
zungsanforderungen und Aspekten des Umwelt-, 
Natur- und Landschaftsschutzes. 

Als Nutzer mit Anforderungen und Auswirkungen 
auf Gewässer treten z.B. auf: 

- kommunaler Bereich (Siedlungsentwicklung , 
Raumordnung, Ver- und Entsorgung) 

- Land- und Forstwirtschaft 

- Energiewirtschaft (Wasserkraft , thermische 
Energie, fossile Energie) 

- Industrie und Gewerbe (Raumplanung, Ver- und 
Entsorgung, Stoffumschlag) 

- Tourismuswesen und Freizeitnutzung 

- Transportwesen (Schiffahrt) 

3.3. Schutzwürdigkeit der Gewässer 

Schutzwürdigkeit der Gewässer ist - nach Ansicht 
der Fachleute - im Wasserrechtsgesetz 1959 sehr 
umfassend definiert; erhebliche Mängel bestehen 
jedoch bei der Umsetzung von Schutzmaßnah­
men. 

Als Konsequenz der bisher vorliegenden Untersu­
chungen ist dem Schutz der verbliebenen, ökolo­
gisch intakten, naturnahen Fließgewässerab­
schnitte Priorität zuzuweisen. Gleichzeitig ist der 
Rückführung beeinträchtigter Fließgewässer in ei­
nen naturnäheren Zustand durch die Umsetzung 
ökologischer Verbesserungs- und Renaturie­
rungsmaßnahmen höchstes Augenmerk zu 
schenken. 
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Aus der wichtigen ökologischen Stellung der 
Feuchtgebiete (Stillgewässer) im Landschafts­
raum und der in den letzten Jahrzehnten verrin­
gerten Anzahl ist in erster Linie der vorhandene 
Bestand zu schützen, wobei Schwerpunkt auf die 
noch bestehenden oligo- und mesotrophen Sy­
steme zu legen ist. Sanierungsmaßnahmen in 
Richtung des naturnahen Zustandes sind weiter 
zu verfolgen. 

Der Schutz des Grundwassers in quantitativer 
und qualitativer Hinsicht hat durch die innerhalb 
der letzten Jahrzehnte wesentlich gestiegenen 
Nutzungsansprüche in einigen Regionen Öster­
reichs einen Stellenwert von höchster Dringlichkeit 
erreicht und muß entsprechend den Bestimmun­
gen im Wasserrechtsgesetz 1959 i.d.g.F. auch in 
der Realität flächendeckend durchgesetzt wer­
den; dabei sind Sanierungen der örtlichen Vor­
kommen gegenüber überregional wirksamen Ein­
griffen in den Wasserhaushalt vorrangig zu ver­
wirklichen. 

Im Hinblick auf die Vernetztheit ökologischer Sy­
steme kommt der integrativen Betrachtung von 
Oberflächen- und Grundwasser besondere Be­
deutung zu. Sowohl die Beeinträchtigung des 
Grundwassers durch belastetes Oberflächenwas­
ser, Siedlungstätigkeit, Wirtschafts- und Boden­
nutzung in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
als auch jene der Oberflächengewässer durch Än­
derungen des Grundwasserregimes sind zu be­
achten. Die Erhaltung bzw. Wiederherstellung 
standorttypischer, funktionstüchtiger Lebensräu­
me mit Tier- und Pflanzengesellschaften mit ent­
sprechender Diversität in Anlehnung an die letzten 
verbliebenen, natürlichen Leitbilder ist das vorran­
gige Ziel eines ökologischen, zukunftsorientierten 
Wasserbaues. 

3.4. Folgewirkungen des Gewässerschutzes 

Nachhaltiger Gewässerschutz hat folgende Aus­
wirkungen (auszugsweise): 

nachhaltige Sicherstellung einer der Lebens­
grundlagen von Mensch und Tier- und Pflan­
zenwelt 

Sichersteilung einer in Quantität und Qualität 
ausreichenden Trinkwasserversorgung aus vor­
rangig nicht aufbereitetem Grundwasser 

- Optimierung des Einsatzes von Wasser (z.B. 
Verwendung wassersparender Prozesse, Effizi­
enzsteigerung von Wasserkraftanlagen) 

- Einschränkung und Verdichtung des Siedlungs­
raumes (wegen: Transportkosten des Abwas­
sers, Sicherstellung von Entsorgungsstandor­
ten, Rücknahme hochwasserfreier Gebiete) 

·259 -

durch die Anwendung seit langem bestehender 
Instrumente der Raumplanungspolitik 

- Verzicht auf besonders kritische industrielle, ge­
werbliche und landwirtschaftliche Produktio­
nen/Produkte/Dienstleistungen (Standorte, Ver­
fahren, Produkte) 

- Einschränkung des weiteren hydroenergeti­
schen Ausbaus 

3.5. Problembereiche und notwendige 
Maßnahmen 

Für die Durchsetzung einer nachhaltigen Nutzung 
der Ressource Wasser stellen die flächenhafte 
qualitative und quantitative Grundwassersiche­
rung, die Gewährleistung der ökologischen Funk­
tionsfähigkeit der Gewässer und - generell be­
trachtet - das Erreichen bzw. die Umsetzbarkeit 
wasserwirtschaftlicher Zielsetzungen die aus­
schlaggebenden ECkpunkte dar. Durch die zum 
Teil sehr umfassenden Nutzungsansprüche (ver­
gleiche Punkt 3.2.) ergeben sich Problemberei­
che, die eine nachhaltige Nutzung der Ressource 
Wasser gefährden oder verhindern. Die in der Ta­
belle 3.5.1. enthaltenen Punkte umfassen die -
nach Meinung der Fachleute - wichtigsten zur 
Diskussion stehenden bzw. zu stellenden Pro­
blembereiche. Die Gliederung erfolgte im wesent­
lichen nach wichtigen Einflußfaktoren bzw. Nut­
zungsgruppen . Im besonderen muß darauf hinge­
wiesen werden, daß die Umsetzung wasserwirt­
schaftlicher Zielsetzungen im Zuge von - vielfach 
in umfassender Form vorhandenen - gesetzlichen 
Vorgaben einen maßgeblichen Problembereich 
darstellt. 

3.5.1. Maßnahmenmatrix Wasser 
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4. Forschungsbedarl 

Die meisten der im vorliegenden Nationalen Um­
weltplans genannten Maßnahmen können auf Ba­
sis des gegenwärtigen Wissensstandes unmittel­
bar in Angriff genommen werden. In einigen Be­
reichen bestehen allerdings noch erhebliche Wis­
sensdefizite. Im nachfolgenden ist Forschungsbe­
darf identifiziert, der Voraussetzung für eine Ver­
besserung der Umsetzung ist, kritische Wis­
sensdefizite abdeckt oder Möglichkeiten völlig in­
novativer Entwicklungen exploriert . 

- Modelle für die gesamthafte Darstellung und 
Bewertung der ökologischen Auswirkungen 
und Wechselbeziehungen anthropogener Ein­
flüsse in der Kulturlandschaften sowie Bewer­
tungskriterien für den ökonomischen Nutzen 
von Natur- und Kulturlandschaften , und Imple­
mentierung in die volkswirtschaftliche Erfolgs­
feststeIlung 

- Risikoabschätzungen - Stoffeinsatz, Abbau und 
Akkumulation, Synergieeffekte, Freisetzung 
gentechnisch veränderter Organismen 

- Stoffbilanzierung - Strategien zur Minderung 
der Emissionen aus land- und forstwirtschaftli­
chen Aktivitäten 

- Standortbezogene Klassifikation und Typisie­
rung von Ökosystemen sowie deren flächen­
deckende Kartierung (z.B. Waldstandortkarten 
oder Naturraumpotentialkarten) 

- Erarbeitung von landschafts- und ökosystem­
spezifischen, wirkungsbezogenen kritischen 
Immissionsbelastungen . 

- Erarbeitung von Grundlagen für Lebenszyklus­
analysen land- und forstwirtschaftlicher Produk­
te sowie wasserbaulicher Einrichtungen als Be­
standteil eines umfassenden Konzeptes der 
Gesamtbewertung von Produkten und Dienst­
leistungen. 

- Erforschung der Reaktionsfähigkeit und der dy­
namischen Reaktion von Ökosystemen gegen 
äußere Einflüsse (z.B. anthropogener 
Treibhauseffekt) 

Weitere Verfeinerung der Standards nachhalti­
ger Landwirtschaftssysteme 

Selbstbewertungsmodelle für die Landbewirt­
schaftungsform 

- 260-
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3.5.1 . Maßnahmenmatrix Wasser 

ProblembereIch Ursache Wirkung Raumbezugf Lösungsansatz Maßnahme! Zust4ndigkelt Dring- Zeit- Kontrolle VarneIZI.Ilg 
Ausmaß Maßnahmenziel lichkelt horizIOnt 

11 
11 

Schutzwasser- Einengung des Veränderung des natür- r, n, i Erhaltung der unverbau- UnterschutzsteIlung; Eigentümer sd, d m, 1 gewässermor - Kap. 3.2. 
bau Gewässerraums lichen Abflußgesche- ten Gewässer, Rückbau, Rückkauf von Umland; (Bund, Privat), phologische und 

durch Nutzungs- hens (Beschleunigung, Definition des Leitbildes Gewässerschutzstreifen; Grenzgewäs- hydrobiologische 

anspruch aus Stau); Störung des Gewässerbetreuungskon- serkommis- Bestandsaufnah-

Siedlungstätigkeit Austauschs zwischen zept sion me 

und Landwirt- oberflächen- und 
schaft Grundwasser 

energetische Stau, Ausleitung, Verminderung der Fließ- r, n, i Gegenüberstellung von Überprüfung und Anpas- Eigentümer, sd,d m,1 gewässermor- Kap. 3.4 .1. 
Nutzung (Kraft- Abdichtung geschwindigkeit, Sedi- ökonomisch-technischen sung bestehender/ge- Bund, Land, phologische, hy-

wasserbau) mentation, Geschie- und ökologischen Aus- planter Anlagen und de- Grenzgewäs- drobiologische, 

berückhalt, Erwärmung, baupotentialen, rigorose ren Betrieb an gewässer- serkommis- hydrologische 

Unterbrechung des Prüfung (Umweltverträg- biologische Forderungen sion Bestandsaufnah-

Fließkontinuums lichkeit, least cost plan- me 
ning, avoided cost plan-
ning), Erschließung von 

'" 
Stromsparpotentialen 

~ und Alternativenergien 

Geringe Restwasser- r, n, i s.o. Erhöhung der Restwas- Eigentümer, sd, d m, 1 s.o. 
menge, Veränderung sermengen bei Effizienz- Bund, Land, 
der Gewässerbiologie, steigerung der techni- Grenzgewäs-
Beeinträchtigung der sehen Anlagen, Wärrne- serkornrnis-
Unterwasserstrecke nutzung, Sohlstabilisie- sion 
durch Eintiefung und rung mit möglichst ge-
Schwallwirkung, Unter- ringfügigen Eingriffen 
brechung der Aus-
tauschdynamik Ober-
flächengewässer-
Grundwasser 

Schiffahrt Maßnahmen zur "Kanalisierung" des Ge- r, n, i Gegenüberstellung von Überprüfung und Anpas- Bund sd, d m,1 Gewässermonito- Kap. 3.4.3. 
Gewährleistung wässers (Profilierung Ausbaurnaßnahmen sung des Schiffahrtsbe- ring 
der Schiffahrt, der Fahrrinne, Bagge- bzw. von Alternativen triebes in bezug auf ge-
schiffahrtstechni- rungen, Ufergestaltung), hinsichtlich ökonom i- wässerökologische Anfor-
che Einrichtungen, Staubetrieb, Schadstof- scher und ökologischer derungen 
Hafenbetrieb feinleitung (Regelbe- Auswirkungen 

trieb, Störtälle) , Wellen-
schlag 

Raumbezug/Ausmaß: I, r, n, I ....... Iokal, regional, national, International Dnnglichkelt: sd , d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m, I ........ kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Siedlungstätigkeit Qualitative Bela- Verschmutzung von r, n Verringerung des Stoff- Schaffung der flächen- Gemeinden, sd, d m Monitoring der Kap. 3.2. 
stung des Gewäs- Oberflächen- und eintrags deckenden Abwasserent- Land , Bund Gewässerqualität Kap. 3.3. 
sers (Abwasseran- Grundwasser sorgung nach dem Stand 
fall , unkontrollierte der Technik, umfassende 
Schadstoff- ökologische Beurteilung 
freisetzung) der Lösungsvarianten, 

Beschränkung der Inver-
kehrsetzung von wasser-
gefährdenden Stoffen 

Quantitative Bela- Absenkung des Grund- r, n Verringerung der Ent- Durchsetzung von Was- Gemeinden, sd, d m, 1 Hydrologische 
stung des Gewäs- wasserspiegels, überre- nahmen, Pflege örtlicher sersparmaßnahmen, Land, Bund Bestandsaufnah-
sers (Wasserbe- gionale wasserwirt- Wasservorkommen, RückhaltungNersickerung men 
dart), Flächenver - schaftliche Eingriffe bei .gewässerfreundliche" von schwach belastetem 
siegelung, Gewäs- Femversorgung, Be- Raumordnungspolitik Niederschlagswasser, 
sereinengung (vgl. schleunigung des strikte Einha~ung der 
Schutzwasserbau) Oberflächenabflusses, Flächenwidmung 

N 
Verringerung der 

a> 
='J Grundwasserneubil-N 

dungsrate, Einengung 
des Gewässerraums 

Industrie- und Qualitative Bela- Verschmutzung von Bilanzierung des In- und Ausbau der Abwasserrei- Eigentümer, sd,d m Gewässermoni- Kap. 3.2. 
Gewerbenutzung stung des Gewäs- Oberflächen- und Outputs (Produktions- nigung auf den Stand der Gemeinde, toring Kap. 3.3. 

sers (Abwasseran- Grundwasser mittel, Energie, Wasser), Technik, Ersatz von Pro- Land, Bund 
fall, unkontrollierte Verringerung des Stoff- blemstoffen bei der Pro-
Schadstofffreiset - eintrags, EntwiCklung duktion, spezifische Be-
zung), Wärmebe- von umfassenden Ent- handlung von Abwasser-
lastung sorgungskonzepten teilströmen, Wärrnerück-

(Überprüfung auf Pro- gewinnung 
blemverlagerung in an-
dere Medien) 

Quantitative Bela- Absenkung des Grund- Verringerung der Ent- Einsatz von Wasserspar- Eigentümer, sd. d m Überprüfung des 
stung des Gewäs- wasserspiegels, überre- nahmen, Pflege örtlicher technologien, Kreislauf- Gemeinde, Ressourcenein-
sers (Wasserbe- gionale wasserwirt- Ressourcen schließung, Ausbau von Land, Bund satzes 
darf), Flächenver- schaftliche Eingriffe bei Brauchwassersystemen 
siegelung, Gewäs- Fernversorgung, Be-
sereinengung (vgl. schleunigung, Einen-
Schutzwasserbau) gung des Gewässer-

raums 

RaumbezuglAusmaß: I, r, n, i ....... Iokal, regional, national, international Dringlichkeit: sd, d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m, I ......... kurz- (0-5 J), mitte! (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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----- -- -- ,- --
Qualitatitve Belastung des Gewässers durch land- und forstwirtschaftliche Nutzung - siehe Tabelle Landwirtschaft: Belastung der Oberflächengewässer und des Grundwassers mit Schadstoffen 

Gestörter Was- Entwässerung, flächenhafte Grundwas- r, n Festlegung einer stand- Überprüfung der Bewäs- Eigentümer, sd, d k, m,l Hydrologische 
serhaushalt Bewässerung, serabsenkung, Verrin- ortgerechten Produk- serungsflächen auf ihre Land, Bund, Bestandsaufnah-
durch Iand- und Entfernung von gerung der Wasser- tion, Erstellung von Kon- Auswirkung auf den örtli- Vereine men 
forstwirtschaftli- wasserspeichern- führung bei meist klei- zepten zur Hebung der chen Wasserhaushalt, 
che Nutzung den Landschafts- nen Gewässern zu kriti- Grundwasserneubil- Richtlinien für Bodennut-

elementen schen Zeitpunkten, Ar- dungsrate und der Ver- zung und -bearbeitung 
tenverschiebung, Ver- langsamung der Ab- zur Erhöhung der Infiltrati-
änderung der Boden- flußcharakteristik, Rück- onsrate und Putferkapa-
struktur, Trockenschä- bau zität des Bodens, Aufwei-
den tung des Gewässer-

raums, 

Förderung von Rückbau-
maßnahmen, Berücksich-
tigung der angepaßten 
Nutzung bei der Förde-
rung, Regenerierung von , 

'" FeuChtbiotopen u.a. mit 
~ 

-' 

Mitteln aus dem Vertrags-
naturschutz 

Fischereiwirt - nicht standortsty- Veränderung der typi- leitbild konforme (stand- Festlegung von stand- Bund, Land, d k, m , l IST-Zustandser - Kap. 3.2. 
schaft pischer Besatz, schen Artenzusammen- ortbezogene) Pflege des ortbezogenen gewäs- Fischereiver - hebung und Be-

Stoffeintrag in Ge- setzung, Eutrophierung Fischbestandes, ord- serökologischen Leitbil- bände, Ei- obachtung der 
wässer nungsgemäße Nutzung dern gentümer zeitlichen Ent-

wicklung 

Tourismus und saisonaler Abwas- Belastungsstöße im Ausgleich der Belastung Tourismuskonzepte und Bund, Land, sd k, m, l Überprüfung der Kap. 3.4.5. 
Freizeitaktivitäten seranfall Vorfluter, problemati- Raumverträglichkeitsprü- Gemeinde, Kläranlagen und Kap. 3.3. 

scher Betrieb von Klär- fung, zeitliche Staffelung, Tourismusver- der Gewässer 
anlagen Adaption von Kläranlagen bände (v.a. im Einlei-

tungsbereich) 

Badebetrieb und Verbauung der Seeufer, Vermeidung von Stoff- Bewirtschaftung der Nut- Bund,Land, d m Erhebung unver-
Boote Störung der Ufervege- einträgen, Erhöhung der zung, weitgehende Ab- Gemeinde, bauter Uferberei-

tation, Gewässerverun- Selbstreinigungskraft wassererfassung und -rei- Tourismusver- che, Gewässer-
reinigung nigung (Bootsabwässer), bände monitoring, Regi-

Schaffung naturnaher strierung der Ab-
Uferbereiche (Schutzzo- wasserübernah-
nen men (Bootsab-

wässer) 

RaumbezuglAusmaß: I, r, n, i .. ..... Iokal, regional , national, international Dringlichkeit: sd, d, n .. .. ..... sehr dringlich, dringlich , notwendig Zeithorizont: k, m, I ....... kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Problembereich Ursache Wirkung Raumbezug/ I1 L6sungsansatz Ma8nahmeI ZustAndigkeit 11 Dring- 11 ZsIt- 11 Kontrolle VemeIZI.rlg 

Il
AusmaB Maßnahmenziel lichkeit hoItzDnt 

11 
11 

Beschneiungsan- Örtliche Beeinträchti- Umfassende Beurteilung Erstellung bundesweit Bund, Land, d k, m Überprüfung von 
lagen gung des Wasserhaus- der Gewässersystem- einheitlicher Beurtei- Tourismusver- Beschneiungsan-

halts, Entnahmen in verträglichkeit, Regelung lungkriterien bände lagen, der Ge-
Niedrigwasserperioden, über Mindeststandards wässer, des Bo-
Veränderung des Ab- für Wasserqualität dens und der Ve-
fiußgeschehens getation 

Alpintourismus Beeinträchtigung von Vermeidung von Stoff- Einschränkung der weite- Eigentümer, sd, d k, m, I Abwasseremis-
Karst- und Kluftgrund- einträgen, Erstellung von ' ren Erschließung, Touris- Bund, Land, sionen, Abfallauf-
wasser (durch Abwas- ressourcenschonenden muskonzepte, Errichtung Gemeinde, kommen, Monito-
ser, Abfall und Betriebs- Richtlinien zur Hüttenbe- ordnungsgemäßer Ab- Tourismusver- ring derGW-
mittel); Störung der Ve- wirtschaftung wasser- und Abfallbeseiti- bände Qualität 
getation und des Was- gungssysteme, Festle-
serhaushaltes gung von Gebieten mit 

beschränktem Zugang, 
Information der Touristen 

~ Quantitativer Ge- Übernutzung der Großflächige Grund- r, n Festlegung von ökosy- Österreichweite DarsteI- Bund, Land, sd,d k, m, I IST-Zustandser- Kap. 3.2. ~ 
wässerschutz, Wasservorkom- wasserspiegelabsen- stemverträglichen Ent- lung und Bilanzierung der Gemeinden, hebung und Be- Kap. 3.3. 
Mängel bei der men kung, Störung der Ve- nahmemengen, Be- Wasservorkommen und - Eigentümer obachtung der 
Bewirtschaftung getation; erhebliche schränkung von (überre- nutzungen, regionale zeitlichen Ent-
der Wasservor - Ausleitung aus Fließge- gionalen) Ausleitungen Konzepte zur Sicherung wicklung 
kommen wässern, Störung aus Einzugsgebieten der Wasserversorgung, 

aquatischer Ökosyste- Reduktion der Entnah-
me und der ökologi- men durch Wasserspar-
schen Funktionsfähig- maßnahmen, Überprü-
keit von Gewässern fung der bestehenden 

Ausleitungen auf Gewäs-
serverträglichkeit 

Fernwasserver - Regionale Beein- Eingriffe in den Wasser- Flächendeckender Schutz bzw. Sanierung Land, Bund sd, d m,1 Grundwassermo- Kap. 3.2. 
sorgung (mit Lei- trächtigung der haushalt; Motivations- Grundwasserschutz, der Wasserressourcen nitoring, Auswer- Kap. 3.3. 
tung oder Gebin- GW-Qualität (im verlust zur Sanierung Reduktion quantitativer des Zielgebietes, Einsatz tung der zeitli-
de) Zielgebiet der und Reinhaltung örtli- und qualitativer Beein- von Wassersparmaßnah- chen Entwick-

Fernversorgung) ; cher GW-Vorkommen trächtigungen örtlicher men, umfassende Über- lung, Messung 
ökonomische In- Grundwasservorkom- prüfung der Auswirkun- des Wasserver-
teressen men gen der Entnahmen aus brauchs 

dem "Quellgebiet' 

Raumbezug/Ausmaß: I, r, n, i ........ lokal, regional, national, international Dringlichkeit: sd, d, n ........ sehr dringlich, dringlich, notwendig Zeithorizont: k, m, I . . kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Problembereich Ursache Wir1tung IIRaumbezug! LOsungsansatz Maßnahme! Zuständigkeit 
Dring- li Zeft-

Kontrolle Vametzmg 

Ausmaß 11 MaBnahmenziel IIchkeit horizont 
11 11 

Mangelhafte Um- Grenzen hoheitli- Vollzugsdefizit, Rechts- n Verbesserung des Bera- Umstellung des Begut- Bund, Land, sd, d k, m Tätigkeitsberich-
setzbarkeit ein- eher Durchsetz- unsicherheit, Nichterrei- tungsangebctes (z.B. achtungsverfahrens in Bezirk te, Kontrolle der 
zelner Bestim- barkeit, mangel- chung der wasserwirt - verpflichtendes Bera- Richtung einer ausführli- Gewässer, Häu-
mungen des hafte Abstimmung schaftlichen Zielsetzun- tungsangebot durch öf- chen inhaltlichen Doku- figkeit der Bean-
Wasserrechtsge- politischer Zielvor- gen, mangelnde Akzep- fentliche/private Stellen), mentation bzw. von Ex- standungen, 
setzes. zeitliche stellungen und Pri- tanz der erforderlichen verstärkte Koordinierung pertengesprächen auf Soll/Ist-Vergleich 
Verzögerung der oritäten (Kom pe- Maßnahmen i.d. Bevöl- der Umweltpolitik, breite breiter Ebene, 
Umsetzung des tenzzersplitterung) kerung, Information über Zielset-
WRG bei der Gesetzes- zungen, Schaffung von 

werdung, z.T. Prioritätenkatalogen 
noch fehlende 
Durchführungsver -
ordnungen 

"" Fehlende Res- Zeitliche Konzentration ausreichend detaillierte Präzisierung von gesetz-
e» 
0> sourcen (VerwaI- der Anforderungen an Ermittlung der erforderli- lieh verankerten Begriffen, 

tung, Planung, Fi- Ressourcen (Verwal- ehen Ressourcen (Ver- Öffentlichkeitsarbeit, Si-
nanzierung, Errich- tung, Planung, Finan- waltung, Planung, Fi- ehersteIlung der notwen-
tung) zierung, Errichtung) nanzierung, Errichtung) digen Ressourcen 

Schwierigkeiten Z.T. fehlende bzw. Zeit- und kostenintensi- r, n flächendeckende ErsteI- regional detaillierte Erfas- Bund, Land, sd,d m Bereitstellung der 
bei der Erstellung zu wenig detailge- ver Planungsprozeß, lung von Grundlagen. sung von wasserwirt - Gemeinden, Datengrundlagen 
bzw Umsetzung naue Grundlagen Mehrgleisigkeiten, man- kompetenzübergreifen- schaftlieh relevanten Da- Körperschaf-
wasserwirtschaft - (Kartierungen, gelhafter Überblick über der Datenaustausch, ten (Geographische Infor- ten 
licher Planungen Meßwerte etc.), Einflußfaktoren, be- Schaffung von Metada- mationssysteme. Natur-

fehlende Zugäng- schränkter Detailie- tenbanken, Standardi- raumpotentialkarten, Nut-
lichkeit und Ver- rungsgrad sierung für Datenerhe- zungskataster), Schaffung 
netzung der Daten bungen, Vorgaben für der rechtlichen und tech-
(Datenschutz, -for- Datenauswertungen, nischen Möglichkeiten der 
mat), mangelhafte Anpassung des Daten- Datenvernetzung 
Berücksichtugung schutzgesetzes 
bei übergreifenden 
Planungsvorhaben 

Raumbezug/Ausmaß: I. r. n. i ....... Iokal. regional. national. International Dringlichkeit: sd. d. n ........ sehr dringlich. dringlich. notwendig Zeithorizont: k. m. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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I-I[~ ]~ 
Konfliktfeld: Übergeordnet geplante 
Schutz des Eigen- und gezielte Bewirt-
tums / öffentliches schaftung der Ressour-
Interesse an ce Grundwasser wird 
Schutz und Nut- aus privatrechtlichen Ti-
zung von Wasser- tein erschwert 
vorkommen 

'" ~I 0> 
0> 

Mängel bei der Fehlende Mittel für die 
Förderungspolitik Umsetzung, mangelhaf-

te Nutzung möglicher 
Synergieeffekte (Koordi-
nation) 

RaumbezuglAusmaß: I, r. n. i ....... Iokal. regional. national. international 

I~I'---
r, n Berücksichtigung der 

übergeordneten Bedeu-
tung der Ressource 

r, n Überblick über umwelt-
relevante Förderungsin-
strumente und deren 
politische Zielsetzung, 
Förderungsinstrumenta-
rien als Steuerungsim-
pulse der Umweltpolitik 
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Prüfung und erforderliche Bund 
Anpassung der wasser-
rechtlichen Bestimmun-
gen zur Sicherung der 
wasserwirtschaft lichen 
Ziele // Ziel: gezielte Nut-
zung und Bewirtschaf-
tung unter Beachtung 10-
kaler, regionaler und 
überregionaler Bedarfs-
strukturen 

Koordinierter Einsatz aller Bund, Land 
verfügbaren Förderungs-
instrumente zur Umset-
zung von Maßnahmen~. 
Prioritätenkatalogen (Nut-
zung von SYi\ergieeffek-
ten!) 

sd, d 

sd,d 

- --- -
m 

m 

wasserwirt­
schaftliche Pla­
nungNolizug 

SOLL-IST Ver­
gleich von Pla­
nung und Um­
setzung umwelt­
politischer Ziel­
setzungen 

Dringlichkeit: sd. d. n .. . sehr dringlich. dringlich. notwendig Zeithorizont: k. m. I ........ . kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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1. Problemstellung 

1.1. Einleitung 

Der Tourismus ist eine wichtige Komponente im 
sozialen und wirtschaftlichen Leben unserer Gesell­
schaft. Er spiegelt die berechtigten Wünsche jedes 
einzelnen wider, ihm unbekannte Orte zu besu­
chen, andere Kulturen kennenzulernen und die 
Vorteile einer aktiven Erholung oder Entspannung 
in einer anderen Umgebung und abseits des Ar­
beitsplatzes zu nutzen. Ferner ist der Tourismus ein 
bedeutender Wirtschaftsfaktor in vielen Regionen 
und Städten, der in besonderer Weise zur wirt­
schaftlichen und sozialen Anbindung von Randre­
gionen beiträgt. Es besteht somit ein Bedürfnis 
nach vielfältigen Tourismus- und Freizeittätigkeiten. 

Die Entwicklungen der Tourismus- und Freizeit­
wirtschaft wirken sich in starkem Maße auf die 
Umwelt aus, da durch sie Lebensräume und häu­
fig auch sensible Zonen wie etwa Bergregionen 
oder Seengebiete, Wasserressourcen, sowie In­
frastrukturanlagen wie Verkehrswege und Ener­
gieversorgungsanlagen und letztlich Entsorgungs­
einrichtungen wie Kläranlagen insbesondere zu 
Zeiten der Hauptsaison erheblichen Belastungen 
ausgesetzt werden. 

Die Anforderungen an das Tourismusangebot un­
terliegen einem ständigen Wandel. Ein früher we­
niger beachtetes Kriterium "eine intakte Land­
schaft und Umwelt" wird heute von Touristen im­
mer mehr gefordert. Dadurch wird die Kultur- und 
Naturlandschaft zum zentralen Angebotsfaktor, 
der jedoch nur begrenzt vorhanden ist. 

Die Nachhaltigkeit erfordert einen effizienten und 
schonenden Umgang mit den knappen Ressour­
cen und Gütern. Neben dem natur- und umwelt­
schützerischen Aspekt muß auch jener des kultu­
rellen und sozialen als gleichbedeutend anerkannt 
werden. Die touristische Entwicklung ist den na­
turräumlichen und ökologischen Besonderheiten 
anzupassen und auf die verfügbaren Ressourcen 
eines Ortes oder einer Region abzustimmen. Die zu 
erwartenden Umweltauswirkungen sind zu bewer­
ten und die Ergebnisse dieser Bewertung bei künf­
tigen Entscheidungen zu berücksichtigen. Die Tou­
rismus- und Freizeitwirtschaft versucht grundsätz­
lich ein umweltorientiertes Management zu realisie­
ren. Jedoch stößt dies bei der Umsetzung auf eine 
Reihe von Schwierigkeiten, die es zu lösen gilt. 

1.2. Rahmenbedingungen tür zukünftige Ent­
wicklungen 

Die Notwendigkeit für das Erstellen von Rahmen­
bedingungen liegt darin, eine langfristige Entwick­
lung mit dem Übergeordneten Ziel "Schutz des in­
takten Naturraumes, um das Wohlbefinden des 
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Menschen zu gewährleisten" zu sichern. Der Ent­
wurf solcher Rahmenbedingungen soll - um dies 
vorweg zu betonen - die Bedeutung und Berech­
tigung von Einzeimaßnahmen nicht schmälern 
oder in Mißkredit bringen. 

In Anlehnung an eine umweltorientierte Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft muß ein Handlungs­
konzept für eine ökologisch bzw. ökonomisch 
nachhaltige und sozialverträgliche Entwicklung 
des Tourismus folgende planbare Bedingungen 
beinhalten: 

• Bewältigung der Freizeitmobilität 

• Verringerung des Flächenverbrauchs für Freizeit­
infrastruktur 

.• Einführung einer umweltverträglichen Freizeitin­
frastruktur 

• Bewahrung natürlicher bzw. naturnaher Land­
schaftsformen 

• Verringerung der Übernutzung von Naturräumen 

• Vermeidung der Überlastung von Landschaften 
und Biotopen ; sorgsames Betretungsrecht der 
Landschaft 

Das Konzept einer umweltorientierten Tourismus­
und Freizeitwirtschaft muß notwendigerweise zu 
örtlich sehr verschiedenen Entwicklungskonzep­
ten führen und standortangepaßte Bedürfnisse er­
füllen. Ziel ist es, den Zwiespalt zwischen Natur 
und Tourismus so gering wie möglich zu halten. 

2. Ist-Zustand und Trends 

2.1. Einleitung 

Vor der näheren Betrachtung der einzelnen Pro­
blembereiche sei kurz auf einige grundsätzliche 
und für alle Bereiche gültige Zusammenhänge ein­
gegangen. Vorweg sei darauf hingewiesen, daß 
menschliche Bedürfnisse den Hintergrund der 
Probleme bilden und nicht der Tourismus als Er­
scheinungsform an sich. 

Die Mehrzahl der Beeinträchtigungen hat ihre 
Wurzeln in einer Überbeanspruchung der natürli­
chen und menschlichen Ressourcen durch eine 
räumlich und zeitlich punktuell zu große Zahl und 
zu große Dichte an Touristen und Erholungssu­
chenden. Problematisch sind vor allem die aus 
der Gleichzeitigkeit der Inanspruchnahme resultie­
renden Spitzenbelastungen. Es handelt sich vor 
allem um ein Verteilungsproblem. 
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Als Ursachen für den Massentourismus können 
folgende Argumente arlgeführt werden 

• hohe Mobilitätsansprüche der Bevölkerung 

• geändertes Reiseverhalten und geänderter Stel­
lenwert des Reisens und der Freizeitaktivitäten 

• höheres Einkommen breiter Gesellschafts­
schichten mit gleichzeitiger Verbilligung der Rei­
seangebote 

• Trend zu Kurzurlauben meist an Wochenenden 
und Feiertagen (Zusammentreffen der Urlauber­
und Freizeitströme) 

• starke Zunahme des Tagesausflugsverkehrs. 

Oie Umwelt wird JedoCh nicht nur durch Massie­
rungserscheinungen, sondern auch durch eine 
nicht ressourcengerechte Art ihrer Beanspru­
chung beeinträchtigt. Auch der "Sanfte Touris­
mus" kann zu Belastungen des Naturhaushaltes 
führen. 

Eine weitere wichtige Einflußgröße bildet die durch 
Modetrends beelnflußte Einstellung des Gastes. 
die sein Verhalten bestimmt. 

Nachstehend wird eine umfassende Bestandsauf­
nahme und Trendabschätzung der Umweltwir­
kungen der touristischen Kernbereiche .. Verkehr" . 
.. touristische Suprastruktur" sowie .. Sport- und 
Freizeitaktivitäten" auf die Umweltmedien und die 
Ressourcen touristischer Aktivitäten vorgenom­
men. 

Eine überblickartige Darstellung der Umweltwirkun­
gen im Tourismus, verbunden mit einer schemati­
schen Gewichtung der Problem bereiche findet sich 
in Tabelle 3.4.5.1 am Ende dieses Abschnitts. 

2.2. Abfall 

Vorweg sei darauf hingewiesen, daß derzeit kaum 
speZifische Daten über den Beitrag der Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft zum Abfallaufkommen 
in Österreich existieren. Daten auf betrieblicher 
Ebene sind aus den vereinzelt durchgeführten Un­
tersuchungen verfügbar, wobei aber die Bereiche 
der Freizeitwirtschaft und der indirekten touristi­
schen Dienstleistungen weitgehend unberück­
sichtigt bleiben. 

Repräsentative Aussagen über den unmittelbaren 
Zusammenhang zwischen Gästezahl bzw. Anzahl 
der Ubernachtungen sind für Osterreich derzeit 
nur zum Teil möglich. Laufende Forschungs- bzw. 
Erhebungsarbeiten, die diese Zusammenhänge 
transparent machen sollen, sind derzeit noch 
nicht abgeschlossen. Oie Übernahme ausländi-
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scher Untersuchungsergebnisse ist aus methodi­
schen Gründen nur beschränkt möglich. 

Fest steht. daß die im Tourismusbereich anfallen­
den Abfälle überwiegend kommunal Llber den 
sog. "Systemmüll" entsorgt werden. Sie sind da­
her den kommunalen Abfällen zuzuordnen. 

Zur gesamten Abfallproblematik kann jedoch fest­
gestellt werden, daß es sich grundsätzlich um ein 
Umsetzungs- bzw. ErzIehungsproblem handelt, 
das durch kulturelle und erziehungshistorische 
Unterschiede der Gäste verstärkt wird. 

2.2.1. Touristische Suprastruktur 

Oie größten Probleme entstehen durch die großen 
zeitlichen Schwankungen des Abfallaufkommens. 
Hohe Tourismusintensität zu Saisonspitzen bel 
gleichzeitig hoher Zahl an Tagesbesuchern erfor­
dern eine größere Dlmenslonlerung bzw. die Er­
richtung eigener Abfallbeseitigungsanlagen, die 
Jedoch nur für einen äußerst kurzen Zeitraum in 
dieser Kapazität erforderlich ist. 

Als schwierig ist weiters die Abfallentsorgung von 
Berghütten und Bergstationen anzusehen. 

2.2.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Anzuführen sind hier ästhetische und ökologische 
Beeinträchtigungen der Landschaft, sowie Beein­
trächtigungen der Vegetation und Störung der 
Wild- und Weidetiere durch liegengebliebene und 
nicht ordnungsgemaß entsorgte Abfälle. 

2.3. Ästhetische Werte 

Für alle Fragestellungen bezüglich der asthetischen 
bzw. kulturellen Werte ist die Annahme zu treffen. 
daß ein Teil der wesentlichen Probleme auch ohne 
unmittelbare Auswirkungen von Freizeit- und Tou­
rismusaktivitäten zutage treten würde. 

2.3.1. Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

Natürliche und vom Menschen beeinflußte Land­
schaft wird subjektiv nach unterschiedlichen Ge­
wichtungsprofilen und Wahrnehmungen einge­
stuft. wobei die Anforderungen. Erwartungen und 
der Zweck der Benützung für die Beurteilung 
maßgeblich sind. 

Geprägt wird die Landschaft und das Land­
schaftsbIld zum einen durch seine Oberflächen­
form, Gewässer, Vegetation. Boden, Wald. Tier­
welt und Ortsbild. zum anderen durch die vorherr­
schende Wirtschaftsform. Wird eine Komponente 
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verändert oder gestört, verändert sich die gesam­
te Landschaft. Der Tourismus Ist selbst von der 
Veränderung des Landschaftsbildes betroffen, da 
Verminderungen des asthetischen Wertes einer 
Landschaft Veränderungen der Gästestruktur 
nach sich ziehen können. 

Der Verlust der kulturellen Identität und der regio­
nalen Eigenheit ist bei Symbiose von Landwirt­
schaft und Tourismus schwacher ausgeprägt. 

Es gilt vor allem zu klären, wie die Weiterentwick­
lung der Kulturlandschaft, welche schon immer 
Veränderungen unterworfen war, beeinflußt wer­
den kann, um weiterhin als Lebensgrundlage für 
die ansassige Bevölkerung dienen zu können. 

Die Landschaft wird von der Tourismus- und Frel­
zeitwirtschaft als "öffentliches Gut" empfunden. 
Daher ist Landschaftspflege eine gesellschaftspo­
litische, gemeinwirtschaftliche Aufgabe. Sie erfor­
dert eine großräumige, überregionale Betrachtung 
und Planung unter Einbeziehung der Grundbesit­
zer. 

2.3.1.1. Touristischer Verkehr 

Die größten verkehrsbedingten Beeinträchtigun­
gen des Landschaftsbildes entstehen durch die 
Anlage von Straßen und Einrichtungen des ruhen­
den Verkehrs. Zum Schutz vor Naturgefahren er­
richtete Anlagen (va. Lawinenstützverbauungen) 
werden oft als störend empfunden. Den mit ihrem 
Bau verfolgten Schutzzielen ist jedoch immer eine 
höhere Priorität einzuräumen. 

Die Gesamtheit der Einrichtungen von AufstIegs­
hilfen können ebenfalls zu Beeinträchtigungen 
f(ihren. zum einen aufgrund der Architektur der 
Stationsgebäude, zum anderen durch Maste, Sei­
le und Stromversorgungseinrichtungen ("Techni­
sierung" und "Verdrahtung" der Landschaft). 

2.3.1.2. Touristische Suprastruktur 

Die Landschaft touristischer Regionen wird in im­
mer größerem Ausmaß vom Verlust der charakte­
ristischen SIedlungsformen sowie dem Vordringen 
von Streusiedlungen geprägt. Diese Entwicklung 
ISt sowohl auf den höheren Flächenbedarf der Be­
herbergungs- und Gastronomiebetriebe sowie 
der Freizeitanlagen im Zuge der qualitativen Ver­
besserung des touristischen Angebotes zurück­
zuführen, als auch auf eine starke Zunahme von 
Zweitwohnungen und Appartements. Der durch 
das starke Bevölkerungswachstum mancher tou­
ristischer Regionen gestiegene Wohnraum bedarf 
trägt ebenfalls zu dieser EntwiCklung bei. Geän­
derte SIedlungsformen. Insbesondere das Zu­
sammenwachsen von Ortschaften, führen in der 
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Folge zum Verlust des optisch reizvollen Kon­
trastes zWischen Siedlung und freier Landschaft. 

2.3.1.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Durch den Bau von Ski pisten erfolgen markante 
Eingriffe in die Landschaft. Verursacht werden die­
se Beeinträchtigungen primar durch Rodungen. 
Erd- und Felsbewegungen sowie Geländekorrek­
turen. 

Der Rückgang der landwirtschaftlichen Bewirt­
schaftung von Wiesen und Almen. die Im Winter 
als Pisten benutzt werden, und die durch Uberbe­
anspruchung verursachten Boden- und Vegeta­
tionsschäden können zu einer Verminderung des 
ästhetischen Wertes der Landschaft fuhren. 

Golf 

Die aus landschaftsökologischer Sicht nicht 
standortübliche Gestaltung von Golfanlagen, ins­
besondere der Bau von Sandbunkern und die 
Wahl einer für die Region artenfremden Vegetati­
on, kann zu erheblichen Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes führen. 

Wandern 

Störungen des LandschaftsbIldes werden vor al­
lem durch Zerfurchungen und Zerstörung des 
Kleinreliefs und des Bodens durch eine zu große 
Zahl an Wanderern bzw. durch Betreten ökolo­
gisch empfindlicher Gebiete verursacht. Ein zu 
dichtes und weltverzwelgtes Wegenetz bildet ei­
nen weiteren EInflußfaktor. 

Sportflug 

In Kleinregionen können Fluganlagen im Talboden 
zu Beeintrachtlgungen des Landschaftsbildes 
führen. 

2.3.2. Ortsbild 

Das Ortsbild wird durch Lage, Anordnung, Größe 
und Stil der Baulichkeiten wesentlich geprägt. Ge­
rade der kulturelle Sektor. d.h. auch die Ortsbild­
pflege und -gestaltung. bietet besonders gute 
Möglichkeiten zur Profillerung des Angebotes, auf 
Gemeinde-, Reglonal- und Landesebene. Zu be­
achten ist, daß das Ortsbild noch mehr als das 
Landschaftsbild der subjektiven Betrachtungswei­
se des einzelnen unterliegt. 
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Der Osterreichlscfle Gel1lelncJebund flat wesentli­
che Gruildlagen zur Urnwelt -, Kultur- umJ Orts­
bild pflege erarbeitet. 

2.3.2.1. Touristischer Verkehr 

Zu große lmd zu auffällige Anlagen eJes ruhenden 
und fließenden Verkehrs führen zu einer starken 
Beelntradltlgung des Ortsbildes. 

2.3.2.2. Touristische Suprastruktur 

Die stark wachsende Nachfmge nadl Tourismus­
und Freizeitleistungen hatte einen direkten und in­
direkten (durch Wohistclildseffekte) Bauboorn Im 
ländlichen Raum zur Folge. Es blieb offenSichtlich 
keine RelfungszGIt, um eine dafur geeignete Bau­
kultur zu schaffell sowie eine geordnete Besied­
lung zu erreichen. 

Die zum Tell LJberprooortlonale Bauillasse von 
Hotels und Gaststättell fLlhrt zu einer touristischen 
Uberformurlg, d.h. Entfremdurlg der Landschaft 
durch Bauten, deren Architektur. verwelldetes 
Material llild Baustil mit der Umwelt unharmo­
nisch kontrastiert. Beeirlträchtlgungen durch be­
reits erfolgte Verbauungen sind so gut wie nicht 
mehr ruckganglg zu machen Ortsbild und Ort­
scharakter werden immer mehr von der Gäs­
testruktur gepragt, die wiederuill durch das Orts­
bild beelnflußt wird. 

2.3.3. Soziale Aspekte 

Die Struktur eines Tourismusortes Wirkt Sich ent­
scheidend auf das VerhältniS der Gastgeber zu 
dell Gästen aus. IntenSiver GanzJaflrestoUrismus 
fuhrt zu 

• Uberforderung der Einheimischen 

• Distanzierungsmechanisillen bel den Vermietern 

• redUZierter Kontakthäufigkeit und -Intensität mit 
Gästen 

• Abnahme des Interesses uneJ der Komlllunikatioll 

• verillehrt negativer Beurteilung der Gäste 

• verringerter Wunscfl, den Gast als FreIzeItpart­
ner zu gewillnen 

• Bevorzugung neuer Gäste gegenLlber Stamm­
gästen 

Grundsatzlich Ist zu beobachten, daß In Tourismus­
geilleinden die Dorfgernelnscllaft und die gewach­
senen SOZialen Strukturen stark abnel-men. Die tra-
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dltionelle Kultur, Leberlsform und Sprache werden 
an die Wunsdle und Erwartungeil der Gäste ange­
paßt bzw. durcll den TourlsllluS verandert. wodurch 
es zu einer Entfremdung von der eigenen Ge­

schichte, Identltat ulld Kultur kOIllIllt. 

2.3.3.1. Touristischer Verkehr 

Die Belastung und Uberbelastung durch den Ver­
kehr bildet Illeist den Anstor3 zur Auflehnung der 
Bevo kerung gegen den Tourrsmus. ollile eJen 
tatsächlichen Anteil des tourismus- une! freIzeItIn­
duzIerteil Verkehrs alll Gesailltverkehrsaufkoill­
men der Region bzw. des Ortes zu kennen (teil­
weise verursacht die einhelllllscile Bevölkerung 
elll flöheres Verkehrsaufkommen als die Gaste). 

2.3.3.2. Touristische Suprastruktur 

Das Grundproblelll fLlr den Hotelier und Gastwirt 
stellt das räumliche Zusammenfallen des prrvatell 
und berufllcherl Bereiches dar. Die pSYCI10logisch 
notwelldlge Distanz ZUIll Gast Wird aufgrund einer 
falsch Interpretierten Gastfreundscflaft nicht 1111-

mer gewahrt, wodurch der Gast In die Prrvatsplla­
re des Gastgebers eindringt und das Familienle­
ben stark belastet. 

Dies wird noch verstärkt. Indem GelllLltllchkelt, 
FcHl1lllenanschluß urld Freundschaft als Teile des 
tOUristischen Gesamtproduktes angeboten und 
speZiell beworben werden, da Untersuchungen 
der Reiselllotive der Gäste ein starkes BedLlrfnlS 
nacll sozialen Kontakten nachweisen. 

Durch das Vorherrschen der Tourlsmus- und Frei­
zeltwirtschaft in einer Reglorl oder einer Gemein­
de entsteht eine gewisse Monokultur am Arbeits­
markt. die zu einer Abwanderung Junger Einhelllll­
scher führt, die ansprucllsvolle Ausblldungs- urld 
Berufsmöglichkeiten abseits des Tourismus su­
chen. Um den Arbeitskräftebedarf zu decken, 
werden nicht aus der Region stammende Saison­
arbeitskräfte bescraftlgt. wodurch eine Entfrem­
dung von innen hervorgerufen Wird. 

2.4. Boden 

2.4.1. Touristischer Verkehr 

Bodenverdichtung durch Parken auf GrLlnland so­
wie Bodenversiegelung durch Parkplät7e, Insbe­
sondere bel Taistatiollen und Frelzeitarllagen stei­
len schwere Eingriffe in den Bodenhaushalt dar, 
die aucll Auswirkungen auf den Abfluß von Ober­
flächenwasser sowie Beeinträchtigungen der Ve­
getation !lach Sich Ziehen 
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2.4.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Massenskilauf auf planierten und präparierten PI­
sten ("Sklautobahllen") bedingt nach flclchenhaf­
tem Ausmaß une! Illtensitat der Elngnffe schwer­
wiegendste Bodenveränderungen und -belastun­
gen sowohl c!urcll Bau als auch laufenden Be­
tneb. Oie meisten nachteiligen Boden- und Vege­
tatlollswlrkungen des laufenden Plstensklbetrie­
bes sind auf eine zu geringe bzw. ungleichmäßige 
Schneelage zuruckzufuhren. LanglaufloIpen kön­
nen zu Bodenverdichtung und zum Ersticken der 
Vegetation führen. obwohl der Skilanglauf Im all­
gemeinen geringere bodell- und vegetationsschä­
digende Wirkungen aufweist (lineare Belastung). 

Golf 

Durcll die kunstllcll angelegten .. greens" und 
"tees" kommt es zu weitgehenden Veränderun­
gerl der Bodenoberfläche. Weitere Belastungen 
des Bodens entstehen durch den Intensiven ehe­
mlkallellelnsatz sowie örtlich begrenLt durch 
Sandbunker. 

Wandern und Bergsteigen 

Wie Im PrO(llemberelch Kulturlandschaft und 
Landschaftsbild bereits angeführt. entstehen 
durcrl eine zu große Zahl an Wanderern sowie 
durch das Betreten ökologisch empfindlicher Ge­
biete kleinräumig begrenzte Belastungen des Bo­
dens und der Vegetation. die Jedoch In Ihrer Ge­
samtlleit ins Gewicht fallen. 

Mountainbiking 

Durcll Bofahren des Gelcindes und des Waldes 
abseits von Wegen Wird Insbesondere In alpinen 
Regionen die Ilochempflndllche Grasnarbe ver­
letzt. wodurch Rutschungen und Muren be­
scilleunigt bzw. ausgelost werden können. Auf 
unbefestlgten Wegen und Steigen fördert das Mo­
untalnblklng bei feuchtem Wetter die Spuren- und 
Rillenbildung. die In weiterer Folge Erosionsrillen 
verursachen. 

Reiten 

Die hier anzuführenden Beeillträchtigungen des 
Bodens sind vor allem auf den Beritt unbefestigter 
bzw. "welcher" Wege, vor allem nach Nieder­
schlägen. zurückzufuhren. Im Wald wird die Wald­
vegetation geschcidlgt und flachst reichende 
Baumwurzeln verletzt. wodurch es indirekt auch 
zu einer SChädigung des Waldbodens kommt. 
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Durch die Pferdehaltung auf zu kleinen Koppeln 
entstehen weitere. teilweise schwere Storungen 
des Bodens sowie eine nahezu vollstcindlge Vege­
tationsvernichtung, die auf okologisch wertvollen 
und sensiblen Standorten besonders problema­
tiscll erscllein\. 

Motocross 

Der Motocross-Sport verursacht schwerWiegende 
Boden- und Vegetationsschäden und ist aus bo­
denökologischer Sicht vollkommen abzulehnen. 

2.5. Energie 

Da die energiespezifischen Einflußfaktoren in den 
einzelnen Gemeinden sehr stark varrieren. können 
keine allgemeingültigen Empfehlungen uber die 
Art der Energieversorgung, des Heizsystems und 
der Warmwasseraufbereitung getroffen werdell. 
Vielmehr sollte daher für lede Gemeinde oder 
Kleinregion ein speZifisches. ganzheitliches Ener­
giekonzept erarbeitet werden. das in weiterer Fol­
ge die BaSIS fur die langfrrstlge Infrastrukturaus­
stattung der Region und die Wahl des Raumllei­
zungs- und Warrnwasseraufbereltungssystems Im 
einzelnen Betrieb oder Haushalt bildet. Uber dell 
Energieverbrauch liegen nur wenige bzw. sehr in­
homogene Datell auf Betrrebsebene vor. 

2.5.1. Touristischer Verkehr 

Der EnergleverlJrauch pro Tourrst Wird Im Verkehr 
vor allem durch die Wahl des Beförderungsmittels 
beeinflußt. wobei PKWs und Reisebusse weiterhin 
cJen größten Anteil der im Tourismus benutzteil 
Verkehrsmittel darstellen werden. Aufgrund VOll 
Deregulierungslllaßnalllllen in der EU und der 
weiteron Verbilligung von Flugangeboten Wird es 
In Zukunft zu einem Anstieg des Flugverkehrs 
kommen. Nicht zu vernachlasslgen ISt auch der 
Energiebedarf für den Betrlel) von Aufstiegshilfeil. 

2.5.2. Touristische Suprastruktur 

Der Energieverbraucll der tourrstischen Supra­
struktur ISt abhängig vom Ausstattungsstandard. 
der Bauweise und der Auslastung der Betrrebe. 
Jede Kapazitätserhöhung verursacht einen Mehr­
verbrauch an elektrrscher Energie, Wcirmeversor­
gung und Kraftstoffen. 

2.5.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Ein erhöhter VerbraUCh an elektrischer Energie 
und fOSSilen Brennstoffen entsteht vor allem durch 
den Betrreb von Beschneiungsanlagen. den Eln-
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satz von PIstengeräten, bei der Ausübung aller 
Motorsportarten sowie durch Flutlichtanlagen. 

2.6. Lärm 

2.6.1. Touristischer Verkehr 

Verkehr wird allgemein In der Bevölkerung als 
Hauptlärmquelle wahrgenommen. Die Tourismus­
und Freizeitwirtschaft verursacht Je nach Jahres­
zeit einen mehr oder minder großen Anteil am Ver­
kehr. Als besonders störend wird der Durchzugs­
vekehr empfunden, wobei eine Zuordnung zum 
tourismus- und freizeitinduzierten Verkehr relativ 
schwierig ist. 

Zu- und abfahrende Gäste und Einheimische stei­
len im Ortsgebiet vor allem während der Nacht ei­
ne störende Lärmquelle dar. Nicht zu unterschät­
zen sind auch die vom Bahnverkehr ausgehenden 
Lärmbelastungen. 

Weiters kommt es im Nahbereich von Flughäfen 
kurzfristig zu hohen LärmspItzen 

2.6.2. Touristische Suprastruktur 

Gastronomle- und Beherbergungsbetriebe bilden 
laut Umfragen in der Wohnbevölkerung neben 
dem Verkehrslärm, der nicht immer direkt dem 
Tourismus zugeordnet wird, die Hauptlärmquelle. 
Als besonders störend wird der Lärm aus Gast­
gärten empfunden. 

2.6.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Besonders starke Lärmbelästigungen gehen von 
allen Arten des Motorsports aus. Im Skisport wird 
Lärm vor allem durch Lift- und Beschneiungsanla· 
gen sowie PIstengeräte verursacht. 

Offene Sport- und Freizeitanlagen verursachen 
zwar ebenfalls einen merkbaren Anstieg des 
Lärmpegels, werden in der Bevölkerung aber 
nicht als außerordentlich störend empfunden. 

2.7. Luft 

Die Tourismus- und FreizeitwIrtschaft ist massiv 
von der Luftverschmutzung betroffen. da es zu di­
rekten Beeinträchtigungen der Ressource Frisch­
luft kommt. die einen wichtigen Angebotsfaktor 
darstellt. 

In engen Alpentälern Ist aufgrund der geographi­
schen und meteorologischen Gegebenheiten ein 
kontinuierlicher Luftmassenaustausch nicht mög· 
Ilch. Geringste Emissionsraten können unter Um-
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ständen binnen kurzester Zelt zu hohen Luft­
schadstoffkonzentrationen führen, die über den 
Toleranzgrenzen liegen. 

2.7.1. Touristischer Verkehr 

Der motorisierte Verkehr verursacht beträchtliche 
Anteile der gesamten SchadstOffbelastung der 
Luft. Eine genaue Zurechnung der Probleme auf 
den Freizeit- und Tourismusverkehr ist Jedoch nur 
sehr schwer möglich. 

2.7.2. Touristische Suprastruktur 

Einen großen Einfluß auf die regionale Luftqualität 
haben Heizungsanlagen und die Wahl der Ener­
giesysteme. 

2.7.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Emissionen entstehen vor allem durch den Betrieb 
von Verbrennungsmotoren bei Liftanlagen. Pisten­
fahrzeugen und in Ausübung von Motorsportarten. 

2.8. Naturhaushalt / Arten / Ökosysteme 

2.8.1. Touristischer Verkehr 

Auf die Tourismus- und FreizeitwIrtschaft zurLJck­
zuführende Beeinträchtigungen der Natur entste­
hen vor allem durch das Befahren von Forstwe­
gen und unbefestigten Wegen sowie durch das 
Abstellen von Fahrzeugen auf Grünflächen. 

2.8.2. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Durch die starke Zunahme an Sport- und Freizeit­
aktivitäten In freier Natur werden die Rückzugs­
und Ruhegebiete von Wildtieren sowie naturbelas­
sene Gebiete drastisch redUZiert. Es herrscht ein 
großer Interessenskonflikt ZWischen der Bewah­
rung der natürlichen Ressourcen und Ökosysteme 
unter völligem Ausschluß der Öffentlichkeit und 
dem gestiegenen Bedürfnis nach Naturerlebnis. 

Skisport 

Im Skisport kommt es vor allem durch das Verlas­
sen der Pisten. dem Befahren von Wäldern. Auf­
forstungsgebieten und steilen Hängen sowie 
durch die Benützung der Pisten bei ungenügen­
der Schneelage zu gravierenden Schäden durch 
Stahlkanten (Stahlkanten-Verbiß) an der Baumrin­
de und an den Terminaltrieben von Jungpflanzen 
(besonders gefährlich In Hochlagenaufforstungen 
und Lawinenschutzpflanzungen) sowie zur 
Störung der Lebensräume des Wildes. Als Folge 
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wlederholter Störungen wandert das Wild ab und 
konzentriert sich in noch ungestörten Gebieten, In 
welchen das Ansteigen von echten VerbIßschä­
den zu verzeichnen Ist. 

Golf 

Im Flachland kann ein Golfplatz an Stelle einer in­
tensiv genutzten Fläche eine ökologische Berei­
cherung darstellen. während im von Natur aus 
ökologisch vielfältigen Berggebiet eine wesentlich 
kritischere Beurteilung zu treffen ist. 

Wandern und Bergsteigen 

Die durch die große Zahl an Wanderern und Berg­
steigern hervorgerufenen Trittschäden auf Wegen 
und im Gelände führen besonders in alpinen Re­
gionen zu teilweise irreversiblen Schäden der Ve­
getation und des Bodens. In hochempfindlichen 
Gebieten Ist die Belastungsgrenze der Natur sehr 
niedrig, wodurch auch der "Sanfte Tourismus" 
kleinräumig zu erheblichen Beeinträchtigungen 
führen kann. 

Durch das Eindringen In den naturlichen Lebens­
raum der WIldtiere kommt es insbesondere beim 
Verlassen der Wege zur Beunruhigung und 
Störung des Wildes. 

Mountainbiking 

Das Hauptproblem stellen Fahrten im Gelände 
dar. da sie zu einer Schädigung der Vegetation, 
insbesondere der Grasnarbe und der Biotope, 
führen. Zu Wildbeunruhigung und -vertreibung 
kommt es durch Mountainbiking sowohl auf als 
auch abseits der Wege. 

Reiten 

Im Wald wird durch Beritt unbefestlgter bzw. "wei­
cher" Wege, vor allem nach Niederschlägen die 
Waldvegetation geschädigt und flachstreichende 
Baumwurzeln verletzt. wodurch es indirekt auch 
zu einer Schädigung des Waldbodens kommt 
(siehe Problembereich Boden). 

Durch die Pferdehaltung auf zu kleinen Koppeln 
entstehen weitere, teilweise schwere Störungen 
des Bodens sowie eine nahezu vollständige Vege­
tationsvernichtung, die auf ökologisch wertvollen 
und sensiblen Standorten besonders problema­
tisch erscheint. 
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Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Neben der zunehmenden Verschmutzung des 
Uferbereiches verursacht das Rafting erhebliche 
Störungen und Eingriffe In den Lebensbereich der 
Fische und Wasservögel. Insbesondere werden 
Brut- und Fischlaichplätze sowie Futter-, Rück­
zugs- und Ruhegebiete geschädigt bzw. zerstört. 

Gleitschirmfliegen, Drachenfliegen 

Durch Gleitschirm- und Drachenflieger kommt es 
teilweise zu einer Beunruhigung und Vertreibung 
von Wild- und Weidetieren und in weiterer Folge 
zu Verbißschäden. Neueste Untersuchungen zei­
gen Jedoch eine gewisse Gewöhnung des Wildes 
an den FlugbetrIeb. Eine strikte Einhaltung der 
Fluggebiete und -routen kann zu dieser Gewöh­
nung beitragen und die negativen Auswirkungen 
vermindern. 

Motocross 

Der Motocross-Sport verursacht schwerwiegende 
Boden- und Vegetationsschäden und ISt aus bo­
denökologischer Sicht vollkommen abzulehnen. 

2.9. Raumverbrauch 

Der beschränkte Raum wird von einer steigenden 
Zahl sich überlagernder und zum Tell konkurrie­
render Nutzungsinteressen beansprucht. Dem In­
teresse am Schutz der Natur, der Naherholungs­
raume und der Erhaltung von ausreichenden 
Flächen für eine existenzfähige Landwirtschaft 
stehen Flächenansprüche für Wohnbau, Ver­
kehrswege, BetrIebsansIedlungen, Ver- und Ent­
sorgungseinrichtungen, Freizeiteinrichtungen und 
dgl. gegenüber. 

2.9.1. Touristischer Verkehr 

Freizeitbedingte Aktivitäten sind ein Teil des Ge­
samtursachenkomplexes für die Schaffung 
flächenintensiver Verkehrseinrichtungen. Zum Tell 
werden Verkehrseinrichtungen ausschließlich 
zwecks Erschließung touristischer Einrichtungen 
und Attraktionen geschaffen bzw. aufgrund der 
Ausrichtung auf saisonale SpItzenbelastungen 
größer dimensioniert. Ein ho her Raumbedarf ent­
steht auch durch den ruhenden Verkehr. der vor 
allem bei Talstationen, Sport- und Freizeitanlagen 
große Flächen in Anspruch nimmt. 

Flugplätze weisen ebenfalls einen hohen Raum­
verbrauch auf, der besonders in engen Tälern 
problematisch ist. 
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2.9.2. Touristische Suprastruktur 

Mangellide DIsziplin fJei der Handllabung der 
Fläcllenwldmungsplanung fLlhrie zu ener verfehl­
ten baulichen Entwicklung. die auf lange Zeit irre­
parable Beeinträchtigungen verursacht. Trotz ent­
sprechender Zielsetzungen hält der Bauboom 
und die Expansion der Arlgebotskapazltaten an. 
wodurcll die touristischen Nutzungslntensltaten 
weiter ansteigen. 

Eine erhebliche Steigerung des Flacherlbedarfes 
entsteht vor allem durch das Angebot anspruchs­
voller. qualitatiV hochwerilger Behertergungsfor­
men sowie ergänzender Indoor-Angebote. 

Von besoncierer Brisanz ISt die Tendenz zur Ver­
hüttelullg uild Zersiedeluilg der Landschaft. der 
erhöllte Ertragsdruck auf die In den Tallagen ver­
bleibenden Icmdwlriscllaftllchen Nutzflachen. Ins­
besondere at)er die zunehmende Bautätigkeit In 
durch Naturgefahren beeinträchtigte Gebiete (gel­
be und rote Zonen). 

Durch die mzmgelnde Beachtung der Gefahrenzo­
nenplane werden umfangrercrle Schutzmaßnah­
men vor Wildbächen, Lawinen. Steinschlag, Rut­
schullgell und ErOSionen erforderlich, die Ihrer­
seits zu einem weitereil Raumverbrauch urld der 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes IJeitra­
gen. Elrle stllkte EInhaltung der Raumordnung ist 
daher lInerläßlich. 

Der Flachendruck Wird weiters durch den Zweit­
wohmmgsbau verstcirkt. der zum einen zur Ver­
drangung eier einheimischen Bevolkerung. zum 
anderen ZUI' ZersledEJlung Ulld Vedluttelung der 
Landschaft führi. 

2.9.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Oie Attraktlvitclt und die wlrischaftliche EIltWIck­
lung von tOUrlstlscherl Destinationen wird durch 
das Angebot an Freizeitinfrastruktur beelnflußt - Je 
besser die Ausstattung, desto günstiger ist im all­
gemeinerl die EntWicklung elrles TounsmLlsgeble­
tes. Diese Einrichtungen werden gleichzeitig von 
der einheimischen Bevölkerung für FreIzeItaktivitä­
ten genutzt - eine klare Trennung ISt nicht oder 
nur schwer möglich. 

Problematisch ISt vor allem die Emchtung von 
Spori- und Freizeiteinnchtungen in teilweise weri­
vollen Raumen und in Gebieten mit knappen Frei­
flächen. Fur alle diese Anlagerl gilt weiters, daß sie 
raumverbrauchende Folgeeinllchturlgen (Park· 
platze. Strallerl. Gastronomie- urld Bellerber· 
gungsbetriebe) erfordern. 
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Skisport 

AnzufLJhren ist der hohe Flcichenverbrauch der PI­
sten und Aufstiegshilfen bel AlpInskilauf In Bergre­
gionen sowie der Flächenverbrauch von Skating­
Loipen in Tallagen. 

Golf 

Golf ist aus der Sicht des Raumverbrauches als 
sehr problenlatisch einzustufen. da Golfplätze mit 
der dazugehorenden Infrastruktur einen außerst 
Ilohen Flachenbedali aufweisen. der aufgrumi der 
International Llbllchen Normen fur Golfplatze Illcht 
so leicht reduzleri wercien kann. 

Oie Belastungen sind vor allem In engen Talern 
bzw. Regionen mit einer geringen Anzahl an Frei­
flächen als sellr kritisch einzustufen. Aus cllesen 
Gründen ISt vor allem die Errichtung von Golfplät­
zen in alpinen Regionen vor dem Hintergrund der 
knappen Flachenressourcen kritisch zu hintelira­
gen. 

Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Oie Beeinträchtigungerl entstehen hier vor allem 
durch elle Verbauung der Seeufer mit Badeanla­
gen sowie einer zunehmenden Prrvatislerurlg der 
Ufer, wodurch der freie Zugallg zu den Gewäs­
sern drastisch eingeschränkt bzw. ganzllcll un­
mögllcll gemacht wird. 
Einen erhohtell Flachenbedarf weiseil auch Hal­
lenbäder, insbesondere Erlebnisbäder unel Erleb­
nisparks mit integrierien Spori- und Frelzelteln­
rrchtungen auf. 

2.10. Wasser / Gewässer / Abwasser 

Oie zunehmende BOcienverschlechterung, eJle teil­
weise durdl die TOLirrsmLls- lind Frelzeltwlriscllaft 
verursacht wird. verminderi das Wasserspeicher­
vermögen. wodurch das Trrnkwasserangebot un::J 
die hydrogeologische Bodenstabilität negativ be­
einflußt wird. Rutschungen, Muren und HocllWäs­
ser Sind die Folge. 

2.10.1. Touristischer Verkehr 

Vor allem Iin Gebiet von Par-kplätzen und erltlang 
von Zufahrisstraßen kommt es Im Wlllter LU Ver­
unreirligung des Schnees und des Schmelzwas­
sers. Indirekt Wird der Wasserhaushalt durcll d,e 
Bodenverslegelung aufgrund von Einrichtungen 
des rullenden und fließenden Verkehrs beeinflußt. 
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2.10.2. Touristische Suprastruktur 

Urlaubssaisonspitzen mit gleichzeitig hohem Auf­
kommen an Tagesbesuchern führen zu einem sai­
sonal stark erhöhten Wasserverbrauch. Diese Sai­
sonspitzen erfordern eine größere Dimensionie­
rung bzw. sogar die Errichtung eigener Abwasser­
beseitigungsanlagen, deren Kapazität jedoch nur 
während weniger Wochen im Jahr beansprucht 
wird. Daraus ergeben sich vor allem klärtechni­
sche Probleme, die durch spezielle Information 
und Schulung der Klärwarte entschärft werden 
könnten. Die zu geringe Wassermenge im Vorflu­
ter durch erhöhte Wasserentnahmen zu Saison­
spitzen kann jedoch durch diese Maßnahme nicht 
beeinflußt werden. 

Ein besonderes Problem stellt aufgrund ihrer Lage 
die Abwasserbeseitigung von Bergstationen, 
Berggasthöfen und Berghütten dar. 

Der Wasserverbrauch ist zum großen Teil vom 
Verhalten der Gäste abhängig, das nur sehr 
schwer in kurzer Zeit geändert werden kann. Wei­
ters ist anzuführen, daß durch den tourismusbe­
dingten erhöhten Wasserbedarf Quellen und 
Grundwasserhorizonte in zu großem Ausmaß er­
schlossen werden. 

2.10.3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 

Besonders kritisch zu sehen ist der Wasserver­
brauch von Beschneiungsanlagen, der vor allem 
mit den Zeiten der winterlichen Niedrigwasser­
führung der Flüsse und Bäche (Vorfluter!) zusam­
menfällt. Weiters kommt es bei Frühjahrsregenfäl­
len auf künstlich beschneiten Pisten zu erhöhten 
Oberflächenabfluß-Spitzen. 

Weitere Verunreinigungen des Schnees, Eises 
und Schmelzwassers werden durch Pistenpräpa­
rierung, Sportgeräte und die Sportler selbst verur­
sacht. 

Der nicht fachgerechte Bau von Ski pisten kann in­
folge von Verschlechterungen des Bodenwasser­
haushaltes zu erhöhter Hochwassergefahr und zu 
einer Destabilisierung der Hänge führen (Gefahr 
von Rutschungen). Ebenso kann die Entwaldung 
höherer Lagen die Lawinengefahr erhöhen. 

Golf 

Durch die intensive Pflege der Greens und Tees 
und den hohen Herbizideinsatz kann die Bela­
stung des Grundwassers stark erhöht werden. 
Kritisch ist weiters der hohe Wasserverbrauch für 
die intensive Bewässerung der Greens und Tees. 
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Wandern 

Auf Kalkplateaus kann die Wasserreinheit gerade 
durch den "Sanften Tourismus" beeinträchtigt 
werden. 

Wassersport, kleine, nichtmotorbetriebene 
Boote (Rafting, Kanu, Kajak) 

Verunreinigungen bzw. Belastungen von Ober­
flächengewässern erfolgen primär durch Motor­
und Sonnenöle. 

3. Prinzipien und Ziele einer nachhaltigen Tou­
rismus- und Freizeitwirtschaft in Österreich 

• Eine intakte Natur ist eine der wichtigsten Res­
sourcen für die Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft. Ohne intakte Natur ist eine landschafts­
gebundene Tourismus- und Freizeitwirtschaft 
nicht möglich. 

• Qualität steht vor Quantität, dies gilt insbesonde­
re für touristische Verdichtungsgebiete. In Regio­
nen, in denen quantitatives Wachstum noch er­
forderlich ist, sollte dieses nur bei minimalen Um­
weltauswirkungen unter qualitativen Gesichts­
punkten erfolgen. 

• Anwendung des Subsidiaritätsprinzips - Vorga­
be von österreichweiten Rahmenbedingungen, 
die detaillierte Problemanalyse und Umsetzung 
erfolgt jedoch in der Region selbst. 

• Sicherung der Existenzgrundlage durch eine 
sinnvolle Verflechtung der Tourismus- und Frei­
zeitwirtschaft mit anderen Wirtschaftzweigen in 
der Region. 

• Verstärkte Professionalisierung in der Tourismus­
und Freizeitwirtschaft bei allen Entscheidungs­
trägern (Wirtschaft, öffentliche Verwaltung, Inter­
essensgruppen) 

• Erarbeiten und Vermitteln von Lösungsalterna­
tiven 

• Weiterentwicklung von Indikatoren zur Beurtei­
lung der Nachhaltigkeit, insbesondere der Um­
welt- und Sozialverträglichkeit, mit dem Ziel der 
Verringerung des spezifischen Ressourcenver­
brauchs 

• Weiterentwicklung einer ökologischen Produkt­
und Dienstleistungsbewertung (z.B. ISO-Nor­
men, Gütezeichen, Umweltzeichen für Touris­
mus) 
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3.4.5.1. Tabelle: Umweltwirkung im Tourismus .t:: 
CI) ca .::: 
~ .::: 0 0 
CI) CI) :::l 

.t:: a. -0 ~ 
ca CI) 

" -e .::: oe( j :E CI) CI) 
0 CI) > lii CI) :ö 16 " .~ .: E 

~ -0 CI) E :::l 
CI) 

" 
CI) 'N -0 CI) .t:: n; :::l CI) 

j t: 0 0 " :j :::l ca ~ oe( 0 cn CD W ..J Z CI: 

1. Touristischer Verkehr 

An-I Abreise 0 • 0 0 • • • • 0 • 0 

am Urlaubsort 0 0 • 0 • • • • 0 • 0 

ruhender Verkehr 0 • • 0 • 0 0 0 • • • 
tourist. Transportanlagen 0 • 0 0 0 • 0 0 • 0 0 

2. Touristische Suprastruktur 

Beherbergung I Verpflegung • • • • 0 • • • 0 • • 
Sport - und Freizeitanlagen • • • 0 0 • • 0 • • • 
touristische Infrastruktur • 0 0 0 0 0 0 0 0 • • 

3. Sport- und Freizeitaktivitäten 

Skisport 0 • 0 0 • 0 0 0 • • • 
Wandern, Bergsteigen • 0 0 0 • 0 0 0 • 0 • 
Mountainbiking. Radfahren 0 0 0 0 • 0 0 0 • 0 • 
Golf 0 • 0 0 • 0 0 0 • 0 0 

Reiten 0 0 0 0 • 0 0 0 • 0 0 

Motocross 0 • 0 0 • • • • • 0 • 
Wassersport (1) 0 0 0 0 0 • • • • 0 • 
Kleine, nicht motorbetriebene Bocte 0 0 0 0 0 0 0 0 • 0 0 

Sportflug (1) 0 0 0 0 • • • • 0 0 0 

Paragliding 0 0 0 0 0 0 0 0 • 0 0 

(1) Belastungen in den Bereichen Energie. Lärm und Luft treten vor allem durch den Einsatz von Verbrennungsmotoren auf. 
Legende: o = keine bzw. nur geringe Beeinträchtigung. • = mittlere Beeinträchtigung. • = starlke BeeinträChtigung 

• Verstärkte Aufnahme von ökologischen Kriterien 
in öffentliche Förderungen 

• Beachtung ökologischer, wirtschaftlicher und so­
zialer Kapazitätsgrenzen 

• Überprüfung des touristischen Angebots auf 
Umwelt- und Sozialverträglichkeit 

• Das Spannungsverhältnis zwischen ökologi­
schen und sozialen Aspekten des Tourismus ist 
sowohl auf der Gast- als auch auf der touristi­
schen Anbieterebene und der betroffenen 
Bevölkerungsebene zu berücksichtigen. 

• Touristische Nutzung in Übereinstimmung mit 
der Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung der 
Natur- und Kulturlandschaften 

• Förderung von Lösungsstrategien mit dem Ziel 
eines regionalen und überregionalen Finanzaus­
gleichs für eine touristische Wachstumsbegren­
zung 

• Förderung eines umweltgerechten Verhaltens al­
ler in der Tourismus- und Freizeitwirtschaft Betei­
ligten 
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• Zeitliche Nachfrageentzerrung zur Glättung der 
Nachfragespitzen und der daraus resultierenden 
Spitzenbelastungen 

• Optimierung der Kooperation zwischen Land­
und Forstwirtschaft und der Tourismus- und Frei­
zeitwirtschaft unter besonderer Nutzung von 
Synergieeffekten 

• Verbesserte Durchsetzung der überkommunalen 
und überregionalen Raum- und Umweltplanung 

• Internalisierung der tourismusspezifischen Um­
welt kosten (Verursacherprinzip) 

• Umsetzung innovativer Lösungen zur Sicherung 
der touristischen Mobilität unter Einsatz von um­
weltfreundlichen Verkehrsmitteln 

• Verstärkte Berücksichtigung von touristischen 
Motivationen, Entscheidungsfindungsprozessen 
und Verhaltensformen in der Forschung 
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4. Instrumente und Maßnahmen 

4.1. Tourismuspolitische Instrumente 

4.1 .1. Qualitätstourismus 

Der Zusammenhang zwischen Quantität und Tou­
rismusqualität wird oft übersehen; der Begriff des 
qualitativen Wachstums wird mißbräuchlich ver­
wendet und entspricht meist nicht der Nachhaltig­
keit. Eine Tourismus- und Freizeitwirtschaft, die für 
ihre Prosperität eines ständigen Mengenwachs­
tums bedarf, kann keinesfalls als nachhaltig be­
zeichnet werden. 

Qualitätstourismus im Sinne eines unter Umwelt­
gesichtspunkten qualitativ hochwertigen touristi­
schen Angebots umfaßt die 

• Qualität der Anpassung von Anlagen und Ein­
richtungen an Landschaft und Natur 

• Qualität der Städteplanung, Architektur und 
Dorferneuerung 

• Qualität der Beherbergungseinrichtungen und 
touristischen Dienstleistungen 

• Qualität der Diversifizierung des touristischen 
Angebots durch die Aufwertung der kulturellen 
Identität in den jeweiligen Gebieten 

4.1.2. Professionalisierung 

• Veränderungen in der ursprünglichen Gastge­
berkultur zu einer professionellen Haltung, die 
eine Verbindung von Höflichkeit und Freundlich­
keit, von ausreichender persönlicher Distanz 
und von Geschäftstüchtigkeit ermöglicht 

• Humanisierung bzw. bessere Entkopplung des 
Funktionssystems Tourismus von der Lebens­
weit 

• Schaffung von Freiräumen durch räumliche und 
zeitliche Abgrenzung, durch Urlaub und Freizeit 
auch für Gastgeber 

• Bekennen der eigenen Werte gegenüber Gästen 
(setzt Akzeptanz dieser Werte durch die eigene 
Gruppe voraus) 

• Begegnung Gast - Personal auf der Ebene von 
Partnern und gleichberechtigten Menschen 
(Vermeidung von Herr-Diener-Verhältnissen) 

• Anerkennung der Leistung aller direkt und indi­
rekt für den Tourismus und seine Umwelt wir­
kenden Erwerbstätigen bzw. Berufsgruppen 
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4.1.3. Entzerrung der Reiseströme, Flexibilisie­
rung der Reisezeiten 

Bis zur Jahrtausendwende sollte es (bei stärkerer 
regionaler Streuung) durch Forcieren der Vor- und 
Nachsaison gelingen, den Anteil der Sommermo­
nate Juli und August auf unter 30 % zu senken, der 
Februaranteil sollte mittelfristig unter 9 % sinken. 
Weitere Beispiele für entzerrende Maßnahmen 
wären die Einflußnahme auf die europäische Ferie­
nordnung, flexible An- und Abreisetage, stärkere 
saisonale Preisdifferenzierung, die Schaffung von 
Verkehrsleitsystemen, bessere Verkehrsinformatio­
nen sowie die behutsame Entwicklung von touristi­
schen Hoffnungsgebieten mit jedoch geringer 
Nachfrageintensität. Dies erfordert auch eine ver­
besserte zwischenstaatliche Zusammenarbeit im 
Bereich der Ferienstaffelung und im Erfahrungsaus­
tausch über Möglichkeiten der Saisonverlängerung. 

Durch die Verbesserung des Erlebnisangebots soll­
te versucht werden, mittelfristig die durchschnittli­
che Aufenthaltsdauer um mindestens 10 % zu stei­
gern, zumal eine längere Aufenthaltsdauer nicht nur 
die Verkehrs- und die Umweltbelastung reduziert , 
sondern auch positive Beiträge zur Verminderung 
der Durchschnittskosten bzw. zur Erhöhung der 
Rentabilität liefert. Die Schaffung von Erholungsge­
bieten in Ballungszentren, Erhöhung der Wohnqua­
lität, Verbesserung des Images der bestehenden 
Angebote oder die Flexibilisierung der Arbeitszeit 
tragen zur Zielerreichung bei. 

Die räumliche und zeitliche Entflechtung von Auf­
enthalts- und Tagestouristen ist zu fördern, die Zahl 
der letzteren ist insbesondere in der Skisaison not­
falls zu kontingentieren. 

4.1.4. Besucherlenkung 

Unter Besucherlenkung werden Maßnahmen zur 
Beeinflussung von Besuchern bezogen auf ihre 
räumliche und quantitative Verteilung sowie auf ih­
re Verhaltensweisen dem besuchten Objekt ge­
genüber verstanden. Die Besucherlenkung ist nur 
dann von Erfolg, wenn sie mit Information, Be­
wußtseinsbildung und Kontrolle der Einhaltung 
der Maßnahmen verbunden ist. 

Das Tourismusangebot ist daher so zu gestalten, 
daß lokal bzw. regional über den künstlichen Ein­
bau negativer Rückkopplung (u .a. durch begren­
zende Faktoren wie Kontingentierung, Zutrittser­
schwernisse, Ruhegebiete) selbstregulierende 
touristische Systeme entstehen. 

Die Zugänglichkeit zu landschaftlichen Schönhei­
ten (z.B. Wälder, Gewässer) ist weiterhin sicherzu­
stellen und mit den Erfordernissen der Besucher­
lenkung abzustimmen. 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 279 von 324

www.parlament.gv.at



Einzeimaßnahmen 

• Lenkung der Sportausübung im freien Raum, 
insbesondere in Schutzgebieten , sofern diese 
mit schwerwiegenden Nachteilen für die Um­
welt verbunden ist 

• Instandhaltung und gute Markierung der Wege­
netze 

• Verbesserung der Beschilderung von Wegen 
und Loipen, um ein Verlassen zu vermeiden 

• Abzäunung zu schützender Areale 

• Information der Touristen über Schutzziele des 
betreffenden Gebietes 

• Eventuelle regionale , zeitliche oder tageszeitli­
ehe Begrenzung der Montainbiking- und Raf­
ting-Fahrtrouten 

• Förderung von vertraglichen Regelungen im Sin­
ne einer Kanalisierung des Mountainbiking 

• Allfällige Kontingentierung von Booten zu touri­
stischen Zwecken 

4.1.5. Besuchermanagement 

Unter Besuchermanagement bzw. Visitor Mana­
gement ist die Lenkung der Besucherströme 
durch ökologisch und sozial bestimmte Zugangs­
beschränkungen, insbesondere in Schutzgebie­
ten, zum Zweck der Milderung temporärer Über­
belastungen und zur besseren Organisation des 
Massentourismus zu verstehen. 

Bei der Installierung eines regionalen Besucher­
managements sind folgende Punkte zu beachten: 

1. Das Instrumentarium darf nicht isoliert zum Ein­
satz kommen, viele Einzeimaßnahmen sind nur 
vernetzt sinnvoll (z.B. Transport-, Verkehrs-, 
Zugangs- und Kapazitätsmanagement); 

2. Das eingesetzte Instrumentarien-Mix muß für 
jeden Einzelfall optimal abgestimmt sein; 

3. Der Einsatz erfordert einen marktorientierten 
Ansatz und ein professionelles Management; 

4. Eine Strategie der nachhaltigen Sicherung der 
natürlichen Ressourcen soll und darf nicht nur 
mit qualitativen Vorgaben arbeiten, sondern 
muß quantitative Zielwerte vorgeben. 

4.1.6. Angebotsgestaltung 

Natur ist sowohl Ressource als auch Endprodukt 
des Tourismus. Es bedarf einer Festlegung, in wei­
chem Umfang das touristische Marketing Natur als 
touristisches Produkt anbieten kann, darf und soll. 
Die Tourismus- und Freizeitwirtschaft ist als wich-
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tige Wirtschaftsbasis durch laufende Modernisie­
rung und Strukturverbesserung in Richtung mög­
lichst hochwertiger, international konkurrenzfähi­
ger Leistungsangebote zu sichern und weiterzu­
entwickeln. Eine Erweiterung des Angebots ist in 
den bereits hochentwickelten Tourismuszentren 
zu vermeiden und soll (unter Berücksichtigung der 
Nachfrage bzw. der zu erwartenden Kapazitäts­
auslastung) vorrangig in den weniger entwickelten 
Gebieten erfolgen. Dabei ist strukturverbessern­
den Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserung, 
Saisonverlängerung, Vermeidung von Umweltbe­
lastungen) besonderes Augenmerk zu schenken. 

Einzeimaßnahmen 

• Anpassung der touristischen Entwicklung an 
die naturräumlichen und ökologischen Beson­
derheiten 

• Erhaltung oder Entwicklung bestehender oder 
neuer naturnaher, umweltschonender und das kul­
turelle Erbe berücksichtigende Tourismusangebote 

• Anstreben eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen intensiven und extensiven Formen der 
Tourismus- und Freizeitwirtschaft 

• Diversivifizierung der touristischen Aktivitäten, 
einschließlich einer besseren Organisation des 
Massentourismus und der Förderung verschie­
dener Arten des Tourismus 

• Bevorrangung des Übernachtungstourismus 
gegenüber dem Ausflugstourismus 

• Einrichtungen für den Wintertourismus sollen 
die Chance für den Sommer- und Zwischensai­
sontourismus durch ökologische Belastung und 
Zerstörung des Landschaftsbildes nicht beein­
trächtigen 

4.2. Umweltpolitische Instrumente 

4.2.1. Kapazitätsgrenzen ("Carrying Capacity") 

Auch wenn Grenz- , Richtwerte oder Belastungs­
grenzen sehr schwierig zu definieren und mit einer 
Unzahl von Problemen behaftet sind, wird es letzt­
endlich erforderlich sein, ökologische und soziale 
Belastungsgrenzen, Grenzen der Raumnutzungs­
intensität und Bettenkapazität sowie Zonen unter­
schiedlicher ökologischer Qualität festzulegen, um 
eine maßvolle, umweltverträgliche Ausübung von 
touristischen Tätigkeiten und Freizeitaktivitäten zu 
ermöglichen. Die Definition von Belastbarkeitsgren­
zen hat immer vor dem Hintergrund der vielfältigen 
klein räumigen Unterschiede zu erfolgen und wird 
daher nie generell für das gesamte Bundesgebiet 
getroffen werden können. Die ermittelten Kapa­
zitätsgrenzen sind laufend auf ihre Einhaltung zu 
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llberprLlfell. Trotz Elnilaltung der Belastungsgren­
zell fllr ein garE bestimmtes Gebiet, karl'l es zu 
punktuellen Belastull~lsspltzell kommen. 

Da Trendsportarten bzvv, neue touristische Aktl­
vltaterl oder Angebote wie Jede Innovatiorl selten 
vorhersag bar sind, sollte ein Weg gefunden wer­
dell, um vorweg die 1ll0cJllchel1 ökologischen Aus­
wlrkullgell anhancl eines Wirkullgskataloges oder 
eillel' -datenlJank zu erkennen. Die FestieguI1g 
VOll Grenz- oder Rlclltwertell sollte auf Jeden Fall 
von verhaltensandernden Maßnahmen bzw, Len­
kunDsmaßnallll1en begleitet werden. Anzustreben 
Ist auch die Deflilitioll von SportarteIl mit potenti­
ell schwerWiegenden Naclltellen fLir die Umwelt. 
Vorgangswelso bei der Festle~Jung von Tragfähig­
keits- bzw. Kapazitatsgrenzen: 

1. Feststellung der bestehenden sozlo-ökonoml­
sehen und okologisehen Belastungen 

2. Definition von Tragfahlgkeitsgrenzen 

3. EntwIcklung von praktikablen, ökonomisch be­
deutsamen une! international harmonlslerbaren 
Indikatoreil fLlr die UmweltbelastungsIntensItät 
von Glltem, Dienstleistungen, Regionen und 
die Wirtschaft 

4. Belegung der Indikatoren mit Werten, die den 
regiollalen Verhältnissen entsprechen 

4.2.2. Indikatoren 

Indikatoren silld ein mÖDllclles Instl'ulTlent der Vor­
warr1LIIlg ZUI Definition eiller erstrebenswerten, 
umweltrelevallten Oualltjt. 

Zur Defillitioll regionaler Tragfahigkeltsgrenzen 
und 7ur Beurteilung der Nachhaltigkelt elloschließ­
Ilch eies okologlscilen ullCl sozlo-ökonomlschen 
Status sOliteIl kategoriespezIfische Indikatoren 
entwickelt bzw. die bestehenden ökologischen 
Kenl1zahlell verbessert werden (u,a durch Be­
ruckslclltiguilg VOll Emlsslollsfaktoren). 

FolgollClo Kenllzahlen könnten als 1110gllclle Um­
weltlncllkatoren herallgezÜ'gel1 weiden bzw. die 
BilSIS fllr methodisch neue Umwelt - und Ellergle­
kenrlzahlen bilden, die speziell auf die touristische 
Allgebotskategone, regionale Merkmale. Ausla­
stungsgrad LJrld Benutzerverhalten bezugneh­
men : 

• Geleistete Umweltschutzausgaben insgesamt 
("J Anteil am Bruttosozialprodukt) 

• Bellandlung von Abwasser (Anschlußgrad der 
Bevolkenmg) 

• Ellergieverbrauch (kg pro Einwohner) 
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• Abfallaufkoillmell (kg pro Einwohnen 

• CO -EmiSSionen (Tonnell pro Kopf) 

• Emlsslollen VOll "Treibhaus" Gaseil ITol1nel1 pro 
Kopf) 

• Siedlungsflachellilltellsitat 

• Bauflachellintensitat 

• Entsorgungsverhältilisse 

4.2.3. Ganzheitliche Entwicklungskonzepte, 
Leitbilder bzw. Werteketten 

Auf allen Ebenen ist die Arbeit an Llberreglonalel1 
und regionalen Leitbildern unter EIIlbeziel1LH1Q VOll 
GeSichtspunkten cjer Umwelt und der TourlsllluS­
und FreizeitwIrtschaft zu betreibeil. 

Bei der Erstellung von Leitbildern, die zur Ilach­
haltlgen Tourisillusentwicklung beitragen, sollten 
folgende Anforderungen berLlckslchtlgt werden: 

• Erstellung von Daten und Zustalldsbescllrei­
bungen des Natur- und Kulturpotentials sowie 
deren Interaktiollen mit dem Sozialgef(Jge 

• Durchflihrllng einer geologlscll Ilydrologlschell 
(pedologischen) ulld lalldschaftsmorpllologl­
schen BestalldsClllfnahme (Landschaftsanalyse) 

• Geilereile UberprLlfung, welclle Lane!scilaltell 
(Naturpotentiale, SozialgefLirJe, Kulturausstat -
tUllg) fur welche FOlmen des Tourrsmus une! 
Freizeitverhaltens Llilter weicheil ElnscllränkUIl­
gell geelgllet Silld 

• Gesamtheltllche Betrachtung eies Wirkullgsge­
fllges VOll Ökologie und OkOllü1l1le sowie dell 
SOZialen uild kulturellen ErforderillSSell (SOlIO­
ökollomlsche AlIswlrkullgell auf die allsasslge 
Bevoikeruilg. ökologlsclle Tragfailigkeit. Aus­
wIrkungeil auf Bodell. Wasser, Luft. Naturllaus­
halt 1I11cJ Lalldscilaftsbllcl ullter Beruckslclltl 
glillg oer speZifischen okologlschen Gcgobe;r1-
helten une! Ressourcen, Auswll'klillgell mlf elle 
ötfentllcllell Flllclilzenl 

• Rasches Schllerlell VOll Wissensluckell und Zu­
gangllChmacllen von FmscllullDselTJeblllssell 
kir alle Beteiligteil 

• Umsetzung der Leltbllcler 

• Laufelldc Aktua!lsIClu'lg 
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4.2.4. Ökologische Produktbewertung 

• Einführung und Vergabe eines bundesweiten 
Umweltzeichens bzw. einer ökologischen Pro­
duktdeklaration auf Basis akkordierter Richt­
linien und Einbindung der bereits bestehenden 
länderweiten Umweltzeichen 

• Auszeichnung von Pisten und Loipen, die öko­
logischen Gesichtspunkten entsprechen (ana­
log zur Auszeichnung der Sicherheitspakete mit 
dem Pistengütensiegel) 

• Einrichtung einer Öko-Ideenbörse 

• Prüfung der Einsatzmöglichkeiten des Eco-Audit 
in der Tourismus- und Freizeitwirtschaft 

4.3. Energiepolitische Instrumente 

Energiesparmaßnahmen im Einzelbetrieb sind vor 
allem dann zweckmäßiger, wenn sie mit einem 
ganzheitlichen lokalen bzw. regionalen Energie­
konzept durchgesetzt werden. Technische Maß­
nahmen sind stets um organisatorische Maßnah­
men auf betrieblicher Ebene zu ergänzen. Die In­
formation über Energiesparmaßnahmen in Verbin­
dung mit Umsetzungsunterstützung ist daher zu 
verbessern. Weiters sind überbetriebliche Hemm­
nisse, die entweder Einsparmaßnahmen oder de­
ren Rentabilität verhindern, zu vermeiden bzw. zu 
beseitigen. 

Um eindeutige Maßnahmen formulieren zu können, 
sollte zunächst die Datenlage auf diesem Gebiet 
verbessert werden. Derzeit liegen auch über Ener­
giesparpotentiale in der Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft keine flächendeckenden Studien vor. Diese 
könnten jedoch relativ einfach aufgrund von Unter­
suchungen in anderen Bereichen erstellt werden. 

Einzeimaßnahmen 

• Entwicklung und Angebot von weniger energie­
und materialintensiven touristischen Angeboten 
(Stichwort: Freizeit ist mehr als Sport, z.B. auch 
die Inanspruchnahme von Kultur-, Konsum-, 
Shopping- oder Medienangeboten vor Ort). 

• Bei der Energieversorgung sind die günstigen 
Voraussetzungen für die primäre Nutzung nicht­
fossiler Rohstoffe und Energieträger sowie die 
sonstigen Möglichkeiten leitungsungebundener 
Versorgung zu nutzen. 

• Entwicklung und Anwendung optimierter Ver­
brauchstechnologien (in Analogie zu den Maß­
nahmen des Kap. 3.4.1. Energie). 

• Reform der Energiebesteuerung (in Analogie zu 
den Maßnahmen des Kap. 3.4.1. Energie). 
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• Setzen von Maßnahmen zur effizienten und 
wirtschaftlichen Bereitstellung von Raumwärme 
und Warmwasser. 

• Ausschöpfen des Einsatzpotentials von Solar­
anlagen. 

• Einsatz geeigneter Biomassefeuerungsanlagen. 

• Verstärken der dezentralen, kommunalen bzw. 
regionalen Wärmeversorgung. 

• Anwendung der Prinzipien für ökologisches 
Bauen (Niedrigenergiebau). 

• Maßnahmen zur effizienten Stromerzeugung 
(Wärme-Kraft -Kopplung, Wärmenutzung, Kraft­
auskopplung) . 

• Organisatorische Maßnahmen. 

• Vermeidung der Bereitstellung von redundanten 
Energiedienstleistungen durch den Einsatz mo­
derner Regeltechnik. 

• Sparsame Wasserversorgung durch Installation 
von Minutenbrausen, Senkung der Warmwas­
sertemperaturen. 

• Vernünftige Wahl der Raumtemperatur, Nicht­
beheizung von unregelmäßig benutzten Räu­
men. 

4.4. Verkehrspolitische Instrumente 

Ein verkehrsfreier Tourismus ist ein Widerspruch in 
sich. Der Urlaubs- und Freizeitverkehr wird in Zu­
kunft noch mehr an Bedeutung gewinnen. Es sind 
daher umweltfreundliche, ökonomische und nicht 
motorisierte Verkehrsmittel für die Anreise und die 
Mobilität am Zielort zu fördern (u.a. Rad- und Fuß­
bzw. Wanderwege). 

Die Umweltqualität am Urlaubsort muß ursächlich 
mit der Notwendigkeit der eigenen umweltver­
träglichen An- und Abreise und Urlaubsmobilität 
vor Ort verankert werden. Anzustreben ist die Ver­
lagerungen vom Kfz-Verkehr auf andere Anreise­
Verkehrsmittel bzw. eine Verlagerung innerhalb 
des Kfz-Verkehrs in zeitlicher und räumlicher Hin­
sicht. 

Die Reduktion der Sommer- und der Winter-Quo­
ten in der Pkw-Benutzung um mindestens 10 
Prozentpunkte bis zur Jahrtausendwende würde 
einen positiven Beitrag zum Umweltschutz sowie 
zur Zufriedenheit der Bereisten und vor allem der 
Reisenden selbst liefern. Dazu müßte jedoch die 
Attraktivität der öffentlichen Verkehrsmittel deut­
lieh gesteigert sowie die Vernetzung zwischen den 
einzelnen Verkehrsträgern und dem Tourismusan-
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gebot konsumentenfreundlich vorangetrieben 
werden. Dazu bedarf es tiefgreifender Verände­
rungen im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, 
und zwar in erster linie In bezug auf die Logistik 
und die Angebotsgestaltung, da die Erfüllung der 
Konsumentenwünsche und die Anpassung an die 
Marktrealitäten Leitgedanken bel der Ausrichtung 
eines optimalen öffentlichen Verkehrsangebots 
sein sollten. 

4.4.1. Maßnahmen zur Vorbeugung von 
freizeitbedingtem Verkehr 

• Revitalisierung der Ballungsräume als Antwort 
auf die Stadtflucht 

• Wohnumfeldverbesserung 

• Vermehrung des innerstädtischen Grüns 

4.4.2. Verkehrsinfrastruktur 

Eine Grundvoraussetzung für die Verminderung 
der durch den Verkehr verursachten Belastungen 
ISt die Erstellung und Umsetzung eines integratl­
ven Geamtverkehrskonzeptes auch unter EInbin­
dung der wichtigsten Gästeherkunftsländer In Be­
gleitung mit einer entsprechenden touristischen 
Angebotsgestaltung sowie Maßnahmen der Infor­
mation und Bewußtseinsbildung. In diesem Zu­
sammenhang sollten Jedoch auch die Gründe für 
die Verkehrsmittelwahl erforscht werden, um ne­
ben reinen verkehrstechnischen auch konkrete 
bewußtseinsbildende Maßnahmen ableiten zu 
können. 

Motorisierter Verkehr 

Straßen neu- und -ausbauten Sind aus der Sicht 
des Umweltschutzes nur dann zweckmäßig, wenn 
sie nachweisbar dazu beitragen, durch den 
Straßenverkehr verursachte Umweltbelastungen 
aus sensiblen Bereichen (Ortsdurchfahrten, Erho­
lungsgebiete) In weniger prOblematische Gebiete 
zu verlagern (analog zu Kap. 3.4.3. Verkehr). 

Bindung der Standorte für Einrichtungen und An­
lagen der Sport- und Erholungsnutzung mit ho­
hem zeitlich konzentriertem Aufkommen an Benut­
zern bzw. Fahrgästen an die Erschlleßbarkelt mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln; der IndiVidualverkehr 
zu diesen Einrichtungen ISt so zu gestalten, daß 
der An- und Abreiseverkehr Ortskerne und Wohn­
gebiete möglichst wenig belastet 

Schaffung von Park&Ride- und Ride&Ride-Anla­
gen 
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Bahn 

Die begonnene Attraktlvierung der Bahn ISt weiter 
zu forcieren. Als wesentliche Beispiele sind dies­
bezüglich ein marktgerechtes Fahrplan- und Tarif­
angebot, konkurrenzfähige Gesamtreisezeiten, 
Autoreisezüge, Nachtreisezüge, Speisewagenser­
vice, Bahnhofsverbesserungen sowie Park&Rlde­
Systeme und Busterminals anzuführen. Vor allem 
ISt auch der dringend erforderliche Ausbau der 
Schienenverkehrswege als Voraussetzung für kon­
kurrenzfähige Bahnangebote voranzutreiben, Ins­
besondere eine bessere Anbindung der östlichen 
Nachbarländer . 

Flugverkehr 

Anbindung der Flughäfen an das innerstädtische 
Verkehrsnetz und an internationale und nationale 
Bahnverbindungen 

Rad- und Wanderwege 

Trennung von Relt-, Wander- und Naturradwegen 
(Berücksichtigung bei Ausweisung und Förderung). 

Die Pflege von Fuß-, Wander- und Radwegen ist 
zu verstärken, verfallene Anlagen Sind zu sanieren 
und zu ergänzen (Wanderer bleiben umso eher am 
Weg. Je besser bzw. bequemer dieser ausgebaut 
ist). 

Anpassung der Wege an die Boden- und Vegeta­
tionsverhältnisse. 

Keine harte Befestigung der Wege. um Auswei­
chen ins weichere Gelände zu verhindern. 

Großzügige Wegegestaltung zum Schutz vor 
Trampelpfaden 

Anbindung der Kletterstelge an Wege. 

Auflassung bestehender Wege bei massiver Ge­
fährdung einzelner Arten. 

Ausweisung und Förderung von vernetzten Radr­
outen auf geeigneten Wegen abseits ökologisch 
senSibler Gebiete im Konsens mit allen betroffenen 
Interessensgruppen. 

Rechtliche Beschränkung des Geländefahrens mit 
dem Fahrrad auf bezeichnete, befestigte Wege. 
die auch entsprechend Instandgehalten werden. 

Reitwege 

Anlage von Reitwegen auf von Natur aus festem 
bzw. trockenem Gelände 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 283 von 324

www.parlament.gv.at



4.4.3. Verbesserung der Angebote des öffent­
lichen Verkehrs für die An- und Abreise sowie 
die Mobilität vor Ort 

Zur besseren Errelcllbarkelt touristischer Zentren 
Illit öffentlichen Verkellrsllllttein ist die Inner­
regionale Erschließung mit öffentlichen Verkehrs­
IllItein und die großraullllge Anblndung an hocll­
ranglge öffentliche Vel-kehrsnetze zu verbessern. 
Dies erfordert eillen AustJau des Infrastrukturange­
bots für den Um\;veltverbuneL 

Die Gasteanreise im Umweltverbund erfordert ein 
optimal auf die Bedurfrlisse der Reisenden abge­
stlmilltes und koordiniertes Netzwerk aller öffentli­
chen VerkehrSIllIttel Im Nahverkehr, Fernverkehr 
und im spezifisch touristischen Verkehr für Perso­
nen und Gepack. 

Die Benutzung öffentllcller VerkehrsIllittel kann und 
soll nicht durch Zwangsverordnungen erreicht wer­
der. Sie soll durch wachsende Attraktlvltat. Be­
quemlichkeit und Kostenanreize zur uberzeugen­
den Alternative werden. Großere Verlagerungset­
fekte sind Jedoch erst zu erwarten. wenn parallel re­
stnktlve Maßnahmen Im motoriSierten IndiVidual­
verkehr (MIV) erfolgeil (7B Senkung der Höchst­
geschwIndigkeiten, Parkraulllbewlrtschaftung). 

Der umweltverträgllcll Im UmweltlJerbund Reisen­
de sollte auch bevorzugt III Service und Preis be­
Ilandelt werden, Dies bedingt eine Erhohung der 
Grenzkosten fLJr die NutzunD privater Kraftfahrzou­
ge und Förderung alternativer Verkehrsmrttel. 

Tourismus im Umweltverbund ist ein Markenartikel 
und braucht ein Werbe·· und Marketingkonzept, 
das Autofreiheit. die Anreise Im Umweltverbund 
und die Umweltqualitat alll Urlaubsort In einem 
Packageangebot verbindet. 

Inforillation der Gaste Llber das Angebot der of­
fentllchen Verkehrsmrttel, Fuß- und Radwege so­
wie von speZiellen Fahrkarten. 

Die Modelle für eine sanfte Anreise und verkehrs­
beruhigte bzw. autofreie TourIsmusorte sollten ge­
meinsam mit den Herkunftslanderr 1 der Gäste um­
Desetzt werden, 

Initiativen, welche die Benutzunq offentllcher Ver­
kehrsmittel durch die TOUrIsteil törelern, sollten Ull­
terstützt werden. 

4.4.4. Verkehrsberuhigung 

Geschwlndiqkeitsbeschränklillg. 

FußDangerfreundliche Umgestaltung der Straßen 
raume (zB Gestaltung von Fußgangerzonen bzw, 
verkehrsberuhigten Zonen) 
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Zufahrtsbeschrankllng flll' Tagesgäste (saisonal 
bzw, tageszeitlichi lind teilweise Plafondlerungs­
modelle fLlr Tagosgöste. 

Anlage von Sammelparkplätzen vor dem Ort. 

Einführung von Crty-Bussen bzw. Bahnsystemen 
innerorts. 

Start von PIlotprojekteil fur autofreie und verkehrs­
beruhigte Toul'lsmusorte und sallfte An- unel AbreI­
semöglichkeiten: cJrese PrOjekte sollten in Zusam­
menarbeit mit den Gasteherkunftsgebieten und 
den Zielqebieten durchgefuhrt werden. 

Verwirklichung von autofreien und verkehrsberuhig­
ten TOUrIsmusorteil, In denen für den lokalen Ver­
sorgungs- und Ausflugsverkehr der Dauergöste 
Elektro-Mobile zugelassen Sind. Zufallrten zu Tou 
rlsmusbetrieben und touristischen Schwerpunkteil 
müssen In verkellrsberuhlgten Zonen garantiert 
werden. 

Erstellung und Umset7ung von Gesamtverkellrs­
konzepten In allen Regionen unter besonderer 
Berücksichtigung der Tourismus- und FreIzeItwIrt­
schaft (z,B, autofreie Ortskerne. Ortsumfahrullgen, 
Ausbau öffentlicher Netze. Einsatz von Elektroblls­
sen) 

Verkehrsieltsysteme, Optlllllerling des Zusamillell­
wirkens der Verkehrsmittel. Verkehrsverbunde ulld 
Kombinationen mit Eintnttskarten Sind zu fördern. 
Wünschenswert sind attraktive Alternativen zum 
Auto am Urlaubsort. 

4.4.5 Verkehrslenkung 

BeWirtschaftung der privaten Verkehrsstroillo In 
die und innerhalb der touristischen Gebiete 

Vollkommene GlelchbellallcJlung der Gaste be­
züglich Verkehrslenkllrlg lind Beschränkurlg. 

Einschränkung der Hubschrauberflüge zu rein 
touristischen Zwecken. 

Maßnahmen zur Steuerung des Bus-Aufkom­
mens in Städten: 

KOlllblnation von Buchllngs- lind Reservieruilgs­
systemen und Staffelung der Preise, wobei Siell 
die Preisgestaltung nicht ausschließlich an ökolo­
gischen Überlegungen orientieren sollte, sondem 
die Konkurrenzsituation Im Illtemationalen Stö,dte 
tOllrismus zu beacllten 1St. 

Errrchtung von Busterlllinals, unweit des Staclt­
zentrums gelegen, mit AllbIlldung all öffentllclle 
Verkehrsmittel. 
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Schaffung ausrelcheneJer Elrl- lind Aussteigsteilen 
fur Tounstenbusse am Rand der Altstadt sowie 
Ernchtung ausredlender geblrhrenpflichtiger 
Parkplätze und Garagen zWlscllell Zentrum und 
Peripherie (Preisstaffelllng: je zentraler der Park­
platz, desto höher die Parkgebühren), 

Vel-tellung von Inforrnatlollsorosclluren an Busrel­
severanstaiter und Fallrer 

Umstellung der Busse auf schadstoffarmen Be­
triel), wie etwa Erdgas- oder Elektl'obusse, 

4.5. Instrumente der Raum- und Umweltpla­
nung 

4.5.1. Raum- und Umweltplanung 

111 Tounsmusgebleten Int sehr Iloher Nutzungsln­
tellsltät und bevolkerungsbezogener TourIsmus­
dichte und In ökologisch empfindlichen Zonen 

• soll keine Eiweiteruilg der Kapazitäten mehr an­
gestrebt werden, 

• soll sogar nach Mogllchkelt ein RlJckbau erfol­
gen 

• sollen Tounsmusformen weitemntwickelt und 
besonders gefördert werden, die nicht auf (wei­
tem) technische Intenslversclllleßungen ange­
wiesen Sind, 

In ländlichen Gebieten mit Intensiver Tourismus­
und Erholungsfunktioll Ist eine Siedluilgsentwlck, 
lung allzustreben, welche die Deckung des Woh­
nungsbedarfes der ansäSSigen Bevolkerung und 
die Erhaituilg der AttraktiV tät der Erholungsland­
schaft gewällrleistet. Demokratische Abstim­
mungsprozesse zur Lösung dieses Allokations­
problems Sind zu forCieren, 

Großveranstaltullgen sollen nur mehr In voll aus­
gebauten Gebieten abgehalten werden, 

Einzeimaßnahmen 

• ErforderniS einer LJberreglonalen Raum- und 
Umweltplanun~J mit einer ganzheitlichen Be­
trachtung der Problemzusall1menhänge 

• Aufnahme von okologlschen Knterien In die 
Raumplanung 

• Durchführung einer sektorbezogenen Raum­
und Umweltplanung 

• Festlegung strengerer Vorschnften für Neubau­
ten, Bekämpfung Illegaler Bautätigkeit 
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• KOllsecuente Anwendung der bestehenden 
ReclltslnstrUll1ente Iz8 regionales und ortll­
clles Entwlcklungskollzept. Flächenwlclmungs­
und Bebauungsplan, Gefahrenzollenplan und 
Waldelltwlcklungsplan), Bel der Festiegung von 
Bauland sind Gefallren70nenpläne stnkt zu be­
achten und keine Ausnallmebewilllglingell zu 
erteilen 

• ErilOhullg der gesellschaftlichen Akzeptanz vcn 
Gutachten als Grundlage der Raum- unel Um­
weltplanung 

• Uberwacllung eier Flacilellilutzung sowie Be­
aChtung der In RaulllordllLlllgskonzepten fest­
gelegten Ausbaugrenzen , Abstlmillung des 
Ausbaus mit der gesamten reglollalen Touris­
Illusentwlcklung 

• Unter Beruckslchtlgull~J des begrellzt verfLlgba­
rell Raumes soll gewerblich gellutzten ulld ver­
mietbaren Beherbergungseinnchtlillgell, der Er­
Ilellerung und der Nutzung der bestehenden 
Bausubstanz sowie der Modernlslerung und 
Oualltatsverbesserung eier bestehenden Beher­
bergungselwlclltungell Vorrang elngeraumt 
werden. Die Widmung von Flacheil fur Zweit­
wohnungen ISt weitgehend zu beschränken, 
Diese Beschränkung Ist In das Ortsloitbild auf­
zunehmen, 

• Verdlchtetefl Baufolmell In Iallelsc~laftsabge­

stllllillter Form ISt eier Vorrang VOI der Verbau­
ung mit freistehenden Gebäudell elnzuraumen, 

• Standorte fur neue Betnebsbaugeblete Sind so 
zu wC111Ien, daß die TounSlllusflinktlcll eier Sled­
IUllgsgeblete ur,d der Landschaft 1ll0gl01st we­
llig tJeelnträc~ltlgt Wild. 

• Ausweisung und gesicherte Freihaltung von 
lalld- und forstwirtschaftllcllen Vorrangflächen, 
Erllolullgsgebleten, ökoloQlsch und landschaft­
IICll wertvollen Flachen auf Llbelortllcher Ebene 
(z,B, Im Rahmen VOll Regionalpianeil und -kCI1-
zepten), Erforderlichenfalls slnel elle In Betracht 
kClllmenden Flachen durch Ankauf. Pacht oder 
Vorkaufsrecht zu Sichern, 

• Fur die Umsetzung ries Ziels der ErhC1ltung bzvv, 
Wiederherstellung olner hohen Umweltquallti=l1 
sind die Gemeindon als Träger eJer örtlichen 
Raum- und Umweltplanung verstärkt zu beach­
ten, zu informieren ulld zu fördern, 

4.5.2. Schaffung von Ruhezonen und Ruhege­
bieten 

Insbesondere Im Interesse des alplrlerl SOlllmer­
tourismus Sind Rulle70nell (Pufferzonen zur SI­
cherung okologisch empfilldilcher Gebiete) elnzu-
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richten, in denen jegliche Erschließung unterbleibt. 
Davon sind "ersessene" Berg- und Wanderweg­
rechte ausgenommen. 

Die Schaffung von Ausgleichs-, Ruhe- und 
Schutzräumen erfordert einen Finanzausgleich für 
die ansässige Bevölkerung und Gemeinde, die je­
doch nicht allein durch den Tourismus finanziert 
werden kann, da die Erhaltung der bestehenden 
Kulturlandschaft und die Besiedelung bestimmter 
Gebiete ein gesamtgesellschaftliches Anliegen bil­
den. 

Einzeimaßnahmen 

• Erstellung eines Ruhegebietsinventarkataloges 
zur Flächensicherung von unbebauten Zonen 
mit großem Erholungswert 

• Schutzgebietsmanagement 

• Landschaftsplanung 

• Beachtung der bereits vorliegenden Zielsetzun­
gen für Ruhegebietsplanungen 

• Erstellung eines praxisbezogenen Stufenplans 
für die effiziente Ausweisung von Ruhegebieten 

• Regionaler Wirtschaftsausgleich für Verzicht auf 
umweltbeeinträchtigende Tätigkeiten 

• Die Bedeutung dieser SChutzgebiete ist sowohl 
den Gästen als auch der einheimischen Bevöl­
kerung in entsprechender Weise darzulegen. 

4.5.3. Regionale und kommunale Konzepte 

• Erstellung regionaler und kommunaler Entwick­
lungskonzepte und deren Überprüfung auf ihre 
Raum- und Umweltverträglichkeit gemäß der 
Abgrenzung durch die ÖROK, wobei ein hoher 
räumlicher Konkretisierungsgrad anzustreben 
ist. Hierbei sind auch Fachleute aus dem Gebiet 
der Landschaftsökologie heranzuziehen. 

• Festlegung von Grenzen der Raumnutzungsin­
tensität und Bettenkapazität im Rahmen von 
Ortsleitbildern und -konzepten für Gemeinden, 
die touristisch genutzt sind. 

• Erstellung von Grünraum- und Bepflanzungs­
konzepten. 

• Erhöhung der politischen Durchsetzbarkeit der 
jeweiligen Pläne und Konzepte u.a. durch Ver­
stärkung der Bodenpolitik der Gemeinden, Ein­
führung von Bestimmungen zur Reduzierung 
überhöhter Baulandausweisungen , Verbesse­
rung der Abwasserreinigung. 
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4.5.4. Ortsbildschutz 

Ortsbildschutz ist im Sinne der Wahrung eines un­
gestörten Orts- und Landschaftsbildes durchzu­
führen . Schutzgut ist ein ungestörtes Ortsbild 
bzw. ein ungestörter Siedlungskörper durch Einfü­
gen neuer Bauten in den bestehenden Siedlungs­
körper und die harmonische Abstimmung von 
Baumaßnahmen bzw. Bauteilen. Ortsbildschutz 
bezieht sich auf die im öffentlichen Interesse ste­
hende Erhaltung und Pflege des Ortsbildes, vor­
handener Baustruktur und -substanz sowie unbe­
bauter Grundflächen aus siedlungshistorischen, 
architekturhistorischen, geschichtlichen, kulturel­
len, ästhetischen oder räumlichen Gründen. Der 
Ortsbildschutz umfaßt die Umgebungszone, ein 
gesamtes Gebiet, eine Baugruppe sowie ein Ein­
zelelement. 

Unter Ortsbildpflege ist die architektonische Ob­
jektgestaltung, die siedlungsmäßige Gestaltung, 
die Gestaltung mittels Flächenwidmungsplan und 
örtlichem Entwicklungskonzept, die Erhaltung des 
baulichen Erbes sowie die Detailarbeit zu subsu­
mieren. 

Ortsgestaltungskonzept 

Zur Verwirklichung eines umfassenden Ortsbild­
schutzes einschließlich der Ortsbildpflege sollten 
Ortsgestaltungskonzepte in Verbindung mit einem 
Landschaftskonzept erstellt und umgesetzt wer­
den. Die Zonen des erhaltenswerten Ortsbildes 
sind auch bei der Umweltverträglichkeitsprüfung 
von überörtlichen Planungsmaßnahmen zu 
berücksichtigen . 

Bei der Erstellung eines Ortsgestaltungskonzep­
tes sind insbesondere folgende Maßnahmen zu 
setzen: 

• Aufnahme der Orts- und Landschaftsverträg­
lichkeit in das Baubewilligungsverfahren 

• Verpflichtende Erstellung von Bebauungsplänen 
für das gewidmete Bauland mit Angaben über 
Geschoßflächenzahlen, Bauhöhen und Bebau­
ungsformen 

• Entwicklung einer regional und funktional ge­
fächerten Bautypen- und Formensprache 

• Anpassung von Hausaufschriften, Gasthaus­
und Geschäftsschildern an den Ortscharakter 

• Regionaltypische Gestaltung von Zäunen und 
Begrenzungsmauern und Wegrändern 

• Erhaltung und Pflege wertvoller, für das Ortsbild 
wichtiger Bausubstanz 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)286 von 324

www.parlament.gv.at



• Verhinderung bzw. wenn möglich Beseitigung 
von "Fremdkörpern" Im Ortsbild 

• Anpassung der Grün- und Erholungsanlagen an 
den Orts- und Landschaftscharakter sowie de­
ren schöne Gestaltung. Pflege und gärtnerische 
Ausschmückung 

• Anpassung der Beleuchtung an den Ortscha­
rakter 

• Verzicht auf aufdringliche Reklame 

• Zurverfügungstellung von ordentlichen An­
schlagflächen, Tafeln und Kästen, um wilde Pla­
katierung zu vermelden 

• geschmackvolle Schaufenstergestaltung 

4.6. Bildungs- und forschungspolitische 
Instrumente 

4.6.1. Bewußtseinsbildung 

Es gilt. ein Umweltbewußtsein im Sinne einer Um­
weltgesinnung zu entwickeln, dessen Ziel es ist. 
die natürlichen Lebensgrundlagen für diese und 
kommende Generationen zu bewahren. 

Einzeimaßnahmen 

• Die Schönheit und Eigenart der österreichi­
schen Kultur- und Naturlandschaft muß als Ei­
genwert allgemein bewußt gemacht werden. 

• Verstärkung der Bewußtseinsbildung und Um­
welterziehung bei Touristen, der ortsansässigen 
Bevölkerung sowie aller in der Tourismus- und 
FreizeitwIrtschaft Tätigen bzw. jenen Personen, 
die touristische Gebiete bewirtschaften 

• Erstellen eines Verhaltenskodex für Tounsten 

• Verstärkte Einflußnahme auf die Verkehrsmittel­
wahl der Gäste im touristischen Marketing 

• Aufklärung der Radfahrer über umweltgerech­
tes Verhalten durch Intensive Öffentlichkeitsar­
beit, um "Off-road"-Ideal zu tabuisieren 

• Vorbildwirkung durch Sportlehrer und Ausbilder 

4.6.2. Information und Beratung 

Betriebliche Investitionen im Umweltbereich, die 
zu Kosteneinsparungen führen, werden derzeit in 
nur sehr geringem Ausmaß von den Betrieben 
getätigt. Diese Tatsache ist jedoch nicht aus­
schließlich auf die Verschuldung der Betnebe 
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zurückzuführen. da trotz hoher Schulden in die 
Verbesserung und jährliche Erneuerung der be­
tneblichen Ausstattung investiert wird. Die Betrie­
be sollten daher vermehrt über die positiven Aus­
wirkungen und Kosteneinsparungsmöglichkeiten 
von Umweltschutzinvestitionen informiert werden. 

Auch die Beratung der Gemeinden auf den Ge­
bieten des Umweltschutzes und der Ortsblldpfle­
ge im Rahmen der touristischen SIedlungsent­
wIcklung ISt zu verstärken. 

Eine weitere Maßnahme zur Verbesserung der In­
formation der Entscheidungsträger In der Touns­
mus- und FreizeitwIrtschaft würde die Einsetzung 
eines freizeitpolitischen Beirats beim BMwA sowie 
auf Landesebene darstellen, dessen Aufgabe dar­
in bestünde. Möglichkeiten der Umsetzung und 
Verwirklichung der Im NUP und in der Alpenkon­
vention enthaltenen Bestimmungen und Empfeh­
lungen zu prüfen und entsprechende Vorschläge 
zu erstatten. Weiters sollte der jährliche tounsti­
sche Lagebericht um einen Umweltteil erweitert 
werden. 

Einzeimaßnahmen 

• Angebot von Informationsveranstaltungen über 
lokale Kultur statt herkömmlichem Veranstal­
tungsprogramm 

• Information über wald konformes Verhalten 

4.6.3. Berufliche Aus- und Weiterbildung 

Vermittlung von Wissen uber die Belange von Na­
tur und Umwelt in der Aus- und Weiterbildung 
touristischer Berufe. 

Möglichst rasche Einrichtung eines Tourismus­
Hauptstudiums, das den Erkenntnisgegenstand 
ganzheitlich abdeckt. 

Direkte Schulung von Fachleuten Im Rahmen von 
themenzentnerten .. Impulsprogrammen" . d.h. 
durch einen direkten Wissenstransfer zwischen 
Forschung und PraxIs. 

4.6.4. Forschung 

Hinsichtlich der Verankerung einer nachhaltigen 
Tounsmus- und FreizeitwIrtschaft besteht sowohl 
Forschungs- als auch Projektbedarf. Hierbei sind 
insbesondere vermehrt die psychologischen und 
soziologischen Aspekte (zB. Bedürfnisse und An­
sprüche Im Tourismus) zu beachten. Es wurde 
auch festgestellt. daß trotz des vorhandenen Pro­
blembewußtseins nur ein gennger Teil der mögli­
chen Maßnahmen auf Betriebsebene umgesetzt 
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wird, obwohl dies nur mit einem sehr geringen 
Aufwand verbunden wäre. Die diesem Verhalten 
zugrundeliegenden Umsetzungshemmnisse wä­
ren näher zu untersuchen. 

Die im Tourismusprotokoll der Alpenkonvention 
vorgeschlagene Intensivierung der Umweltfor­
schung auf touristischem Gebiet ist in Angriff zu 
nehmen. 

Forschungsfelder 

• Einrichtung einer touristischen Forschungsda­
tenbank (Zusammenführung aller in Österreich 
beauftragten und durchgeführten Studien und 
Projekte) 

• Durchführung einschlägiger Untersuchungen 
zum Begriff der "nachhaltigen Entwicklung" und 
seiner Umsetzung in die Praxis 

• Einrichtung eines Beobachtungssystems und 
eines Forschungsprogramms über die Zusam­
menhänge von Tourismus- und Freizeitwirt­
schaft und Umwelt in Österreich (insbesondere 
in den Alpen) 

• Touristisches Umweltmonitoring 

• Belastbarkeit unterschiedlicher Räume 

• Weiterführung und Auswertung der Ergebnisse 
von Studien zur Nutzungsintensität 

• Erhebung und Darstellung touristischer Ver­
kehrsströme in Österreich 

• Weiterentwicklung umweltschonender Urlaubs­
formen 

• Untersuchung von Strukturvariablen der Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft mit Verhaltensvaria­
blen der am Tourismus beteiligten Personen­
gruppen 

• Verbesserung der Marktforschung zur besseren 
Förderung umweltfreundlicher Orte und Ange­
bote 

• Bestandsaufnahme der österreichischen Touris­
mus- und Freizeitwirtschaft (z.B. im Rahmen 
des Millenniums) 

• Forschung über Einflüsse und Auswirkungen 
touristischer Randbereiche (darunter sind Be­
triebe und Sektoren zu verstehen, die nur indi­
rekt am Tourismusprozeß beteiligt sind) 

- 288-

5. Maßnahmen katalog 

Die in der nachstehenden Tabelle ausgewiesenen 
Instrumente und Maßnahmen stellen das gesam­
te Spektrum aller möglichen Ansätze für die Si­
cherstellung einer nachhaltigen Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft in Österreich dar. Die Evaluation 
der hier angeführten Maßnahmen wird den 
Schwerpunkt der nächsten Arbeitsphase des Na­
tionalen Umweltplans in diesem Sektor bilden. 

Der Bereich des "Skitourismus" wird auf seiner 
wirtschaftlich wie auch ökologisch besonderen 
Stellung für Österreich im folgenden eingehender 
behandelt. 

5.1. Exkurs "Skitourismus" 

Im Bereich Wintertourismus stellt sich zunehmend 
die zentrale Frage. wie weit er durch Einsatz von 
Beschneiungsanlagen künstlich auf Standorte 
verlagert werden kann und soll, die aufgrund ihrer 
natürlichen Ausstattung (geringe Meereshöhe, 
außeralpine Region) wenig dafür geeignet sind 
und wirtschaftlich nie überlebensfähig wären. Es 
ist festzuhalten , daß mit dem Winterurlaub ein 
Wintergefühl verbunden wird , das in erster Linie 
durch eine schneebedeckte Landschaft entsteht. 
Auf ein alpines Skisportangebot soll verzichtet 
werden , wenn ein solches nur um den Preis 
schwerer Landschaftseingriffe durchzusetzen wä­
re. Ein möglichst landschaftsschonender Bau und 
Unterhalt von Skipisten ist sicherzustellen. Außer­
dem sind Lösungen anzustreben, welche die 
natürlichen Kreisläufe und die Empfindlichkeit der 
Biotope berücksichtigen. 

Skipistenbau 

Die Anlage von Skipisten und sonstigen Winter­
sporteinrichtungen sollte sich nach Möglichkeit 
auf das alpine Grünland (Almgelände) als den von 
Natur aus belastbarsten Teil des verfügbaren 
Raumes beschränken; Gebiete im geschlossenen 
Wald (im Sinne des Forstgesetzes) sind möglichst 
zu schonen. 

Bei der Anlage von Pisten und Loipen sind Gelän­
dekorrekturen oder großräumige Pistenplanierun­
gen zu vermeiden. Vielmehr soll ein Mindestmaß 
natürlicher Rauheit erhalten bzw. Pisten an das 
natürliche Gelände angepaßt werden. Sind Gelän­
dekorrekturen jedoch unvermeidlich, sollten die 
folgenden Erfordernisse erfüllt werden: 

• Einführung von verpflichtenden Wirtschaftlich­
keits- , Raumverträglichkeits- und Umweltver -
träglichkeitsprüfungen sowohl für den Seilbahn­
ais auch für den Pisten bau 
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• Keine touristische Neuerschlle()ung von Glet­
schern: Überprüfung der ErwelterLHlgsvorhaben 
In bestehenden Gletschersklgebieten auf Ihre 
Uillweltvertrag Ilch kelt 

• Genaue Untersucllung der hycJrogeologlschen 
Raildbedinguilgen vor Anlage von Pisten. die 
hollel'e Abflußraten erwarten lassen 

• VerZicht auf Gelandeelllgnffe (und dZlIllIt notfalls 
auch auf den SkllJetrreb! In sehr steilem bzw. 
andervveltlg sehr scllwlerrgem Gelallde. das nur 
durcll massive Elngrrffe "Ski gerecht" aufbel'eltet 
werden könnte 

• Rasen- und Humllsdecke sind abzulleben und 
nach erfolgten GelcimJebewegungen wiederauf­
zubringen 

• Verstärkter Einsatz des Baggers statt der 
Schubraupe unter Berllcksiclltlgung der Jeweili­
gen Standortbecirngungell. da der Bagger ein 
wesentlich gezielt eros, schonencJeres Arbeiten 
ermöglicht 

• Bescllrankurlg der Planlerung auf Ausgraben 
der Wurzelstöcke urld größerer Steille sowie 
Felnplanlerun~J. Insbesondere 111 nledrrgen Lagen 

• VerZicht auf Rodungen 

• EInbezIehung der Lrfttrasse In Ski pisten 

• Beschrankung dei Pistell(lreite Im Waldbereich 
auf 40-50 m, 111 Abll~mgigkeit von der Bauill­
Ilöhe urld der Nahe Lur Waldgrenze 

Skipistenpflege und -sanierung 

• Bestellerlde Pisten sind In einem umfangrei­
chen Programm. gestaltelt Ilach Gefahrenpo­
tential, zu sanieren urld laufend ökologisch zu 
verbessern . 

• Standortgerechte Renatunerung bzw. Rekultl­
vierung aufgelassener Sklpistell oder Flächen 
fur Aufstiegshilfeil mit heimischen Vegetations­
arten, Insbesondere unter Verwendung von 
Pflanzen mit tiefgrundigem Wurzelwerk 

• Setzen von ökologisch orientierten Wiederbe­
grünungs, und Erosionsschutzmaßnahmen, 
Waldrandgestaltung 

• Pflanzung von raschwLlchslgen Bäumen am 
Wald rand (erschwert Befahren des Waldes) 

• Oie Verminderung des Gefallrenpotelltlals ist zu 
forcieren (z B. Sanierung Schlitzender Wälder, 
Verbesseruilg bestellellder Pisten bezllglich 
Vegetation und Abflußfolgenl. 

- 289-

• "Sanfte" PIstenpflege. d.h. Entstelnung. Nacll­
saat, organlsclle Dungurlg, regelmaßige land­
wirtschaftlrche Nutzung 

• Oie Vorsorge flll' spatere Folgenutzungen (zB 
Im Bereich aufgelassener Seliliftanlageni soll auf 
der Grundlage von Rekultlvlerungsplänen erfol­
gen. deren Vervvlrklicllurlg durcll entsprechende 
Auflagen urld Wirksame Korltrollen geSIChert 
werderl sollen. 

Schnee-Erzeugung 

Wenn es die uillweitbezogenen, klimatischen und 
hydrologlscherl Gegebenllelten erlauben, kaml 
die Schnee-Erzeugung zugelassen werden. Ulll 
exponierte Zonerl blW. den Schutz der Vegetati­
onsdecke bei gerirlger Sclmeelage zu Sichern und 
lokal oder regional ein Mlndesl,mgebot an offenen 
Pisten zu gewährleisten. Beschnelungsanlagerl 
durfell Jedoch 11ur darm ernchtet werden, wenn 
dadurch keine neuen ökologlscllen Beeinträchti­
gungen gescllafferl werden. Insbesondere darf 
mit dern Bau von Beschneiungsanlagen keine 
Neuerschließung VOll Gelände mit feillender 
natLlrllcller ElgllUllg oder die Vellangerung der 
Saison verbunden sein Bescilnelungsaillagen 
durfen nur einen Teil des Ski gebietes umfassen. 

Der Boden- und Vegetationsschutz kanll die Be, 
schränkullg des Plstenbetrrebes auf Zelten oder 
Teilabschnitte mit ausrelcherlder Schneelage bzw. 
die Inbetrrebnahme der Aufstlegsl1llfen el'st ab ei­
ner Mindesthöhe (Jer Schlleedecke erfordern EI­
ne flachenhafte Besclllleiung. vor allelll zur Ver­
längerung der SCllson. ISt abLulellnen. Oie Ent­
scheidung uber die Beschnelung einzelner Pisten· 
abschnitte ISt mit den boderl- und vegetations, 
ökologischen Gegebenhelterl sowie den Auswlr, 
kungen auf den WasserhaushCllt der Region abzu' 
stlmmerl. 

Auf eine chenllsche Behandlung des Schnees fur 
Zwecke des Publ kUlllsskilaufs ISt zu verZichten. 
Nacll Altematlven zu cJllngellden (Insbesondere 
stickstoffhaltlgen) bzw. grUlldwasserbelastenden 
Mitteln ISt zu sucllell und sobald vorhanden als 
Ersatz der derzeitl;;ell Stoffe eillzusetzen. 

Darüber hinaus Silld Richtlinien fllr die Zulassung 
zur Schnee-Erzeugung auszuarbeiten, sofern sie 
noch nicht vorhanden sind. Bestehende RIcht­
linien sind nach ökologischerl, klimatischen. topo­
graphiscllen und wirtschaftlichen Gesichtspullk 
ten zu hinterfragen und gegebenenfalls zu korri­
gieren. 

5_2. Detaillierte Maßnahmenmatrix 
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5.2. Detaillierte Maßnahmen matrix Abfall 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Fehlen tourismusspezifi- Gesicherte Daten über Verbesserung der Daten- Forschung mittel Bund, Land, Gemeinde 
geordnet scher Abfalldaten Quantität und Qualität des lage auf betrieblicher Ebe-

Abfalls gegliedert nach Ka- ne Wissenschaft 
tegorien und Tourismusart 

Ermittlung der Stoffströme Tourismuswirtschaft 
der einzelnen Tourismus-
arten 

Über das normale Niveau Entmaterialisierung der Tou- Glättung der Abfallspitzen Entzerrung der Reiseströme lang international (EU) 
hinausgehende Abfallbela- rismus- und Freizeitwirt- Kapazitätsgrenzen mittel 
stung während der Saison- schaft im Sinne einer Mini- Abfallminimierende Be- Besuchermanagement mittel Bund 
spitzen bzw. große mierung der Stoffströme schaffungspolitik Angebotsgestaltung kurz 
Schwankungen des Ab- Information, Beratung kurz alle 
fallaufkommens 

Ungenügende Abfallentsor- Flächendeckende und aus- Ausbau der bestehenden Infrastruktur mittel Land, Gemeinde 

'" =1 gungsinfrastruktur reichend dimensionierte Ab- Infrastruktur :g 
fallsammel- und -entsor- Abfallwirtschaft 
gungsinfrastruktur 

Fehlende Umsetzung des Laufende Orientierung am Aufzeigen von konkreten Bewußtseinsbildung mittel Gemeinde 
bereits bestehenden Wis- Stand der Technik abfallvermeidenden Hand- Information, Beratung kurz Tourismuswirtschaft 
sens hinsichtlich Abfallver- lungsweisen Aus- und Weiterbildung mittel Gäste 
meidung und -verringerung Aus- und Weiterbildungs-

einrichtungen 
Medien 

Konflikt zwischen den land- Keine Beeinträchtigung des Interessensausgleich zwi- Raum- und Umweltplanung mittel/lang Land, Gemeinde 
schaftlichen Ansprüchen Landschaftsbildes durch schen Tourismus- und Regionale Konzepte 
der Tourismus- und Frei- Abfallentsorgungsanlagen Freizeitwirtschaft und Ab-
zeitwirtschaft und der Er- fallwirtschaft 
richtung von Abfallbehand-
lungsanlagen (Entsorgung Minimieren des abfallindu- Optimierung der Abfallent- Infrastruktur mittel/lang Abfallwirtschaft 
touristischer Abfälle inner- zierten Verkehrs in touristi- sorgungsinfrastruktur 
halb oder außerhalb der schen Regionen 
Region) 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Abfall 
~-- ---~-

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Beeinträchtigung der Tabuisierung der unsach- Bewußtseinswandel Bewußtseinsbildung mitteVlang Gemeinde 
Landschaft durch liegen- gemäßen Abfallentsorgung mittel Abfallwirtschaft 
gebliebene bzw. nicht ord- in der freien Natur Schaffung ausreichender Infrastruktur Alpine Vereine, 
nungsgemäß entsorgte Abfallentsorgungsmög- Umweltschutzgruppen, 
Abfälle lichkeiten an touristisch Medien 

frequentierten Wegen und Schulen 
Plätzen Touristen 

Supra- Schwierige Abfallentsor- Minimierung der Abfall- Verwendung wiederver- Angebotsgestaltung kurz Bund, Land, Gemeinde 

~ 
struktur gung auf Berghütten und mengen wertbarer und abfallarmer 

Bergstationen Produkte Tourismuswirtschaft 

Optimierung der Ver- und Eigenentsorgung mit ge- Bewußtseinsbildung mittel Alpine Vereine 
Entsorgung brachter Abfälle im Tal Information kurz 

durch die Gäste Gäste 

Verbesserung der Abfall- Hüttensanierungspro- mittel 
entsorgungsinfrastruktur gramm 

Verwendung von Einweg- Einsatzes von Mehrwegge- Pfandlösungen Angebotsgestaltung kurz Gemeinde 
geschirr (insbesondere bei schirr Information Tourismuswirtschaft 
Großveranstaltungen) 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Verknappung der land- Nachhaltige Optimierung Freihalten möglichst Raum- und Umweltpla- mittel/ Bund, Land, Gemeinde 
geordnet schaftlichen Ressourcen der Landschaftsnutzung großer Landschaftsteile nung lang 

von Erschließungen Regionale Konzepte 

Kein Erstarren der vorhan- Aussparung sensibler Ge-
denen Strukturen ländeteile wie Schlucht -, 

Hang- und Schutzwälder 
Flexibilität der Wirtschafts- und Naturwaldzellen von 
subjekte jeglicher touristischer und 

freizeitwirtschaftlicher Nut-
zung 

Schonung der Karst-
stöcke 

Sicherung von Gebieten, 

"" 
die sich zur Erholung eig-

<0 nen "" 
Interessensabwägung 

Verlust der charakteristi- Erhaltung charakteristi- Konsequente Raum- und Raum- und Umwelt- mittel/ lang Land, Gemeinde 
sehen Siedlungsformen scher Siedlungsformen Umweltplanung unter planung 
(Vordringen von Streusied- Berücksichtigung ökologi- Leitbild Architekten 
lungen, Verhüttelung) scher und landschafts- Ortsbildschutz 

ästhetischen Anforderun-
gen 

Verlust des optisch reizvol-
len Kontrastes zwischen 
Siedlung und Landschaft 
durch das Zusammen-
wachsen von Ortschaften 

Verminderung des ästheti- Flächendeckende land- Nutzung und Einbindung Kooperation mit der Land- kurz/mittel Bund, Land, Gemeinde-
sehen Wertes der Land- und forstwirtschaftliehe der land- und forstwirt- und Forstwirtschaft Tourismusbetrieb 
schaft durch den Rück- Bewirtschaftung schaftlichen Produkte und Land- und Forstwirtschaft 
gang der landwirtschaftli- Dienstleistungen in das Interessensverbände 
ehen Bewirtschaftung touristische Angebot Bund, Land, Gemeinde 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Kulturlandschaft und Landschaftsbild 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Skisport Eingriff in die gewachsene Vermeidung schwerer Ein- Verzicht auf ein alpines Ski pisten bau mitteil Betreiber von Skiliften 
Kulturlandschaft durch den griffe in die Kulturland- Skiangebot, wenn dies lang 
Bau von Ski pisten (Rodun- schaft nur durch Landschaftsein- UVP, Raumverträglichkeits- Tourismuswirtschaft 
gen, Erd- und FeIsbewe- griffe durchzusetzen wäre prüfung 
gungen, Geländekorrektu-
ren, Waldzerfurchung) Nach Möglichkeit Be-

schränkung von Winter-
sporteinrichtungen auf al-
pines Grünland 

Schonung des geschlos-
senen Waldes 

Verminderung des ästheti- Schutz der Boden- und Schonung des Bodens Skipistenbau mittel Bund, Land, Gemeinde 
sehen Wertes der Land- Vegetationsschicht und der Grasnarbe beim Skipistenpflege und -sanie- lang 
schaft aufgrund von Bo- Pistenbau rung Betreiber von Skiliften 
den- und Vegetationsschä-
den Beschränkung des Pisten- Schneerzeugung kurz 

betriebes auf bestimmte 
"" Mindestschneehöhe '" w 

Golf Beeinträchtigung des Minimierung der land- Anpassung bzw. Einglie- Raumverträglichkeitsprü- kurz! Land, Gemeinde 
Landschaftsbildes durch schaftlichen Beeinträchti- derung von Golfplätzen in fung mittel 
eine nicht standortübliche gung durch Golfplätze die Landschaft 
Gestaltung von Golfanla- Raum- und Umweltpla-
gen nung 

Wandern Zu dichtes bzw. zu weit- Optimierung des beste- Auflassen parallel verlau- Verkehrsinfrastuktur mittel Land, Gemeinde 
verzweigtes Wanderwege- henden Wegenetzes fender Wege Alpine Vereine 
netz 

Verlust von Biotopen bzw. Tabuisierung des Verlas- Instandhaltung und ausrei- Verkehrsinfrastruktur mittel Gemeinde 
empfindlichen Land- sens von Wegen chende Markierung der Besucherlenkung lang Alpine Vereine 
schaftsteilen bei Begehen Wege Information kurz Tourismuswirtschaft 
abseits der Wege Information über Schutz- Bewußtseinsbildung lang Wanderer und Bergsteiger 

ziele 

Beeinträchtigung ostalpiner Schonung empfindlicher Aussparung sensibler Ruhezonen lang Land, Gemeinde 
Karststöcke Landschaftsteile Geländeteile von touristi- Besuchermanagement mittel 

scher Nutzung Besucherlenkung mittel Alpine Vereine 
Angebotsgestaltung kurz Tourismuswirtschaft 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Ortsbild 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
l.ont 

über- Landschaftsfremde Bau- Wahrung einer regional ty- Erstellung und Umsetzung Ortsbildschutz mittel/lang Land, Gemeinde 
geordnet formen , Verdrängung des pisehen Formensprache eines Ortsbildgestaltungs-

bäuerlichen Elements konzeptes Beratung kurz Architekten 

Mangelhafte Pflege bzw. Bewußtseinsbildung lang 
falsche Renovierung (Ver-
kitschung) des Altbaube- Kooperation mit Architek- lang 
standes ten 

Ungeordnete Ausweitung Strikte Einhaltung der Erstellen eines Ortsent- Raum- und Umweltpla- mittel Land, Gemeinde 
des Baugebietes Raumordnungspläne, ins- wicklungskonzeptes nung 

besondere der Flächen- Leitbild Berater 
widmung 

Verkehr Beeinträchtigung des Orts- Ortsbildfreundliche GestaI- Verringerung des motori- Ausbau des öff. Verkehrs lang Bund, Land, Gemeinde 

"" ~I 
bildes durch Einrichtungen tung der Verkehrsinfra- sierten Individualverkehrs Verkehrsberuhigung mittel 

CD 
des fließenden und ruhen- struktur Verkehrslenkung mittel Verkehrsträger ..,. 
den Verkehrs Schaffung verkehrsbe- Ortsbildschutz mittel 

ruhigter Zonen 
Verkehrsinfrastruktur kurz! 

Ausweitung der Fuß- und mittel 
Radwege 

Supra- Touristische Überformung Schaffung eines ausgewo- Erstellung und konse- Ortsbildschutz mittel Gemeinde 
struktur des Ortsbildes genen Verhältnisses zwi- quente Umsetzung eines 

sehen touristischen und Ortsleitbildes 
nicht-touristischen Bauten 

Interessensabwägung in Raum- und Umweltpla- kurz Tourismuswirtschaft 
der Flächenwidmung nung 

Definition von Kapazitäts- Kapazitätsgrenzen kurz Handel 
grenzen 

Bewußtmachen der Pro- Bewußtseinsbildung mittel 
blematik 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Soziale Aspekte 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Abnahme der Dorfgemein- Wiederbeleben der dörfli- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Bevölkerung 
geordnet schaft und der gewachse- chen Gemeinschaft 

nen sozialen Strukturen Wiederaufbau von Kom- Professionalisierung lang Tourismuswirtschaft 
munikationsstrukturen 

Wertewandel Medien. Schulen 

Entfremdung von der eige- Stärkung des Selbst be- Wertewandel Bewußtseinsbildung lang Bevölkerung 
nen Geschichte. Identität wußtseins Aus- und Weiterbildung mittel 
und Kultur Bekennen der eigenen Information kurz Tourismuswirtschaft 

Werte gegenüber den Gä- Professionalisierung lang 
sten Qualitätstourismus mittel Medien. Schulen 

Informationsveranstaltun-
gen über lokale. traditio-
nelle Kultur 

Monokultur am Arbeits- Schaffung vielfältiger und Regionale Beschaffungs- Angebotsgestaltung lang Land. Gemeinde 

"" -: markt klein räumiger Wirtschafts- politik <0 :::!, 

<n :::! 

und Versorgungsstrukturen Kooperation mit anderen lang alle Wirtschaftssektoren 
Förderung von Wirtschafts- Wirtschaftssektoren 
zweigen. die mit der Tou- Regionalplanung 
rismus- und Freizeitwirt-
schaft kompatibel sind 

Supra- Starke Belastung der Pri- Entkoppelung des Funk- Schaffung von Freiräumen Professionalisierung lang Gemeinde 
struktur vatsphäre und des Fami- tionssystems Tourismus (Distanz gegenüber den Bewußtseinsbildung 

lienlebens der Gastgeber von der Lebenswelt Gästen) 
Bevölkerung 

Angebot von Dienstlei- Aus- und Weiterbildung mittel 
stungen zur Entlastung Tourismuswirtschaft 
der in der Tourismus- und 
Freizeitwirtschaft Beschäf- Kapazitätsgrenzen mitttel 
tigten Aus-und Weiterbildungs-

einrichtungen 
Stärkung des Selbst be-
wußtseins Berater 

Ermittlung von sozialen 
Belastungsgrenzen 

I. r. n. i. ...... Iokal. regional . national. international DringlichkeitlZeithorizont: sd. d ......... sehr dringlich. dringlich; k . rn. I ......... kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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Boden 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Verkehr Bodenverdichtung bzw. - Minimierung des motori- Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
versiegelung durch den ru- sierten Individualverkehrs Verkehrs In- und ausländische Ver-
henden Verkehr Verkehrslenkung kurz kehrsträger 

Umfassendes und integra- Autofahrerclubs 
tives Gesamtverkehrskon-
zept 

Skisport Geländeveränderungen Vermeidung schwerer Verzicht auf ein alpines Skipistenbau mittel/lang Land, Gemeinde 
beim Skipistenbau: (Zer-) Landschaftseingriffe Skiangebot, wenn dies 
Störung der Bodenstruktur nur durch Landschaftsein- UVP, Raumverträglichkeit- Betreiber von Skiliften 

griffe durchzusetzen wäre sprüfung 
Tourismuswirtschaft 

Nach Möglichkeit Be-
schränkung von Winter-
sporteinrichtungen auf al-
pines Grünland 

"" 
Schonung des geschlos-

«> senen Waldes '" 

Veränderung im chemi- Keine chemische Behand- Auffinden und Einsatz von Forschung lang Gemeinde 
sehen und physikal ischen lung des Schnees für Alternativen zu düngen-
Aufbau des Bodens durch Zwecke des Publikumsski- den Mitteln Schnee-Erzeugung Wissenschaft, 
Skipistenbau und -benüt- laufs Betreiber von Ski liften 
zung 

Erosionswirkungen Bodenverträglicher Bau Standortgerechte Rekulti- Skipistenbau mittel/lang Gemeinde 
und Unterhalt von Skipi- vierung der Pisten Skipistenpflege und -sa-
sten nierung Betreiber von Skiliften 

UVP kurz 

Verminderung des Wasser- Standortangepaßte Anlage Vermeidung der Planie- Skipistenbau mittel/lang Gemeinde 
speichervermögens auf von Skipisten rung von Skipisten 
planierten Böden Betreiber von Skiliften 

Bodenverdichtung durch Vorbeugen bzw. Sanierung Beschränkung des Pisten- Angebotsgestaltung kurz Gemeinde 
Pistenpräparierung (insbe- verdichteter Böden betriebes auf Zeiten oder 
sondere bei geringer Pistenteilabschnitte mit Besuchermanagement mittel Betreiber von Skiliften 
Schneelage) ausreichender Schneelage Skipistenpflege und -sa- mittel/lang Tourismuswirtschaft 

nierung 

kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J) , langfristig (> 10 J) 
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Boden 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Inbetriebnahme der Auf-
stiegshilfen ab einer Min-
destschneehöhe 

Mechanische Bodenschä- Minimierung der mechani- s.o. Angebotsgestaltung kurz Betreiber von Skiliften 
den durch Pisten raupen schen Bodenschäden Beschneiung von expo-
oder Ski kanten (insbeson- nierten Stellen Besuchermanagement mittel Tourismuswirtschaft 
dere bei unzureichender 
Schneedecke) Schnee-Erzeugung kurz 

Skipistenpflege und -sa- lang 
nierung 

Golf Veränderung der Boden- Naturnahe Gestaltung von Standortübliche Gestal- UVP mittel Bund, Land, Gemeinde 
oberfläche durch Chemika- Golfplätzen tung der Golfplätze 
lieneinsatz und Sandbun- Betreiber von Golfplätzen 
ker Verwendung regionaler 

Vegetationsarten 

Wandern Bodenverdichtung Minimierung der Boden- Ermittlung von Tragfähig- Tragfähigkeitsgrenzen mittel Gemeinde 
schäden keitsgrenzen Entzerrung der Reiseströ- lang 

." 
<D 

me mittel Alpine Vereine 
..... Punktuelle Regulierung Besuchermanagement mittel 

der Zahl der Wanderer Besucherlenkung mittel Tourismuswirtschaft 
Angebotsgestaltung kurz 

Berücksichtigung der Bo- Information mittel 
denverhältnisse bei der Bewußtseinsbildung lang 
Anlage von Wegen Verkehrsinfrastruktur 

Zerfurchung und Zerstö- Verringerung der punktuel- s.o. s.o. s.o. s.o. 
rung des Kleinreliefs und len Belastungsspitzen 
des Bodens durch eine zu 
große Zahl an Wanderern 

Verlassen der Wege Attraktivierung des Wan- Errichtung und Pflege gu- Verkehrsinfrastruktur mittel Gemeinde 
derns auf Wegen ter und bequemer Wege 

(keine harte Befestigung) Besucherlenkung mittel Alpine Vereine 

Gute Beschilderung der Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 
Wege Information kurz Bund, Land, Gemeinde 

Anbindung der Kletterstei-
ge an das Wanderwege-
netz 

Aufklärungsarbeit 

I, r, n, i. .. .. .. Iokal , regional, national, international DringlichkeiVZeithorizonl: sd, d .... .... sehr dringlich, dringlich: k, m, I .. . kurz- (0-5 J). mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 
------- --~~ --~-

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Mountain- Bodenschäden durch Tabuisierung des Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang 
biking Geländefahrten Off-Road-Fahrens Tourismuswirtschaft 

Ausweisung von geeigne- Information kurz 
ten Fahrtstrecken abseits Besucherlenkung mittel Sportvereine 
ökologisch sensibler Ge- Angebotsgestaltung mittel 
biete 

Alpine Vereine 
Vertragliche Vereinbarun- Kooperation mit der Forst- mittel 
gen mit der Land- und wirtschaft 
Forstwirtschaft 

Bevölkerung und Gäste 
Rechtliche Beschränkung Gebot mittel 
des Geländefahrens auf Medien 
bezeichneten, befestigten 
und instandgehaltenen Land- und Forstwirtschaft 
Wegen 

Verbot des Bergauftrans- Verbot kurz 
"" '" portes von Fahrrädern <D 
CX> '" zum Zwecke der darauf-

folgenden Abfahrt 
Land, Gemeinde 

Spuren- und Rillenbildung Kein Befahren "weicher" Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel 
auf unbefestigten Wegen Wege Belastungsgrenzen Sportvereine 

Berücksichtigung boden- Verkehrsinfrastruktur mittel Alpine Vereine 
ökologischer Erfordernisse 
bei der Auswahl der Wege Gäste und Bevölkerung 

Regionale, zeitliche oder Besucherlenkung kurz Tourismuswirtschaft 
tageszeitliche Begrenzung Information lal)g 
der Fahrtrouten Bewußtseinsbildung mittel 

Reiten Trittschäden und Boden- Kein Beritt "weiche" Böden Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel Gemeinde 
verdichtung auf weichen Belastungsgrenzen 
Wegen Land- und Forstwirtschaft 

Anlage von Reitwegen auf Verkehrsinfrastruktur mittel 
von Natur aus festem Reitställe 
bzw. trockenem Gelände 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Boden 
--- --- -

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Befestigung von Reitwe- Besucherlenkung kurz Tourismuswirtschaft 
gen Information lang 

Bewußtseinsbildung mittel 
Trennung von Fuß- und 
Reitwegen 

Sperren unbereitbarer 
Wege 

Pferdehaltung auf zu klei- An den Standort angepaß- Berücksichtigung boden- Tragfähigkeitsgrenzen kurz Land, Gemeinde 

18 nen Koppeln te Koppelhaltung ökologischer Tragfähig-
-

keitsgrenzen Land- und Forstwirtschaft 

Verminderung des Tierbe- Kooperation mit der Land- Reitställe 
standes bei KoppelhaI- und Forstwirtschaft 
tung 

Motocross Schwere Bodenschäden Limitierung bei der Aus- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
übung des Motocross- außerhalb der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, 

ausgewiesenen Zonen nung Medien 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Energie 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Unzureichende bzw. inho- Verbesserung der Darstellung der Energie- Forschung mittel Bund, Land, 
geordnet mogene tourismusspezifi- Datenlage ströme 

sche Energiedaten 
Erhebung des kategorie- Wissenschaft 
und tourismusartspezifi-
schen Energieverbrauchs 

Ermittllung der tourismus-
spezifischen Energiespar-
potentialen 

w 

'" Hohe Energieintensität ein- Verringerung der Energie- Ermittlung und Umset- Angebotsgestaltung mittel Tourismuswirtschaft '" 
zelner Tourismusangebote ströme zung von Energiesparpo-

tentiale 

Raumwärme, Warmwasser Effiziente und wirtschaftli- Kommunale und regionale Energiepolitische Instru- mitteVlang Land, Gemeinde 
che Bereitstellung von Energiekonzepte mente 
Raumwärme und Warm-
wasser Technische Maßnahmen Förderung mittel Tourismuswirtschaft 

Organisatorische Maßnah- Angebotsgestaltung mittel 
men 

Beratung bei der Wahl der Information, Beratung kurz 
Energiesysteme 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J). langfristig (> 10 J) 
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Lärm 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Verkehr Straßenverkehrslärm Verringerung des Straßen- Umsetzung der ÖAL- Verkehrsberuhigung mittel/ lang Bund, Land, Gemeinde 
verkehrslärm Richtlinie Nr. 32 "Lärm- Verkehrslenkung 

schutz in Kur- und Erho- Fahrzeughersteller 
lungsorten" 

Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Ge-
samtverkehrskonzeptes 

Fluglärm Verringerung des Errichtung von Lärmüber- Monitoring mittel Land , Gemeinde, 

c.> 
Fluglärms wachungssystemen an Flughäfen 

g Flughäfen Flugzeughersteller 

Supra- Gaststättenlärm (vor allem Verringerung des Gaststät - Umsetzung der ÖAL- Bewußtseinsbildung kurz Tourismuswirtschaft 
struktur in Gastgärten) tenlärms Richtlinie Nr. 32 "Lärm- Information 

schutz in Kur- und Erho- Gäste 
lungsorten" 

Motocross Motorenlärm Limitierung bei der Aus- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
übung des Motocross- außerhalb der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, 

ausgewiesenen Zonen nung Medien 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Luft 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Verkehr Motorisierter Individualver- Verringerung der Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
kehr Abgasbelastung Verkehrs Verkehrsinfrastruktur 

Verkehrslenkung In- und ausländische Ver-
Abbau von Verkehrsspit- Entzerrung der Reiseströ- kehrsträger 
zen me 

ß Autofahrerclubs 
Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Ge-
samtverkehrskonzeptes 

Touristenbusse s.o . Umstellung der Busse auf Technische Maßnahmen mittel/lang Land, Gemeinde 
schadstoffarmen Betrieb 

Steuerung des Busauf- Verkehrslenkung mittel Tourismuswirtschaft 
kommens Bushersteller 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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NaturhaushalVArten/Ökosysteme 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

über- Interessenskonflikt zwi- Interessensausgleich Definition von (regionalen) Kapazitätsgrenzen mittel Bund, Land, Gemeinde 
geordnet sehen der Bewahrung der Tragfähigkeits- und Bela-

natürlichen Ressourcen stungsgrenzen Ruhegebiete mitteil 
und Ökosysteme und dem lang 
menschlichen Bedürfn is Schaffung von Pufferzonen 
nach Naturerlebnis zur Sicherung ökologisch 

empfindlicher Gebiete 

Skisport Beeinträchtigung bzw. Zer- Befahren von Pisten erst Beschränkung des Pisten- Angebotsgestaltung kurz Land, Gemeinde 
störung der Vegetations- ab einer Mindestschnee- betriebes auf Zeiten oder 
decke durch Befahren von höhe Pistenteilabschnitte mit Besuchermanagement mittel Betreiber von Skiliften 
Skipisten bei ungenügen- ausreichender Schneelage 
der Schneedecke Skipistenpflege und -sa- kurz Tourismuswirtschaft 

Inbetriebnahme der Auf- nierung 
stiegshilfen ab einer Min- lang 
destschneehöhe Schnee-Erzeugung 

Beschneiung 

c.> ~I Schädigung von Jung- Kein Befahren von Jung- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Skifahrer 0 
c.> 

pflanzen durch Ski kanten wuchsflächen Skischulen bzw. -lehrer 

Nicht standortgerechte Re- Standortgerechte Rekulti- Kooperation mit der Land- Skipistenpflege und -sa- lang Gemeinde 
kultivierung der Skipisten vierung von Skipisten und Forstwirtschaft nierung Betreiber von Skiliften 

Land- und Forstwirtschaft 

Unausgewogenes Scha- Rücksichtnahme auf Wild- Umsichtige Pisten planung Skipistenbau mittel Betreiber von Skiliften 
lenwild/Waldverhältnis lebensräume UVP Skifahrer 
durch Störung der Le- Kooperation mit der Wild- Kooperationsmechanis- Jäger 
bensräume des Wildes hege men Forstwirtschaft 

Golf Verringerung der Artenviel- Erhaltung der Diversität Wahl standortgerechter GOlfplatzgestaltung kurz Land, Gemeinde 
falt , Verlust von Biotopen Pflanzenarten 

Raum- und Umweltpla- Betreiber von Golfplätzen 
Einbeziehung ökologischer nung 
Kriterien in die Planung von 
Golfplätzen Eignungsbewertung Landschaftsplaner 

Möglichst naturnahe Belas-
sung der "roughs" und aus-
gewogenes Flächenverhält -
nis zwischen "roughs" und 
"greens" 

I, r, n, i ........ lokal, regional, national, international DringlichkeiVZeithorizont: sd, d ......... sehr dringlich, dringlich; k, rn , I .... .... . kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-55 der B
eilagen X

X
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
303 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



NaturhaushalVArten/Ökosysteme 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Intensive Düngung und Minimierung der Dünge- Definition von Belastungs- Kapazitätsgrenzen kurz Bund, Land, Gemeinde 
Herbizideinsatz mittel gaben grenzen 

Pflanzenbedarfsgerechte Information, Beratung kurz Betreiber von Golfplätzen 
Düngung 

Wandern Störung des Naturhaushal- Vermeidung der Belastun- Ermittlung von Tragfähig- Tragfähigkeitsgrenzen mittel Bund, Land, Gemeinde 
tes durch Trittschäden gen keitsgrenzen 

Punktuelle Regulierung Entzerrung der Reiseströme lang Alpine Vereine 
der Zahl der Wanderer 

Anpassung der Wege an Besuchermanagement mittel Tourismuswirtschaft 
Vegetationsverhältnisse 

Besucherlenkung mittel Wanderer und Bergsteiger 
Großzügige Wegegestal-
tung zum Schutz vor Angebotsgestaltung mittel 

w 
Trampelpfaden 

0 Information kurz .... 
Auflassung, Sperre beste-
hender Wege bei massi- Bewußtseinsbildung mittel 
ver Gefährdung einzelner 
Arten Verkehrsinfrastruktur lang 

Ausweisen von Ruhege- Raum- und Umweltpla- mittel 
bieten nung 

Unausgewogenes Scha- Achtung der Wildlebens- Information über waldkon- Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
lenwildlWaldverhältnis räume formes Verhalten Information kurz Alpine Vereine 
durch Störung der Le- Besucherlenkung mittel Tourismuswirtschaft 
bensräume von Wildtieren Kletterverbot auf Brutfel- Wanderer und Bergsteiger 

sen 

Mountain- Schädigung der Vegetation Tabuisierung des Off- Aufklärungsarbeit Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
biking (v.a. Grasnarbe, Biotope) Road-Fahrens 

durch Fahren abseits befe- Ausweisung von geeigne- Information kurz Tourismuswirtschaft 
stigter Wege ten Fahrtstrecken abseits Besucherlenkung mittel 

ökologisch sensibler Ge- Angebotsgestaltung mittel Land- und Forstwirtschaft 
biete 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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NaturhaushaitI Arten/Ökosysteme 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Vertragliche Vereinbarun- Kooperation mit der Land- mittel Sportveranstalter 
gen mit der Land- und und Forstwirtschaft 
Forstwirtschaft Medien 

Rechtliche Beschränkung Gebot mittel Radfahrer 
des Geländefahrens auf 
bezeichneten, befestigten 
und instandgehaltenen 
Wegen 

Verbot des Bergauftrans- Verbot kurz 
portes von Fahrrädern 
zum Zwecke der darauf-
folgenden Abfahrt 

Wildbeunruhigung Achtung der Wildlebens- Aufklärung Bewußtseinsbildung lang Land, Gemeinde 
räume Information kurz 

w Verhindern des Verlassens Verkehrsinfrastruktur mittel Tourismuswirtschaft 
0 
0> der Wege Besucherlenkung mittel 

Radfahrer 
Regionale, zeitliche oder 
tageszeitliche Begrenzung 
der Fahrtrouten 

Reiten Schädigung der (Wald)ve- Kein Beritt "weicher" Bö- Bestimmung regionaler Tragfähigkeitsgrenzen mittel Land, Gemeinde 
getation den Belastungsgrenzen 

Reitställe 
Anlage von Reitwegen auf Verkehrsinfrastruktur mittel 
von Natur aus festem Land- und -Forstwirtschaft 
bzw. trockenem Gelände 

Tourismuswirtschaft 
Befestigung von Reitwe-
gen 

Trennung von Fuß- und 
Reitwegen 

Besucherlenkung kurz 
Sperren unbereitbarer We- Information lang 
ge Bewußtseinsbildung mittel 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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NaturhaushaitI Arten/Ökosysteme 
----- ---

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Pferdehaltung auf zu klei- An den Standort angepaß- Berücksichtigung vegeta- Tragfähigkeitsgrenzen kurz Land, Gemeinde 
nen Koppeln te Koppelhaltung tionsökologischer Trag-

fähigkeitsgrenzen Land- und Forstwirtschaft 
Kooperation mit der Land-
und Forstwirtschaft Reitställe 

Verminderung des Tierbe-
standes bei Koppelhal-
tung 

Wassersport, Verschmutzung des Ufer- Achtung der Wildlebens- Schaffung und Erhaltung Ruhezone lang Land, Gemeinde 
kleine, nicht- bereiches räume naturnaher Uferbereiche 
motorbetrie-
bene Boote Erlaß von räumlich und Verbote kurz Tourismuswirtschaft 

zeitlich beschränkten Besucherlenkung mittel 
Fahrverboten aufgrund Bewußtseinsbildung lang 
wildtierökologischer Ge- Information kurz 
sichtspunkte 

Schädigung bzw. Zer- Achtung der Wildlebens- Regelung der Zeiten des Besucherlenkung mittel Land, Gemeinde 

~ störung von Brut- und räume Befahrens der Flüsse (sai-
0> - Laichplätzen, Futter-, sonal, tageszeitlich) Tourismuswirtschaft 

Rückzugs- und Ruhege-
bieten Kontingentierung der 

Boote 

Gleitschirm- Beunruhigung und Vertrei- Achtung der Wildlebens- Festlegung und Einhal- Verkehrs-/Besucherlen- kurz Land, Gemeinde 
fliegen, Dra- bung von Wild- und Wei- räume tung definierter Flugrou- kung 
chenfliegen detieren ten, -höhen sowie Start- Fluglehrer 

und Landeplätzen 

Vergabe von Konzessio- Gebote kurz Gleitschirm- und Drachen-
nen oder Fluglizenzen flieger 

Erarbeiten von Merkblät- Information kurz 
tern für ökologisches Ver-
halten 

Vorbildwirkung der Flug- Bewußtseinsbildung lang 
lehrer 

Motocross Schwere Bodenschäden Limitierung bei der Ausü- Verbot von Motocross Verbot mittel Land, Gemeinde 
bung des Motocross- außerhalb der von den zu-
Sportes ständigen Behörden dafür Raum- und Umweltpla- mittel Sportveranstalter, Medien 

ausgewiesenen Zonen nung 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Raumverbrauch 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

übergeord- Mangelnde Disziplin bei Strikte Einhaltung der Konsequente Anwendung Raum- und Umweltpla- mittel/lang Land, Gemeinde 
net der Raumplanung Raumordnung der bestehenden Rechts- nung 

instrumente Bewußtseinsbildung Berater 

Überwachung der Tourismuswirtschaft 
Flächennutzung 

Bevölkerung 
Information und Bewußt-
seinsbi ldung von Entschei-
dungsträgern und in der 
Bevölkerung 

Mangelnde Beachtung der Strikte Einhaltung der s.o. s.o. mittel/ lang s.o. 
Gefahrenzonen Raumordnung 

Zersiedelung und Verhütte- Freihalten von Land- Landschaftsplanung Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
lung schaftsteilen von jeglicher nung 

Bebauung Ortsbildkonzepte 
w ~I Ortsbildschutz mittel Tourismuswirtschaft 0 ..... 

Ganzheit liche Entwick-
lungskonzepte 

Bevölkerung 
Verdichtetes Bauen 

Verkehr hoher Flächenverbrauch Verringerung des motori- Forcieren des Öffentlichen Öffentlicher Verkehr lang Bund, Land, Gemeinde 
für den ruhenden Verkehr sierten Individualverkehrs Verkehrs 

Verkehrsinfrastruktur In- und ausländische Ver-
Ausbau von Verkehrsver- kehrsträger 
bünden 

Gäste 
Erstellung und Umsetzung 
eines integrativen Gesamt-
verkehrskonzeptes 

Supra- hoher Flächendruck (auf- Keine Erweiterung der Ka- Festlegung von Raumnut- Kapazitätsgrenzen lang Land, Gemeinde 
struktur grund von Zweitwohnun- pazitäten, nach Möglich- zungsintensitäten und Bet- Raum- und Umweltpla-

gen und touristischer Su- keit Rückbau tenkapazitäten nung lang Tourismuswirtschaft 
prastruktur), Ansteigen der 
touristischen Nutzungsin-
tensität 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 

III-55 der B
eilagen X

X
. G

P - B
ericht - 02 H

auptdokum
ent (gescanntes O

riginal)
307 von 324

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Raumverbrauch 
--- - - - - -- - -- -

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Fortführung der Untersu- Forschung lang 
chung der Nutzungsinten-
sitäten 

Verbauung der Seeufer Sicherstellung eines freien Flächensicherung Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
(Privatisierung) Zugangs zu Seen unter nung 

Wahrung der Eigentümer- Grundstückseigentümer 
rechte 

w 
C) : 00 

Nutzungskonflikte zwi- Interessensausgleich Kompensationsmechanis- Raum- und Umweltpla- lang Land- und Forstwirtschaft 
schen Tourismus und men zwischen allen Inter- nung mittel 
Landwirtschaft bzw. der essenten Leitbild lang Tourismuswirtschaft 
ansässigen Bevölkerung 
oder anderen Interessens- Kooperation mit der Land-
gruppen und Forstwirtschaft 

Golf hoher Flächenbedarf Sparsamer Umgang mit Sicherung der Flächen Raum- und Umweltpla- lang Land, Gemeinde 
Freiflächen durch Ankauf, Pacht oder nung 

Vorkaufsrecht Bewußtseinsbildung Betreiber von Golfplätzen 

Aufklärungsarbeit Landschaftsplaner 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Wasser/Gewässer/Abwasser 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Supra- Hoher Trinkwasserver- Minimierung des Trinkwas- Glättung der Verbrauchs- Entzerrung der Reiseströ- lang Bund, Land, Gemeinde 
struktur brauch zu Saisonspitzen serverbrauchs spitzen me 

Vorausschauende Pla- Technische Maßnahmen kurz Tourismuswirtschaft 
nung der Trinkwasserver- Förderung mittel 
sorgung Gäste 

Angebotsgestaltung mittel 
Strenger Schutz der Kapazitätsgrenzen kurz Bevölkerung 
Quellgebiete Bewußtseinsbildung lang 

Raum- und Umweltpla- lang 
nung 

Hohe Abwassermengen zu Verringerung des Wasser- Glättung der Verbrauchs- Entzerrung der Reiseströ- lang Bund, Land, Gemeinde 
Saisonspitzen verbrauchs spitzen me 

Schließen der Wasser- Technische Maßnahmen kurz Tourismuswirtschaft 
kreisläufe Bewußtseinsbildung lang Gäste 
Durchsetzung von Was- Information kurz Bevölkerung 
sersparmaßnahmen 

c.> ~I Einsatz von Brauchwas- Förderung mittel C> 
<D 

sersystemen, Rückhal-
tung von schwach bela-
stetem Niederschlags-
wasser 

Ungenügende Klärkapa- Flächendeckende Abwas- Adaption von Kläranlagen Technische Infrastruktur lang Bund, Land, Gemeinde 
zitäten serentsorgung und -reini-

gung Abwasserverbände 

Wasserversorgung und Minimierung des Wasser- Erstellung von Richtlinien Hüttensanierungspro- mittel Bund, Land, Gemeinde 
Abwasserbeseitigung auf verbrauchs zur Hüttenbewirtschaftung gramm 
Berghütten und -stationen Alpine Vereine 

Vermeidung von Stoffein- Verbesserung der techni- Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 
trägen schen Infrastruktur Wanderer und Bergsteiger 

Aufklärungsarbeit 

Skisport Hoher Wasserverbrauch Keine Beeinträchtigung Erstellung bundesweit ein- Indikatoren mittel Bund, Land, Gemeinde 
von Beschneiungsanlagen der Vorfluter heitlicher Beurteilungs-
(kritisch insbesondere bei richtlinien Betreiber von Skiliften 
Niedrigwasserführung der 
Fließgewässer) Festlegung von Mindest- Tourismuswirtschaft 

standards für die Wasser-
qualität 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Wasser/Gewässer/Abwasser 

Bereich Problemstellung Zielsetzung Maßnahmen Instrumente Zeithori- Akteure 
zont 

Nitratbelastung durch Verringerung der Grund- Auffinden und Einsatz von Schnee-Erzeugung mittel Betreiber von Skiliften 
Schneeschwärzmittel wasserbelastung Alternativen zu düngen-

den Mitteln Forschung lang 

Verschlechterung des Bo- Verbesserung des Boden- Standortgerechter Pisten- Ski pisten bau lang Land, Gemeinde 
denwasserhaushaltes und wasserhaushalts auf Skipi- bau 
Abflußverhaltens durch sten Skipistenpflege und Betreiber von Ski pisten 
den Bau von Ski pisten Standortgerechte Pisten- -sanierung 

präparierung 

Verunreinigung von Keine Neuerschließung Aufklärung der Skifahrer Raum- und Umweltpla- kurz Land, Gemeinde 
Schnee, Eis bzw. von Gletscherskigebieten über umweltgerechtes nung Betreiber von Skipisten 
Schmelzwasser durch die Verhalten Skifahrer 
Ausübung des Skisports Information 

~ 
0 - Golf Hohe Nitratbelastung des Minimierung der Dünger- Pflanzenbedarfsgerechte Information kurz Bund, Land 

Grundwassers gaben Düngung 

Laufende Nitratkontrolle Monitoring lang Betreiber von Golfplätzen 
des Sickerwassers 

Hoher Wasserverbrauch Sparsame Bewässerung Einbau von Tensiometern Technische Maßnahme kurz Betreiber von Golfplätzen 
für Bewässerung 

Wassersport Verunreinigung bzw. Bela- Vermeidung von Stoffein- Kontingentierung der Verkehrslenkung mittel Land, Gemeinde 
stung von Oberflächenge- trägen Boote 
wässern durch Motor- und 
Sonnenöle Erfassung und Reinigung Bewußtseinsbildung lang Tourismuswirtschaft 

der Bootsabwässer 
Gäste 

Erhöhung der Selbstreini-
gungskraft Hersteller von Motor- und 

Sonnenölen 

kurz- (0-5 J), mittel (5 - 10 J), langfristig (> 10 J) 
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Kapitel 4 
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Implementierung, Evaluation 
und Fortschreibun 

4.1. Zielgruppen der 
Implementierung 

4.2. Evaluation und 
Fortschreibung 
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4. Implementierung, Evaluation 
und Fortschreibung 

Nach der mit dem vorliegenden Bericht abge­
schlossenen Phase der Erarbeitung des ersten 
Nationalen Umweltplans für Österreich, der von 
einem breiten Konsens aus Wissenschaft, Wirt­
schaft und Politik getragen ist, ist nunmehr die Im­
plementierung seiner Konzepte und Maßnahmen 
in Angriff zu nehmen. Der Nationale Umweltplan 
definiert vielfach langfristig zu erreichende Ziele, 
legt aber auch die Dringlichkeit der dazu erforder­
lichen Maßnahmen fest. Um die vorgegebenen 
Ziele auch tatsächlich innerhalb der festgeschrie­
benen Zeithorizonte zu erreichen, sind in zahlrei­
chen Bereichen sofortige erste Umsetzungsschrit­
te der einzelnen Maßnahmenpakete erforderlich. 
Um nachhaltige Entwicklung langfristig zu ge­
währleisten, ist Handlungsbedarf auf allen gesell­
schaftlichen Ebenen geboten, da nur auf diese 
Weise ein Prozeß der stetigen Veränderung in 
Gang gesetzt werden kann. 

Der Nationale Umweltplan ist nicht nur ein erster 
Schritt für Österreich, sondern definiert unter Be­
achtung regionaler, nationaler und europäischen 
Politiken, Normen und Initiativen langfristig orien­
tierte Zielsetzungen und Standards, die eine um­
weltgerechte Entwicklung und den dazu erforder­
lichen Strukturwandel einleiten. Im Dialog der um­
welt politischen Akteure und Zielgruppen sind nun­
mehr die konkreten Aktionspläne und Instrumente 
zur Realisierung der im Nationalen Umweltplan 
vorgeschlagenen Maßnahmen auszuarbeiten. 

4.1. Zielgruppen und Implementierung 

4.1 .1 . Sektoren 

Die Proponenten der einzelnen ökonomischen 
Sektoren sind Hauptadressaten des Maßnahmen­
katalogs im Nationalen Umweltplan. Sie sind auf­
gerufen, aktiv und im Dialog mit Politik und Ver­
waltung an der Umsetzung des Maßnahmenkata­
logs mitzuwirken, um zu gewährleisten, daß 
Österreich seine originäre nationale Verantwor­
tung für eine nachhaltige Entwicklung im europäi­
schen und globalen Kontext wahrnimmt. 

Die Einbindung aller für die Umsetzung und Zieler­
füllung relevanten Institutionen in die Planungspha­
se und Erarbeitung des Nationalen Umweltplans 
geWährleistet die umfassende Bereitschaft zur In­
angriffnahme jener Maßnahmen, die Regelungsbe­
darf implizieren. Darüber hinaus bedarf die Umset­
zung zahlreicher Zielvorgaben wesentlich der 
Eigeninitiative der jeweiligen Akteure. Diese Initiati­
ven sind daher im Umsetzungsprozeß zu unter­
stützen. 

--, 

- 315-

Die Arbeitskreise, in denen die sektoralen Maßnah­
men konsensual erarbeitet wurden, werden auch 
die Umsetzungsphase, in der die Integration der 
Zielsetzungen des Nationalen Umweltplans in alle 
sektoralen Politiken angestrebt wird, begleiten und 
unterstützen. Sie sind aufgerufen, Arbeitsprogram­
me für die einzelnen sektoralen Bereiche und deren 
Zielgruppen zu entwickeln, die auf die Vorbereitung 
der Umsetzung des Nationalen Umweltplans durch 
die jeweils zuständigen Institutionen bzw. die rele­
vanten Akteure abzielen. Desweiteren sollen sie die 
durch die Vollmitgliedschaft Österreichs bei der EU 
notwendigen Adaptionen des Nationalen Umwelt­
plans vornehmen und den für die Weiterentwick­
lung der gemeinschaftlichen Umweltpolitik in Rich­
tung Nachhaltigkeit erforderlichen Beitrag Öster­
reichs vorbereiten und mitgestalten. 

Die Umsetzung der sektoral orientierten Maßnah­
men muß sowohl auf Makro- als auch auf Meso­
und Mikroebene der Sektoren erfolgen. Sie bedarf 
daher eines umfassenden Ansatzes, der die Inter­
dependenzen der Sektoren sowie der Umset­
zungsebenen berücksichtigt. Gleichzeitig ist eine 
Koordination der Umsetzung erforderlich, die eine 
synergistische Realisierung der sekt oralen Maß­
nahmen gewährleistet. Diese begleitende Koordi­
nation der Implementierung ist analog zur Pla­
nungsphase auch weiterhin dem Nationalen Ko­
mitee zu übertragen, dem unter Vorsitz der Bun­
desministerin für Umwelt, Jugend und Familie Ver­
treter aller berührten Ressorts, der Bundesländer 
und der Interessensvertretungen angehören. 

4.1.2. Regionen 

So wie die langfristige umweltpolitische Strategie 
Österreichs trachtet, die globalen Leitlinien der 
Agenda 21 und im europäischen Kontext jene des 
gemeinschaftlichen umweltpolitischen Aktions­
programmes der EU für eine nachhaltige Entwick­
lung auf nationaler Ebene umzusetzen, bedarf es 
im Sinne des Subsidaritätsprinzips komplementär 
zum NUP Inititiativen auf regionaler und lokaler 
Ebene, die die Ziele und Maßnahmen des NUP in 
Hinblick auf die jeweils regionalen Erfordernisse 
und Problemstellungen umsetzen und weiterent­
wickeln. Die bereits laufenden Initiativen zur Ent­
wicklung regionaler Umweltpläne, sei es auf Län­
der-, Bezirks- oder Gemeindeebene werden 
nachdrücklich unterstützt. Da sie mit den sozialen 
und ökologischen Gegebenheiten am besten ver­
traut sind, sind sie besonders für die Durch­
führung der Maßnahmen und deren Kontrol le ge­
eignet. Zur Optimierung der Synergien zwischen 
den einzelnen regionalen Konzepten und Strategi­
en und dem Nationalen Umweltplan sowie zur Ab­
stimmung mit überregionalen Initiativen wie insbe­
sondere jenen auf EU-Ebene und im Rahmen des 
5. gemeinschaftlichen Umweltaktionsprogramms 
ist ein institutionalisierter Dialog anzustreben. 
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;:::F"III),lale Il l lllall\,cn fLJI (,i'le IlLlellllallllJe ErlLvick­
!lIIK) >,ClI11IPII dDf)1 I'Illl' cLlI 11 I ertolCjrelcl1 seill, vvelll-I 

elf?! CJCtl aqen \':E-erdCII. Sie 
l,j~;sC'n Siel I IIUI elclllokl atlscll uild 1111 Kllllsells 
(illlCllfllllrcll Nllcllhaltll;Jkclt kC1I111 Ilicht vermeinet 
/.! elliell D,lfIHIS PlCJIDI SIU I Hne '/JeserltllCi18 ele­
ITI()~",lllejJolllISclll; HeraustolcJC;llJllg eies LJtler­
()CI'KIS ll,I' N.1Cillldltlgkel1. Fs ~11t. III elell 
uml I emdelll CJf?()llJllete IllstlllltlClnen aufzlIlliluen, 
ell() dis MRekl1olPl1 pirlRl' IRglollalen 'lcwhl1cllllgen 

ejl(';'I(;11 kOllIleil. SIR sollell cI,8 Z,I­
S,IIIIIllRrlal'i.1f:lt z'illschell BIJlld Iill~j Lc1l1rlRrii SeYiile 
:':;/I:;lller- clP11 LClI'liern S1;1I I-\CI I. 

4.1.3. Öffentlichkeit 

r-JIC Offell,llcllkclt IJzw, (Im.cJI() Bur~Jel,1I1 IS1 eille 
zeillrule Zielljlllfli le des Nallollalen Umweltplans 
UIIIIl selll HdllClelll L1ncl seil' VRl'llalten Ist clf'r eln­
ZFllm' 111 vleifcle!l()1 Welse tUI cll(; Umwelt uml Illren 
!i'lIIl)fllstlgell Sel1l,t7 clll'c)k: vuontvJol'tllCll Als 
KOIIslll11el11, Verke,11rsteilllefll11(;1' oeJel' LetLtver-
1)I',1I1<:ller VI)ll EII(-?rglecJlellstlelstllllgel1 kCillll eier 
CllllCI' IR ,I,IIT!', ,1'II'iJeiHJiCowIllltE-;S Verlld,tell clnen 
\f:cos!-;l'tllCfliCoI1 BFJltrag flll PIIIC I-achhaltlgc Ellt­

IliColerl!. 

Es \/JI'cl dahlc:' ',eil" zcntraler Beclc'"tUrl~l sein 111 der 
OtfCI1tllchkclt UdS Dewul~U;(?lll IIITI die NotwF'llellg­
kClt ,"1I1W Iieichll:11tlgell Lntwlci<lul'g Osten'elchs 
Iliiel eier CI,lIl1lt verlJunclenell Urnstellungel1 Ilrld 
Anl()ldRIlJlKjEm clll das 111CliVIClLlUIlo Hc1llclelll ILI för­
eleIlI. Dazu I:,t CI11C aktl\j() Illfuimatiollsclibeit und 
Pli lU okolu~JI'icrle Bildurlljsoffcnslve crforelpl'llch, 
,IIP L'lll ','iE'SClltliCllCS E CIll(;I1: elel' UmsetzullCj eies 
Natlollalell Ul1lweltplans Olll stellen wlle! Die öster­
Inicillschen LlllrCjer sollen aber nlcllt IllH Llher die 
[eie III'd Iv13I i nC1I'I11er eies N,jp IJrellest 1I1fo"l11lert 
'!Ieleieil, somlelll 11111 dipsiCor Illtort'latiorl soll 3ueh 
Icnu PIOZlc:ß Illllllert [)lW, cl\ltel­
\.;tlltLI werdPll, cJm Betroftc,me zu Akteuicil macht 
Ill1el elen ÜbHrclC1llq zu eltlel1l 11dcf1llall1Cjell Gesell­
\iCilClfts- uncl vVlrtschaftsrll()clell CjelNallrlcOistet 

F::111 'IllcntlCjcl Partller IIll Hlllbllck auf Illlormiltlon, 
BewlII3tscIIlstJildllllCj ullei Vedlaitensailderuilg in 
(10'- Offentlll:'lkeit Sind Urn'Neltschu;zorqalllsatlo­
r1el1 I)zw, Nlcht-ReglerUl1Cjsorganlsatlonell, eile 
\erst,111<1 als Merlli1tmell eier Ziele l.ml Mallllarl­
ll1en Rlner 11ClClllldltigeil El1twlcklurlg fUllCjleren 
k011ll1E-l11. Dlc; stratecjischiCo KooperatlOil Illit dlosen 
OI'lji1 11IsatICll1tc'1 sod ausge!Jaul. vertl8ff und ITIlt 
qePlcll1eten Mitteln unterstlltzt wcreJCl1. 

4.1.4. Integration der Jugend 

Als IIlstrumcI1t der langfllstlCjen PlanunCj hilI der 
Nationale Umwelt plan aucll elell Charakter (JllleS 
C3erleratloll8rlVertrcirJs - er hat eJementspredlpnd 
ducll elen VorsteiluI1CJel1 V\!unscf1ell unel ZIelei: der 
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JUIjCI'cl dis kunilcJc Bet'offene eier letz: \,orcJf?110i1' 
meilen WClchoilstcrluIllJ8n CjOICc:t'lt ZII weITI,;!1 DIP 
Dofl11ltlol1 (lw eillei "eXSClICjeOrlel", en;l' 
ulllwelt[lolillSCflell StrdteCjie Ilat cl"ller auel1 cll(; 
Perspektiven elel Ileliligen JI{lencllichen 711 illte 
gllerell, 11111 VOl'solge 11IC:llt 1'11.' 1111 HI'IDlc", ,1111 ellc' 
okoluglschen Sci11 ItZLIE.118 zu 1lllplemcntlerell. SOll­
delll SIE; vielmelll' ducll auf cliP kUllttlgerl AktelllU 
ausZildellllen uild (llesc von BetroffCllcll zu Mltlx;­
stll1l111ellLlcll und l-Ianciclndel1 mlfzuwortel' 

Der Auffl ag zur IIlLll1qllffnalllllc clRS Vorilc11)erb 
"Jugc;llCl- Uillweitplarl' IJUPi kOll1plelllen;ar ZIII 
EI'3r!JeiturlCj des Natlollalen Uillweitplans dlelllH 
dor Zieiselzunq, JU~JE-:lldIIClle llbe' clle okolocli 
scllen Grundlagen unel sozlookoilOll11Schel1 f~afl 

lllenlJecllllgungell 1I1l1weitpoilt ISc:lliCol Ents,:I'e, 
eiuncJsflllclung 7U Inforl 11 I iCorell , 1IIIIeii clle dell10kra 
tlepolltlsdlen Mecilailismen der KOlllprollllr3flll­
dUllg unel KOnSiCor1SbileiuIlg delr luleucn LIIlel rllllCI'1 
letztlich aueh eille echtc Partl!lpatioll im I--'rozeß 
der ElltscholdullrjsflllrlullCj zu clllloljllChen. 

Die ~lroßo Lalll eier tJerelts binnell eilles Jailres 1111 
JUP Prozerl engdglertell JUrJellClliCIlen bes:allqt 
das 110he Interesse mlf Selten Cler ,Jugencl[r:!lell 
all ulI1weltrelevalllen Aufgabellstelllillgell Illlt7llcli 
belten, lind deren Wllllsch E'r1tscfI')lclungsflllcJun 
gen IllIt7l1Cjestaltell. 

Der Dlalo!J der JUlJenclllcf,ei1 Illit elell Akteurul ciPI' 
sektoraieil Arbellsl)erclclle dcs Niltlollalell Um 
weltplal1s war !lc1turg(~lllaß (JeprblJl von ,llt8rs 
lIllel auch faehberelc!lsspellflscll IieterogPl 1elll 
VOlwlssen der lugelldllCil8n TiCorlllehlller, sodaß ellC 
PosItioneil des clUP alleil untf:rsclllccillel, st,-Hk 111 
eile Gestl1ltung CJPI Arbeitskreis ErldtJoric!ltc des 
NUP eingeflossen slnel uild 111 C]111Lelllell Belelcherl 
auel: Iloell kelnc ßerlickSICfltleJul1~J femden. Die 111 
Form eies JUP-ßuciles VOll clell JUClt)ncJllchel i1l1 
elell Nationalen Umwellplall forlllllller1ell WUllscr,e 
und Forderungen Inhaltlicher und prozer3haftcI 
Natur stiCollen einp eier Grundlagen fUI die Illtensl­
vlerullCj eies DlaloCjs 11111 dem NUP uncl die cJallllt 
VerrJIlIldellG Suche nach neuen KOlll111ullikatioils 
formen unel Modellen clm Partlzlpatloll dar, Sie bll 
den glelcllzeitig aucll die Basis fLir elle ol'lCJlncire 
VVelterentw'eklullU des JUl;Jend- UIIl'!Jel~jJlans 

Die IcJentlflkatlon lier JUCJenelllcllell illit del1' Jll­
gellCl-Umweltplan Ist durch die Ulller-stLJtZllllS-J ollf 
facilllcll-kogniliver EIJiCollR une] Iin Bereich der so 
zlalell Illteraktion 7U starken, Ili beldGll BerelCI1GIl 
beelarf es eier Uberwlncluilg der Arlonyrllltot Zlmtll­
cher 111Slilutioneii C'lurch die perSOllllclle BezuCjs­
eberle zu Proponenteil! Akteureil (jes NUP, um 
das AnCjebot zur MltarlJelt unel Mlt~JeslaltulKJ Zll 
attraktlvleroll, 

Faclll)ereichsspozlfische WIssensdefizIte fur die 
FortfllhrullcJ dei AuseindnderselzLlnCj mit elel' 111-
halten des NUP Sind durcfl elle AusarbeituI1Cj von 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)316 von 324

www.parlament.gv.at



didaktischen Unterlagen zu eillzeinen Tilemenbe­
reichen des NatlonZllen Uillweitplans - die fur die 
Berelclle Tounsmus. Ellergie. Landwirtschaft be­
reits erfolgte - ulKI geilereil durcll vertieften Unter­
licht über die GestZlltung eines mit dem Konzept 
der Nachllaltlgkelt zu verelnbZlrenden Lebensstils 
zu vernngern. 

Auf der außerscllulischen Ebelle sind kLJIlftlg auch 
In derl BUlldeslallClern facllspezlflsche Semillare 
uild Verailstcl1tuI1gen zu einzeilleil Themenberel­
c:llen des NUP ciurcilzufuillell. Das JUP-BLlro des 
Umweltressorts UIlCJ dClS Informationsforum .. JUP­
Info" sind weltorzuflü1ren und durch geeigrlete zu­
sätzliche Komll1unlkatlonsmedlen zu ergänzen. 

Die angebotelle Hilfestellung Ist schließlich kelnes­
fCllls auf dell Berelcll der fachlicheIl Wissensauf­
bereltullg umJ -verllllttlul'g zu bescllranken. Die 
Erfahrungen aus dei 1. Phase des JUP-Prozesses 
Leigen, daß die Jugelldllchen altersspezIfisch be­
dingt nur In genn~Jem AusmClrl lllJer Jene organi­
satorischen unel kOllllllUnikatlclIlsrelevclllten Fer­
t�gkeiten veliuQel1. die fur dell MelllllllQsblldungs­
prozeß untereinander ulld die DISkliSSIOll mit den 
Akteuren des NUP ganz wesentliche Instrumente 
darstellen. Durcl1 eine kompeteilte Vermittlung so­
Zialer Tecllnlken In Bereichen wie SelbstorQanlsa­
tlon, KOlllmunlkatlonsverhaltell. Qruppendynallli­
sche Prozesse elel Entscheldungsflr1dung und 
Pmsentatlcns:ormen sollen elle Jugendlichen Teil­
nehmer am JUP in die Lage versetzt werden, die 
Im Zuge der Implementierung und Evaluation zu 
intensivierende Diskussion mit dell Akteuren des 
NUP IllCht im Rallmen eines hierarchisch-auto­
rrteiren Systems tllhren zu m(lsseI1, sondern in ei­
Ilem offenen ullel partnerschaft lichen DaloQ ent­
wlckelll zu kOllllell. 

Es ist absclllleßenel festzullalterl, daß der Erfolg 
der Initiative JUP an der Bereltscllaft aller Akteure 
des NUP zu messen sein Wird, umweltenQagierte 
JUQendllclle 111 die Planung Ihrer Zukunft zu Inte­
grieren. was 7welfelsohne aucll einen Lernprozeß 
1111 Rahmeil eies Nationalen Umweltplan erfordert 

4.2. Evaluation und Fortschreibung 

Der vorliegende Nationale Umweltplclll und seine 
Implementierullg slm! Bekenntnis und Programm 
fl.lr die systematlscller1 und konsensualen RealiSie­
rung einer nachhaltlQen EntwlcklunQ Osterreichs. 
Die dazu letztendlich notwendlQen ÄnderunQen 
soziookonomiscllel und politisch -Institutioneller 
Prozesse und Strukturen lassen sich nicht billi1ell 
wenlQer Jahre realiSieren. Die Dramatik globaler 
wie auch reglollaler okosystemarer BelastunQen 
und die arl naturlldle und QeoQene Grenzen 
stoßende VerfuQbarkelt der stofflichen und ener­
getischen Ressourcen machen es erforderlich, 
das die QruncJleQellden Veränderlillgen innerhalb 
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eines Zeitraums von 20 tJis 25 Jahreil abge 
schlossen sein IllLISsen. Dies setzt die Bereit· 
schaft voraus, umfassende AndelunCjel1 Im Qesell­
scllattl!cl1ell ulld IndIvIduelleil Halldein heute zu 
Initiiereil. Dabei ISt In Kauf zu 11elll11en, daß auf­
grund eies Vielfach noch unzureichenden WIS 
senstands die anzustrebenden Umweltqualitäts 
standards lind die korrespolldlemndell Illstrll­
mente lIl1d Mal3nallmen nicht elefinltlv festge­
schrrebell werden konnen, sondern eine s:etlge 
AnpassunQ all neue Erkenntilisse 11otwelldl~1 selll 
Wird. 

Der UberQanCj zu einer nacllhaltlrjen EI1tWICklullQ 
ISt ein dYllar11lsciler Prozeß, der Rllckkopplungs , 
Adaptlons- ulld Aktuallslerullgsll1ecilanlsmen tJe 
darf. Daller v'/lid uneJ muß die EV81ul8lung der Ef­
fektlvltat der Maßnahmen des Natlollalen Umwelt­
plans lIllt81 Berucksichtlgung eier SOZialen unel 
wlrtscllattlicllen AUSWirkungen Ihler UlllsetzullQ 
laufend cJurcllgeführt und steindlQ weiterentWickelt 
werden. DarLlber hinaus ISt die Aktualltat dei" 11il­
turwlssenscl1aftllcllen und sozl00koilOll1lscileii 
EntscheieluI1CjsQrundiagen der lilllQfrrstlgell UITI­
weltpolltlscl1ell Pianuilg In l"egellllal3lgell Abstal 1-

den krrtlscll zu mufen und neue ElltwlcklllllQell 
ulld Erkenntnisse umgehend zu beruckslclltlgell. 

In die Foriscl1rebung des NUP sind sclllleßllch 
aucll blsller nlcllt behandelte okologlsche Pro­
blember"elche und ZlelQroßen zu Inte~Jrrerell 

4.2.1. Bewertung der Effektivität der Umset­
zung 

Die Wirksamkeit der Maßnahmen sowie die Ollil­
Iitat ulld Frrstlgkelt der Umsetzun~l eles Maßlklh­
menkataloQs wlr,j Insbesondere allhand dei Ellt­
wlcklullCj eies Zustands unserer Umwelt zu ulJel­
prufen und zu bewerten seill. Der perrodlsch dem 
osterrelcilischen Parlament vorzuleQende LJm­
weltkontrollberrcht Wird fLlr die BeuliellunQ elel 
langfllstlQen Umweltquallteit unel somit aucll tur 
die BRWPlillllQ eier EffektlvItat eJer 11'1 NatlollClIRrl 
Umwelt plan festQeleQten Mal311allmen ein WR­
sentllcllPS Instrument darstellen. 

ZusätzIICl1 LUI Kontrolle und Reweriung auf Basis 
der okosysternarel1 und stofflicheil Illdikatoren der 
Uillweitqualltat ISt für die Beobaclltung einei" Ellt­
wlcklullQ hlll 7ur NachhaltlQkelt das Monltonn~J VOll 
Matenal UIlC1 Guterstromen aus einer okoloQI­
schen Perspektive heraus PliorclerllCIl. Dies des 
halb, da I11Cllt nur die bislang dOlllllllerende qll3lili1-
tlve Komponente von Materralstromen - d.h. Emls­
Slonerl und Abfalle - die In die LJmwelt elnQelxacllt 
werden. sondern auch der quantitative Aspekt eies 
Qesamten Materialdurchsatzes des osterreIchI­
schen Wirtschaftssysteills fLlr eine nachl1altige Ellt­
WICklung von Rssentieller Bedeutllng 1St. 

III-55 der Beilagen XX. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 317 von 324

www.parlament.gv.at



Bereits heute zeigt sich bei der Analyse der zeitli­
chen EntwIcklung der Material- und Guterstrome 
in Osterreich. daß eine partielle Entkopplung von 
WIrtschaftswachstum und Ressourceneinsatz 
stattfindet. Dennoch steigt der Matenaldurchsatz 
In absoluten Zahlen kontinuierlich an. Die ver­
stärkte Entkopplung von Ressourceneinsatz und 
WIrtschaftswachstum. die auch in eine langfnsti­
gen Reduktion des Matenaldurchsatzes an sich 
mundet. Ist eine zentrale Voraussetzung fur eine 
nachhaltige EntwIcklung Osterreichs. Die bereits 
jetzt sichtbare Entkopplung, die die Steigerung 
von Wohlstand und Lebensqualität nicht unmittel­
bar an die quantitative Zunahme des Material­
durchsatzes unabhängig macht, wird durch die 
Umsetzung des Maßnahmenkatalogs des Natio­
nalen Umweltplans verstärkt. Um diesbezügliche 
Veranderungen und Trends feststellen und Erfolge 
quantifizieren zu können. Ist ein kontinuierliches 
Monltonng der österreich Ischen Matenal- und Gü­
terströme zu entwickeln. Deren Dokumentation 
wird einen wesentlichen Bestandteil für die Be­
wertung der Effektivität der Umsetzung des Maß­
nahmenkatalogs des Nationalen Umweltplans bil­
den. 

4.2.2. Institutionelle Aspekte 

Der Nationale Umweltplan intendiert die Integrati­
on langfristiger umweltpolitischer Ziele und der zur 
ZIelerreichung notwendigen Strategien in alle Poli­
tik-, Wlrtschafts- und Gesellschaftsbereiche. Die 
Umsetzung erfordert das Zusammenwirken einer 
Vielzahl unterschiedlicher Akteure auf nationaler. 
regionaler, lokaler oder sektoraler Ebene. Die Um­
setzung beschrankt sich keinesfalls auf den Kom­
petenzbereich des Bundes und der sachlich je­
weils zuständigen Ressorts, sie erfordert Initiati­
ven auf europäischer Ebene, wie auch Im Zustän­
digkeitsbereich der Länder und der Kommunen. 
Die Evaluation der Umsetzung hat dementspre­
ched auf Basis einer Benchterstattung durch die 
kompetenzrechtlich bzw. sachlich zuständigen 
Stellen und Akteure zu erfolgen. Diese Berichter­
stattung soll nicht nur die Umsetzung von konkre­
ten, Im Maßnahmenkatalog des Nationalen Um­
weltplans angeführten Maßnahmen, sondern 
auch das Ausmaß der Integration der grundlegen­
den Ziele des Nationalen Umweltplans in die je­
weilige Politik bzw Programme und Pläne umfas­
sen. Die erste Berichterstattung soll Innerhalb ei­
nes Zeitraums von zwei Jahren nach Veröffentli­
chung des Nationalen Umweltplans derart erfol­
gen, daß einzelne Berichte durch die Jeweils zu­
ständigen Institutionen in das die Umsetzung des 
Plans begleitende Nationale Komitee eingebracht 
werden. 

Das Umweltbundesamt wird im Rahmen seiner 
gesetzlichen Aufgabensteilungen ebenfalls eine 
Evalulerung der Umsetzung der Ziele des Natio-
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nalen Umweltplans durchführen und diese Bewer­
tung Im Umweltkontrollbericht (Bencht des Bun­
desministers fur Umwelt an den Nationalrat 
gemäß § 14 (2) Bundesgesetz über die Unw/elt­
kontrolle) vorlegen. 

Da der Ubergang zu einer nachhaltigen Entwick­
lung In Österreich neben der ökologischen auch 
eine wirtschaftllc'le und soziale DimenSion hat, Ist 
der Beirat für Wlrtschafts- und Sozialfragen auf­
gerufen, die ökonomischen und sozialen AUSWir­
kungen der Implementierung des Nationalen Um­
weltplans zu begutachten. Das Gutachten des 
Beirats ist ebenfalls dem Nationalen Komitee zur 
Kenntnis zu bringen und stellt eine weitere Grund­
lage für die Fortschreibung des Nationalen Um­
weltplans dar. 

Die Evaluation und Fortschreibung des Nationalen 
Umweltplans hat unter Berücksichtigung neuer 
umweltwissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Grundlagen zu erfolgen. Das Bundesministerium 
für Umwelt wird zu diesem Zweck eine Sachver­
ständigenkommission mit dem Auftrag betrauen. 
die im Nationalen Umwelt plan festgeschnebenen 
Umweltqualitätsziele zu überprüfen. sowie die 
ökologischen Effekte der Implementierung des 
Nationalen Umweltplans zu bewerten, und gege­
benenfalls Vorschläge für eine hinsichtlich der 
Zielerreichung verbesserte Strategie vorzulegen. 

Ausgehend von den Ergebnissen der Evaluation 
sowie unter Berücksichtigung neuer umweltwIs­
senschaftlicher Erkenntnisse wird sodann von den 
bereichsspezifischen Arbeitskreisen die Überar -
beltung, Aktuallslerung, Erweiterung und Fort­
schreibung des Nationalen Umwelt plans Insbe­
sondere hinsichtlich der dann definierten Ziele und 
Maßnahmen In Angriff genommen. Die Überarbei­
tung des Nationalen Umweltplans Wird einen Zeit­
raum von etwa 2 Jahren erfordern. Die Fortschrei­
bung des NUP ist sodann von der BundesmInI­
stenn für Umwelt Im Wege des Nationalen Komi­
tees der österreichischen BundesreQlerung zur 
Beschlußfassung vorzulegen. 
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Kapitel 5 
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Konklusionen 

5.1. Zusammenfassung und 
Perspektiven 

5.2. Schlußbemerkungen 
und Ausblick 
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5. Konklusionen 

5.1. Nationale und internationale Perspektiven 

Weltweit hat sich die Auffassung durchgesetzt, 
daß alle Gesellschaften und Staaten einen spezifi­
schen Beitrag zur Veränderung ihrer Entwicklung 
in Richtung Nachhaltigkeit leisten müssen. Auch 
wenn der Begriff des "sustainable development" 
international noch zum Teil kontroversiell diskutiert 
wird und eine eindeutige Operationalisierung noch 
nicht vorgenommen werden kann, so hat doch 
der im Jahr 1987 erschienene "Brundtland-Re­
port" die Notwendigkeit einer weltweiten Strategie 
der nachhaltigen Entwicklung in den Mittelpunkt 
seiner Empfehlungen gestellt. Anläßlich der Rio­
Konferenz 1992 wurde von allen teilnehmenden 
Staaten das Ziel der aufrechterhalt baren Entwick­
lung anerkannt und dessen Umsetzung im Rah­
men nationalstaatlicher Strategien und internatio­
naler Kooperation gefordert. 

In ihrem 5. Umwelt-Aktionsprogramm hat sich 
auch die Europäische Gemeinschaft dazu be­
kannt, das traditionelle Wachstumsmodell der Ge­
meinschaft in Richtung hin auf eine dauerhafte 
und umweltgerechte Entwicklung zu verändern. In 
Übereinstimmung mit der Erklärung des Europäi­
schen Rates über die "Notwendigkeit des 
Schutzes der Umwelt" beruhen die Leitlinien des 
Programms auf einem vorbeugenden Ansatz und 
auf dem Prinzip der gemeinsamen Verantwortung. 
Auch Österreich anerkennt die Notwendigkeit, ei­
nen Beitrag zur globalen, regionalen und lokalen 
Nachhaltigkeit der lebenserhaltenden Ressourcen 
und ökologischen Systeme beizutragen. 

Der Begriff "nachhaltige Entwicklung" erfordert in 
diesem Zusammenhang Maßnahmen und Strate­
gien, die auf stetige wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung ausgerichtet sind, ohne daß die le­
benserhaltenden Ressourcen, von denen 
menschliches Überleben abhängt, nachhaltig ge­
schädigt werden. Dies bedeutet u.a., daß 

• die Umwelt und ihre natürlichen Ressourcen als 
schützens- und bewahrenswert für eine auf­
rechterhaltbare und umweltgerechte Entwick­
lung anerkannt werden; 

• der Material- und Rohstofffluß über die gesamte 
Verarbeitungs- und Gebrauchsphase bis hin 
zum Abfall weitestgehend zyklisch verlaufen 
muß, Energie möglichst rationell eingesetzt und 
aus erneuerbaren Quellen bereitgestellt wird, 
und der Lebensstil vor allem in den Industriege­
sellschaften tiefgreifend verändert wird; 

• Nachhaltigkeit, um in Österreich erfolgreich im­
plementiert zu werden, die integrative und par-
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tizipative Umorientierung politischer, ökonomi­
scher und technologischer Zielsetzungen ver­
langt. Sie geht dabei weit über defensive Um­
weitschutzkonzepte hinaus und erlaubt eine 
langfristige Sicherung der Lebensgrundlagen; 

• Nachhaltigkeit eine wesentliche regionale Kom­
ponente besitzt. Daher kommt der Zusammen­
arbeit von Bundes- und Landesinstitutionen ei­
ne wichtige Rolle bei der Umsetzung des Natio­
nalen Umweltplans zu; 

• Nachhaltigkeit ein wichtiges Paradigma zu einer 
langfristigen Lösung der heute erkennbaren und 
immer drängenderen ökologischen, ökonomi­
schen und sozialen Probleme darstellt. 

Es ist offensichtlich, daß Nachhaltigkeit nicht kurz­
oder mittelfristig, sondern nur in einer langfristigen 
Perspektive erreicht werden kann. Der vorliegen­
de erste Nationale Umweltplan für Österreich soll­
te als wichtige Etappe einer notwendigen langfri­
stigen Strategie gesehen werden, die zur Bewah­
rung der Um- oder Mitwelt und zur Erhaltung bzw. 
Verbesserung der Lebensqualität der Menschen 
in Österreich führt und letztendlich der Mensch­
heit insgesamt dient. 

Der Nationale Umweltplan behandelt eine Reihe 
von übergreifenden sozio-ökonomischen und 
ökologischen Bereichen, wie das Verhältnis von 
Gesellschaft, Gemeinschaft und Individuum, Pro­
bleme des Ressourcenmanagements und des 
Verbrauchs- und Konsumverhaltens wie auch 
sektorale Problembereiche (Energie, Industrie, 
Verkehr und Transport, Landwirtschaft, Wald und 
Wasser, sowie Tourismus und Freizeit). Diese Liste 
ist nicht erschöpfend, sondern soll die wichtigsten 
Problembereiche darstellen, die für Naturzer­
störung und Umweltschäden ursächlich sind. Es 
sind dies auch zentrale Bereiche, in denen Maß­
nahmen am effektivsten gesetzt werden können, 
weil sie einen besonders starken Einfluß auf die 
Gestaltung der Umweltqualität insgesamt haben. 

Voraussetzung für die erfolgreiche Implementie­
rung des Programms ist eine breite gesellschaftli­
che Akzeptanz für kommende ökologiegerechte 
Strukturveränderungen. Die Akzeptanz der Bevöl­
kerung wird dann gegeben sein, wenn konkrete 
Entscheidungen und Maßnahmen gemeinsam mit 
den Betroffenen erarbeitet und von den politisch 
nächst-zuständigen Entscheidungsebenen durch­
geführt werden. Diese haben neben den politi­
schen Kompetenzen auch das Wissen um die re­
gional spezifischen Probleme und eine entspre­
chende Nähe zu den Akteuren der Umsetzung 
von Problemlösungsstrategien. Eine erfolgreiche 
Umsetzung des NUP ist nur dann gewährleistet, 
wenn umfassende Konzepte für Strategien der 
Nachhaltigkeit in allen Bundesländern ausgearbei­
tet werden. Zudem sollen KontaktsteIlen zwi-
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schen Bund und UJIldem, aber auch den LmlCleril 
untereirander elnCJenclltet Werderl, Uill eille eff171-
ente Evalulerull<:j llrlcJ Welterel,twlcklul,g dei fLl' ei­
ne Strategie dei nacrillclltl<:jen EntwlCKlullg geeig­
neten Maßnallrllen lWcJ Ziele 711 gewal,rlelstell 

5.2. Schlußbemerkungen und Ausblick 

Der Übergang zu eilier glolxllen nachhaltigeil und 
umweltgerecl,ten Entwicklung Ist nicht vorl Ileute 
auf morgen zu verwlrkllCllefl, Der vorliegeneie ND­
tlonale Umweltplan fLlr Osterreich bemul,t sicl" 
Verhaltensanderungen eier Menschen unel elell 
Wandel VOll Strukturen LU ,Illtlleren, Er vel'SlIcrlt 
darüber hinaus, alle vveselltllchen Gruppen lInel 
Akteure dei' Gesellschaft. die offentllcl,ell GelJlets­
körperscl,aften, die Sozialpartner die Lar,der, In­
stitutionen, Umweltgruppen und letztllcll alle Bur­
ger auf den Weg zu nachhaltiger EntWicklung 7U 
begleiten, Der Nationale Uillweitplan Ist darauf 
ausgeriChtet. ZIelsetzlIngeil allgemeiner LlmJ spe­
Zieller Art, von deneil allzlillehillen 1St. dall sie In 
die Rlcl,tung von Nachha!tlgkelt fullren, zu erllp­
fehlen unel zu IJegrunelen, Die Zielvorgclbell slm1 
auch für einen mittelfristigeil Zeitraum zu erClrhel­
ten, um In Llberscl,aubaren zeltllcl,en Rahmeil 
qualitative Fortschntte zu erreicl,en, 

Die Ausarbeitung eines Nationalen Umweltplans 
für Österreich Welr eil, notwendiger erster Schntt, 
um die Diskussioll LJIJer eine nachha tlge lntwick­
lung zu Intenslvierell, Aber erst die Umset7l111g eier 
hier vorgeschlagellen Maßnahmen ulld Strategien 
Wird zeigeli, daß "sustalnable developmellt" eille 
Zukunftschance fLlr Osterrelcll darstellt. 
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